
Messer-Mord von Brokstedt
Von Matthias Nikolaidis

Die Abschiebung oder zumindest 
dauerhafte Inhaftierung von Ibrahim 
A. scheiterte an vielem. In Hamburg 
übersah man dschihadistische Aussa-
gen des Häftlings. Bitter ist das Ver-
sagen des BAMF, das immer weniger 
Mitarbeiter für die Überprüfung von 
Schutztiteln beschäftigt. Schuld ist 
eine Gesetzesnovelle der Ampel.

Seit dem Amoklauf von Brokstedt 
sind einige Wochen ins Land ge-
gangen. Der Täter steht natürlich 
fest, aber die Diskussion über die 
Ursprünge der Tat – ihre Genese 
– bewegt sich im Schneckentem-
po. Scheibchenweise kommt die 
Wahrheit heraus, und die ist nicht 
schmeichelhaft für den Rechtsstaat 
Deutschland. Schlamperei und Man-
gel an Kommunikation zwischen 
den Behörden säumen den Weg des 
2014 aus dem Gazastreifen eingereis-
ten Mannes. Das Behördenversagen 
zwischen den Ausländer- und Justiz-
ressorts von Schleswig-Holstein und 
Hamburg scheint in ständigem Fluss 
zu sein.

Der 33-jährige Messermörder Ib-
rahim A. könnte nun doch – obwohl 
es nach der Tat lauthals dementiert 
wurde – ein dschihadistisches Motiv 
gehabt haben. Einige Monate vor sei-
ner Entlassung sagte er zu Mitarbei-
tern der Hamburger Justizbehörde: 
„Es gibt nicht nur einen Anis Amri, es 
gibt mehrere, ich bin auch einer.“ Be-
achtlich ist: Er machte nicht nur eine 
Aussage über sich selbst, sondern auch 
über weitere Schläfer, die wie er auf 
den Moment zum Zuschlagen war-
ten. Schon damals saß A. wegen einer 
Messertat in Untersuchungshaft, war 
eigentlich zu einem guten Jahr verur-
teilt worden.

Auch vor sich hingestammelt habe 
Ibrahim A. etwas: „Großes Auto, Ber-
lin, das ist die Wahrheit.“ Einem ande-
ren Gefängniswärter drohte er an, dass 
dieser auch „unter die Reifen“ kommen 
könnte. Ein mehr als zwiespältiges Ver-
hältnis des Mannes zum Land seines 
Aufenthalts wird deutlich. Wer sich 
mit einer so gescheiterten Figur wie 
Anis Amri, dem Attentäter vom Ber-
liner Breitscheidplatz, vergleicht, wird 
für jeden Laien als Gefährder erkenn-
bar. Und tatsächlich gleichen sich die 
beiden Taten in einer Hinsicht: durch 
das So-viele-Opfer-wie-möglich. Amri 
hatte 2016 auf einem Berliner Weih-
nachtsmarkt 13 Menschen getötet und 
67 verletzt.

Dass auch ein Attentat, bei dem ei-
ner messerstechend und mordend 
durch einen ganzen RE zieht, den Hass 
auf die gesamte Umgebung deutlich 

macht, versteht sich von selbst. Diesen 
Hass auf seine Umwelt hatte Ibrahim 
A. schon in seiner älteren Vorgeschich-
te unablässig gezeigt, ob gegenüber 
Deutschen oder anderen Migranten.

Grünen-Senatorin verschwieg 
dschihadistisches Motiv
Das Behördenversagen in Hamburg 
und Schleswig-Holstein ist tatsäch-
lich monumental: Der Psychiater, der 
einen Tag vor der Haftentlassung fest-
stellte, dass weder Selbst- noch Fremd-
gefährdung von Ibrahim A. ausgehe, 
wusste angeblich nicht, dass eine Ent-
lassung anstand.

Das Hamburger Justizwesen infor-
mierte die Kieler Ausländerbehörde 
vier Monate nicht über die Haft in 
der JVA Billwerder, wobei hier noch 
immer keine Klarheit herrscht. Die 
Kieler Integrationsministerin Amina-
ta Touré (Grüne) machte der Ham-
burger Justizsenatorin Anna Gallina 
(auch Grüne) deswegen Vorwürfe. Die 
verteidigte sich, die Kieler Ausländer-
behörde sei nicht erreichbar gewesen. 
Kiel beharrte, das erste Schreiben aus 
Hamburg sei am 4. Mai 2022 ange-
kommen.

Dann verschwieg Anna Gallina auch 
die dschihadistischen Äußerungen des 
Häftlings gegenüber der Hamburger 
Bürgerschaft, was ihr Rücktrittsfor-
derungen vom CDU-Fraktionschef 
Dennis Thering einbrachte: „Wenn es 
sich bewahrheitet, dass Ibrahim A. in 
der Haft mit Attentaten drohen konnte 
und trotzdem ohne Konsequenzen auf 
freien Fuß gesetzt wurde, wird Justiz-
senatorin Gallina nun endgültig nicht 
mehr zu halten sein.“

Auch staatenlos war A. wohl 
nur durch Selbstidentifikation
Zudem wurde gesagt, dass A. wegen 
seiner Staatenlosigkeit nicht abgescho-
ben werden kann. Ibrahim A, hatte sich 
selbst zum Staatenlosen erklärt – gleich-
sam in einem vorweggenommenen 
„Selbstbestimmungsgesetz“. Ähnlich 
wie das neue Gesetz zur geschlechtli-
chen Selbstbestimmung (das nun we-
gen des heiklen Themas Frauensauna 
auf Eis liegt) funktioniert das deutsche 
Asylrecht schon lange: Die Antragstel-
ler dürfen behaupten, was sie wollen.

Der deutsche Staat und die Behörden 
sind in der Pflicht nachzuweisen, dass 
es sich nicht so verhält. Einen Asylan-
trag stellt man am besten als staatenlo-
ser „Syrer“ mit Migrationshintergrund 
aus dem Libanon, der Türkei oder „Pa-
lästina“. Dann ist, wo nicht die Annah-
me des Antrags, so doch der Verbleib 
in Deutschland unter diversen Schutz-
titeln oder Duldungsmodi garantiert. 
Toleranz ist eine Tugend, Geduld 
ebenso, aber „nichts zu sehr“, „alles mit 
Maß“, wie es eine alte Weisheit sagt.

Beim Täter von Brokstedt gibt es 
nun auch offiziell Zweifel an der Staa-
tenlosigkeit. Die schleswig-holsteini-
sche Integrationsministerin Aminata 
Touré (Grüne) sagte am Mittwoch im 
Innenausschuss des Kieler Landtags: 
„Der Beschuldigte hat eine ungeklärte 
Staatsangehörigkeit.“ Er hat sie also, nur 
wir kennen sie nicht. Das Bundesamt 
für Migration und Flüchtlinge (Bamf) 
bestätigte, nichts bestätigt zu haben, 
jedenfalls nicht die Staatenlosigkeit des 
„Palästinensers“.
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Liebe Leserinnen, liebe Leser!
„By the rivers of Babylon we sat and wept when 
we remembered Zion…“ 

Diese Zeile ist nicht etwa von Boney M., was man 
gern glauben möchte, wenn man den großen Er-
folg betrachtet, den die Pop-Gruppe mit diesem 
Ohrwurm seinerzeit hatte.  Mit diesen Worten be-
ginnt vielmehr der dem jüdischen Propheten Jere-
mia zugeschriebene jüdische Psalm 137. 

„Wenn ich dich je vergesse, Jerusalem, dann 
soll mir die rechte Hand verdorren. Die Zunge 
soll mir am Gaumen kleben, wenn ich an dich 
nicht mehr denke, wenn ich Jerusalem nicht zu 
meiner höchsten Freude erhebe.“

Diese jedem Juden vertraute Passage des ur-
alten Psalms beklagt den Verlust und die Zerstö-
rung der heiligen jüdischen Hauptstadt Jerusa-
lem durch den persischen König Nebukadnezar 
II im 6. Jahrhundert vor der christlichen Zeitrech-
nung.

Er ist Ausdruck für die Unterdrückung und die 
Not des aus Zion ins babylonische (persische) Exil 
verschleppten Volkes Israel. 

Das gerade begangene jüdische Purim selbst 
ist ein fröhliches Fest, das jedes Jahr aufs Neue 
der Freude über die Rettung der Juden vor ihrer 
physischen Vernichtung zur Zeit von König Xer-
xes (Ahashveros) im fernen Persischen Reich des 
ausklingenden 6. Jahrhunderts B.C. Ausdruck 
verleiht. 

Seinen Namen erhielt das Purim-Fest, weil Ha-
man, der Judenhasser und Staatsverweser des 
Königs Achashveros von Persien Lose ziehen 
ließ, um den Vernichtungstag der Juden zu be-
stimmen., der  -- so das Los -- auf den 13.ten Tag 
des jüdischen Monats Adar ( in diesem Jahr im 
März ) fallen sollte. 

In Folge der durch die Purim-Geschichte sym-
bolisierten Rettung erfolgte nach einem etwa 70 
Jahre währenden Exil in der Zeit des persischen 
Königs Cyrus die Repatriierung der Juden und 
der Wiederaufbau Jerusalems.
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Messer-Mord von Brokstedt: Monumentales  
Behördenversagen kostete zwei Menschenleben

Der 33-jährige Messermörder Ibrahim A. kam 2014 aus dem Gazastreifen nach Deutschland. In einem Regionalzug tötete er zwei 
junge Erwachsene und verletzte weitere Passagiere. Obwohl er bereits einschlägig straffällig geworden war, in der vorangegan-
genen Haft mit Attentaten gedroht hatte und sich bewundernd mit dem Islamisten Anis Amri verglich, der 2016 mit einem LKW 

auf einem Berliner Weihnachtsmarkt gerast war, 13 Menschen getötet und 67 verletzt hatte, wurde Ibrahim A. vorzeitig auf freien 
Fuß gesetzt. Das schreckliche Verbrechen hätte verhindert werden können, hätte das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 
(BAMF) den Entzug des subsidiären Schutzes durchgesetzt und den Attentäter rechtzeitig abgeschoben sowie bis dahin in Haft 

behalten. Doch der Vorgang blieb, wie es mittlerweile Usus ist, wahrscheinlich auch wegen der falschen Politisierung großer Teile 
unserer Behörden im dortigen ideologischen Verfahrenssumpf stecken. Ob der Grund für das eklatante Behördenversagen tat-

sächlich nur in der Unterbesetzung der Mitarbeiter zu sehen ist, darf getrost hinterfragt werden. (JR)  
In NRW war man Schlimmeres 
gewohnt
Zu schlechter Letzt erreichten den Atten-
täter auch die Schreiben des BAMF nicht, 
mit denen man ihn zum Widerruf seines 
subsidiären Schutzes befragen wollte. Der 
Entzug des Titels, der bereits im November 
2021 vom Bundesamt angestoßen worden 
war, blieb so im Behördensumpf stecken.

Die Ausländerbehörde im nordrhein-
westfälischen Euskirchen hatte das BAMF 
überhaupt nicht über die bis 2020 von A. 
begangenen Verbrechen informiert, darun-
ter zum Beispiel gefährliche Körperverlet-
zung. In Euskirchen war man ‚Strengeres‘ 
von den betreuten Migranten gewohnt und 
betrieb den Widerruf des Schutztitels gar 
nicht erst. Nach Ibrahim A.s Umzug nach 
Kiel holte die dortige Ausländerbehörde 
die Meldung nach. Allerdings vergingen 
zwei Monate, bis sich das BAMF um den 
Antrag kümmern konnte. Dazu kam es erst 
am 19. November 2021, wie die Welt (in ei-
nem Plus-Artikel) zusammengetragen hat.

Die folgenden vergeblichen Versuche 
des BAMF, A. in dieser Sache anzuhö-
ren, gehen auf das Konto der Hamburger 
Justizbehörde. Denn das BAMF kannte 
die aktuelle Adresse von A. schlichtweg 
nicht. Eigene Nachforschungen scheinen 
ausgeschlossen gewesen zu sein, da das 
BAMF durch das aktuelle Migrations-
geschehen gut ausgelastet ist. Aber auch 
nach dem 4. Mai 2022, als Kiel von der 
Haft in Hamburg erfuhr, scheint hier 
nichts passiert zu sein.

Tatsächlich hat das BAMF die Mitar-
beiter, die sich bis dahin um die Über-
prüfung und den eventuellen Entzug 
von Schutztiteln kümmerten, schon seit 
2020 stark ausgedünnt. Anfang 2020 wa-
ren laut Welt noch 830 Mitarbeiter mit 
Widerrufs- und Rücknahmeverfahren 
befasst, Anfang 2021 waren es noch 520 
und 2022 schließlich 202. Nun schreiben 
wir das Jahr 2023, und im Bundesamt ar-
beiten noch 112 Mitarbeiter an der Über-
prüfung der jahrein, jahraus vergebenen 

Schutztitel der Bundesrepublik Deutsch-
land.

Schlamperei hat zwei  
Menschenleben gekostet
Dass man heute angeblich nicht mehr Prü-
fer braucht, hat laut BAMF einen einfachen 
Grund: Die Ampel hat seit diesem 1. Januar 
die regelmäßige Widerrufsprüfung (Re-
gelüberprüfung) von Asyl- und anderen 
Schutztiteln ausgesetzt. Heute soll nur noch 
„anlassbezogen“ geprüft werden. Dass sich 
damit die Anzahl der Sachbearbeiter von 
einer einst mittleren dreistelligen Zahl auf 
nur noch etwas über hundert verringerte, 
lässt dennoch staunen. Und tatsächlich 
zeigt der Fall Ibrahim A. die Überlastung 
dieser 112 BAMF-Mitarbeiter deutlich auf.

Ein Zwischenfazit lautet: Früher war es 
mal wichtig, ob ein „Flüchtling“ seinen 
Schutztitel auch wirklich verdient hat. 
Heute geht es nicht mehr darum, sondern 
nur um die Frage, ob der Mann oder die 
Frau für die deutsche Wirtschaft verwert-

bar ist – und dabei nicht zu oft straffällig 
wird. Die Abschaffung der Regelüber-
prüfung kann man auch als Entlastung 
der Behörde sehen. Aber die Personalein-
sparungen, die man schon lange vor der 
Ampel-Novelle begonnen hatte (siehe die 
genannten Zahlen), sind dadurch offenbar 
nicht gerechtfertigt. Vielmehr müsste man 
das früher eingesetzte Personal erhalten 
oder sogar ausgebaut haben, um endlich 
allen Hinweisen der Ausländerbehörden 
rechtzeitig nachgehen zu können.

Im Fall Brokstedt hat die resultierende 
Schlamperei zwei junge Menschenleben 
gekostet. Die grausame Ironie ist: Ibra-
him A. war für seine vorletzte Messertat 
zu genau einem Jahr und einer Woche 
Haft verurteilt. Nach einem Jahr und 
sechs Tagen ermordete er Ann-Marie 
(17) und ihren Freund Danny (19) im Re-
gionalzug nach Hamburg.

Dieser Artikel erschien zuerst bei  
Tichys Einblick.

Abstruse Geschichtsverdrehung der 
Judenfeinde
Alle tradierten und neuen Feinde des jüdi-
schen Volkes, die heute mit zunehmender In-
tensität und immer abstruseren Geschichts-
verdrehungen den zwischenzeitlich auch 
auf Europa und andere Teile der westlichen 
Welt – und keinesfalls nur auf die Juden 
– übergeschlagenen als Migration daher-
kommenden Eroberungskurs des seit seiner 
Entstehung vor ca. 1.400 Jahren gewalttätig 
expansiven Islam unterstützen und den jüdi-
schen Ursprung sowie die jüdische Identität 
der ewigen jüdischen Hauptstadt Jerusalem 
leugnen, werden durch die untrennbar mit 
Jerusalem verbundenen Worte dieses lange 
vor der Geburt des Christentums und noch 
länger vor der Entstehung des Islam nieder-
geschriebenen Psalms Lügen gestraft.

Das belegt in eindrucksvoller Weise der 
Entstehungszeitraum der 150 Psalmen, 
die weitestgehend in nach-exilischer Zeit, 
jedenfalls nachweislich noch mehrere 
Jahrhunderte vor unserer Zeitrechnung 
entstanden sind und bereits damals die jü-
dische Identität Jerusalems als Hauptstadt 
des Königreichs der Juden zum Ausdruck 
brachten.

Einige Jahrhunderte später wurden die 
Juden Opfer der den gesamten Mittel-
meerraum umfassenden Expansion des 
übermächtigen Imperium Romanum. 
Nach einem missglückten Aufstand gegen 
die römische Besatzung und nur 70 Jahre 
nach der neuen Zeitrechnung sind die Ju-
den wieder – dieses Mal durch die Römer 
und für die schreckliche Dauer von nahezu 
zwei Jahrtausenden – ihrer Heimat beraubt 
worden. Auch sollte diesmal die Vertrei-
bung endgültig sein und die Erinnerung an 
das jüdische Königreich möglichst vollstän-
dig getilgt werden. Das Land der Juden be-
kam von den Römern die Bezeichnung Pa-

lästina. Sogar der Name Jerusalems wurde 
– wenn auch weniger beständig – von den 
Römern getilgt und die heilige Hauptstadt 
der Juden, in Aelia Capitolina umbenannt.

Staatsgründung Israels vor 75 Jahren
Erst in der Neuzeit konnten die Juden mit der 
Gründung des Staates Israel im Jahre 1948, 
die sich in diesem Jahr am 14. Mai zum 75. Mal 
jähren wird, besonders nach den unaussprech-
lichen Gräueln der von Nazi-Deutschland vor 
den Augen einer nahezu untätigen Welt ver-
übten Shoah mit 6 Millionen Morden an un-
schuldigen und wehrlosen jüdischen Kindern, 
Frauen und Männern ein weiteres Mal ein 
Wunder erfahren, das den Ereignissen von Pu-
rim vor über 2.500 Jahren keinesfalls nachsteht. 

Sehr zum Missfallen aller Feinde des jü-
dischen Volkes und aller seiner islamischen 
sowie besonders aller seiner grünen und 
linken Delegitimierer:  Israel, das sind 75 
Jahre einer konsistenten Erfolgsgeschichte 
eines demokratischen und prosperieren-
den Staates zum Wohle aller seiner Men-
schen gleich welchen Ursprungs. Selbst 
Muslime sehen, wenn sie frei sprechen 
können, Israel heute in der Führungsrolle 
im Kampf gegen die Tyrannei des Islam 
und den Dschihad.

Ungeachtet des unendlichen Leids und 
der grausamen Schicksalsschläge, die das 
jüdische Volk nach der ethnischen Säube-
rung und Vertreibung durch die Römer 
in den zwei Jahrtausenden der Diaspora, 
besonders aber in den schrecklichen 12 
Jahren des deutschen Nazireichs im letz-
ten Jahrhundert ertragen musste, konnten 
weder die jüdische Identität noch die Zu-
gehörigkeit der Juden zu dem jüdischen 
Stammland Judäa, Samaria und Galiläa zer-
stört werden.

Im Gegensatz zu der römischen Umbe-
nennung Jerusalems in Aelia Capitolina, 

die heute kaum noch jemand kennt oder 
mit der jüdischen Hauptstadt Jerusalem 
in Verbindung bringt, blieb die römische 
Namensgebung Palästina – trotz diverses-
ter Fremd-Besatzungen – auch nach arabi-
scher Usance als Synonym für die jüdische 
Identität erhalten und galt noch bis in die 
80er Jahre des letzten Jahrhunderts als un-
widersprochene historische Bezeichnung 
für das Land der Juden.

Palästina ist jüdisch
Die nur allzu gern besonders seitens der hie-
sigen und weltweiten linken Israel-Feinde 
verwendete Zuordnung des Begriffs Pa-
lästina zu einer in der Geschichte der Re-
gion zu keiner Zeit existierenden arabisch-
„palästinensischen“ Nation ist eine freie 
Geschichts-verfälschende Erfindung des 
ägyptischen Terroristenführers Jassir Arafat, 
die den Anspruch Israels auf sein historisches 
Kernland delegitimieren soll. 

Während Antisemiten auch im Deutsch-
land der Nachkriegszeit noch vor nicht all-
zu langer Zeit  „Juden ab nach Palästina“ 
gefordert haben, wurde diese Forderung 
in neuerer Zeit ganz im Sinne des Juden-
mörders und Terroristen Arafat besonders 
von grüner und linker Seite lauthals in „Ju-
den raus aus Palästina“ umfirmiert. 

Überhaupt sind Juden in diesem Lande 
und in Westeuropa – falls sie nicht dem 
gebotenen und wachsenden Trend folgen 
und auswandern – vor allem als Folge der 
Politik unseres grün-links-dominierten  
Regierungsbündnisses samt ihrer Claudia 
Roths und anderen Juden-aversen Islam-
Anbiederern dazu gezwungen, wieder 
unter zunehmendem, diesmal vor allem 
importierten, von grüner und linker Will-
fährigkeit begünstigtem islamischen Anti-
semitismus zu leben oder entwürdigendes 
Identitäts-Mimikry zu betreiben, um nicht 

als Juden aufzufallen und Opfer vor allem 
islamischer Pöbel- oder sogar Gewaltan-
griffe zu werden. 

Folgt man neben vielen anderen auch 
der Meinung des Juden und prominen-
ten französischen Philosophen Alain Fin-
kielkraut – so hätte trotz der keinesfalls zu 
leugnenden rechten Unappetitlichkeiten 
dieser Art der explosive Anstieg des Anti-
semitismus und der Gewalt gegen Juden 
in Deutschland und Westeuropa der Nach-
kriegszeit nicht annähernd diese Größen-
ordnung physischer Bedrohung erreicht, 
wenn uns die von allem gesunden Men-
schenverstand verlassene und in höchstem 
Maße verantwortungslose von der ehema-
ligen deutschen Kanzlerin initiierte Open-
Border-Politik für den Einlass atavistischer 
islamischer Rechtsverachtung, Gewaltbe-
reitschaft und aggressiven islamischen Ju-
denhasses erspart geblieben wäre. 

Judenhass im Islam sozialisiert
Zu der allgemeinen Rechtsverachtung 
kommt erschwerend für die Juden noch der 
aggressive und gewalttätige Antisemitismus 
vieler im Islam von Kindheit an zu tödlichem 
Judenhass sozialisierter Muslime. Nach An-
gaben der Bundesregierung steigt die Zahl 
der antisemitischen Vorfälle ungebremst an. 
Die Zahl der Gewalttaten hat sich fast ver-
doppelt. Daran haben weder die sogenann-
ten Antisemitismus-Beauftragten, deren 
Anliegen eher der Reinwaschung des Islam 
als dem Schutz der Juden zu gelten scheint, 
noch die ganz und gar peinliche Fürsprache 
der offiziellen jüdischen Vertretung für die 
entseelte Politik des neuen grün-dominier-
ten Ampel-Bündnisses.

Hinzu kommt, dass trotz aller anders-
lautenden Beteuerungen und trotz aller 
inhaltsleer für gute, weil tote Juden veran-
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Verbrenner-Verbot in der EU:  
Das Ende der freien Mobilität

Im EU-Parlament stimmte die versammelte Mannschaft der Grünen und Linken nahezu geschlossen für das 
Verbot von mit Benzin- und Dieselmotoren angetriebenen Autos. Den Mitarbeitern der wichtigsten Industrie 

Deutschlands werden damit Arbeitsplatz, Existenz und Mobilität weggenommen. Die Entscheidung ist ideolo-
gisch rücksichtslos und nicht annähernd durchdacht, denn es gibt nicht genügend elektrische Energie, sämtli-
che fast 50 Millionen Kraftfahrzeuge in Deutschland zu ersetzen. Im Klartext: Der Beschluss der in Wirklichkeit 
keinesfalls für Europa, sondern gegen Europa wirkenden EU bedeutet das Ende der freien Mobilität nicht nur 

in Deutschland, sondern in großen Teilen Westeuropas. (JR)
Von Holger Douglas /  

Tichys Einblick

In den 1970er und -80er Jahren gab 
es den Grafiker Klaus Staeck, der mit 
provokanten Plakaten Stimmung für 
die SPD machte und zum Bundestags-
wahlkampf 1972 auf ein Plakat ironisch 
schrieb: »Deutsche Arbeiter, die SPD 
will euch eure Villen im Tessin wegneh-
men!« Jetzt sind seit langem SPD, Linke 
und Grüne an der Macht und nehmen 
dem Arbeiter Arbeitsplatz, Existenz 
und Mobilität weg. Im EU-Parlament 
stimmte die versammelte Linke nahezu 
geschlossen für das künftige Verbot der 
Autos, die mit Benzin- und Dieselmoto-
ren angetrieben werden.

Mit 340 zu 279 Stimmen bei 21 Ent-
haltungen verabschiedeten sie den Be-
schluss, auf den sich Parlament und Län-
der im vergangenen Oktober geeinigt 
hatten. Das entspricht etwa der Links-
Rechts-Verteilung im EU-Parlament. Ab 
2035 sollen keine PKWs mehr neu zuge-
lassen werden dürfen, die CO2 aussto-
ßen. Zusätzlich sollen bis 2030 die Autos 
55 Prozent weniger CO2 ausstoßen dür-
fen als bisher. Ebenfalls ein Zeichen für 
die Realitätsferne – welcher Hersteller 
wird denn noch viel in die Entwicklung 
noch verbrauchsärmerer Motoren ste-
cken, wenn das Aus beschlossen ist?

Im Klartext bedeutet das: Bisherige 
Autos mit Benzin- oder Dieselmotor 
sollen ab 2035 nicht mehr zugelassen 
werden dürfen. Ab dann müssen alle neu 
zugelassenen Autos »null Emissionen« 
ausstoßen. Eine sogenannte „klimaneu-
tralisierte“ EU soll nur mit dem Elektro-
auto funktionieren. Denn Elektroautos 
rechnet die EU mit einem CO2-Ausstoß 
von 0 schön. Sie hat festgelegt, dass nur 
am Auspuff gemessen werden soll – das 
E-Auto hat keinen, also kommt nichts he-
raus. Dass der Auspuff nur am nächsten 
Kohlekraftwerk steht, entgeht dieser Lo-
gik. Die Herstellung der Autos selbst und 
die des notwendigen Stromes kalkuliert 
die EU ebenfalls nicht mit ein.

Bisher gilt das geplante Verbot für 
PKW und leichte Transporter, LKW 
sind nicht betroffen. Zu offensichtlich 
ist hier der Wahnwitz eines elektrischen 
Antriebes, wenn elektrische LKW solch 
schwere Batterien haben müssten, dass 
sie kaum noch Zuladung transportieren 
könnten.

Das Ende der freien Mobilität
Die sogenannte E-Mobilität ist eine Illusi-
on wie die Energiewende. Denn Elektro-
autos gibt es nicht genügend – ebensowe-
nig wie ‚umweltfreundliche‘ Batterien mit 
großer Reichweite, ausreichend Strom 
und eine Ladeinfrastruktur. Niemand 
weiß, woher der Strom für Industrie, 
Bahn und Privathaushalte kommen soll 
– und künftig dann auch für Millionen 
neuer Elektroautos.

Schon jetzt häufen sich Stromausfälle 
bedenklich; Kohle- und Kernkraftwerke 
werden unter grünem Jubel abgeschaltet. 
Klar ist nur, dass Sonne und Wind die 

notwendigen Mengen nicht liefern kön-
nen, bei Flaute und nachts schon gleich 
gar nicht. Es gibt nicht genügend elektri-
sche Energie, sämtliche fast 50 Millionen 
Kraftfahrzeuge in Deutschland zu erset-
zen. Im Klartext: Das bedeutet das Ende 
der freien Mobilität.

Die EU mit ausgerechnet einer deut-
schen Kommissionspräsidentin mit sehr 
zweifelhafter politischer Vergangenheit 
und dem niederländischen Sozialisten 
Frans Timmermans an der Seite will mit 
aller Gewalt das Auto verbannen. Diese 
Politik steht den Interessen der meisten 
Europäer entgegen. In Umfragen ant-
worten Mehrheiten, dass sie weiterhin 
Benziner und Diesel fahren wollen. Einen 
solchen Gegensatz zwischen dem Willen 
einiger weniger und dem überwiegenden 
Teil der Bevölkerung gab es wohl selten.

Die Autoindustrie kann dem Treiben 

mit Wohlgefallen zusehen. Die Chefs der 
Autohersteller saßen seinerzeit bei den 
Verhandlungen um Grenzwerte in Brüs-
sel mit dabei wie Daimler-Chef Zetsche – 
und sagten nichts zu den Plänen. Sie kri-
tisierten noch nicht einmal mangelhaft 
formulierte Normen, die Grundlage der 
Euro-Norm-Gesetzgebung waren. Da-
mit legten sie erst die Grundlage für jene 
missglückten Versuche der Motorenent-
wickler, die im Diesel-Skandal endeten.

Die Autohersteller bekommen, was 
sie wollen: Die teuren und ungeliebten 
Arbeitsplätze hierzulande mit hohen 
Energiekosten können sie ins Ausland 
verlagern. Sogar die Gewerkschaften 
klatschen Beifall. Aus Sindelfingen 
wird ein Detroit. Die Investitionen in 
E-Autos lassen sie sich überwiegend 

vom Staat bezahlen. Das ist gut für die 
Aktienkurse. Das ist schlecht für die Be-
schäftigten und die mittelständischen 
Zulieferer, die nicht so ohne Weiteres 
umziehen können. Sie sind wesentlich 
auf Wissen und Erfahrung ihrer Fach-
kräfte angewiesen. Diejenigen, denen 
die SPD die Luft abwürgt, sind die Be-
schäftigten und die mittelständische 
Zulieferindustrie. Die gehen jetzt schon 
vor die Hunde.

Diesel- und Benzinantrieb verschwin-
den nur aus Europa
Papiere sind zwar geduldig. Wenn in spä-
testens zehn Jahren ein Timmermans 
weg ist und sich das Rad möglicherweise 
wieder drehen sollte, ist die deutsche Au-
toindustrie jedoch weitgehend zerstört. 
Die Verbrenner werden dann importiert.

Zerstört wird auch das bedeutende 

Knowhow im Motorenbau und in der 
Forschung. Wer will denn noch an einem 
Institut für Kolbenmaschinen des Prof. 
Thomas Koch studieren und Motoren 
verbessern, wenn der komplette Wirt-
schaftszweig lahmgelegt wird? Das alles 
in jenem Land, in dem Benziner und Die-
sel erfunden und zu jener Reife entwickelt 
wurden, die die Grundlage für eine gut 
funktionierende und bisher bezahlbare 
Mobilität ist.

Der grüne Kampf gegen das Auto zeigt 
schon Wirkungen: Bereits jetzt hat Mer-
cedes den Motorenbau nach Ungarn und 
Asien verlagert. In China hat Mercedes 
ein gewaltiges Entwicklungszentrum 
aufgebaut, das problemlos Stuttgart und 
Sindelfingen ablösen kann. In Deutsch-
land schließen Unternehmen ihre Fabri-

ken. Ford entlässt allein in Köln 
2.300 Mitarbeiter, das Werk in 
Saarlouis wird ebenfalls ge-
schlossen. Die Produktion von 
nahezu sämtlichen Kleinwagen 
wird eingestellt. Immer unsin-
nigere Auflagen machen diese 
Wagen zu teuer. Die Mobilität, 
die sich geringer Verdienende 
noch leisten können, wird da-
mit zerstört.

Um die Umwelt geht es 
gar nicht, sie ist nur das 
Vehikel
2026 soll noch einmal alles 
auf den Prüfstand gestellt 
werden, besagt eine Klausel. 
Klar, kann man sagen, es wird 
nichts so heiß gegessen, wie es 
gekocht wird. Selbst in der EU 
nicht. Doch bitte keine Illusi-
onen darüber, was das Ziel ist: 
Weg mit dem Auto – weg mit 
der freien Mobilität. Seit nahe-
zu 20 Jahren währt der Kampf 
der Linken und Grünen gegen 

das Auto; über immer unsinnigere Nor-
men sollte dem Automobil der Garaus 
gemacht werden.

Die Ingenieure allerdings hatten für 
fast alles eine Antwort und entwickelten 
entsprechende Technologien, um Ab-
gase »sauberer« zu machen. Nur gegen 
das CO2 gibt es nichts – das entsteht bei 
jeder Verbrennung, auch beim Atmen 
im EU-Parlament. Daher muss das jetzt 
als Totschläger gegen das Auto herhal-
ten. Denn direkt zu sagen: »Wir wollen, 
dass ihr euch nicht mehr frei fortbewegen 
könnt« – das wagt man denn doch nicht.

Um die Umwelt geht es nicht; sie ist 
lediglich das Vehikel. Moderne Benzi-
ner und Diesel sind sauberer als je zuvor. 
Ginge es um die Rettung des »Weltkli-
mas«, wären die Milliarden in Ländern 
der Dritten Welt besser angelegt. Dort 
wäre ein deutlicher Effekt für das Welt-
klima zu erreichen.

Keine Illusion: Solange der radikale 
linke und grüne Block mit Frans Tim-
mermans an der Spitze die EU im Griff 
hat, werden sie das Zerstörungswerk an 
der Autoindustrie und vor allem der in-
dividuellen Mobilität fortsetzen, wenn 
niemand sie daran hindert. Dieser nicht 
demokratisch legitimierte Niederländer 
treibt mitsamt sein unheilvolles Spiel 
solange weiter, bis er gestoppt wird.

Jetzt hängt es an EU-Ländern wie 
Italien, Ungarn und Tschechien, ob 
sie das Zerstörungswerk mitmachen 
wollen. Schwer vorstellbar, dass sich 
dort die Leute die frisch gewonnene 
Freiheit des individuellen Reisens und 
des steigenden Wohlstandes wieder 
wegnehmen lassen. Angesichts eines 
solchen völlig irrealen Ansinnens, mit 
Federstrichen einem Kontinent mit 
446 Millionen Menschen die individu-
elle Mobilität zu entziehen, dürfte die 
Frage sein, was früher zerstört ist: der 
Euro, die EU oder Benziner- und Die-
selfahrzeuge?
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Autos mit Benzin- oder Dieselmotor sollen ab 2035 nicht mehr zugelassen werden dürfen.

               �Niemand weiß, woher der Strom für  
Industrie, Bahn und Privathaushalte  
kommen soll
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Bidens Rede zur Nation – verdächtig bekannt
In seiner Rede zur Lage der Nation versprühte Joe Biden ein bisschen „Make America Great again“, ein bisschen Klimarettung, 

ein bisschen staatliche Wohltaten. Einmal warb er um die Facharbeiter, einmal um die Kulturkämpfer und widersprach sich 
dabei peinlicherweise erheblich. Der 80-Jährige vermittelte den Eindruck des gealterten und ermüdeten Epigonen, der noch 

einmal die gescheiterten Rezepte der Helden seiner Jugend rekapitulierte, ohne eine wirkliche und inspirierende Vision vermit-
teln zu können. Damit bewies Joe Biden ein weiteres Mal, dass er kein Präsident aller Amerikaner ist sowie keinesfalls  
ein souveräner und präsidialer Gegenpol zur irrwitzigen Cancel Culture- und Wokeismus-Politik der Democrats. (JR)

Oliver M. Haynold / Achgut.com

Zu den von der Verfassung vorgegebenen 
Pflichten des amerikanischen Präsidenten 
gehört es, von Zeit zu Zeit den Kongress 
über die Lage der Nation zu informieren 
und ihm Vorschläge über geeignete Maß-
nahmen zu unterbreiten. Während die 
Präsidenten des neunzehnten Jahrhun-
derts das vorwiegend schriftlich taten, die 
Tradition der Thronrede vom Gründerva-
ter und dritten Präsidenten Thomas Jeffer-
son als zu monarchisch angesehen wurde, 
hat sich seit der Entwicklung der imperia-
len Präsidentschaft mit Franklin Delano 
Roosevelt ein Ritual der jährlichen Rede 
zur Lage der Nation eingebürgert. Theore-
tisch immer noch an den Kongress gerich-
tet, ist sie in Wirklichkeit eine Rede an die 
Nation selbst geworden, zuerst im Radio 
und heute vor den Fernseh- und Compu-
terschirmen verfolgt. 

Präsident Bidens Rede wäre eine Chan-
ce gewesen, nach dem unglücklichen Ab-
zug aus Afghanistan, mit zunehmendem 
Frust der Bevölkerung über die galop-
pierende Inflation und im Angesicht des 
Krieges in der Ukraine der Nation eine 
neue Vision und eine Demonstration sei-
ner Führungskraft zu geben. Angesichts 
der im November anstehenden Zwischen-
wahlen und miserabler Zustimmungs-
werte für den Präsidenten – zu diesem 
Zeitpunkt der Amtsperiode war in mo-
derner Zeit nur noch Donald Trump so 
unbeliebt – wäre das auch dringend nötig 
gewesen.

Präsident Biden hat versucht, das Genre 
solcher Reden zu bedienen, aber er ver-
mittelte den Eindruck des gealterten und 
ermüdeten Epigonen, der noch einmal die 
gescheiterten Rezepte der Helden seiner 
Jugend rekapitulierte, ohne eine wirkliche 
Vision vermitteln zu können. Selbst der 
emotionale Höhepunkt zum Schluss der 
Rede wirkte abgedroschen, weil fast je-
der politisch interessierte Amerikaner ei-
nes gewissen Alters ihn schon einmal vor 
zwanzig Jahren in einem Entwurf einer 
Rede zur Lage der Nation in einer Fern-
sehserie gesehen hatte.

Getanzt wie ein Schulmädchen
Formal lief die Rede eigentlich gut. Biden 
hatte keine großen Aussetzer, nicht zu vie-
le Verhaspler. Einmal sagte er allerdings 
„iranisch“ statt „ukrainisch“, was sich im 
Englischen ähnlicher anhört. Es gab einen 
gewissen Kontrast zwischen den zahlrei-
chen Applauspausen mit ihrer Erwartung 
an stehende Ovationen und dem eher 
schläfrigen Vortrag.

Hinter Präsident Biden saßen seine 
beiden Gastgeberinnen, Vizepräsiden-
tin Kamala Harris als Vorsitzende des 
Senats und Nancy Pelosi als Vorsitzende 
des Repräsentantenhauses, beide Ange-
hörige seiner Partei. Während sich Pelosi 
beim entsprechenden Anlass 2019 durch 
ihr sarkastisches, affektiertes Klatschen 
bemerkbar machte, gaben diesmal beide 
Damen den Cheerleader für ihren Präsi-
denten, sprangen pflichtgemäß auf und 
klatschten. Harris zeigte dabei ein häu-
figes Lächeln mit geschlossenen Lippen, 
bei dem man sich nicht ganz sicher sein 
konnte, ob es der grenzenlosen Verehrung 
ihres Chefs entsprang oder doch eher der 

Hoffnung, an seinem Rednerpult stehen 
zu dürfen. Pelosi, 81 Jahre alt, machte 
häufig einen eher dyspeptischen Gesichts-
ausdruck, sprang aber trotzdem zahllose 
Male auf, um Applaus zu klatschen. Ein-
mal sprang sie auch an einer unpassenden 
Stelle, als Biden von Gesundheitsschäden 
bei Soldaten durch giftigen Rauch redete, 
auf und vollführte eine Art Tanz wie ein 
Schulmädchen, das seine Aufregung nicht 
unter Kontrolle halten kann.

Der Präsident rief, und alle,  
alle kamen
Es gibt einige konkurrierende Mythen 
der amerikanischen Identität, und für die 
Rede zur Lage der Nation, insbesondere 
von einem Präsidenten der Demokra-
tischen Partei, ist ein Klassiker die des 
Präsidenten als charismatischem und vi-
sionärem Führer einer besonders berufe-
nen Nation. Das Land wird von schweren 
Herausforderungen geprüft, der Präsident 
entwirft eine Vision, die Wissenschaftler, 
Arbeiter, Beamten und, im Falle einer 
kriegerischen Herausforderung, insbe-
sondere die Soldaten lassen Parteienzwist 
fallen, versammeln sich unter dem Ster-
nenbanner, leisten Übermenschliches, 
bringen Opfer, lösen das Problem, und die 
Nation und die Welt gehen einer neuen 
Morgenröte entgegen. Der Präsident rief, 
und alle, alle kamen. 

Freilich, an der charismatischen und 
imperialen Präsidentschaft, der Expan-
sion der Bürokratie und der Staatsfinan-
zen, der Ausdehnung der Zuständigkeit 
des Bundes weit jenseits der von der Ver-
fassung vorgesehenen Grenzen, an den 
Riesenprojekten bröckelt schon lange der 
Putz. Ein John F. Kennedy konnte noch 
die Nation hinter dem Projekt des Mond-
flugs versammeln. Mit Kennedys Nachfol-
ger Lyndon B. Johnson stieß diese Metho-
de der Politik an ihre Machbarkeits- wie 
an ihre Zustimmungsgrenzen, und der 
von Johnson ausgerufene bürokratische 
„Krieg gegen die Armut“ daheim lief nicht 
viel besser als der bürokratisch verwaltete 
Krieg in Vietnam.

Präsident Bill Clinton setzte in seiner 
Rede zur Lage der Nation 1996 mit sei-
nem Ausspruch „Das Zeitalter der gro-
ßen Regierungstätigkeit ist vorbei“ einen 
rhetorischen Schlussstrich unter diese Art 
von Projekten. Joe Biden, 1970 zum ersten 
Mal in ein politisches Amt gewählt, holte 
dieses Zeitalter für seine Rede noch ein-
mal aus der Mottenkiste.

Selenskyj, nicht Biden
Der erste Punkt in Bidens Rede war der 

Krieg in der Ukraine. Dieser Teil der Rede 
stieß inhaltlich auf Zustimmung bei An-
hängern beider Parteien. Biden verurteilte 
die russische Aggression, erklärte, im Ein-
vernehmen mit den europäischen Verbün-
deten agieren zu wollen, verkündete die 
Sperrung des amerikanischen Luftraums 
für russische Luftfahrzeuge, Sanktionen 
gegen die russische Wirtschaftskraft, die 
Oligarchen und die Kriegsfinanzierung, 
die Entsendung amerikanischer Soldaten 
zum Schutz der osteuropäischen NATO-
Mitglieder. Der russische Präsident Putin, 
so Biden, „hat keine Vorstellung davon, 
was auf ihn zukommt.“ Die NATO wer-
de im Falle eines Angriffs auf ihre Mit-
gliedsländer „jeden Zoll Territoriums, 

das NATO-Territorium ist, mit unserer 
gemeinsamen Macht verteidigen – jeden 
einzelnen Zoll.“

Für ein großes Projekt unter der charis-
matischen Führung des amerikanischen 
Präsidenten eignete sich der Krieg in der 
Ukraine aber kaum. In Anbetracht der be-
kannten Umstände musste Biden ebenso 
emphatisch, wie er die Verteidigung der 
NATO versprochen hat, auch sagen, dass 
die Ukraine eben nicht unter amerikani-
scher Führung freigekämpft werde. „Die 
nächsten Tage, Wochen und Monate“ 
würden „schwer für die Ukrainer“, die 
sich als „stolzes, stolzes Volk“ ihre Freiheit 
selbst, wenn auch mit nichtmilitärischer 
Unterstützung, verteidigen müssten und 
würden. Bidens konkrete Maßnahmen 
blieben notgedrungen im Kleinen, mit 
dem Höhepunkt der Ankündigung der 
Freigabe von 30 Millionen Barrel Öl aus 
der strategischen Reserve, dem Verbrauch 
von rund anderthalb Tagen. Das hat nicht 
einmal auf dem Ölmarkt eine Reaktion 
hervorgerufen.

Alter Wein in alten Schläuchen
Im nächsten Teil seiner Rede kam Biden 
auf wirtschaftliche Themen zu sprechen. 
Hier wurde die Rückwärtsgewandt-
heit seiner Vorstellungen ausdrücklich. 
Für die letzten vierzig Jahre, also seit der 
Amtszeit Ronald Reagans, sei den Ame-
rikanern erzählt worden, dass Steuersen-
kungen für Spitzenverdiener allen nützen 
würden, aber das hätte nur zu „schwäche-
rem Wirtschaftswachstum, niedrigeren 
Löhnen, größeren Defiziten und einer 
sich vergrößernden Lücke zwischen der 
Spitze und allen anderen in der – in fast 
einem Jahrhundert [sic]“ geführt. Biden 
und Vizepräsidentin Harris seien dagegen 
„mit einer neuen wirtschaftlichen Vision“ 
angetreten: „Investiere in Amerika; bilde 
Amerika aus; schaffe Arbeitsplätze; er-

baue die Wirtschaft von unten herauf und 
aus der Mitte heraus, nicht von oben her-
ab. Denn wir wissen, dass, wenn die Mit-
telklasse wächst – wenn die Mittelklasse 
wächst, dann steigen die Armen sehr auf 
und den Wohlhabenden geht es sehr gut.“

Das hat weder das Katastrophenpo-
tenzial noch den radikalen Chic einer 
Alexandria Ocasio-Cortez, die in Luxus-
klamotten den Sozialismus preist und 
die Überwindung der Knappheit durch 
„moderne Geldtheorie,“ die proklamiert, 
dass man für Wohltaten unbegrenzt und 
straflos Geld drucken könne. Mit der ex-
pliziten Zurückweisung der letzten vierzig 
Jahre wirkten Bidens Ausführungen aber 
wie ein Wunsch, den Optimismus der ge-
scheiterten Projekte seiner politisch prä-
genden Jugendjahre zurückzubekommen, 
die dann doch in Stagflation und Unzu-
friedenheit geendet haben. Den Kalten 
Krieg haben wir ja auch schon zurückbe-
kommen. Alter Wein in alten Schläuchen. 
So rückwärtsgewandt waren dann auch 
die konkreten Vorschläge.

Infrastruktur, aus Amerika gekauft
Biden fing mit Infrastrukturinvestitio-
nen an, die zumindest teilweise über-
parteilich zustimmungsfähig und sinn-
voll sind. Marode Straßen, Flughäfen 
und Häfen sollten repariert werden, 
alle Amerikaner von den Städtern bis 
zu Indianerreservaten sollten schnelles 
Internet bekommen. All das solle dazu 
dienen, „den zerstörerischen Auswir-
kungen des Klimawandels zu widerste-
hen und Umweltgerechtigkeit zu beför-
dern,“ gleichzeitig „Arbeitsplätze für 
Millionen von Amerikanern schaffen.“ 
Weil sich Verkehrsinfrastruktur und 
Klimasorge aber doch irgendwie beißen, 
solle auch „ein nationales Netzwerk von 
500.000 Ladestationen für Elektrofahr-
zeuge“ geschaffen werden.
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Die Rede von US-Präsident Joe Biden zur Lage der Nation triefte vor Eigenlob.
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Als weiteren nostalgischen und patri-
otischen Schritt kündigte Biden an, dass 
diese Infrastrukturmaßnahmen mit 
amerikanischen Produkten umgesetzt 
werden sollen: „Wir werden es tun, in-
dem wir amerikanische Produkte kau-
fen. Amerikanische Produkte kaufen. 
Amerikanische Arbeitsplätze unterstüt-
zen. [...] Wir werden amerikanisch[e 
Produkte] kaufen, um sicherzustellen 
– alles vom Deck eines Flugzeugträgers 
bis zum Stahl von Leitplanken ist von 
Anfang bis Ende in Amerika hergestellt. 
Alles davon. Alles davon.“ Dieser Anruf 
des Protektionismus ist einerseits nost-
algisch, andererseits auch eine Anknüp-
fung an Bidens Amtsvorgänger, dessen 
einzige wirklich dauerhaft gehaltene 
politische Überzeugung ebenfalls der 
Protektionismus war. Allerdings konnte 
Trump den populistischen Anruf an die 
Arbeiter und die rauchenden Schorn-
steine der Fabriken wesentlich besser 
vortragen.

Ein Problem mit dem Kauf amerikani-
scher Produkte für Infrastrukturinves-
titionen hat Biden selbst in seiner Rede 
benannt: „Es gibt seit einem knappen 
Jahrhundert ein Gesetz, um sicherzustel-
len, dass die Dollars des Steuerzahlers 
amerikanische Arbeitsplätze und Unter-
nehmen unterstützen. Jede Regierung 
– Demokratisch und Republikanisch – 
sagt, dass sie das tun wird, aber wir tun 
es wirklich.“ Das Versprechen eines Poli-
tikers, der seit einem halben Jahrhundert 
Ämter bekleidet, ohne weitere Details, 
das zu tun, was Politiker aller Parteien 
seit einem Jahrhundert versprächen, aber 
nicht umgesetzt bekämen, hat eine offen-
sichtliche Glaubwürdigkeits- und Um-
setzbarkeitslücke.

Inflation als höchste Priorität
Dann kam Biden auf eines der drängends-
ten politischen Probleme zu sprechen, die 
Inflation, die derzeit bei 7,5 Prozent im 
Jahr liegt, einem Wert wie man ihn eben 
aus der Misere der Siebziger Jahre, in 
die Biden sich doch zurückzuwünschen 
scheint, kennt. Biden versicherte, das 
Problem zu verstehen: „Zu viele Fami-
lien kämpfen damit, ihre Rechnungen 
pünktlich zu bezahlen. Ich verstehe es. 
Darum ist es meine höchste Priorität, die 
Preise unter Kontrolle zu bekommen. Ich 
verstehe es. Darum ist es meine höchste 
Priorität, die Preise unter Kontrolle zu be-
kommen. [sic]“

Auch hier ist schon die Einleitung des 
Rezepts rückwärtsgewandt. Inflation ist, 
wie der Ökonom Milton Friedman in 
einflussreichen Vorlesungen, selbst im 
Fernsehen, in den Siebziger Jahren erklärt 
hat, immer und überall ein monetäres 
Phänomen. Wenn die Geldmenge (und 
Umlaufgeschwindigkeit) schneller steigt 
als die wirtschaftliche Leistung, dann 
hat man Inflation. Obergrenzen für Löh-
ne und Preise, wie sie die Amerikaner in 
den Siebzigern hatten, schaffen nicht die 
Inflation ab, sondern erzeugen Knappheit 
und eine weitere Schwächung der wirt-
schaftlichen Leistung. Man kann nicht 
„die Preise“ durch politisches Dekret 
„unter Kontrolle bekommen,“ jedenfalls 
nicht, ohne dafür wiederum einen sehr 
hohen Preis zu zahlen.

Biden hat einen Plan
Präsident Biden aber habe, so versicherte 
er, „den Plan“ um gleichzeitig „ihre Kos-
ten zu verringern und das Defizit zu ver-
ringern.“ Der falsche Weg, um Inflation 
zu bekämpfen, sei es, die Löhne zu drü-
cken. Biden habe „eine bessere Idee, um 
die Inflation zu bekämpfen: Verringert 
eure Kosten, nicht eure Löhne.“ Er will 
also den Amerikanern helfen, Geld zu 
sparen, mit dem tiefen Griff in die unbe-
grenzte Staatskasse.

Die Preise für verschreibungspflichti-
ge Medikamente sollen verringert und 
zumindest teilweise gedeckelt werden. 
Eine Steuergutschrift solle Haushalten 
und Betrieben die bessere Isolierung 
von Gebäuden finanzieren und so Geld 
für die Heizung und Klimaanlage spa-
ren, die Produktion von „Solarenergie, 
Windenergie, und noch viel mehr“ solle 
verdoppelt werden; der Preis von Elek-
troautos solle verringert werden, womit 
man „weitere 80 Dollar im Monat sparen“ 
könne, „die sie nicht an der Zapfsäule be-
zahlen müssen.“ Subventionen von Kran-
kenversicherungen im Zuge von Corona-
Paketen sollen dauerhaft werden.

Eine weitere „Sache, die wir tun können, 
um den Lebensstandard hart arbeitender 
Leute zu verändern, ist es, die Kosten der 
Kinderbetreuung zu verringern.“ Keine 
Familie solle mehr als sieben Prozent ih-
res Einkommens für Kinderbetreuung 
aufwenden müssen, für viele Familien 
sollen sich die Kosten dafür halbieren.

Das Problem der Inflation soll also mit 
einer Mischung aus Infrastrukturprojek-
ten, Preisdeckeln und einem Füllhorn 

neuer Subventionen geregelt werden, 
wodurch die Preise sinken würden und 
man auch noch bares Geld an der Zapf-
säule spare und nebenher das Klima rette. 
Wie will man das nun bezahlen? „Unter 
meinem Plan“, so Präsident Biden, „wird 
niemand – lassen mich es nochmals sagen 
– niemand, der weniger als 400,000 Dol-
lar im Jahr verdient, einen zusätzlichen 
Penny in Steuern zahlen. Nicht einen ein-
zigen Penny.“ Das soll durch einen neuen 
Mindeststeuersatz für Unternehmen und 
das „Schließen von Schlupflöchern für 
die sehr Wohlhabenden“ erreicht werden, 
„und es wird das Defizit verringern.“ Das 
wird schwierig. Mit dem Schließen von 
Schlupflöchern wird man diese Ausgaben 
nicht stemmen können, was eben wieder 
in die Mischung von Defiziten, Stagna-
tion, Arbeitslosigkeit und Inflation der 
Siebziger Jahre zurückweist.

Das Wild trägt keine  
Kevlar-Westen
Dann kam Biden auf kulturkämpferische 
Themen zu sprechen, bei denen er sich als 
Mann der Mitte und des Pragmatismus 
zu positionieren versuchte, aber nichts 
Konkretes zu sagen hatte.

In Bezug auf die innere Sicherheit und 
konsistent mit seiner Position, Geld auf 
alles zu werfen, erst recht alles, was ge-
werkschaftlich organisiert ist, verkün-
dete Biden, dass die aus seiner Partei im 
Zuge der BLM-Unruhen gehörten For-
derungen nach der Definanzierung oder 
Abschaffung der Polizei der falsche Weg 
seien: „Wir sollten uns alle einig sein, 
dass die Antwort nicht ist, die Polizei zu 
definanzieren. Sie ist, die Polizei zu finan-
zieren. Zu finanzieren. Zu finanzieren. 
Finanziert ihnen Ressourcen und Ausbil-
dung – Ressourcen und Ausbildung, um 
unsere Gemeinschaften zu schützen.“

Gleichzeitig sollten aber „Sturmwaf-
fen mit Hochkapazitätsmagazinen, die 
bis zu hundert Schuss aufnehmen“ ver-
boten werden, denn „Denkt ihr, dass das 
Wild Kevlar-Westen trägt?“ Ein neuer 
Schenkelklopfer in Bidens berühmten 
Vorschlägen zu Feuerwaffen. Früher hat 
er auch schon einmal vorgeschlagen, dass 
niemand ein Gewehr zum Heimschutz 
brauche, und erklärt, dass er seiner Frau 
gesagt habe, sie solle im Zweifelsfall mit 
der Flinte auf den Balkon laufen und da 
zwei Schuss wild in die Gegend feuern, 
dann sei Ruhe – ein Vorschlag, der, wenn 
man Personenschutz hat, noch dümmer 

ist, als er es ohnehin schon ist. Man wird 
hoffen müssen, dass Biden nicht nur der 
Personenschutz von Anderen abgenom-
men wird, sondern dass er auch von der 
Jagd absieht, denn bei diesen Vorstellun-
gen dürfte das schlimmer für Unbeteilig-
te kommen als damals bei Dick Cheney. 
Hundert-Schuss-Magazine gibt es im-
merhin wirklich, und sie sind selten, wer-
den nicht zur Jagd verwendet, sondern zur 
Erzeugung eines fetten Grinsens, sie sind 
teuer und unzuverlässig, sie fühlen sich an 
wie ein Backstein an der Waffe, und ihre 
Deliktrelevanz ist exakt gleich Null. Das 
Thema musste halt in die Rede, aber der 
Vorschlag ist so abwegig, dass man wohl 
keine entsprechenden Gesetzesvorhaben 
vor den Zwischenwahlen zu befürchten 
braucht, und danach erst recht nicht.

Bei der Einwanderungspolitik stellte 
sich Biden in die Tradition eigentlich aller 
Präsidenten, inklusive seines Vorgängers, 
dessen Rhetorik zwar etwas kerniger 
war, der aber trotzdem so wie alle ande-
ren versprach, einerseits die Grenze zu 
sichern, andererseits legale Einwanderer 
willkommen zu heißen. Als Kinder illegal 
in die Vereinigten Staaten verschleppte 
Einwanderer sollten leichter eingebürgert 
werden können.

Nur kurz und leidenschaftslos ging Bi-
den darauf ein, dass das Recht auf Abtrei-
bung „unter Angriff steht, wie nie zuvor“ 
und er es schützen wolle, und gleichzeitig 
„weiterhin Fortschritte beim Zugang zu 
Gesundheitsleistungen für Mütter für alle 
Amerikaner“ machen wolle. „LGBTQ+-
Amerikaner“ sollen durch ein Bundes-
gesetz besonders geschützt werden, und 
zu den „jüngeren Transgender-Amerika-
nern“ sage er: „Ich werde immer als euer 
Präsident hinter euch stehen, so dass ihr 
ihr selbst sein und euer gottgegebenes 
Potenzial erreichen könnt.“ Das bleibt 
im Unverbindlichen, beantwortet kaum, 
ob beispielsweise jemand mit dem Kör-
perbau eines Mannes Stipendien und 
Startplätze für weibliche Sportlerinnen 
einnehmen dürfen soll oder nicht.

Oliver M. Haynold wuchs im Schwarzwald 
auf und lebt in Evanston, Illinois. Er studier-
te Geschichte und Chemie an der University 
of Pennsylvania und wurde an der Nor-
thwestern University mit einer Dissertation 
über die Verfassungstradition Württembergs 
promoviert. Er arbeitet seither als Unterneh-
mensberater, in der Finanzbranche und als 
freier Erfinder.

Liebe Leserinnen, liebe Leser,
in der digitalen Welt, in der wir leben, darf unsere Redaktion sich nicht auf die gedruckte Zeitung beschränken. Denn die Verbreitungsmöglichkeiten der 
Zeitung auf Papier sind beschränkt.  Sie bekommt man nicht unbedingt in jedem Pressekiosk – besonders in kleineren Orten ist das problematisch. Sie 
wird nicht überall ins Ausland ausgeliefert, und wenn, dann mit einigen Tagen Verspätung. Eine Abo-Lieferung ins Ausland kostet zusätzlich.  

Aber auch wenn alle diese Schwierigkeiten auf Sie nicht zutreffen und Sie vor der Haustür einen Pressekiosk haben, wo die Zeitung regelmäßig angebo-
ten wird, möchten Sie möglicherweise nicht immer vor die Tür gehen und in der Zeitung blättern (falls das vom Kioskbesitzer geduldet wird), bevor Sie sie 
kaufen.

Für alle, die es bequem, schnell und ohne geografische Einschränkungen mögen, bieten wir nun eine neue Vereinfachung: 

Kaufen Sie auf der Seite www.juedische-rundschau.de/shop jede einzelne Ausgabe der 
„Jüdischen Rundschau“  

oder abonnieren Sie die Zeitung als e-Paper. 
Das bringt Ihnen nur Vorteile:

• Sie können die Zeitung lesen noch bevor sie an die Kioske und zu den Abonnenten der Druck-Ausgabe kommt.
• Sie können die Zeitung bzw. einzelne Artikel bequem elektronisch archivieren, ohne viel Papier zu Hause zu stapeln.
• �Sie können sich vor der Kaufentscheidung einen Eindruck über den Inhalt der aktuellen Ausgabe verschaffen, ohne einen kritischen Blick  

des Kioskbesitzers ertragen zu müssen.
• Sie können die Zeitung an jedem Ort der Welt lesen, wo Sie Internet haben  – ohne zeitliche Verzögerungen und ohne Aufpreis.
• Sie sparen Geld – die Einzelausgabe kostet als e-Paper 4,25 Euro statt 4,95 Euro am Kiosk, das Jahresabo 49,75 Euro statt 57,50 Euro für die Druck-

ausgabe.
• Und nicht zuletzt tragen Sie sogar zum Schutz der Umwelt bei.
�Um all diese Vorteile zu nutzen, brauchen Sie nur unsere Website www.juedische-rundschau.de/shop zu besuchen. Ein Button für den Kauf der Zeitung 
als e-Paper finden Sie sowohl auf der Hauptseite (oben links) als auch hinter jedem einzelnen Artikelausschnitt in der Online-Version der Zeitung.



№ 3 (103)     März  2023   JÜDISCHE RUNDSCHAUWELT6
Muslimischer Judenhass:  

Frankreichs Juden in Gefahr
Schon 2004 hatte der damalige israelische Ministerpräsident Ariel Sharon Frankreichs Juden aufgerufen, nach Israel zu 
ziehen. Tatsächlich macht ihnen, wie auch zunehmend in Deutschland, ein hauptsächlich von Muslimen ausgehender 
aggressiver Antisemitismus das Leben immer schwerer. Im IX., Opéra genannten, Pariser Arrondissement wurde in den 
letzten Wochen eine Flut antijüdischer Schmierereien gemeldet, die an Deutschland im Jahr 1938 erinnern. Dass dies 

möglich ist, ist auch ein Resultat dessen, wie einseitig die linken Medien über den arabisch-israelischen Konflikt berich-
ten und die Tatsachen verzerren und umkehren. Auch das Schweigen über den muslimischen Judenhass und dessen 

Verharmlosung erschwert den Lebensalltag vieler französischer Juden bis zur Unmöglichkeit. (JR)
Von Stefan Frank/Achgut.com 

Schon 2004 hatte der damalige israe-
lische Ministerpräsident Ariel Sharon 
Frankreichs Juden aufgerufen, nach 
Israel zu ziehen. Tatsächlich macht ih-
nen hauptsächlich von Muslimen aus-
gehender aggressiver Antisemitismus 
das Leben immer schwerer.

Das IX. Pariser Arrondissement, ge-
nannt Opéra, ist eines, um das Touris-
ten in der Regel keinen Bogen machen. 
Hier sind die dem Bezirk den Namen 
gebende Opéra Garnier, dazu berühm-
te Kaufhäuser wie Les Printemps oder 
die Galeries Lafayette. Nördlich davon 
liegt das 18. Arrondissement mit dem 
berühmten Montmartre. 

Auch zahlreiche Juden leben in die-
sem Viertel. Viele von ihnen werden 
am Morgen des 23. Januar auf den 
Straßen antijüdische Schmierereien 
gesehen haben. In einer Aktion, die an 
Deutschland im Jahr 1938 erinnert, 
hatten Unbekannte in der Nacht Da-
vidsterne auf die Fassaden eines Käse-
geschäfts, eines Fahrradgeschäfts und 
vieler anderer Läden gesprüht. Dazu 
ein Schriftzug, der wohl das deutsche 
Wort „Jude“ darstellen soll, wobei das 
„d“ allerdings eher einem „b“ ähnelt, 
also „Jube“.

Der Verband jüdischer Studenten, 
die Union des étudiants juifs de France 
(UEJF) veröffentlichte auf Twitter Fo-
tos und schrieb dazu:

„Die ganze Nachbarschaft ist mit Da-
vidsternen, dem Wort ‚Jude‘ oder dem 
Ausdruck ‚Ich bin Rassist‘ in großen 
weißen Buchstaben übersät. Die his-
torische jüdische Präsenz in der Nach-
barschaft sowie die Nähe vieler Syn-
agogen und jüdischer Einrichtungen 
machen diese Graffiti zu einem echten 
Sicherheitsproblem.“

Samuel Lejoyeux, Präsident der 
UEJF, erklärte gegenüber der Tages-
zeitung Le Parisien, dass es nicht unüb-
lich sei, in Paris antisemitische Graffiti 
zu sehen, und normalerweise sei das 
dem UEJF keinen Tweet wert. Das 
Besondere sei in diesem Fall das schie-
re Ausmaß; so etwas sei „sehr selten“. 
Allein in der Rue des Martyrs habe er 
mehr als ein Dutzend antisemitischer 
Schmierereien entdeckt. Dies, noch 
dazu im „historischen jüdischen Vier-
tel“ der französischen Hauptstadt, sei 
„keine Kleinigkeit“. 

Erinnerungen an die  
Reichspogromnacht
Und dabei blieb es nicht. In der Nacht 
auf den 3. Februar sprühte offenbar 
derselbe Täter erneut Davidsterne 
und das Wort „Jude“ (bzw. „Jube“) an 
die Rolläden von Geschäften, diesmal 
in Montmartre. Dazu den vermutlich 
absichtlich kryptischen Schriftzug: 
„Marro Ives Razzia“.

Ich spreche darüber mit dem fran-
zösisch-israelischen Journalisten Jean 

Patrick Grumberg (70), Kolumnist bei 
Frankreichs konservativer Meinungs- 
und Nachrichtenwebsite dreuz.info. 
Grumberg machte 2007 die Aliyah, 
wie Juden die Emigration ins Land ih-
rer Vorfahren bezeichnen. Aufgewach-
sen in Paris, zog es ihn zuerst in die 
USA, danach kehrte er für eine Weile 
nach Frankreich zurück; heute lebt er 
„zwischen Tel Aviv und Los Angeles“, 
wie er sagt. Was waren die Gründe sei-
ner Auswanderung? Frankreich verlas-
sen habe er, weil das Land „nicht das 
Maß an Freiheit bietet, das meinen 
Anforderungen genügt. Zudem haben 
mich die Starrheit, die Langsamkeit, 
die Bürokratie und die mangelnde 
Dynamik des Landes gestört. Aliyah 
gemacht habe ich der Sonne wegen.“ 
Angesprochen auf die antisemitischen 
Schmierereien in Paris sagt er:

„Wenn antisemitische Parolen nicht 
auf Flugblättern stehen, dann auf Grab-
steinen jüdischer Friedhöfe, und wenn 
nicht auf jüdischen Gräbern, dann 
kommen sie aus den Mündern antizi-
onistischer Demonstranten. Antisemi-
tismus findet immer einen Weg, sich 
stilvoll auszudrücken: als Verteidigung 
der Menschenrechte der Palästinenser 
und Verurteilung ihres Leids, ob auf 
der Straße, in einer respektablen UN-
Kommission, in einem schwedischen 
Parlament oder der Kirche von Eng-
land. Der Antisemitismus hat in zwei-
tausend Jahren nie aufgehört. Er gipfel-
te vor 80 Jahren während des Zweiten 

Weltkriegs. Die Europäer waren eine 
Weile lang beschämt, diskret und still, 
aber er war immer da. Wer facht ihn 
mehr als alle anderen an? Die Medien 
mit ihren Lügen über den arabisch-isra-
elischen Konflikt, ihrer Verzerrung der 
Tatsachen, und die linke Maschinerie, 
die nur Antisemitismus von rechts 
sieht, nie von der radikalen Linken, 
und, Gott behüte, ganz sicherlich nicht 
von den Muslimen“. 

Ja, es stimme, dass das, was Le Parisi-
en über die antisemitischen Graffiti an 
Rollladen und Schaufensterscheiben 
berichte, an die Reichspogromnacht 
erinnere:

„Das sagt den Juden: Ihr gehört hier 
nicht hin, geht zurück nach Palästina. 
Die gleichen Leute sagen den Israelis: 
Geht zurück nach Europa, ihr gehört 
nicht nach Palästina.“

Täter oft arabischer bzw. muslimi-
scher Herkunft

Könnte der Täter nicht tatsächlich 
ein Rechtsextremist sein? Grumbergs 
Antwort: 

„Es gibt sehr wenig Belege für anti-
semitische Aktivitäten der extremen 
Rechten in Frankreich. Ihr Antisemi-
tismus ist nach wie vor sehr lebendig, 
aber er beschränkt sich auf den priva-
ten Diskurs. Ausgehend von der jüngs-
ten Geschichte bezweifle ich, dass sie 
Graffiti an die Fassaden von Geschäf-
ten sprühen würden.“

Eine Umfrage der EU-Agentur für 
Grundrechte (FRA) unter französi-

schen Juden aus dem Jahr 2018 scheint 
diese Sicht zu stützen. Darin wurden 
Juden, die in den fünf Jahren zuvor 
nach eigenen Angaben Opfer antisemi-
tischer Beleidigungen oder Übergriffe 
geworden waren, gefragt, ob sie die Tä-
ter einer Kategorie zuordnen könnten. 
Die am häufigsten genannten Antwor-
ten waren: „Kann ich nicht beschrei-
ben“ (40 Prozent); „Jemand mit musli-
misch extremistischen Ansichten“ (33 
Prozent); „Jemand mit politisch linken 
Ansichten“ (20 Prozent) und „Arbeits-
kollegen, Mitschüler, Kommilitonen“ 
(24 Prozent).

Nur sieben Prozent der befragten 
Juden gaben an, „jemand mit politisch 
rechten Ansichten“ habe sie beleidigt 
oder angegriffen. „Man kann anneh-
men, dass ein bestimmter Prozentsatz 
der nichtidentifizierten Täter eben-
falls arabischer oder muslimischer 
Herkunft sind“, kommentierte der 
Historiker, Soziologe und Antisemi-
tismusforscher Günther Jikeli von der 
Indiana University Bloomington in ei-
nem akademischen Fachbeitrag. Somit 
liege der tatsächliche Anteil der Urhe-
ber antisemitischer Akte, der arabi-
scher oder muslimischer Herkunft ist, 
„wahrscheinlich bei deutlich über 50 
Prozent“, so Jikeli. 

Mit Äxten, Scheren und Pistolen
Die Schmierereien im IX. Arrondis-
sement wurden vier Tage vor dem 27. 
Januar gesprüht, dem Holocaustge-
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Französische Juden, die weniger als ein Prozent der Bevölkerung ausmachen, sind das Ziel von 61 Prozent der Angriffe auf Menschen „mit antireligiösem 
Charakter“.
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denktag, an dem der Befreiung der 
Konzentrationslager gedacht wird. 
In derselben Woche, am 26. Januar, 
stellten das französische Innenmi-
nisterium und der Dienst zum Schutz 
der jüdischen Gemeinde (Service de 
protection de la communauté juive, 
SPCJ) ihren Bericht über antisemiti-
sche Vorfälle im Jahr 2022 vor. Der 
SPCJ wurde 1980 vom Repräsentativ-
rat der jüdischen Institutionen (CRIF) 
gegründet, als Reaktion auf den Bom-
benanschlag auf die Synagoge in der 
Rue Copernic am 3.Oktober 1980, bei 
dem vier Menschen getötet worden 
waren.

Der gemeinsame Bericht des Innen-
ministeriums und des SPCJ könnte auf 
den ersten Blick als ermutigend gele-
sen werden: So gab es laut der Statistik 
2022 in Frankreich einen Rückgang 
antisemitischer Straftaten auf 436 ge-
genüber 589 im Jahr davor. Doch je 
mehr man liest, desto mehr relativiert 
sich die scheinbar gute Nachricht. 
Zum einen war 2021 ein besonders üb-
les Jahr gewesen, was den Antisemitis-
mus betrifft (nicht nur in Frankreich, 
sondern beispielsweise auch in den 
USA und in Deutschland). Der Grund: 
Im Mai 2021 hatte die Hamas eine Ra-
ketenoffensive gegen Israel gestartet, 
in deren Folge es in Europa zum größ-
ten Anstieg antisemitischer Vorfälle 
der jüngeren Zeit gekommen war, wie 
die EU-Agentur für Grundrechte in ih-
rem offiziellen Antisemitismusbericht 
feststellte. Die Taten ereigneten sich 
meist im Umfeld von antisemitischen 
Demonstrationen, die von muslimi-
schen Gruppen organisiert wurden.

Zum anderen zeigt die Qualität der 
im Bericht verzeichneten Straftaten, 
dass die französischen Juden weiterhin 
um ihr Leben fürchten müssen. Fast 
zehn Prozent der registrierten antise-
mitischen Handlungen waren Körper-
verletzungen. Von diesen wiederum 
wurden 14 Prozent mit Waffen verübt. 
Der Bericht nennt: „Pistolen, Messer, 
Teppichmesser, Äxte und Scheren“. 
Weiter heißt es:

„In diesem Jahr beklagen wir zum 
13. Mal seit Anfang der 2000er Jahre 
einen als antisemitisch qualifizierten 
Mord. Diesmal wurde ein 89-jähriger 
Mann jüdischen Glaubens von seinem 
Nachbarn getötet.“

Von antisemitischen  
Nachbarn drangsaliert
Es handelt sich bei dem Mordopfer um 
René Hadjadj, der am 17. Mai 2022 in 
Lyon aus dem 17. Stock eines Hoch-
hauses geworfen wurde. Der mutmaß-
liche Täter ist ein 51 Jahre alter mus-
limischer Nachbar, Rachid Kheniche. 
Täter und Opfer kannten einander. In 
seinem Twitter-Profil bezeichnet Khe-
niche sich als Sohn algerischer Ein-
wanderer. Am Tag der Tat schrieb er 
dort: „Game over.“ Dazu setzte er das 
Foto eines Baums, der mit einem roten 
X markiert ist.

Ein weiteres Opfer antisemitischer 
Gewalt im Jahr 2022 war der 31-jäh-
rige Jeremy Cohen. Er wurde im Feb-
ruar in der Stadt Bobigny bei Paris von 
einer Straßenbahn überfahren. Die Po-
lizei behandelte seinen Tod zunächst 
als gewöhnlichen Verkehrsunfall. Die-
se Einschätzung wurde zwei Monate 
später infrage gestellt, nachdem die Fa-
milie ein Video erhalten und veröffent-
licht hatte, das möglicherweise zeigt, 
wie Cohen kurz vor dem tödlichen 
Unfall von einem Mob bedrängt und 
geschlagen wurde. „Jeremys Tod steht 
in Zusammenhang mit einem Angriff, 
bei dem er das Opfer war – durch eine 
Gang junger Leute, unmittelbar bevor 

er überfahren wurde“, sagte Gerald 
Cohen, der Vater des Opfers, dem jü-
disch-französischen Radiosender Ra-
dio Schalom.

Wie es in dem Bericht des SPCJ 
heißt, werden antisemitische Taten 
zu einem erheblichen Teil im „priva-
ten Bereich“ verübt, in der Wohnung 
oder am Arbeitsplatz der Opfer. Da 
die „Wirksamkeit der Strafverfolgung“ 
in solchen Fällen „schwach“ sei, wür-
den die Opfer „oft mehrere Jahre lang 
von einem antisemitischen Nachbarn“ 
drangsaliert. „Diese Situationen erzeu-
gen große Not, insbesondere wenn das 
Opfer älter ist.“

Die meisten Taten werden nicht 
bestraft
Sarah Halimi und Mireille Knoll waren 
zwei alte Damen, die ermordet wurden, 
weil sie Jüdinnen waren. Die Täter in 
beiden Fällen: junge muslimische Män-
ner. Die pensionierte Ärztin Sarah Ha-

limi (65) wurde im April 2017 von dem 
27-jährigen aus dem Mali stammenden 
Kobili Traoré grausam malträtiert und 
unter „Allahu-Akbar“-Rufen vom Bal-
kon ihrer Pariser Wohnung gestürzt. 
Traoré kam nicht ins Gefängnis, son-
dern in die Psychiatrie, weil er wegen 
seines jahrelangen Cannabiskonsums 
nach Ansicht der Gerichte nicht schuld-
fähig ist.

Mireille Knoll war eine 85-jährige 
Holocaustüberlebende, die an Par-
kinson litt. Ihren späteren Mörder 
Yacine Mihoub hatte sie am 23. März 
2018 in die Wohnung gelassen, weil sie 
ihn seit seiner Kindheit kannte. Auch 
nachdem er bereits zu einem verur-
teilten Gewaltverbrecher geworden 
war, nannte sie ihn noch den „kleinen 
Yacine“. Am Tag des Mordes betrat 
Yacine Mihoub mit einem Komplizen 
zusammen die Wohnung von Mireille 
Knoll und trank dort eine Flasche von 
ihrem Wein. Anschließend erstach 
er sie unter „Allahu-Akbar“-Rufen 
und zündete ihre Leiche an. Mihoub 
wurde wegen Mordes zu lebenslanger 
Haft verurteilt, sein Komplize wegen 
schweren Raubes zu 15 Jahren.

Wenn es nicht um Mord geht, wer-
den antisemitische Straftaten meist 
nicht geahndet. Wie der SPCJF recher-
chiert hat, wurden zwischen 2015 und 
2019 in 63 Prozent der Fälle, in denen 
wegen körperlicher antisemitischer 
Übergriffe Anzeige erstatten worden 
war, keine Strafverfahren eingeleitet. 
Nur in 24 Prozent der Fälle wurde der 
Täter verurteilt. Fünf Prozent der Fälle 
endeten mit einem Freispruch, in zwei 
Prozent der Fälle gab es eine Ermah-
nung (in Frankreich „Erinnerung an 
das Gesetz“ genannt), in fünf Prozent 
eine Mediation.

Ein weiteres Ergebnis der Statistik: 
Französische Juden, die weniger als 
ein Prozent der Bevölkerung ausma-
chen, sind das Ziel von 61 Prozent der 
Angriffe auf Menschen „mit antireligi-
ösem Charakter“. Zu dieser Gattung 
von Verbrechen werden beispielsweise 
auch Anschläge auf Kirchen und Mo-
scheen gezählt.

Wer kann, der geht
Frankreichs Juden erfahren immer 
wieder, dass ihnen von Amtsträgern 
der  wohlgemeinte Rat gegeben wird, 
an einen weniger gefährlichen Ort zu 
gehen, sich zu verstecken. Der pensio-
nierte Lehrer Bernard Ravet veröffent-

lichte 2017 das Buch Principal de col-
lège ou imam de la République? Darin 
schildert er Szenen aus seinem Alltag 
als Schulleiter an verschiedenen Schu-
len in Marseille. Er beschreibt, wie 
eine Frau, die gerade aus Israel gekom-
men war, ihren Sohn an seiner Schule 
einschreiben lassen wollte.

„So gut das Französisch der Mut-
ter war, so stockend war das des Soh-
nes, der in Israel aufgewachsen war 
und dort auf Hebräisch unterrichtet 
worden war. Ich hätte ihn in einem 
Kurs für Neuankömmlinge einschrei-
ben müssen, damit er Französisch 
als Fremdsprache lernt. Kaum hätte 
er mit seinem scharfen Akzent zwei 
Worte gesprochen, würden die ande-
ren fragen, woher er komme. Würde 
er die Wahrheit sagen, würde man ihn 
zusammenschlagen. Daran hatte ich 
keine Zweifel: Ein paar Monaten zuvor 
war Edouard Zambeaux, ein Reporter 
von RFI, in die Schule gekommen und 

hatte sich nach den Beziehungen zu Ju-
den erkundigt. Die Schüler hatten ge-
antwortet: ‚Es gibt hier keine. Wenn es 
sie gäbe, müssten sie sich verstecken.'“

Weil es an der örtlichen jüdischen 
Privatschule keinen Platz mehr gege-
ben habe, habe er seine privaten Be-
ziehungen zu einem Abgeordneten 
genutzt, damit das Kind dort trotz-
dem aufgenommen wurde, so Ravet. 
Er habe keine andere Wahl gehabt, 
schreibt er:

„Ich stehe dazu, an diesem Tag han-
delte ich einmal mehr wie der Direktor 
einer NGO, der das tut, was ihm am 
dringendsten scheint, und nicht wie 
ein Schulleiter, der damit betraut ist, 
die republikanischen Werte zu vertei-
digen – Werte, die es mir in der Lage 
nicht erlaubt hätten, die Sicherheit die-
ses Schülers an einer Schule zu garan-
tieren, die zu 95 Prozent aus Muslimen 
besteht, welche Abend für Abend von 
den arabischen Satellitenfernsehsen-
dern zur Wut aufgepeitscht werden …“

Er habe den jüdischen Schüler zu-
rückweisen müssen, da es nicht mög-
lich gewesen wäre, ihn „Tag für Tag zu 
beschützen“.

Stefan Brändle, der Paris-Korres-
pondent der Frankfurter Rundschau, 
berichtete im Oktober 2021 über die 
französische Jüdin Stella Bensignor. 
Nachdem ihr bei einem Einbruch u.a. 
Schmuck, die Kreditkarte und ein Mo-
torroller gestohlen wurden, ging sie 
zur Polizei. Kurz darauf ritzten Unbe-
kannte die Wörter „Jude“ und „Israel“ 
in den Lack ihres Autos. In der Werk-
statt stellte sich heraus, dass auch die 
Radmuttern gelockert worden waren. 
Ein Polizist riet ihr: „Ziehen Sie weg.“

Kaum noch Juden in  
Pariser Vororten
Und das tun Frankreichs Juden. Laut 
dem Bureau national de vigilance con-
tre l'antisémitisme (BNVCA) hätten 
in den letzten Jahren 20.000 Juden den 
Wohnort gewechselt oder Frankreich 
ganz verlassen. Das betrifft besonders 
die Pariser Vororte, in denen viele 
Muslime wohnen. Jérôme Fourquet, 
Leiter des Meinungsforschungsunter-
nehmens IFOP, hat recherchiert, dass 
die Zahl der jüdischen Familien in den 
letzten 15 Jahren in Aulnay-sous-Bois 
von 600 auf 100 gefallen ist, in Blanc-
Mesnil von 300 auf 100 und in Clichy-
sous-Bois von 400 auf 80. Eine amtli-
che Statistik darüber gibt es nicht.

Jüdische Kinder wachsen in Frank-
reich in einem Klima der Angst auf. An 
einer Pariser Schule wurde vor eini-
gen Jahren ein zehnjähriges jüdisches 
Mädchen von einem muslimischen 
Mitschüler so schwer verletzt, dass es 
mit inneren Verletzungen ins Kran-
kenhaus eingeliefert werden musste. 
„Ich mag dich nicht, weil du jüdisch 
bist“, hatte der Junge gesagt, bevor er 
das Mädchen schlug. Und: „Sprich 
meinen Namen Ismael nicht aus, denn 
das ist der Name eines Propheten.“

2018 meldete die Frankfurter Rund-
schau unter der Überschrift „Jagd auf 
Frankreichs Juden“, „Jugendliche“ hät-
ten „in der Pariser Vorstadt Sarcelles 
ein Kind überfallen und übel zugerich-
tet“. Die französische Tageszeitung Le 
Figaro berichtete, die beiden 15 und 16 
Jahre alten „jungen Schwarzen“ hät-
ten dem Achtjährigen, der eine Kippa 
trug, hinter Mülltonnen versteckt auf-
gelauert. Dann brachten sie das Kind 
zu Fall und schlugen, als es auf dem 
Boden lag, auf es ein. Der Junge rettete 
sich unter ein Auto.

Frankreichs Juden machen sich mehr 
und mehr unsichtbar. Die Kinder besu-
chen keine öffentlichen Schulen mehr. 
Man versucht, nicht als jüdisch aufzu-
fallen. Die aus Toulouse stammende 
französische Jüdin Anaëlle Guedj, die 
2015 nach Israel auswanderte, schil-
derte kurz darauf in einem Interview, 
wann sie erkannte, dass sie Frankreich 
mit ihrem Mann und ihren vier Kin-
dern verlassen musste:

„Mein Sohn ist jetzt acht Jahre alt, 
damals war er also sieben. Er ging 
zu einer jüdischen Schule. Als er das 
Schulgebäude verließ, sah er sich nach 
allen Seiten um. Er sah, dass dort viele 
Leute waren und hatte Angst. Er hat 
mir gesagt: ‚Ich kann die Kippa auf 
der Straße nicht aufbehalten. Ich muss 
sie abnehmen.' Ich sah, dass er ständig 
und überall Angst hatte. Da wurde mir 
klar, dass sich Frankreich geändert hat 
und wir die richtige Entscheidung für 
die Zukunft unserer Kinder treffen 
müssen.“

Vor fast 20 Jahren warnte Scharon 
Frankreichs Juden
Im Juli 2004 hatte der damalige israe-
lische Ministerpräsident Ariel Sharon 
Frankreichs Juden aufgerufen, nach 
Israel zu ziehen:

„Wenn ich unseren Brüdern in 
Frankreich zu raten habe, werde ich ih-
nen eines sagen – ziehen Sie so schnell 
wie möglich nach Israel. Ich sage das 
zu Juden auf der ganzen Welt, aber 
dort [in Frankreich] denke ich, ist es 
ein Muss und sie müssen sofort weg-
ziehen.“

Scharons Warnung kam keine Mi-
nute zu früh. 2005 gab es die bürger-
kriegsähnlichen Ausschreitungen in 
den französischen Vorstädten. 2006 
entführte, folterte und ermordete eine 
vorwiegend muslimische Bande, die 
sich „Gang der Barbaren“ nannte, den 
23-jährigen Juden Ilan Halimi. 

Die Morde an Juden haben seither 
nicht mehr aufgehört. Ein Fall aus der 
jüngsten Vergangenheit: Im August 
2021 zertrümmerte der 24-jährige 
Mohammed Dridi in dem Dorf Long-
perrier (35 km nordöstlich von Paris) 
seinem 44-jährigen behinderten Mit-
bewohner Liyahou Haddad den Schä-
del mit einer Axt. Dann verbrannte 
er das Gesicht der Leiche und machte 
sich daran, diese im Wald zu verschar-
ren. Von der Polizei nach dem Motiv 
gefragt, gab er an, Haddad habe ihm 
100 Euro geschuldet und sie nicht zu-
rückgegeben. Ein zweites Mal gefragt, 
sagte er: „Weil er Jude war.“

               �Das sagt den Juden: Ihr gehört hier nicht 
hin, geht zurück nach Palästina.
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stalteten Heuchel-Gedenktags-Rituale, die 
hauptsächlich von der fortschreitenden 
Verunmöglichung eines offenen jüdischen 
Lebens in unserem sich auch weiterhin vor 
allem mit islamischem Judenhass füllen-
den Lande ablenken sollen, ist eine Besse-
rung der Situation für die jüdische Bevölke-
rungsgruppe nicht in Sicht.

Ohnehin hat der von jeder staatlichen 
Raison verlassene, verantwortungslose 
und für unsere freiheitlich-demokratische 
Republik fatale vielfältige und vielfach 
kaum bis gar nicht kontrollierte Einlass is-
lamischer Rechts- und Demokratieverach-
tung, islamischen Dominanzverhaltens, 
Islam-immanenter Frauenentrechtung, 
islamischen Rassismus und bedenkenlo-
ser Gewaltbereitschaft das Leben in un-
serem einstmals sicheren Staat nicht nur 
für die jüdische Minderheit unsicherer 
und gefährlicher gemacht. Unser Leben 
hat sich und hat uns nachteilig verändert. 
Längst ist unser in den guten, noch nicht 
von links-grüner Dogmatik beherrschten 
Vor-Merkel’schen Jahren unserer Republik 
gepflegter unbeschwerter und freier Life-
style der täglichen Angst gewichen. Angst 
vor der ausufernden, vielfach importierten 
Gewalt in unseren öffentlichen Räumen, 
Angst vor Terror, Angst vor sexuellen Über-
griffen gegen unsere Frauen, Angst um un-
sere heranwachsenden Kinder, bestimmt 
längst unsere täglichen Verhaltensnormen.

Politik entfremdet sich vom Volk
Während der Staat unter der gegenwär-
tigen Führung nur noch unzulänglich sei-
ner eigentlich vorrangigsten Verpflichtung 
nachkommt, für die Sicherheit seiner Bürger 
zu sorgen, sondert unsere Politik ebenso 
dümmliche wie wirklichkeitsfremde Slogans 
von der bunten Gesellschaft ab, die sich trotz 
des augenfälligen Sicherheits-Desasters ihre 
Lebensfreude nicht trüben lässt.

Dabei predigen gerade unsere linken 
und grünen Politiker Wasser, während 
sie selbst Wein trinken. Trotz allen Multi-
Kulti-Inklusionsgeschwätzes trifft man 
ihre Kinder eher ausschließlich auf elitären 
Privatinstituten als in der prekären Lebens-
wirklichkeit unserer öffentlichen Schulen 
mit substantiellem Anteil muslimischer 
Schüler, während sie selbst mit von unse-
ren Steuern bezahlten 24h-Bodyguards 
und chauffierten Dienst-Limousinen für 
ihre eigene Sicherheit zu sorgen wissen.

Politik-abhängig beauftragte und von 
den nachgeschalteten Gesinnungsmedien 
unkritisch verbreitete Statistiken sugge-
rieren uns in nahezu täglicher Gehirnwä-
sche, dass allem voran Klima-Vergehen, 
Diesel-Abgase und Cyber-Kriminalität die 
gefährlichsten Feinde unserer staatlichen 
Ordnung sind, während die nahezu tägli-
chen Gewaltangriffe und Messerattacken 
gegen alle und jeden, gegen Frauen, ge-
gen Männer, gegen Jugendliche und so-

gar gegen Kinder auf unseren Straßen, in 
unseren Fußgängerzonen und in unseren 
öffentlichen Verkehrsmitteln bagatellisiert 
und nur noch in den eklatantesten Fällen 
berichtet werden, wobei die Nicht-Nen-
nung der Identität der Täter fast immer ein 
sicheres Indiz für deren Islam-bezogene 
Identität ist.

Fahrlässige Open-Border-Politik
Die Open-Border-Politik für vornehmlich is-
lamische Rechtsverachtung und islamischen 
Judenhass sowie der links-ideologische 
Verzicht auf Abschiebung vorwiegend isla-
mischer Straftäter führen im Interesse der Si-
cherheit – solange überhaupt noch möglich 
– zu einbetonierten Weihnachtsmärkten und 
zu inneren Grenzen, d.h. zu einer notgedrun-
genen Verlegung der eigentlich unverzicht-
baren Außengrenzen nach Innen. So irrsinnig 
das ist: Dieses Land benötigt tatsächlich in 
wachsender Zahl Schutzzonen für uns, d.h. 

für die Schutzgebenden, die zunehmend vor 
den Schutzsuchenden Schutz suchen müs-
sen.

Gefördert wird dies alles von einer dem 
Umfang der Herausforderung nicht an-
nähernd gerecht werdenden Politik einer 
selbst von den Tätern wegen ihrer nur allzu 
regelmäßig laxen Urteile gegenüber Kul-
tur-spezifischer, vornehmlich islamischer 
Gewalt verachteten und fast nur bei Um-
welt- und Wirtschaftsvergehen drakonisch 
urteilenden 68er-durchseelten Justiz. Nicht 
selten werden gerade islam-migrantische 
Täter unter der ohnehin niedrigen Norm 
für Gewalttaten verurteilt, von der abso-
luten, wohl auch gewollten Ineffizienz bei 
berechtigten und mehr als erforderlichen 
Abschiebungen vor allem islamischer In-
tensivtäter ganz zu schweigen. 

Hierzu gehören nicht nur das innenpo-
litische Versagen allem voran der ohne 
echte Bewältigung ihrer pädophilen Ver-
gangenheit an die Machtzentrale unseres 
Staates gelassenen grünen Verbots- und 
Umerziehungspartei mit allen Auswüch-
sen ihrer Islam-Affinität, ihres hysterischen 
Klima-religiösen Abrakadabras sowie ihrer 
immer absurderen, zwischenzeitlich unter 
Missbrauch unserer Kindergärten schon 
den Kleinen und Kleinsten ideologisch ein-
gehämmerten, jegliche noch so abstruse  
sexuelle Normabweichung glorifizieren-
den Frühsexualisierung. 

Wahnwitziger Genderismus, Cancel-
Culture, Begünstigung eines antiweißen 
Rassismus, Zerstörung unserer wunderbar 
erfolgreichen und westlich-freiheitlichen 
bundesrepublikanischen Lebenswerte so-
wie Krieg gegen die Autofahrer und gegen 
unsere an wirtschaftlicher Bedeutung nicht 
zu überschätzende Autoindustrie ersetzen 
heute jeden Rest des der Selbsterhaltung 
unseres Staates und seiner Menschen die-
nenden gesunden Menschenverstandes.   

Missionarisierungsanliegen der 
Grünen
Das Krankheitssyndrom umfasst auch die 
ganz und gar verfehlte, auch nach einem Jahr 
furchtbaren Kriegsgeschehens in der Ukraine 
kriegstreibende statt deeskalierende Außen-
politik eines Teils des offensichtlich von allen 
guten Geistern verlassenen Ampelkabinetts.

Wie alle unduldsamen Eiferer haben die 
Grünen ein Missionarisierungsanliegen 

und je abstruser und lebensfeindlicher ihre 
sektiererischen Anliegen sind umso grö-
ßer ist ihr durch und durch überhebliches 
Sendungsbewusstsein. Zum Teil stoßen 
sie auch auf offene Ohren der Politik und 
des deutschen Wählers, dessen Vorfahren 
zu Beginn der dreißiger Jahre des letzten 
Jahrhunderts tatsächlich glaubten, am 
deutschen Wesen müsse die Welt genesen 
und allen Ernstes Hitler und damit letzt-
endlich auch ihr eigenes Unglück wählten. 
Die Aussage, es hätte am 30. Januar 1933 
eine Machtergreifung gegeben, ist eine 
Rechtfertigungsklitterung der Geschichte. 
Hitler wurde vom deutschen Wähler ge-
wählt. Die Grünen übrigens auch  --  sogar 
die nunmehr gegen ihr eigenes Credo und 
das ihrer grünen Wählerklientel Gefallen an 
Fernreisen und Krieg findende Stammlerin, 
die mehrmals am Tag je nach Sonnenstand 
ihren Lebenslauf wechselt und nunmehr 
als ungewollter Stand Up Comedian -- par-
don Außenministerin -- und Vertreterin 
dieses auch von den anderen Mitgliedern 
der Regierungs-Ampel ohnehin schon 
übergenug geschundenen Landes kaum 
einen ihrer Sätze ohne peinliche linguale 
oder inhaltliche Ausrutscher zu Ende brin-
gen kann  -- einfach zum Fremdschämen.

Dabei scheint die Außenministerin nicht 
die einzige unfreiwillige Peinlichkeit mit 
Verhaltensauffälligkeiten in diesem grün-
dominierten, durch Verrat an der bürger-

lichen wirtschaftsliberalen Wählerschaft 
überhaupt erst möglich gemachten Am-
pelkabinett zu sein. Sei es der Gesundheits-
minister mit dem Charme eines Mitglieds 
der Adams-Family, sei es der tiefgehend 
wirtschaftsignorante und den irritierten 
Zuhörern immer noch Kinderbuch-Ge-
schichten erzählende Sunnyboy-Verschnitt 
im Wirtschaftsministerium oder sei es die 
Spitze des Ganzen --  ein Kanzler mit selbst 
eingestandener erheblicher Amnesie, ge-
gen den der stets müde und nicht selten 
geistig verirrte US-Präsident Biden wie ein 
Elan-strotzendes Energiebündel erscheint. 

Deutschland- eine Irrenanstalt
Folgt man dem Journalisten Dirk Maxeiner, 
so gilt Deutschland „in anderen Teilen Euro-
pas und der Welt mittlerweile als geschlosse-
ne Anstalt mit offenen Grenzen. Die Insassen 
sehen zwar keine weißen Mäuse, aber über-
all Nazis. „Ortskundige sollten den Bereich 
weiträumig umfahren”, so „wollen die Insas-
sen durch das Aufstellen von Windrädchen 
und das Abfackeln ihrer Autoindustrie den 
Rest der Welt retten. Sie wollen elektrisch 
fahren und knipsen ihre Kraftwerke aus. Sie 
ruinieren die Bauern, damit Lebensmittel 
teurer werden. Sie wollen keine Kinder mehr 
kriegen und damit künftige Generationen 
retten. Sie glauben sie seien Vorreiter und 
merken nicht, dass niemand hinterher reitet. 
Ihr Parlament hat mittlerweile 709 Mitglieder, 
aber nur noch eine erlaubte Meinung. Das, so 
sagen sie, wäre eine wehrhafte Demokratie.“ 
(Dirk Maxeiner)

Wir alle sehen die täglich wachsende 
Lawine des uns umgebenden politischen 
Bessermensch-Irrsinns, den wir im Grunde 
fast alle nicht wollen und doch – jeder auf 
seine Art – mehr oder minder über sich er-
gehen lässt , obwohl diese Regierung heu-
te – höchstens über gerade mal 40 % der 
Wahlstimmen verfügt. Franz Josef Strauß` 
grünes Narrenschiff befindet sich gegen-
wärtig in unserer Republik in voller Fahrt. 
Der ehemalige Bayerische Ministerpräsi-
dent hätte nicht schlecht gestaunt, wie viel 
Wahres und Richtiges, er über die Zerstö-
rung unserer Lebenswerte und Lebenswelt 
unter einer grün- und linksdominierten Re-
gierung vorausgesagt hat. 

Trotz einiger von links inszenierter und 
von unseren grün links ausgerichteten öf-
fentlich Mainstream-Medien übertrieben 
orchestrierter  Verwerfungen wegen der 
überfälligen und berechtigten Justizreform 
wird dem prosperierenden und lebensbe-
jahenden demokratischen jüdischen Staat 
eine derartiges Desaster im Interesse seiner 
Menschen erspart bleiben. 

Dem Staat Israel, dem jüdischen Volk, 
allen unseren Leserinnen und Lesern, wün-
schen wir alles erdenklich Beste. 

Am Israel Chai 
Dr.Rafael Korenzecher 

                �Dieses Land benötigt tatsächlich  
in wachsender Zahl Schutzzonen  
für die Schutzgebenden, die zunehmend 
vor den Schutzsuchenden Schutz  
suchen müssen.
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Angela Merkel erhält Unesco-Friedenspreis
Für die folgenschwere Aufnahme von 1,2 Millionen „Flüchtlingen“ wurde die deutsche Ex-Kanzlerin Angela 
Merkel auch noch mit dem Unesco-Friedenspreis belohnt. Bei dem Festakt in der Elfenbeinküste nannte die 
Generaldirektorin der UN-Kulturorganisation Unesco, Audrey Azoulay, Merkels Grenzöffnung eine "mutige 

Entscheidung". Das Vorgehen Angela Merkels war aber keinesfalls mutig, sondern viel eher fahrlässig und op-
portunistische Imagepflege auf Kosten der eigenen Bevölkerung. Die Folgen ihrer Entscheidung wird Deutsch-

land noch lange in Form von wachsenden sozialen Spannungen, dramatisch gestiegener Kriminalität und 
importiertem Antisemitismus zu tragen haben. (JR)

Mirjam Lübke

War es mutig, 2015 die deutschen 
Grenzen für Kriegsflüchtlinge aus Sy-
rien, dem Irak und Afghanistan zu öff-
nen? Die UNESCO jedenfalls denkt so 
und verleiht deshalb ihren Friedens-
preis an Angela Merkel für diese Ent-
scheidung. 

Dabei ging die Kanzlerin gerade da-
mit den bequemen, populären Weg, 
denn sie und der damalige Innenminis-
ter Thomas de Maizière fürchteten sich 
vor »hässlichen Bildern«. Deutsch-
land hatte die »Willkommenskultur« 
ausgerufen, eingestimmt durch die 
furchtbaren Bilder aus dem syrischen 
Bürgerkrieg, welche die Medien ver-
breiteten. Als hartherzig galt – und gilt 
immer noch – wer Bedenken gegen die 
Aufnahme von Millionen Migranten 
äußert. Sei es aus kulturellen Beden-
ken, der Angst vor der Überlastung 
unserer Sozialsysteme oder den damit 
verbundenen logistischen Problemen. 
Diese Millionen Menschen müssen un-
tergebracht, ernährt und gekleidet wer-
den, darüber hinaus erhalten sie auch 
finanzielle staatliche Leistungen. Da-
mals bestimmte das Bild der syrischen 
Familie in Not unsere Vorstellung von 
den ankommenden Flüchtlingen, von 
Kindern, welche von ihren Eltern vor 
den Schrecken des Krieges in Sicher-
heit gebracht werden mussten. Viele 
Deutsche meldeten sich als ehrenamt-
liche Helfer, um Kleidung zu verteilen 
und den Geflüchteten bei ihren ersten 
Schritten in der neuen Heimat zur Sei-
te zu stehen. 

Gut für das Kanzler-Image
Nun sind Syrien und Deutschland be-
kanntlich keine Nachbarländer, schon 
damals konnte man sich also die Frage 
stellen, warum es unbedingt Mittel-
europa sein musste, das die Hauptlast 
der Unterbringung trug. So nahm zum 
Beispiel auch Jordanien viele Syrer auf, 
wo zumindest die Sprachbarriere weg-
fiel – man hätte vor Ort Unterstützung 
anbieten können. Zudem brach auch 
das Familien-Narrativ zusehends in sich 
zusammen, den es kamen zunehmend 
junge Männer ins Land – ein Ketzer, 
wer Übles dabei dachte: Ging es da etwa 
um Versorgung und nicht um Flucht vor 
Krieg und Tod? »Nun sind sie halt da«, 
meinte Angela Merkel achselzuckend 
und machte keinerlei Anstalten, die 
Notbremse zu ziehen. Auch als der Ver-
dacht aufkeimte, dass nicht jeder, der 
vorgab Syrer zu sein, auch tatsächlich 
aus Syrien stammte. Anhand des Dia-
lekts fiel das Muttersprachlern biswei-
len auf, aber da nahezu alle Flüchtlinge 
ohne Papiere in Deutschland ankamen, 
machte man sich selten die Mühe, das 
zu verifizieren. »Wir schaffen das!«, 
lautete Angela Merkels nächste Durch-
halteparole.     

Die Ex-Kanzlerin profitierte davon, 
indem sie ihr Image als »Mutter der 
Nation« pflegen und ausbauen konn-
te – aufgrund ihrer oft sehr trockenen 
Art ein nicht zu unterschätzendes, 
willkommenes Etikett. Später würde 
der Spiegel-Journalist Claas Relotius 

daraus die herzerwärmende Geschich-
te »Königskinder« erschaffen, in der 
syrische Kinder von »Mutter Angela« 
als ihrer Retterin träumten, die sie aus 
dem Kriegselend befreite. Dabei spiel-
te es keine Rolle, wie wenig diese Ge-
schichte der Wahrheit entsprach, sie 
passte in die Zeit, in der es zum guten 
Ton gehörte »Refugees Welcome« als 
Autoaufkleber und T-Shirt zu tragen. 
Mut hätte die Kanzlerin gebraucht, 
wenn sie das Land auf den Boden der 
Tatsachen zurückgeholt hätte, denn 
spätestens mit der Kölner Silvester-
nacht von 2015 wurde deutlich: Mig-
ration ist kein immerwährendes mul-
tikulturelles Straßenfest, sondern auch 
mit massiven Nachteilen verbunden. 

Auch wenn es sicherlich richtig ist, 
keinen Generalverdacht gegen Mig-
ranten auszusprechen, so spricht die 
Kriminalstatistik seit 2015 Bände, 
vor allem im Bereich der Körperver-
letzungsdelikte und Sexualstraftaten. 
Und noch ein weiterer großer Elefant 
steht im Raum – der des anwachsenden 
Antisemitismus unter dem Deckman-
tel der »Israelkritik«. War es vorher 
schon ratsam, als Jude gewisse Stadttei-
le in Berlin und Frankfurt zu meiden, 
so arbeitet sich dieser Antisemitismus 
langsam aber sicher nach oben – in 
den Medien ist er längst salonfähig ge-
worden. Selbst tätliche Übergriffe auf 
Juden werden dort relativiert – wenn 
man den überhaupt von ihnen erfährt. 

Importierter Judenhass
»Man kann nicht, selbst wenn Jahr-
zehnte dazwischen liegen, Millionen 
Juden töten und danach Millionen ih-
rer schlimmsten Feinde ins Land las-
sen«, wird der inzwischen verstorbene 
deutsch-französische Modedesigner 
Karl Lagerfeld zitiert und bewies damit 
2017 tatsächlich Mut. Hatte er bislang 
eher den Zorn der Massen auf sich gezo-
gen, weil er das Tragen von Joggingho-
sen als Kontrollverlust über das eigene 
Leben brandmarkte, so traf ihn nun der 
Unmut der pro-muslimischen Einwan-

derungslobby mit voller Wucht. Denn 
wenn wir von Antisemitismus unter Ein-
wanderern sprechen, sind damit weder 
asiatische noch italienische Einwande-
rer gemeint, auch frühere Generationen 
türkischer Gastarbeiter und ihrer Nach-
kommen fielen kaum durch Judenhass 
auf. Junge muslimische Einwanderer 
aus dem arabischen und afrikanischen 
Kulturkreis hingegen schon. Zwischen 
den Zeilen von Lagerfelds Aussage 
schwingt eine Tatsache mit, von der die 
Verantwortlichen nur ungern etwas hö-
ren wollen. Diese Migranten profitieren 
davon, dass Deutschland Wiedergut-
machung für den Nationalsozialismus 
leisten und daher niemanden in Not an 
seinen Grenzen abweisen will. Bedenkt 
man, wie viele Sympathien Adolf Hitler 
noch immer in der arabischen Welt ge-
nießt – angeblich ist »Mein Kampf« das 
meistverkaufte Buch neben dem Koran 
– ist das geradezu makaber. Das ARD-
Doku-Drama »Die Ungewollten – die 
Irrfahrt der St. Louis« von 2019, das die 
vergeblichen Versuche jüdischer Flücht-
linge zeigt, 1939 zunächst in Kuba, dann 
in den USA an Land gehen zu dürfen, 
endet gar mit einem Appell, heute nicht 
ebenso gegenüber Migranten aus Afrika 
und Nahost zu handeln. Gern werden 
auch überlebende Juden vor diesen Kar-
ren gespannt. 

Nachdem 2017 Lagerfeld seinen be-
rühmten Satz gesagt hatte, wurde er 
des Rassismus bezichtigt, dabei gab 
ihm ein Ereignis kurz danach Recht: 
In Berlin kam es zu heftigen Ausschrei-
tungen, nachdem Donald Trump Jeru-
salem als Hauptstadt Israels anerkannt 
hatte. Die »Palästinenser« gerieten in 
Aufruhr und protestierten am Bran-
denburger Tor, dabei zeigten sie auch 
deutlich ihre Haltung zur deutschen 
Gedenkkultur: Sie randalierten auch 
im Berliner »Mahnmal für die er-
mordeten europäischen Juden« und 
versuchten sogar, die angeschlosse-
ne Gedenkstätte zu stürmen und zu 
verwüsten. Die Kanzlerin hatte zuvor 
Trumps Entscheidung scharf als Frie-

denhindernis kritisiert, erst nach ei-
ner erfolgten »Zwei-Staaten-Lösung« 
dürfe darüber nachgedacht werden. 
Das Auswählen der eigenen Haupt-
stadt als Belohnung für Wohlverhalten 
– das für sich genommen ist schon eine 
Unverschämtheit, die nur Israel zu er-
dulden hat. Und so schwieg die Kanz-
lerin auch tagelang beredt zu den Aus-
schreitungen, bis der Druck zu groß 
wurde. Zunächst hatte Alice Weidel die 
Krawalle, bei denen wie üblich israeli-
sche Fahnen verbrannt wurden, scharf 
verurteilt, aber auch die amerikanische 
Botschaft machte Druck. Bekanntlich 
saß Angela Merkel gern Unangeneh-
mes aus, nun war sie unter Zugzwang 
geraten, ein paar Tage zu spät, um noch 
glaubwürdig zu sein.     

Fragwürdiger Politstil
Angela Merkel und Mut – das passt 
nicht zusammen. Während ihrer Amts-
zeit war sie dafür bekannt, Kritiker an 
ihrem Politikstil wegzuloben oder zum 
Schweigen zu bringen. So zum Beispiel 
auch Josef Schuster, den Vorsitzenden 
des Zentralrats der Juden in Deutschland, 
der ebenfalls noch im Oktober 2015 vor 
zunehmendem Antisemitismus durch 
arabische Einwanderer gewarnt hatte. 
Was danach jenseits des öffentlichen Shit-
storms geschehen ist, kann man nicht 
mehr genau nachvollziehen, aber Schus-
ter verstummte danach und wandte sich 
sogleich wieder den »anerkannten« For-
men des Antisemitismus zu. Merkels Ein-
schreiten geht hier weit über naives Tot-
schweigen hinaus, sie hat Kritik bewusst 
unterbunden. Vor allem aber ist sie – wie 
viele Migrationsbefürworter – niemals 
mit den Folgen ihrer Entscheidung direkt 
konfrontiert gewesen. Denn das »Wir 
schaffen das!« musste im Alltag von den 
Kommunen und der Bevölkerung umge-
setzt werden, viele ehrenamtliche Helfer 
haben sich inzwischen enttäuscht und 
aller Illusionen beraubt zurückgezogen. 
Es reicht eben nicht, die Tür zu öffnen 
und dann die Dinge laufen zu lassen. 
Der Zuzug von Migranten reißt nicht ab, 
viele deutsche Kommunen stehen längst 
jenseits ihrer Belastungsgrenze, perso-
nell und finanziell, denn auch zugesagte 
Gelder bleiben aus. In den Erstaufnahme-
einrichtungen brodelt es, darunter leiden 
auch jene, die tatsächlich als Flüchtlinge 
zu uns gekommen sind und nun mit ag-
gressiven »Glücksrittern« zusammenle-
ben müssen. 

Angela Merkels Grenzöffnung war 
nicht mutig, sondern purer Populismus 
mit einem Hauch Imagepflege. Die Fol-
gen ihrer Entscheidung wird Deutsch-
land noch lange zu tragen haben, in Form 
von sozialen Spannungen, gestiegener 
Kriminalität und Antisemitismus. Dem 
Asylgedanken hat die Ex-Kanzlerin mit 
der Grenzöffnung ebenfalls keinen Gefal-
len getan. Denn wer heute aus wirklicher 
Not, etwa wegen politischer Verfolgung, 
an unsere Tür klopft, wird erst einmal auf 
Misstrauen stoßen, ob seine Geschichte 
stimmt. »Danke, Angela!«, das war ein-
mal. Heute überlegen wir, wie wir mit An-
stand unseren Weg aus der angerichteten 
Misere finden – und es erfordert Mut, die 
Tatsachen offen anzusprechen.  
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Angela Merkel beim Festakt zur Verleihung des Unesco-Friedenspreises. 
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Abschiebungen: EU will Druck auf  

Herkunftsländer verstärken 
Unter dem Druck ihrer, unter der vornehmlich islamischen Migrantengewalt leidenden, Bevölkerung berieten beim EU-

Sondergipfel in Brüssel die Regierungschefs u.a. auch über eine Verschärfung der gemeinsamen Asyl- und Migrationspoli-
tik. Etwa 966.000 Personen haben im vergangenen Jahr in der Europäischen Union Asyl beantragt, wobei die Dunkelziffer 
der illegalen Einwanderer um ein Vielfaches höher ist. Schon die offizielle Angabe entspricht einer Zunahme von mehr als 
50 Prozent im Vergleich zum Vorjahr und ist die höchste Anzahl an Asylsuchenden seit 2016. Nun beschlossen Olaf Scholz 

und seine Kollegen - im Ergebnis völlig unzulänglich - illegale Einreisen nur unattraktiver zu machen, statt sie insgesamt zu 
verunmöglichen. Der Vorschlag Österreichs, Grenzzäune zum Schutz der EU-Außengrenze zu errichten, wurde, wie es von 

der verfehlten Politik der Europäischen Union nicht anders zu erwarten war, schlichtweg abgelehnt. (JR)
Von Miriam Sofin

Insgesamt 966.000 Personen haben im 
vergangenen Jahr in der Europäischen 
Union Asyl beantragt. Das entspricht 
einer Zunahme von mehr als 50 Prozent 
im Vergleich zum Vorjahr und ist die 
höchste Anzahl an Asylsuchenden seit 
2016. Hinzu kamen rund vier Millionen 
Kriegsflüchtlinge aus der Ukraine - fast 
ausschließlich Frauen und Kinder - die 
ohne Asylverfahren seit 2022 temporä-
ren Schutz in der EU genießen dürfen. 

Die meisten Asylanträge stellten laut 
EU-Asylbehörde Syrer (132.000), ge-
folgt von Afghanen (129.000). Die dritt-
größte Gruppe mit rund 55.000 Anträ-
gen waren Türken, mehr als doppelt so 
viele wie ein Jahr zuvor. Über 80 Prozent 
aller Asylbewerber waren zudem junge 
Männer. Ein Umstand, den man nicht 
oft genug betonen kann, da er zahlreiche 
innergesellschaftliche Probleme mit sich 
bringt. Wie eine Vielzahl an Beispielen in 
der Geschichte zeigt, steigt die Gewalt - 
insbesondere die sexuelle Gewalt gegen 
Mädchen und Frauen, aber auch Gewalt 
gegen Männer - bei einem signifikanten 
Männerüberschuss im fortpflanzungs-
fähigen Alter nämlich drastisch an. Das 
beste und traurigste Beispiel für dieses 
Phänomen ist wohl Indien, welches mitt-
lerweile offiziell als das "gefährlichstes 
Land der Welt für Frauen" gilt. Hinzu 
kommen die islamisch-patriarchale Prä-
gung der allermeisten "Neuankömmlin-
ge" in Europa, die unserem westlichen 
Wertesystem diametral entgegensteht, 
sowie eine hohe Analphabetenquote und 
ein allgemein für unsere Verhältnisse ex-
trem niedriges Bildungsniveau. 

Im vorigen Jahr wurden laut EU-Asyl-
behörde 632.000 Asylanträge in erster 
Instanz entschieden, wobei die Anerken-
nungsquote nur bei etwa 40 Prozent lag. 
Mehr als die Hälfte aller Asylbewerber 
waren somit nicht asylberechtigt, doch 
die Rückführung abgelehnter Asylbe-
werber gestaltet sich seit jeher schwierig. 
So verbleibt der Großteil abgelehnter 
Asylbewerber bisher in Europa und wird 
finanziell versorgt. 

Leider werden für das Jahr 2023 sogar 
noch stärkere Migrantenströme in die 
Europäische Union erwartet als im letz-
ten Jahr. Den hohen Anstieg der Asyl-
anträge begründen Migrationsexperten 
unter anderem mit dem Wegfall der Co-
vid-19-bedingten Reisebeschränkungen, 
bewaffneten Konflikten und der schlech-
ten Wirtschafts- und Ernährungslage in 
weiten Teilen der Erde. Um illegale Mig-
ration künftig einzudämmen, planen die 
EU-Staatschefs, den Grenzschutz zu ver-
stärken und Asylverfahren zu beschleu-
nigen. Für die von einigen Ländern ge-
forderten Grenzzäune verweigert Brüssel 
allerdings bisher noch die Finanzierung.

„Wir werden handeln“
Wegen der starken Zunahme uner-
wünschter Zuwanderung hat die Eu-
ropäische Union sich nun auf eine Ver-

schärfung der gemeinsamen Asyl- und 
Migrationspolitik geeinigt. Bundes-
kanzler Olaf Scholz und seine Kollegen 
beschlossen diesen Februar während 
des EU-Gipfels in Brüssel, illegale Ein-
reisen möglichst von vornherein zu ver-
hindern beziehungsweise unattraktiver 
zu gestalten. Das soll etwa durch mehr 
Grenzschutz, schnellere Abschiebun-
gen und einen verstärkten Kampf gegen 
Menschenhändler geschehen.

"Wir werden handeln, um unsere Au-
ßengrenzen zu stärken und irreguläre 
Migration zu verhindern", versprach 
die EU-Kommissionspräsidentin Ursu-
la von der Leyen. Scholz betonte: "Wir 
sind in der Lage, uns hier zusammenzu-
finden und gemeinsame Positionen zu 
entwickeln, die uns für die Zukunft hel-
fen." Notwendig seien sowohl die Kont-
rollen an den Außengrenzen als auch die 
Zusammenarbeit mit Herkunfts- und 
Transitländern. Die EU habe großen 
Bedarf an Fachkräften, weshalb auch le-
gale Migration notwendig sei.

Angekündigt wurden zwei Pilotpro-
jekte als erster Schritt in die richtige 
Richtung. Eines sieht vor, die Grenze 
zwischen Bulgarien und der Türkei mit 
Fahrzeugen, Kameras und Wachtürmen 
zu sichern. Dies soll aus EU-Mitteln, 
dem bulgarischen Haushalt und Beiträ-
gen der EU-Staaten finanziert werden. 
Bei dem zweiten Projekt steht die lü-
ckenlose Registrierung von Migranten 
im Vordergrund sowie beschleunigte 
Asylverfahren und die rasche Rückfüh-
rung abgelehnter Asylbewerber in ihre 
Heimatländer. 

Österreich fordert Grenzzäune
Politisch umstritten war vor dem Gip-
fel vor allem die Frage, ob künftig auch 

Grenzzäune entlang der Außengrenzen 
aus dem EU-Haushalt finanziert wer-
den sollten. Österreich und sieben wei-
tere Staaten machten hierbei besonders 
großen Druck für höhere Hürden bei 
der illegalen Zuwanderung. Wichtig 
seien mehr EU-finanzierte Maßnahmen 
zum Schutz der Außengrenzen, zügi-
ge Abschiebungen sowie neue Rück-
führungsabkommen mit Drittstaaten, 
heißt es in einem Brief von Österreichs 
Bundeskanzler Karl Nehammer mit 
den Regierungschefs von Dänemark, 
Griechenland, Lettland, Slowakei, Mal-
ta, Estland und Litauen. Das Schrei-
ben an EU-Kommissionschefin Ursula 
von der Leyen und EU-Ratspräsident 
Charles Michel liegt der Deutschen 
Presseagentur laut Medienberichten 
vor. "Unserer Meinung nach ist das der-
zeitige Asylsystem kaputt und nützt in 
erster Linie den zynischen Schleppern, 
die das Unglück von Frauen, Männern 
und Kindern ausnutzen", schreiben die 
Regierungschefs in dem Brief laut der 
Deutschen Presse-Agentur. Österreichs 
Kanzler Nehammer findet, wenn Zehn-
tausende die EU und Schengenländer 
durchqueren könnten, ohne kontrolliert 
zu werden, so zeige das, "dass Schengen 
nicht funktioniert, aber auch, dass das 
EU-Asylsystem gescheitert ist". Das sei 
ein Sicherheitsproblem für die gesamte 
EU.

Mehr Druck auf Herkunftsländer
Die EU-Kommission, Deutschland 
und Luxemburg sind jedoch dagegen, 
die Europäischen Außengrenzen durch 
einen Zaun zu sichern. "Es wäre eine 
Schande, wenn eine Mauer in Europa 
gebaut würde, mit den europäischen 
Sternen drauf", sagte Luxemburgs Re-

gierungschef Xavier Bettel am Rande 
des Gipfels. In der Abschlusserklärung 
wird die EU-Finanzierung von Zäu-
nen nicht genannt. Es heißt lediglich 
schwammig, dass EU-Mittel unter an-
derem für "Infrastruktur" an den Gren-
zen mobilisiert werden sollten.

Einig sind sich die EU-Staaten hin-
gegen darin, dass mehr Druck auf 
Länder gemacht werden sollte, die die 
Rücknahme abgelehnter Asylbewerber 
verweigern. Dies soll dazu führen, dass 
mehr Menschen ohne Bleiberecht die 
EU wieder verlassen und so die teils 
stark überlasteten Sozialsysteme ent-
lastet werden. Zudem wollen die Mit-
gliedstaaten künftig gegenseitig Rück-
führungsentscheidungen anerkennen. 
Auch das soll Abschiebungen erleich-
tern. Druck auf unkooperative Her-
kunftsstaaten wollen die EU-Staaten 
etwa über eine verschärfte Visa-Politik, 
die Handelspolitik und die Entwick-
lungshilfe aufbauen. Gleichzeitig sol-
len aber auch mehr Möglichkeiten für 
legale Migration geschaffen werden. 
Österreichs Kanzler Karl Nehammer 
begrüßte die Beschlüsse und sprach 
von einem "neuen Schwerpunkt in der 
Migrationspolitik", der nun weiterent-
wickelt werden müsse. "Den Worten 
müssen Taten folgen", mahnte er ab-
schließend. 

Ein Streitpunkt in der Asyl- und Mi-
grationspolitik war früher lange die 
Frage, ob Asylsuchende gleichermaßen 
verpflichtend von allen EU-Staaten 
aufgenommen werden sollten. Länder 
wie Ungarn, Polen und Österreich hat-
ten derlei Quoten bisher immer katego-
risch abgelehnt. Mittlerweile konzent-
rieren die EU-Staaten sich jedoch eher 
auf andere Themen, wie den stärkeren 
Außengrenzschutz, bei denen es ge-
meinsame Interessen gibt. Die oft emo-
tionale Debatte sollte so versachlicht 
werden. Frankreichs Präsident Emma-
nuel Macron sagte nach dem Gipfel, 
die Stimmung sei dieses Jahr schon 
sehr viel ruhiger gewesen als noch im 
Jahr 2018. Auch der ukrainische Prä-
sident Wolodymyr Selenskyj war zu 
Gast. Er forderte insbesondere weitere 
Waffenlieferungen für den Krieg gegen 
Russland.

Darüber hinaus stand außerdem 
die EU-Reaktion auf Subventionen in 
dreistelliger Milliardenhöhe für grü-
ne Industrieprojekte in Ländern wie 
den USA auf der Tagesordnung. Der 
Gipfel folgte dem Vorschlag von der 
Leyens, flexiblere Subventionen für 
klimafreundliche Technologien zu er-
möglichen. So sollen Staaten künftig 
Steuervorteile für strategisch wichtige 
Industriezweige gewähren können, wie 
aus der Abschlusserklärung hervorgeht. 
"Das Ziel dieser Investitionen ist natür-
lich, auch privates Kapital freizusetzen", 
sagte von der Leyen. Zudem soll Geld 
aus bestehenden EU-Töpfen zur Unter-
stützung von Unternehmen bereitge-
stellt werden.
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Bundeskanzler Olaf Scholz (SPD) beim EU-Sondergipfel in Brüssel
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Staat und Volk – Ein zerrüttetes Verhältnis
Die neuerlichen Attacken und das Parteiausschlussverfahren der bereits unter Merkel und Laschet weit nach grün gedrif-
teten CDU gegen Hans-Georg Maaßen bebildern geradezu gruselig präzise das Zitat des deutsch-jüdischen Schriftstellers 

Kurt Tucholsky, wonach in Deutschland derjenige, der auf den Schmutz hinweist, für gefährlicher gehalten wird als der, der 
den Schmutz verursacht. Der aktuelle BfV-Chef Thomas Haldenwang und der Verfassungsschutz treten dem Bürger gegen-

über neuerdings in einer merkwürdigen Rolle als Ankläger, Richter und Exekutive auf. Wäre das Verhältnis von Staat und 
seinen Bürgern eine Ehe, könnte man es durchaus als „zerrüttet“ beschreiben. (JR)  

Von Dushan Wegner

Die Attacken auf Hans-Georg Maaßen be-
bildern geradezu gruselig präzise jenes Tu-
cholsky-Zitat, dass in Deutschland derjeni-
ge, der auf den Schmutz hinweist, für weit 
gefährlicher gilt als der, der ihn macht – und 
also angegriffen wird.

In jedem Verhältnis zwischen Menschen 
kann es über Jahre und Jahrzehnte passie-
ren, dass die Beteiligten vergessen, was der 
ursprüngliche Zweck und die erste Motiva-
tion ihrer Beziehung waren.

Wir denken hier etwa an einen Arbeit-
nehmer, der mehr so aus Gewohnheit zur 
Arbeit kommt, und ein Chef, der nicht 
wirklich sagen könnte, warum dieser An-
gestellte da ist, außer dass er eben schon 
immer da war.

Oder wir könnten an eine erkaltete Ehe 
denken, wo das Paar mehr so nebeneinan-
der lebt, und selbst auf Nachfrage nicht zu 
Protokoll geben könnte, was man einander 
noch zu sagen hat.

Und wir könnten an das Verhältnis des 
einzelnen Bürgers zu seinem Staat denken. 
Auch der Bürger und die Organe des Staa-
tes könnten beide aus den Augen verlieren, 
von welcher Art ihre Beziehungen sein soll-
ten – womit wir bei den Meldungen des Ta-
ges wären.

Nur »Wahrnehmung«
Es gibt Dinge, über die lächelt man und 
winkt ab, wenn der TV-guckende Nachbar 
sie sagt. Wenn aber der Chef des deutschen 
Verfassungsschutzes sie sagt, ist das Gesag-
te zwar keinen Deut schlauer, aber gerade 
dadurch eben etwas gruselig.

Vor einem Jahr, im Essay »In Ruhe 
mein Toast essen«, schrieb ich: »Der 
Verfassungsschutz betätigt sich unter 
Haldenwang als eine Art ‚Amateur-Philo-
sophiestadel‘. Spätestens 2021 schien der 
Verfassungsschutz nach mancher Ansicht 
recht offen in der politischen Debatte mit-
zuspielen.«

Ein neues Interview mit Herrn Halden-
wang (deutschlandfunk.de, 29.1.2023) lie-
fert einiges, was es braucht, um diese Ein-
schätzung weiter aufrechtzuerhalten.

Das CDU-Mitglied Haldenwang raunt 
etwa böse Dinge über seinen Vorgänger 
und Parteikollegen Hans-Georg Maaßen. 
Dieser trete durch »sehr radikale Äußerun-
gen in Erscheinung«, so nimmt Herr Hal-
denwang wahr. (Man beachte die spezielle 
Formulierung, mit welcher er sagen kann, 
die aggressive Bewertung, in einem Inter-
view als Chef des Verfassungsschutzes, sei 
doch nur seine Wahrnehmung.)

Haldenwang schließt sich »Bewertun-
gen« an, dass man in Maaßens Äußerun-
gen »eindeutig antisemitische Inhalte« 
sehen könne. Auch hier nehme ich eine fie-
se, aber feige Formulierung wahr. Und ich 
finde in seinen Aussagen keine konkreten 
Beispiele für das, was er Herrn Maaßen vor-
wirft – er schließt sich »Bewertungen« an.

Was meint er?

So lächerlich
Das Magazin, das für seine stets wahrheits-
gemäße, nie flunkernde und jederzeit po-
litisch neutrale Berichterstattung bekannt 
ist, schrieb am 10.5.2021 über solche Vor-
würfe gegen Maaßen.

Dort steht etwa, Maaßen spräche auch 
vom »Great Reset«, und das sei eine »Ver-
schwörungsideologie«. Und außerdem 

spräche er von »Eliten«, und von »Globa-
listen«, und das sei wohl »antisemitischer 
Code«. Und so weiter, und so fort. Die Be-
schuldigungen gegenüber Maaßen bedie-
nen sich oft eines rhetorischen Tricks, den 
ich im Buch Talking Points beschreibe, und 
den wir sonst von heutigen Linken, aber 
auch von den tatsächlichen Antisemiten der 
NS-Zeit kennen: Man unterschiebt dem 
Gegner eine böse Absicht und macht damit 
selbst harmlose politische Äußerungen zu 
mindestens moralischen Verbrechen.

Es ist an diesem Punkt ja geradezu mü-
ßig, die »Argumente« von Spiegel oder 
Haldenwang gegen Maaßen zu diskutie-
ren. Von den »Eliten« doch reden die Eli-
ten selbst, auch vom »Great Reset«. Herr 
Schwab vom WEF sagt ja wörtlich, er wolle 
»die Welt von morgen entwerfen«, und 
er verspricht eine »systemische Transfor-
mation der Welt« (siehe auch Essay vom 
27.11.2022). Doch wehe, man zitiert ihn!

Während ich dies schreibe, titelt deutsch-
landfunk.de selbst in Großbuchstaben: 
»Der Papst ist Elite!« – Oha, ist das auch 
ein »antisemitischer Code«? Ach, es ist so 
lächerlich.

Der, der darauf hinweist
Es gilt, mehr denn je, dass in Deutschland 
derjenige für wirklich gefährlich gehalten 
wird, der auf den Schmutz hinweist – und 
nicht der, der den Schmutz macht.

Die neueste Kampagne gegen Maaßen 
entbrannte, als er auf den anti-weißen Ras-
sismus linker Ideologie hinwies. Er schrieb, 
so erfährt man in den Zitaten seiner Geg-
ner, dass nach »rot-grüner Ideologie« die 
»Weiße als minderwertige Rasse angese-
hen werden und man deshalb arabische 
und afrikanische Männer ins Land holen 
müsse«. (zitiert nach faz.net, 25.1.2023)

Das derart beschriebene politische La-
ger fühlte sich offenbar ertappt, und nach 
der von verschiedenen Sozialisten prak-
tizierten Masche warfen sie Maaßen vor, 
wessen er sie beschuldigt hatte. In linker 
Logik ist derjenige ein Rassist, der linken 
Rassismus anprangert. Man muss es nicht 
logisch verstehen.

Im eigenen Kopf
Auch der neueste Generalsekretär der 
CDU, ein Herr Mario Czaja, versucht sich 

in einer Variante dieser so diffusen wie 
fiesen Unterstellung gegenüber Maaßen. 
Maaßen verwende »Sprache aus dem Mi-
lieu der Antisemiten und Verschwörungs-
ideologen« (@MarioCzaja, 24.1.2023), 
und so weiter, und so fort.

Vergessen wir nicht die alte deutsche 
Volksweisheit: Wenn du mit dem Zeigefin-
ger auf jemanden zeigst, zeigen die übrigen 
Finger auf dich zurück.

Wenn Herr Maaßens Gegner ihn an-
greifen, indem sie ihm irgendwelche »an-
tisemitischen Codes« unterstellen, haben 
sie dadurch nicht vielmehr entlarvt, was in 
ihrem eigenen Kopf vorgeht? Was sagt es 
über Maaßens Gegner aus, dass sie offen-
bar das Wort  »Globalisten« hören und 
automatisch an »reiche Juden« denken?

Ach, wir wissen doch, was Maaßens 
»Ursünde« war: Er hatte es gewagt, Mer-
kels Chemnitz-Lüge zu widersprechen. 
Das haben ihm die »Wahrheitssyste-
me« nie verziehen (siehe dazu Essay vom 
17.9.2018).

Nicht gerade beliebter
Würde ich über Maaßens Beschuldiger 
nach der gleichen Logik reden, in der sie 
über ihn reden, würde ich womöglich sa-
gen, dass Herr Haldenwang oder Herr 
Czaja sich der Sprache der Undemokraten 
bedienen, dass ihnen also das Wohl der 
Demokratie gleichgültig ist und dass der 
Verfassungsschutz sich vielleicht ihrer an-
nehmen sollte.

Es ist überhaupt eine etwas rätselhafte 
Funktion, die Herr Haldenwang da ein-
nimmt. Das Amt darf sich eigene außer-
juristische Vergehen ausdenken, wie die 
»verfassungsschutzrelevante Delegitimie-
rung des Staates«, ein gleich doppelt vager 
Begriff, der es möglich macht, jeden poli-
tischen Gegner, der jemals die Regierung 
kritisierte, zu beobachten.

Und wenn die Behörde auch die Zielper-
son nicht offiziell »beobachtet«, so darf 
man doch – siehe oben – in Interviews an-
klagen und moralisch verurteilen, stets mit 
dem rhetorischen Zauberstab des Amtes, 
ohne dass sich der Angeklagte und Abgeur-
teilte auf gleicher Plattform wehren könnte. 
Ein Zyniker könnte fragen wollen: »Wer 
schützt die Verfassung vorm Verfassungs-
schutz?«

(Man vergesse nicht, dass 
das Parlament es letztes Jahr 
durchwinkte, dass der Ver-
fassungsschutz de facto jeden 
Bürger »beobachten« kann, 
wenn er jemals eine Tages-
schau-Nachricht etwa über 
einen Krieg hinterfragte)

Die böse Angst
Während Herr Haldenwang 
sich also an Herrn Maaßen 
abarbeitet, und während man 
die Oppositionspartei AfD 
beobachtet (»unter Einsatz 
von nachrichtendienstlichen 
Mitteln«), ist ihm offenbar 
wichtig, festzuhalten, dass er 
bei den Klimaspinnern »noch 
nicht hinreichende Anhalts-
punkte für eine Gefährdung 
der freiheitlich-demokrati-
schen Grundordnung« sieht 
(weiter deutschlandfunk.de, 
29.1.2023).

Aber eigentlich redet er 
wohl lieber über die böse AfD. Und über 
Herrn Maaßen. Und über Russland – 
ganz viel über Russland, die ganz »Propa-
ganda«, »Desinformation« und »Fake 
News« verbreiten.

Worüber Herr Haldenwang leider nicht 
redet, sind etwa die aktuellen US-Berich-
te über »Hamilton 68« (siehe nypost.
com, 28.1.2023), also jenen in den Twitter 
Files ans Tageslicht gekommenen Think-
Tank, der Tausende von Russland-Stories 
lancierte, mit welchen etwa konservati-
ve Kritiker als Russland-Bots diffamiert 
wurden.

Und Herr Haldenwang spricht natür-
lich auch über Migration. Der Verfas-
sungsschutz sehe schon, »dass man sich 
wieder auf das Thema Migration stürzt«. 
Gemeint sind wohl etwa die Proteste, 
wenn Politik sich aggressiv gegen Wohl 
und Wille der Bevölkerung richtet, und 
Wohnraum für Migranten errichtet, ob-
wohl das Volk es nicht will – und womög-
lich schlicht aus Erfahrung blanke Angst 
hat (n-tv.de, 29.1.2023).

Es klingt wie Verachtung des Bürgers, 
wenn Haldenwang zynisch formuliert, 
»dass man sich wieder auf das Thema Mi-
gration stürzt«. Es ist fast, als würde man 
dem Opfer eines Messer-Mordversuchs 
vorwerfen, es würde sich »auf das Thema 
Messergewalt stürzen«.

Zerrüttetes Verhältnis
Herr Haldenwang und der Verfassungs-
schutz treten dem Bürger gegenüber in 
einer merkwürdigen Rolle als Ankläger, 
Richter und Exekutive auf. Wenn man 
tiefe Taschen hat wie eine Partei, kann 
man sich eine Zeit lang vor Gericht zu 
wehren versuchen, doch dann wird der 
Verfassungsschutz die Beschuldigung 
eben neu formulieren. Du magst tiefe 
Taschen haben – die haben unbegrenzte 
Taschen.

Wäre das Verhältnis von Staat und Po-
litik eine Ehe, würde mancher Bürger es 
als »potentiell zerrüttet« beschreiben. 
Und wäre es ein Arbeitsverhältnis – und 
Deutschland eine wirklich voll funktions-
fähige Demokratie – dann würden nicht 
nur die Politiker dem Bürger »kündi-
gen«, sondern viel öfter und wirksamer 
die Bürger den Politikern.
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Der aktuelle Präsident des Bundesamtes für Verfassungsschutz Thomas Haldenwang (rechts) und sein Vorgänger  
Hans-Georg Maaßen.
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Die untätige Innenministerin:  

Sachfragen-Slalom im ZDF
218.000 neue Asylanträge gab es 2022, davon rund drei Viertel aus den erstplatzierten Herkunftsländer Syrien, Afghanis-

tan, Türkei und dem Irak. Rund 100.000 Personen erhielten im Jahr 2022 einen Schutztitel in Deutschland, wobei allerdings 
nur die beinah zu vernachlässigende Zahl von 1.937 Personen asylberechtigt war. Es ist daher kaum verwunderlich, dass 
allerorten die Kommunen eine vermeidbare Überlastung ihrer Kapazitäten vermelden. Trotz dieser klaren Fakten hat die 
erkennbar unfähige und/oder lösungsunwillige Innenministerin Nancy Faeser beim zweiten Flüchtlingsgipfel keine nach-
haltige Abhilfestrategie. Lieber bleibt sie die Protagonistin einer unbegrenzten Zuwanderung über den Asylantrag in die 

deutschen Sozialsysteme hinein. Dabei nimmt sie ganz offensichtlich eine steigende Messerkriminalität und die vornehm-
lich islamische Rechtsverachtung und Gewaltbereitschaft in Kauf, wie etwa an den Silvesterkrawallen der Vorjahre und 

besonders des letzten Jahres erkennbar. Ihre Fernsehinterviews sind deutlicher Beleg für ihre ideologische Verbohrtheit und 
vollkommene fachliche Unzulänglichkeit. (JR)

Von Matthias Nikolaidis  /  
Tichys Einblick

800.000 Flüchtlinge in diesem Jahr? 
Kommunen am Limit, immer lauter wer-
dende Forderungen nach Abschiebun-
gen. Das setzt auch die Ministerin unter 
Druck. Nancy Faeser wollte einen zwei-
ten Gipfel – zu welchem Zweck, bleibt 
rätselhaft. Sie hat nicht viel im Angebot 
außer neuen Aufnahmen. Den Wähler 
vertröstet sie mit lauen Versprechen.

So eine hätten Sie wohl gerne, die Hes-
sen, so schnippste es uns der Bundes-
kanzler dieser Tage mit den Fingern zu. 
Wen? Na Nancy Faeser, jene amtierende 
Bundesinnenministerin, die derzeit „voll-
beschäftigt“ sei und ihre Aufgabe „groß-
artig“ mache. All das sagte Olaf Scholz 
natürlich nicht, um eine objektive Be-
wertung abzugeben, sondern im Bemü-
hen, Faesers Spitzenkandidatur im Land 
Hessen irgendwie plausibel erscheinen zu 
lassen.

Nancy Faeser würde also gerne in die 
Wiesbadener Staatskanzlei wechseln, 
weil das sicher ein weniger stressiger Job 
ist, der sich auch besser mit Mann und 
Heim im Hessenland verträgt. Möglichst 
wenig Stress wünscht sich Faeser auch 
für ihren Wahlkampf: In Krisenzeiten 
wie diesen könne es ja eh keinen großen 
Wahlkampf geben. Aber da hat Faeser 
die Rechnung möglicherweise ohne die 
Konkurrenz gemacht. Man möchte die 
Innenministerin auch nicht wegloben. 
Der Wechsel nach Hessen käme au-
ßerdem zu spät, um noch viel an ihrem 
bundespolitischen Versagen zu ändern. 
Steigern lässt sich dasselbe aber bis 2024 
bestimmt. Darin hat die SPD – man den-
ke an Ex-Verteidigungsministerin Lamb-
recht – Erfahrung.

Jens Marco Scherf, grüner Landrat im 
unterfränkischen Miltenberg, hat einen 
Brief an Bundeskanzler Olaf Scholz ge-
schrieben, in dem es um die Überlastung 
der deutschen Landkreise und Gemein-
den mit „Geflüchteten“ geht. Danach 
wird die Migrationslage gerade „ernst-
haft zu viel für uns“, wie Scherf der ZDF-
Sendung Berlin direkt versicherte. Man 
bräuchte, so der Grüne in extrem vor-
sichtiger Ausdrucksweise, „ganz sachlich 
differenziert … in Anführungszeichen, 
sozusagen, eine Verschnaufpause“ beim 
Flüchtlinge-Retten. Das waren etwa drei 
Paar Gänsefüßchen in einem Satz.

Was Faeser dem grünen Landrat 
erwidern würde – wenn sie wollte
Die Reaktion der Ministerin auf eine 
solch anmaßende Forderung von einem 
hergelaufenen Provinzgrünen kann man 
sich vorstellen. „Sie können doch nicht 
eine Debatte über Obergrenzen anfan-
gen, wenn mitten in Europa Krieg ist.“ 
Das wäre doch das Spiel der „ganz Rech-
ten“. So polterte die weitgehend fortune-

freie Ministerin neulich, nachdem in der 
Union die Forderung nach einer neuen 
Obergrenze lautgeworden war: 100.000 
bis 200.000 Asylanträge pro Jahr sollen 
es sein.

Aber das wären ja schon menschen-
verachtend wenige. Faeser dagegen sieht 
ihren Auftrag klar: Deutschland muss 

offengehalten werden für praktisch un-
begrenzt (in Zahlen: ∞) viele Flüchtlinge 
aus der Ukraine plus Asylsteller aus aller 
Welt. 218.000 neue Asylanträge gab es 
2022, davon rund drei Viertel aus den 
Top-Herkunftsländern Syrien, Afgha-
nistan, Türkei und dem Irak. Zugleich 
ergingen 49.000 ablehnende Beschei-
de. 30.000 Antragsteller wurden zwar 
abgelehnt, profitieren aber von einem 
Abschiebungsverbot. Die negativen 
Entscheidungen haben aber ohnehin 
meist keine Folgen: Abschiebungen sind 
in Deutschland die Ausnahme. Rund 
100.000 erhielten im Jahr 2022 einen 
Schutztitel in Deutschland, darunter wa-
ren aber nur 1.937 Asylberechtigte.

Jens Marco Scherf hat noch keine Ant-
wort aus dem Bundeskanzleramt erhal-

ten. Der Grund scheint klar: Mit unbe-
quemen Zuständen im Land befasst man 
sich nicht gern in dieser blütenweißen 
Bundesregierung. Einen guten Monat 
vor Scherf hatten sogar alle bayerischen 
Landräte einen Brief an Scholz versandt. 
Wenn also die Berliner Post nicht unfass-
bar geschlampt hat, dann stapeln sich 

inzwischen die Protest- und Brandbriefe 
im Bundeskanzleramt. Dem Leiter dieser 
Behörde aber fiel dieser Tage nichts Bes-
seres ein, als die eigentlich auch für diese 
Briefe zuständige Innenministerin über 
den grünen Klee zu loben (siehe oben).

Am Ende ihres Interviews lobt Faeser 
sich auch selbst dafür, dass sie an so 
vielen Stellen „für sehr wichtige Berei-
che“ Verantwortung trage. Außerdem 
hat sie sich die Kandidatur in Hessen 
durch 18 Jahre Landesparteivorsitz 
quasi ersessen. Das war mit die wich-
tigste Botschaft, die man aus diesem 
Interview mitnehmen kann. Laut eige-
ner Einschätzung ist sie außerdem „nur 
ehrlich“, wenn sie den Hessen sagt, dass 
sie zwar kandidiert, aber im Falle einer 
Niederlage in Berlin bleibt.

Hauptsache gemeinsam: Sachfragen-
Slalom und Absetzbewegungen

Nur ehrlich – mehr ist es dann wohl 
nicht, und auch das ist es nicht immer. 
Viel war auch in diesem Interview mit 
Shakuntala Banerjee bei Berlin direkt im 
ZDF nicht aus der Ministerin herauszu-
bekommen. Was die Sachfragen ihres 
Hauses angeht, erscheint Faeser meist als 
personifizierte Ratlosigkeit.

Erste Sachfrage: Was wollte sie den 
Kommunen auf dem zweiten Flücht-
lingsgipfel anbieten? Fehlanzeige, eine 
„gemeinsame Kraftanstrengung“ soll 
es geben. Man sei in Gesprächen über 
„serielles Bauen“, um Platz für mehr 
Flüchtlinge zu schaffen, mit optionaler 
Nachnutzung der stapelbaren Container 
als vermutlich nicht ganz privater, „be-
zahlbarer“ Wohnraum. Daneben „helfen 
wir“, so Faeser – also alle Deutschen –, 
finanziell sehr stark beim Unterhalt von 
Flüchtlingen durch die Kommunen. Ein 
paar Millionen gab es zu dem Zweck 
obendrauf auf die klammen Gemein-
desäckel. Demokratie ist bekanntlich die 
Herrschaft des Volkes durch das Volk für 
das Volk. Natürlich hat Faesers SPD das 
Volk gefragt und Stimmen bekommen. 
Ob sie für diese Politik der organisierten 
Ratlosigkeit Mehrheiten bekäme, scheint 
dennoch fraglich.

Zweite Sachfrage: Druck auf Her-
kunftsstaaten, damit sie ihre Staats-
bürger zurücknehmen? Daran hat 

             �Es geht nur noch um die eigene Ideologie,  
die so zum Maßstab der Gesetzgebung  
gemacht wird.

Innenministerin Nancy Faeser (SPD) fehlen oft die Antworten auf dringende Sachfragen in der Migrationspolitik.
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Faeser Zweifel. Auch versuchen will 
sie es nicht, um dann in europäische 
Traumwelten abzuschweifen, die sie 
gerade erst selbst dementiert hat: „Wir 
versuchen ja ganz vieles schon. Und ich 
glaube auch, dass es eine neue Solida-
rität gibt, seit dieser furchtbare Krieg 
in Europa ausgebrochen ist.“ Und so 
könne man „jetzt mehr erreichen … 
gemeinsam“, fügte Faeser mit zusam-
mengekniffenen Augen hinzu. Immer 
wieder dieses Wort „gemeinsam“, als 
ob es allein schon ein Problem löste.

An dieser Stelle kommt es zu ex-
tremen Absetzbewegungen Faesers 
von den Fragen ihres Gesprächspart-
ners. Gemeinsam habe man eine EU-
Aufnahmerichtlinie „einheitlich“ in 
Gang gesetzt. Auch mit Frankreich 
und den anderen Partnern hat man 
sich angeblich darauf geeinigt, die 
Ukrainerinnen endlich „solidarischer 
zu verteilen“. Es gebe dazu auch „Me-
chanismen“, die nur leider noch nicht 
wirklich gut funktionieren – so Faeser 
an ihrem schwächsten Moment. Wel-
che Schande für die Mechanismen. 
Kann Faeser ihren Ministerkollegen in 
den westlichen Nachbarstaaten mehr 

Aufnahmen abringen? Das glaubt sie 
wohl selbst nicht.

Merkel hoch zwei, doch ohne deren 
taktisches Geschick
Den FDP-Mann und Ex-NRW-Innen-
minister Joachim Stamp sieht Faeser 
nicht als Repräsentanten jener ominö-
sen „Rückführungsoffensive“ aus dem 
Ampel-Koalitionsvertrag an, sondern 
als ihren Mann für Migrationsabkom-
men. Mit denen will sie die Regierun-
gen außerhalb Europas mit Zuckerbrot 
(mehr Visa, mehr legale Einreisen) 
ködern, damit diese endlich auch den 
ausgedrückten Zigarettenstummel an 
ihrem Bauch (die Rücknahmen) akzep-
tieren. Frankreich und die Kommission 
sollen auch noch dabei sein, wenn Fa-
eser sich auf die Migrationsabkommen 
anderer Staaten „aufsetzt“ – wie eine 
Glucke aufs gelegte Ei.

Banerjee ist das alles zu langfristig. 
Faeser behauptet das Gegenteil, aber 
die 800.000 neuen Flüchtlingsplatz-
Anwärter sollen ja schon binnen Jah-
resfrist in Deutschland sein – und dabei 
sind die Plätze schon jetzt alle besetzt, 
wie immer mehr Landräte versichern. 

Auch die Bundesimmobilien, die Fa-
eser so großzügig bereitstellte, taugen 
angeblich nicht immer was, sind oft 
baufällig oder Sanierungsfälle.

Man sieht: Nicht nur bei ihrem ersten 
Flüchtlingsgipfel bot Faeser keine Ant-
worten auf die drängenden Fragen von 
Bürgern und politischen Entscheidern, 
den Praktikern vor Ort. Auch jetzt 
noch vertröstet sie die Wähler mit lau-
en Versprechen. Sie bleibt eine Theore-
tikerin des Menschenrechts auf Asyl, 
folglich die Advokatin einer unbe-
grenzten Zuwanderung über den Asyl-
antrag in die deutschen Sozialsysteme 
hinein, daneben in Messerkriminalität 
und radikalen, rücksichtslosen Islam, 
in mangelnde Berufsperspektiven und 
Silvesterkrawall hinein.

Faeser bejaht offenbar all das, muss es 
bejahen, weil ihre eigene Migrationspo-
litik der unkontrollierten Grenzen zu 
einer Potenzierung dieses Geschehens 
führen wird. Sie ist insofern die Merkel 
hoch zwei, ohne das taktische Geschick 
der Ex-Kanzlerin. Mit dem Schweigen 
zu wichtigen Fragen und dem Ver-
drucksen der Wahrheit, wo immer es 
Probleme gibt, geht es aber schon ganz 

gut, auch in diesem Interview mit Ber-
lin direkt.

Grüne Ausweitungspläne – Stoff 
für die nächste Lex Faeser?
Schon fordern grüne Politiker, dass die 
Sonderregeln für Ukrainer nun auch 
für andere Asylbewerber gelten müss-
ten. Die „Geflüchteten“ sollten nicht 
mehr zwingend in Erstaufnahmen 
untergebracht sein, sondern auch bei 
Verwandten unterkommen. Arbeits-
verbote für Asylbewerber sollen, geht 
es nach der Abgeordneten Filiz Polat, 
der Vergangenheit angehören. So will 
man mehr Menschen über den illegalen 
Einreiseweg nach Deutschland locken.

Man brauche mehr „Menschen aus 
Drittstaaten, die sich in Deutschland 
niederlassen wollen“, so der grüne OB 
von Hannover, Belit Onay. Man kann 
die Menschen ja dann „integrieren“. So 
stellt man die neuen Nicht-Sachfragen, 
deren sich die Innenministerin sicher 
gerne annimmt. Es geht nur noch um 
die eigene Ideologie, eventuell sogar 
das eigene Stammesdenken, die so zum 
Maßstab der Gesetzgebung gemacht 
werden.

Bunte Deutsche schulmeistern Juden,  
wie zu gedenken ist

Der Vorsitzende der Israelitischen Gemeinde Bamberg, Martin Arieh Rudolph, erwähnte am Gedenktag für die Pogromnacht 
vom 9. November 1938 in seiner Rede auch die Missstände in der Politik und kritisierte, wie es die Jüdische Rundschau schon 
lange tut, neben der Anbiederung der Bundesregierung an das Mullah-Regime in Teheran, das Schweigen des Kanzlers zur 

Holocaustrelativierung durch Mahmud Abbas. Wie Juden ihre Gedenktage wahren, schmeckt dem Bamberger Bündnis gegen 
Rechtsextremismus und Rassismus offensichtlich ebenso wenig wie die Kritik seitens der Jüdischen Gemeinde Bamberg. Nun 

erwartet unsere neue bunte Gesellschaft vom Gemeindevorsitzenden eine „kritische Reflexion“ und wohl auch eine Abbitte.  (JR) 
Felix Perrefort / Achgut.com

Ein buntes Bündnis aus Bamberg wirft 
dem Vorsitzenden der dortigen jüdi-
schen Gemeinde vor, eine Gedenkre-
de zur „Reichspogromnacht“ politisch 
missbraucht zu haben. Aus dem Sch-
reiben, das Achgut vorliegt, spricht die 
pure Anmaßung und Selbstgerechtig-
keit.  

Wie deutsche Juden dem Holocaust 
gedenken, da werden geläuterte Deut-
sche doch wohl noch ein Wörtchen mit-
zureden haben! So jedenfalls sehen es 
die Andrea, der Bastian und der Ralph, 
deren Nachnamen die NZZ freundli-
cherweise unerwähnt ließ, als sie Fol-
gendes berichtete: 

Am 9. November 2022 beließ es der 
Vorsitzende der Israelitischen Kultusge-
meinde Bamberg, Martin Arieh Rudol-
ph, nicht dabei, anlässlich des Jahrestags 
der „Reichspogromnacht“ der Deporta-
tion und Ermordung fast aller Bamber-
ger Juden zu gedenken, sondern nahm 
sich die Freiheit heraus, „heutige Miss-
stände der Politik zu kritisieren“. Dass 
er dabei auch die Corona-Politik ins Vi-
sier nahm, etwa die Lockdowns und die 
Ausgrenzung der Ungeimpften, nimmt 
das bunte Bamberger Bündnis ihm be-
sonders übel. Er hätte damit Positionen 
vertreten, die sie sonst nur aus der „Co-
rona-Leugner*innenszene“ kennen, und 
die sei schließlich antisemitisch. 

So machen irrsinnigerweise nun Deut-
sche Juden Antisemitismus-Vorwürfe, 
weil sie die Corona-Politik kritisieren – 
und nicht nur das. Rudolph hätte gar das 
„Thema verfehlt“, so die schulmeistern-
den Anwürfe, die Rudolph besonders 
verärgern: „Soll Juden es nicht erlaubt 

sein, in ihrer eigenen Art und Weise des 
Schicksals ihres Volkes bis in die heutige 
Zeit zu gedenken?“

In dem Schreiben, das Achgut.com 
vorliegt, heißt es in einem Ton anma-
ßender Selbstgerechtigkeit, bei dem ei-
nem die Spucke wegbleibt: 

Der Schaden Ihrer Rede für die Wür-
de der Gedenkfeier und das Ansehen 
Ihrer Gemeinde ist immens. Wir er-

warten eine kritische Reflexion, denn 
Bamber*innen und Schüler*innen, die 
an dieser Veranstaltung teilnehmen, 
kommen, um mit ihrer Beteiligung ein 
Zeichen des Respekts für das jüdische 
Leben in Bamberg und gegen das Ver-
brechen eines faschistischen Regimes 
zu setzen. 

Die drei Bündnissprecher äußern sich 
„irritiert“ darüber, dass Rudolph ein vo-

rangegangenes Gesprächsangebot abge-
lehnt hätte, und schließen an: 

Deshalb schreiben wir Ihnen diesen 
Brief. Denn wir können und wollen Ihre 
Rede nicht so stehen lassen. Denn der 9. 
November ist für die Erinnerungskultur 
ein wichtiger Tag, an dem das Gedenken 
an die Opfer und das Verhalten der Täter 
im Mittelpunkt stehen, denn „wer seiner 
Vergangenheit nicht erinnert, ist ver-
dammt sie zu wiederholen.“

Was die bunten Vorzeige-Gedenker 
mit ihren routiniert-gedankenlos ver-
wendeten Textbausteinen hier faktisch 
sagen, ist makaber: Sollte es einmal zu 
künftigen Rückfällen in die nationalso-
zialistische Barbarei kommen, gingen 
diese auch auf das Konto des Vorsitzen-
den der jüdischen Gemeinde Bamberg, 
schließlich habe der ja die Gedenkarbeit 
versemmelt. Obendrein kommt das von 
Leuten, die sich Rudolph gegenüber mit 
einer jahrelangen „Bekämpfung des An-
tisemitismus durch eine würdige und 
gegenwartsbezogene (!) Gedenkarbeit“ 
brüsten. Wir lernen: Welche Gegen-
wartsbezüge in der Gedenkarbeit erlaubt 
sind, das bestimmen die Andrea, der Bas-
tian und der Ralph. So viel ist sicher: Auf 
die nicht nur gesundheitspolitisch astrei-
ne Bundesregierung lassen sie dabei mal 
gar nichts kommen:

Gerade an diesen Tagen, wo Antise-
mitismus wieder sein hässliches Gesicht 
offen zeigt und die jüdischen Gemeinden 
davon betroffen sind, möchten wir diesen 
Tag mit gebührender Intensität und Wür-
de begehen. Aus unserer Sicht haben Sie 
das Thema verfehlt und die Gedenkrede 
missbraucht und sie dafür genützt ihre 
persönliche Abrechnung mit der Bundes-
regierung zu machen.

Jüdischer Friedhof in Bamberg
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Provokante Machtdemonstration radikaler Muslime in Hamburg

Am 4. Februar marschierten Tausende Muslime in der Hamburger Innenstadt auf. Zur Demo hatte die Gruppierung na-
mens „Muslim Interaktiv“ aufgerufen. „Der Koran ist die Zukunft“ stand auf mitgebrachten Pappschildern geschrieben und 

wurde ebenfalls lautstark in Sprechchören skandiert. Die islamische Gruppierung wird dem ideologischen Spektrum von 
„Hiz ut-Tahrir“ zugerechnet, die vom Verfassungsschutz beobachtet wird. HuT ist extrem antisemitisch und sieht gemäß 

Verfassungsschutzbericht „die Juden“ als einen „giftigen Dolch im Herzen der islamischen Nation“. (JR)
Von Birgit Gärtner

Am Samstag, den 4. Februar dieses Jah-
res, bot sich Einheimischen und Touristen 
in der Hamburger Innenstadt ein verstö-
rendes Bild: Tausende – meist junge und 
männliche – Muslime demonstrierten u.a. 
mit „Allahu Akbar“-Sprechchören und in 
salafistischer Manier erhobenem rechten 
Zeigefinger offensiv und lautstark ein vor-
modernes, antidemokratisches Weltbild. 
„Der Koran ist die Zukunft“ stand auf mit-
gebrachten Pappschildern geschrieben und 
wurde ebenfalls lautstark in Sprechchören 
skandiert. Gemeint ist eine fundamentale, 
schriftgetreue Auslegung des Korans; eine 
Interpretation, die die Beteiligten für den 
einzig wahren Islam halten. Gemeint ist ein 
Kalifat, in dem Religion und Politik eins 
sind. Gemeint ist, dieses sei „die Zukunft“ 
in Hamburg, in Deutschland, im Westen. 

Die Manifestation, zu der eine Grup-
pierung namens „Muslim Interaktiv“ 
aufgerufen hatte, ist nicht anders als eine 
Kampfansage an den westlichen Lebensstil 
zu verstehen, dem sich die Demonstran-
ten diktatorisch unterworfen fühlen. Eine 
Kampfansage an „die Ungläubigen“, zu de-
nen nach Lesart dieses islamischen Spek-
trums auch Christen und Juden gehören, 
deren Zukunft ein Redner „in der Hölle“ 
sieht. In einem „Morgen“, das „schneller“ 
kommen könne, „als Ihr denkt“. 

Anlass des Aufmarsches war ein Vorfall 
in Stockholm, der sich kurz zu vor ereignet 
hatte: Der dänische Einwanderungs- und 
Islamgegner Rasmus Paludan hatte im 
Rahmen einer Kundgebung in der Nähe 
der türkischen Botschaft einen Koran ver-
brannt. Anlass der Versammlung in Stock-
holm wiederum war die ablehnende Hal-
tung der Türkei zur Aufnahme Schwedens 
in die NATO. Die türkische Regierung 
sperrt sich dagegen, Präsiden Recep Tayyip 
Erdoğan wirft Schweden vor, die in der Tür-
kei als Terrororganisation geltende kurdi-
sche Guerilla PKK zu unterstützen.

Antisemitismus als Kernbotschaft
Die vor allem in sozialen Medien agie-
rende Gruppierung „Muslim Interaktiv“ 
instruierte im Vorfeld der Hamburger De-
monstration potentielle Teilnehmer mit 
einer „Checkliste“ genauestens, damit der 
Aufmarsch die größtmögliche Außenwir-
kung entfaltet. Neben praktischen Tipps 
wie „zieh dich warm an“, „nutze öffentliche 
Verkehrsmittel oder reise in Fahrgemein-
schaften“, „bete am besten schon vorher das 
Mittagsgebet“ wurden diese aufgefordert, 
die Checkliste und den Hashtag „#DieZu-
kunftgehörtdemQuran“ in sozialen Me-
dien zu verbreiten, zur Demo einen Koran 
mitzubringen und „Bilder und Video von 
der Kundgebung“ zu machen und diese an-
schließend überall mit besagtem Hashtag 
zu posten. 

Die Gruppierung trat 2020 das erste Mal 
öffentlich in Erscheinung und wird dem 
ideologischen Spektrum von „Hiz ut-Tah-
rir“ zugerechnet, gegen die wurde im Januar 
2003 ein Betätigungsverbot erlassen. Und 
zwar ganz explizit wegen antisemitischer 
Hetzpropaganda und der Aufforderung zur 
Tötung von Juden. 

Judenhass war schon bei der Gründung 
der HuT das Kernelement, wie einer Publi-
kation der „Zentrale für politische Bildung“ 
(bpb) zu entnehmen ist:

<< Die Hizb ut-Tahrir (HuT; arabisch für 

"Partei der Befreiung") hat ihren Ursprung 
in den frühen 1950er-Jahren in Jerusalem. 
Obwohl der Name "Partei der Befreiung" 
suggeriert, es handle sich um eine Partei im 
klassischen Sinne, sollte die HuT eher als 
transnationale, panislamistische Bewegung 
oder Organisationsform verstanden werden. 
Gegründet wurde die Bewegung vom „pa-
lästinensischen“ Rechtsgelehrten Taqi ad-
Din an-Nabhani (1909-1977). Das wichtigs-
te Element seiner Ideologie stellte zunächst 
eine Befreiung „Palästinas“ von der "Beset-
zung" Israels dar. In den folgenden Jahren 
verschob sich der Fokus der Gruppe auf eine 
Befreiung aller Musliminnen und Muslime 
weltweit von der wahrgenommenen Un-
terdrückung durch "den Westen" und seine 
Konzepte wie den Kapitalismus. >>

So ist es vermutlich kein Zufall, dass 
„Muslim Interaktiv“ zu ersten Mal öffent-
lich zu einem Aufmarsch am 28. Mai 2021 
ebenfalls in Hamburg aufrief, als Reaktion 
auf eine zugespitze Lage im sogenannten 
Nahost-Konflikt. Damals standen die Teil-
nehmer einem militärischen Aufzug gleich 
in Reih und Glied und brüllten: „Israel Kin-
dermörder“. Mitten in Hamburg – ohne 
dass die Veranstaltung seitens der Polizei 
augenblicklich aufgelöst wurde.

„Ungläubige“ sind  
„zur Hölle verdammt“
„Kapitalismus“ ist dabei das Synonym für 
westlichen Lebensstil, dem sich wie ein-
gangs erwähnt „Muslim Interaktiv“ dik-
tatorisch unterworfen sieht. So wurde auf 
der Kundgebung u. a. „die Entblößung“ von 
„unseren“ Mädchen im Schwimmunter-
richt beklagt. 

Die Mehrheitsgesellschaft wird offenbar 
als Bedrohung für „die muslimische Iden-
tität“ wahrgenommen, der es die Stirn zu 
bieten gilt – und die auf ihre Plätze zu ver-
weisen ist. Zumindest, was die Zukunft an-
betrifft. Und die sieht für die „arroganten“ 
Ungläubigen nicht rosig aus – jedenfalls 
wenn die in diesem Video dokumentierte 
Zukunftsvision eines der Redner Realität 
wird: 

<< Sie wollen von uns, dass wir ihre Wer-
te, ihre Überzeugungen und ihre Lebensan-
schauungen annehmen sollen. Und dabei 
gehen sie sogar so weit, dass sie von uns 
Muslimen allen Ernstes fordern, edle Verse 
aus dem Koran für ungültig zu erklären. Sie 
als „nicht zeitgemäß“ zu bezeichnen, oder 
sie sogar zu streichen.

Und diesen westlichen Staaten 
samt ihren Regierungen und … 
richten wir aus:>>

An dieser Stelle wird der 
Redner durch „Allahu-Akbar“-
Sprechchöre unterbrochen, so 
mancher der Zuhörer streckt 
nach salafistischer Manier den 
rechten Zeigefinger gen Him-
mel.

Der Redner konnte schließlich 
fortfahren:

<< Ihr (die westlichen Staaten, 
Anm. B.G.) investiert viel Kraft, 
Mühe, Geld und Zeit in Euren 
zwanghaften Wahn, die islami-
sche Identität der Muslime von 
der Bildfläche verschwinden zu 
lassen. Aber egal, was Ihr unter-
nehmen werdet, egal, wie sehr 
Ihr Euch auch bemühen werdet, 
all Euer Einsatz wird Euch nichts 
bringen. Denn wir sind die Um-

mah von Mohammed und wir vertrauen 
unserem Herrn, wenn er spricht:

„Und die, die ungläubig sind, werden zur 
Hölle verdammt werden.“

Und deshalb richten wir Euch weiterhin 
aus:

Wisset, dass die Zeit schneller vergeht, als 
Ihr denkt. Auch wenn Euch das heute lange 
vorkommen mag, ehe Ihr Euch verseht, ist 
es schon zu spät. Dann ist es morgen.

Heute könnt Ihr noch unter Polizeischutz 
Eure Schandtaten vollziehen. 

Heute denkt Ihr, dass Ihr unantastbar 
seid.

Heute hat Euch Euer Hochmut und Eure 
Arroganz in Verblendung geführt. 

Aber heute ist schon bald vorbei.
Und dann kommt morgen.
Und morgen hat sich alles geändert. 
Morgen werdet Ihr kläglich gescheitert 

sein. 
Morgen werdet Ihr verstehen, wie 

schwach Ihr eigentlich seid. 
Morgen werdet Ihr begreifen, dass Ihr die 

Verlierer seid. 
Morgen ist die Zukunft. 
Und die Zukunft gehört Allah.
Die Zukunft gehört dem Islam.
Und die Zukunft gehört … >>
Erneut wird der Redner durch Sprech-

chöre unterbrochen:
„Wem gehört die Zukunft?
Dem Koran.“
Schließlich stellt der Redner die Bedeu-

tung des Korans klar:
<< Sie können versuchen, den Koran 

zu verbrennen und meinen, sie hätten den 
Koran vernichtet. Aber sie verstehen nicht, 
dass es auf der gesamten Erde kein einziges 
Buch gibt, das von so vielen Menschen gele-
sen, rezitiert, auswendig gelernt und prakti-
ziert wird, wie der Koran.

Egal, auf welchem Kontinent oder in wel-
cher Zeitzone, egal, welche Ethnie …, wel-
che Hautfarbe oder welche Muttersprache. 
Es vergeht weltweit keine einzige Sekunde, 
in der das Buch Allahs, der Koran, nicht ge-
lesen wird. >>

Das klingt nicht nur nach einer Drohung 
– es ist eine Drohung. 

Die wirkt allerdings lächerlich, ausge-
sprochen von einem Repräsentanten einer 
Organisation, der auf Facebook gerade mal 
593 Menschen folgen. Aber – und da wird es 
tatsächlich bedrohlich:

Erstens bringt diese Organisation das 
aggressive Selbstbewusstsein junger fun-

damentaler Muslime auf die Straße. Das ist 
in dieser Form eine neue Qualität und wird 
andere animieren, es ihnen nachzutun. 

Und zweitens steht „Muslim Interaktiv“ 
nicht für sich, sondern wird dem Spektrum 
der HuT zugerechnet und ist neben „Gene-
ration Islam“ (GI) und „Realität Islam“(RI) 
eine von drei bekannten Gruppierungen 
dieses Milieus. Und die erreichen nicht we-
nige Hundert, sondern Zig-Tausende. So 
wurde beispielsweise das YouTube-Video 
„Schäme dich niemals für die Scharia“ von 
GI 22.571 Mal aufgerufen. 55.500 Follower 
hat dieser YouTube-Kanal. 

HuT breitete sich sehr schnell welt-
weit aus
Laut bpb konnte

<< Von Palästina aus … die Hizb u-Tahrir 
in über 40 Ländern Organisationsstruktu-
ren entwickeln. Ihr werden mehrere zehn-
tausend Anhängerinnen und Anhänger zu-
gerechnet. Besonders viel Zulauf hat sie in 
Zentralasien, zum Beispiel in Kirgistan, Ta-
dschikistan und Usbekistan. Ein Zentrum 
der Hizb ut-Tahrir bildet heute zudem der 
Libanon und in Europa ist sie insbesondere 
in Großbritannien stark vertreten. Dabei ist 
die Hizb ut-Tahrir in vielen mehrheitlich 
muslimischen Ländern – im Gegensatz zu 
den meisten europäischen – verboten. Dort 
wird argumentiert, sie würde die bestehen-
den Herrschaftsordnungen in Frage stellen. 
>>

Der Publikation zufolge bewegte sich die 
Organisation vorwiegend in akademischen 
Zirkeln. Das erklärt auch, wieso sie zunächst 
in Hamburg und wenig später in Berlin in 
Erscheinung trat. Im Jahr 2000 wurde sie 
zum ersten Mal im Verfassungsschutzbe-
richt des Landes Hamburg erwähnt:

<Seit mehreren Jahren verbreiten „Hizb 
ut-Tahrir“-Anhänger in Hamburger Mo-
scheen in St. Georg Flugblätter mit Stel-
lungnahmen zu Geschehnissen in der is-
lamischen Welt und treten als Redner auf. 
Im Internet ist die Organisation mit einer 
Homepage vertreten,>>

war dort zu lesen. Außerdem:
<< Sie lehnt jeglichen Kontakt mit dem 

„Judenstaat“ als „Verrat und Verbrechen“ 
ab und sieht „die Juden“ als einen „giftigen 
Dolch im Herzen der islamischen Nation“. 
Ihre Feindbilder sind ebenso die nach ihrer 
Auffassung mit Israel und westlichen Re-
gierungen „kollaborierenden Herrscher“ 
der arabischen bzw. islamischen Welt, derer 
die Muslime sich entledigen müssten. Sie 
bezeichnet sich als eine „politische Partei, 
deren Ideologie der Islam und deren Ziel die 
Wiederaufnahme der islamischen Lebens-
weise ist. Dies soll durch die Errichtung des 
islamischen Staates realisiert werden.“ Da-
mit meint sie das sog. „islamische Kalifat“, 
das es nach dem Sturz des Osmanischen 
Reiches 1924 wieder zu errichten gelte. >>

Aufmerksamkeit zog die Organisation 
laut bpb auch 2003 auf sich, als 

<< ein ausführliches Interview mit dem 
deutschen "Mediensprecher" der Hizb 
ut-Tahrir, Shaker Assem, in der NPD-
Zeitschrift "Deutsche Stimme" erschien. 
Mitglieder von NPD und Hizb ut-Tahrir 
besuchten zu diesem Zeitpunkt gegenseitig 
ihre Veranstaltungen. >>

Bereits im Oktober 2002 fand in Berlin 
eine Veranstaltung an der Technischen 
Universität (TU) statt.  „Der Irak – ein neu-
er Krieg und die Folgen“ lautete laut taz das 
Motto. Rund 400 Menschen hatten sich 

Screenshot von der Facebookseite von „Muslim Interaktiv“,  
Quelle: Jüdische Rundschau
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demnach eingefunden. Frauen und Män-
ner – „durch die Sitzordnung voneinander 
getrennt“. Darunter auch „der NPD-Vorsit-
zende Udo Voigt und Rechtsanwalt Horst 
Mahler“.

Wie das Blatt berichtete
<< gab sich Shaker in der TU-Mensa 

nicht offen antisemitisch, doch die Home-
page der Organisation verkündet, dass 
„die Juden ein Volk der Lügen, des Verrats“ 
sind, ein Volk, „das Abkommen und Ver-
träge bricht. […] Sie töten Propheten und 
Unschuldige und sind die größten Feinde 
der Gläubigen. Allah untersagt uns, sie zu 
Freunden zu nehmen.“ Das Magazin Ex-
plizit wirft Israel zudem vor, eine systema-
tische „ethnische Säuberung“ unter den 
„Palästinensern“ durchgeführt zu haben. In 
einer am Sonntag kostenlos, ausschließlich 
auf Türkisch verteilten Broschüre werden 
Muslime außerdem gewarnt, dass das west-
liche demokratische System keinen Platz in 
der Ordnung des Islams habe. Eine Beteili-
gung von Muslimen daran sei somit haram, 
Sünde. >>

Im Januar 2003 erließ der damalige In-
nenminister Otto Schily (SPD) ein Betä-
tigungsverbot gegen die HuT. Das wurde 
2006 vom Bundesverwaltungsgericht 
bestätigt und 2012 vom Europäischen Ge-
richtshof für Menschenrechte (EuGM).

2014 wurde „Generation Islam“ gegrün-
det und 2015 „Realität Islam“. Erstere agiert 
vorwiegend im Hamburger, bzw. norddeut-
schen Raum, Letzere im Hessischen; vor-
wiegend in sozialen Netzwerken, aber auch 
immer wieder mit Street-Dá awa, Missio-
nierung auf der Straße durch Verteilen von 
Flyern und anderen islamischen Materiali-
en. 

Als 2018 in Nordrhein-Westfalen über ein 
Hijabverbot an Schulen für Mädchen unter 
14 Jahren angedacht wurde, initiierte „Re-
alität Islam“ eine Petition, die von mehr als 

165.000 Menschen unterschrieben wurde. 
2020 organisierte „Generation Islam“ in 

Hamburg eine Solidaritäts-Demonstration 
mit den Uiguren, die von der chinesischen 
Staatsführung unterdrückt werden. Im No-
vember 2020 führte „Muslim Interaktiv“ in 
Berlin eine Protestkundgebung durch unter 
dem Motto “Rassismus und Diskriminie-
rung in Österreich”, anlässlich des Staats-
besuches des damaligen österreichischen 
Bundeskanzlers Sebastian Kurz. Dem ös-
terreichischen Express zufolge verglich

<< in einem YouTube-Video … die Grup-
pierung die von Bundeskanzler Sebastian 
Kurz geplante Einführung des Tatbestan-
des “Politischer Islam” mit dem Agieren 
Nazi-Deutschlands.>>

Am 28. Mai 2021 fand die eingangs er-
wähnte, ebenfalls von „Muslim Interaktiv“ 
organisierte Anti-Israel-Demo statt. Eine 
Woche später tauchten in Bremen Flyer auf, 
die Bezug darauf nahmen. 

Starker Mitgliederzuwachs trotz 
Verbot
2019 listete der Verfassungsschutzbericht 
des Bundes 430 Anhänger der zu dem Zeit-
punkt mittlerweile mehr als 15 Jahre verbo-
tenen Organisation. 2021 waren es bereits 
700, davon 340 in Hamburg.

Immer öfter greifen die Aktivisten ins 
öffentliche Geschehen ein. So reagierte 
„Generation Islam“ auf angekündigte Ver-
anstaltungen des AStA der Uni Hamburg 
zu den Themen „Frauenrechte im Iran” und 
„Die islamischen Dachverbände und ihr 
Verhältnis zur Demokratie” im November 
2022 auf Twitter: „Linke wollen unsere isla-
mische Überzeugung auslöschen.” 

Auf der Facebookseite von „Muslim In-
teraktiv“ ist zu lesen, dass Aktivisten kürz-
lich eine Veranstaltung von Hamed Abdel-
Samad besuchten, und „nachdem wir uns 
über eine Stunde seine verzerrte Märchen-

welt, welche er als Geschichte des Islams 
darstellt, anhören mussten, haben wir uns 
zu Wort gemeldet und ihn mit seinen eige-
nen Zitaten bloßgestellt.“

Legal, illegal – nicht egal
Die HuT, bzw. die drei genannten Grup-
pierungen GI, RI und „Muslim Interak-
tiv“, werden von den Sicherheitsbehörden 
dem salafistischen Spektrum zugerechnet. 
Grundsätzlich unterscheiden Politik und 
Behörden zwischen individuellem Glau-
ben und einer politischen Ideologie, die 
als Islamismus bezeichnet wird und deren 
Zweck es ist, die bestehende Gesellschafts-
ordnung nach islamischen Vorstellungen 
umzugestalten. Dabei wird zwischen dem 
sogenannten legalistischen Islamismus und 
dem Salafismus unterschieden. Der legalis-
tische Islamismus setzt auf Veränderungen 
mittels politischer Aktivitäten, sozusagen 
den Marsch durch die Institutionen. Sala-
fisten wollen den Gottesstaat durch Missio-
nierung, also die Mobilisierung der Gläubi-
gen, erreichen. Daneben gibt es Jihadisten, 
die auf Gewalt zur Erreichung ihrer Ziele 
setzen. 

Doch so leicht lässt sich das eine nicht 
vom anderen unterscheiden und die Gren-
zen sind mitunter fließend. So können 
durchaus auch Organisationen, die dem le-
galistischen Spektrum zugerechnet werden, 
jihadistische Gruppierungen im Ausland 
oder Terrororganisationen wie die HA-
MAS unterstützen. 

Wer wirklich seinen Glauben gemäß den 
fünf Säulen des Islams leben will, wird in 
unserer Arbeitsgesellschaft schnell an seine 
Grenzen stoßen. Mehrere Gebete am Tag 
lassen sich schwer in den Arbeitsalltag inte-
grieren, zumal das Mittagsgebet am Freitag 
von den Männern in der Moschee verrich-
tet werden muss. 30 Tage am Stück soll ein 
gesunder erwachsener Muslim fasten. Das 

bedeutet, vor Sonnenuntergang nicht essen 
und auch nicht trinken. Am Abend dann 
schweres Essen und vor dem Morgengrau-
en das erste Gebet und der letzte Bissen und 
der letzte Schluck Wasser oder Tee bis zum 
Abend. Diese Praktiken müssen zwangsläu-
fig zu Konflikten – und seien es innere – und 
Ansprüchen hinsichtlich der Umsetzung 
führen.

Hinzu kommen völlig unterschiedliche 
Moralvorstellung, ein komplett anderes 
Verständnis der Rolle der Frauen, Ableh-
nung von Homosexualität sowie die göttli-
che Ordnung als einzig akzeptiertes Werte-, 
Normen- und Rechtssystem. 

So brechen auch im Zusammenleben mit 
der „friedlichen Mehrheit“ der Muslime 
Konflikte auf, z.B. bezüglich des Schwim-
munterrichts oder der Teilnahme von 
Mädchen an Klassenreisen. Zumal Funda-
mentalismus immer mehr zum Mainstream 
wird, was u.a. durch die ständig wachsende 
Zahl von Hijabträgerinnen  – die zudem im-
mer jünger werden – sichtbar wird. 

28.260 Islamisten gibt es laut Verfas-
sungsschutz in Deutschland, 11.900 davon 
Salafisten plus 11.000 türkische Rechts-
extremisten, davon 1.200 Mitglieder von 
ATIB, einer Abspaltung der Grauen Wölfe, 
die auch dem islamistischen Lager angehö-
ren. Also ca. 30.000 Menschen, von denen 
bekannt ist, dass sie – auf welchem Wege 
auch immer – diese Gesellschaft zu einer 
islamischen Theokratie umbauen möchten. 
55.000 Follower eines einzigen YouTube-
Kanals sind ein Beleg dafür, dass die Zahl 
der Sympathisanten dieser Ideologie sehr 
viel höher ist. Auch wenn nicht alle so of-
fensiv vorgehen wie „Muslim Interaktiv“ 
kürzlich in Hamburg: Diese Ideologie, ihre 
Aktivisten und Sympathisanten sind eine 
Gefahr für das friedliche Zusammenleben; 
grundsätzlich, nicht nur für Jüdinnen und 
Juden. 

Schloss Leizen: Lifeskills-Feriencamps für Kinder und Jugendliche 
Zu selten erinnern wir uns daran, dass 
uns manche negative Erfahrungen nur 
deshalb nicht mehr erschüttern können, 
weil wir sie schon so oft durchlebt ha-
ben. Schlechte Nachrichten? Trauriges 
Ereignis? In nur einer Stunde die über 
Tage liegengebliebene Arbeit erledi-
gen? Ja, das hat uns mal gestört. Tut es 
aber nicht mehr. Wieso? Na ja, wir Er-
wachsenen haben halt einfach gelernt, 
damit umzugehen. Uns haut so einfach 
nichts mehr um. Wir wissen, wie wir Pro-
bleme lösen, wir sind widerstandsfähig. 

Manch ein Elternteil musste seinem 
Kind schon einen dieser für Kind und El-
tern gleichermaßen unbefriedigenden 
Sätze sagen:

„Du lernst halt damit umzugehen.“
„Das wird bald kein großes Thema 

mehr für dich sein.“
„Klar, ich verstehe es, ich hatte das 

als Kind auch. Aber du wächst da raus, 
glaub mir...“

Was wir als Erwachsenen in diesen 
Situationen nicht vergessen dürfen ist, 
wie schwer es für uns als Kinder war, 
derartig kontraproduktive Antworten 
anzunehmen. Ich beispielsweise erlitt in 
den Sommerferien bei meinen Großel-
tern regelmäßig Depressionen. Es half 
mir überhaupt nicht weiter, wenn mir 
dann versichert wurde, dass ich doch 
in zwei Wochen wieder nach Hause 
fahren dürfte. Heute verstehe ich, dass 
diese Erfahrungen wichtig waren. Hätte 
ich diese Erfahrungen nicht aus eigener 
Kraft überstanden, hätten meine Eltern 
in meinem Beispiel mehr Mitleid gehabt 
und mich früher bei den Großeltern 
abgeholt, dann wäre ich heute nicht in 

der Lage, ähnliche Erfahrungen sicher 
zu überwinden. Mir würde die Resilienz 
fehlen.

Der Aufbau von Resilienz ist ein 
durchaus schwieriger Balanceakt. Ein 
bisschen kann man es mit Sport und 
Krafttraining vergleichen. Wenn die Last 

zu groß ist, verletzt man sich.  Deshalb 
bauen beispielsweise solche Kinder, die 
eine schwierige Trennung ihrer Eltern 
erlebt haben, oft nicht nur keine Resi-
lienz bezüglich Familienkonflikten auf, 
sondern entwickeln selbst Beziehungs-
ängste.  

Kinder, die aber zu stark geschützt 
wurden, und sozusagen „zu wenig Trai-
ning“ bekamen, entwickeln Schwierig-
keiten mit ihrer Selbstständigkeit und 
Motivation. Es bedarf einer ausgewo-
genen Vorgehensweise.

Richtig gemacht kann Resilienztrai-
ning eine durchaus positive Erfahrung 
sein. Genauso wie einem der persön-
liche Fitnesscoach dabei hilft, die ei-
genen sportlichen Leistungen schnell 
und verletzungsfrei zu steigern, erle-
ben Kinder und Jugendliche in Schloss 
Leizen die richtige Umgebung und 
Betreuung, um spielerisch wichtige 
mentale Skills zu entwickeln. Lebens-
wichtige Erfahrungen werden dabei 
positiv vermittelt. Probleme werden 
ernstgenommen, es werden gemein-
sam Lösungen entwickelt, die wirklich 
und nachhaltig helfen.  

Schloss Leizen veranstaltet Ferien-
camps für Kinder und Jugendliche. 
Eine oder mehrere Wochen ganz ohne 
Familie, aber dafür mit vielen neuen 
sozialen Kontakten, fördern die Unab-
hängigkeit und das Erwachsenwerden. 
In Schloss Leizen steht die Entwicklung 
der sogenannten „Lifeskills“ im Vor-
dergrund. Floßbau, Landwirtschaft, 
Kochkurs, Kanuwandern, Navigieren 
mit Karten. Ihr Kind steht jeden Tag et-
was fester auf seinen eigenen Beinen. 
Ganz ohne Frust und mit gesteigertem 
Selbstbewusstsein.

Mehr Infos, Fotos und Videos unter 
www.schlossleizen.com. Wir berei-
chern das Leben von Kindern und Ju-
gendlichen!

www.schlossleizen.com
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Die Bilanz der Claudia Roth: Und wieder ein Skandal
Staatsministerin Claudia Roth löst das Referat für Extremismus- und Antisemitismus-Prävention ihrer Bundes-
behörde auf und lagert das Thema Antisemitismus künftig in das Referat „Erinnerungskultur in der Einwande-
rungsgesellschaft“ aus. Mit dieser, mehr als zweifelhaften, Neueinordnung werden Juden nicht mehr als Deut-
sche, sondern als migrantische Randgruppe betrachtet, der Antisemitismus verharmlost und mit berechtigter 

Kritik am Islam gleichgesetzt. (JR)
Von Simone Schermann

Für die Umschreibung der Shoa-Erin-
nerung, zugunsten der Erinnerung für 
muslimische Migranten, soll der Mord an 
den europäischen Juden aus der Erinne-
rungskultur weichen und herausgeschrie-
ben werden. Eine Geschichtsdeformation 
und Geschichtsklitterung, zuliebe Juden 
hassender Muslime, hat unter der Kultur-
ministerin Fahrt aufgenommen. Kaum 
eine von Claudia Roths „kulturellen“ Ak-
tivitäten kommt noch ohne Revisionismus 
und den Zeitgeist des 20. Jahrhunderts aus. 
Der modrige Gestank des Antisemitismus 
weht durch ihren Kulturbetrieb, ihr Mi-
nisterium und das ihr unterstehende Ber-
liner „Haus der Kulturen der Welt" haben 
sich zu öffentlich bezahlten Thinktanks 
für Juden- und Israelhass entwickelt. Un-
ter Grünen-Führung und zusammen mit 
anderen antiwestlichen Bewegungen, mit 
extrem links-politisierten akademischen 
Kreisen aus amerikanischen und europäi-
schen Hochschulen mit besten Verbindun-
gen zu Extremisten wie Hamas und ande-
ren islamischen Bewegungen, wird mit der 
Umschreibung der Erinnerung nun der 
Schlussstrich unter der Shoa forciert.

Das große Ausrottungsprojekt des ge-
scheiterten österreichischen Malers galt 
dem Judentum, wo er jüdischer Menschen 
habhaft werden konnte. Ohne die Wahr-
nehmung der Shoa in diesen zentralen 
Proportionen ist eine sinnvolle Deutung 
Hitlers perfider und judenfeindlicher Ideo-
logie ad absurdum geführt. 

Rot-Grün löscht mit der erinnerungspo-
litischen Reform die sechs Millionen ein 
zweites Mal aus. Wer die deutschen Juden, 
die im ersten Weltkrieg auch an der Front 
gedient haben, mit muslimischen Migran-
ten gleichsetzt, bürgert die Juden nach-
träglich als Deutsche aus. Er radiert ihre 
historische Verbindung, als stolze deutsche 
Staatsbürger endgültig von der histori-
schen Landkarte der Bundesrepublik und 
vollendet das Werk der Nazis.

Kampf um die „Gedenkhoheit“
Um das Herausschreiben zu befeuern, 
wird das Gedenken als das rassistische 
Event schlechthin denunziert und herab-
gewürdigt. Wenn bürgerlich-konservative, 
die sich am jüdisch-christlichen Men-
schenbild orientieren, der Shoa gedenken, 
gelten sie jetzt als potentielle Nazis und 
instrumentalisieren die toten Juden. Ne-
benprodukt, womöglich aber sogar Haupt-
ziel ist eine Entrechtung der Juden: Weder 
scheinen sie ein Anrecht auf Gedenken an 
den Holocaust noch auf ein eigenes Land 
zu genießen.

So startete Claudia Roth 2022 ihr „Jahr 
des Judenwahns“, mit einer sich stetig ra-
dikalisierenden Shoa-Umdeutung. Ihr 
Kulturministerium agierte offen antise-
mitisch, BDS ist Roths hauseigener Propa-
gandist, der den deutschen Kulturbetrieb 
monothematisch mit der Dämonisierung 
Israels, Judenhass, Shoa-Schlussstrichde-
batten und verschwörungstheoretischen 
„Schuldkult“- Polemiken dominiert.

In Kollektivhaftung nimmt der Staat 
Israel den Platz des „ewigen Juden“ ein, 
der wie im NS-Propagandafilms „hinter-
listig, feige und grausam“ die Zerstörung 
unschuldiger Menschenleben betreibt, 
was die Konferenz „Hijacking-Memory“ 

und Kassels „Documenta15“ entlarvten. 
Beide Events wurden zu einem deutschen 
Manifest des Schreckens, zu brachial offe-
nem Judenhass, mit dem erklärten Ziel, ein 
judenfreies Israel und ein Shoa-freies und 
somit judenfreies Gedenken zu etablieren, 
was einer Welt ohne Juden gleichkommt.

Am 27. Januar 2023, dem Tag der Be-
freiung von Auschwitz, war es dann auch 
im Bundestag soweit. Gedacht wurde aus-
schließlich „Queeren“, auch wenn es für die 
systematische Verfolgung von trans- und 
intergeschlechtlichen Menschen in der 
NS-Zeit keine Belege gibt. Das Problem ist, 
dass Juden und die Shoa nicht in die dog-
matische und fiktionale Globalgeschichte 
passen. Laut „Critical Race Theory“ (zu 
Deutsch: Kritische Rassentheorie), bil-
den Weiße das Kollektiv der Schuldigen 
schlechthin. Nach dieser „Lehre“ sind 
Weiße per Geburt Rassisten, niemals Op-

fer, aber immer Täter und repräsentieren 
den Westen. Der Neu-Erzählung über Ras-
sismus, Kolonialismus, Sklaverei und über 
konstruierte Opfergruppen, ist die Shoa 
ein Dorn im Auge. Weil sich die Juden we-
der entweißen noch entwestlichen lassen, 
müssen die Erfinder der Identitätspolitik 
mit dem parareligiösen Gut-Böse-Schema, 
dass unweigerlich an die Rassenlehre der 
Nazis erinnert, notgedrungen die Shoa-Er-
innerung beseitigen und zwangsläufig die 
Monstrosität dieses Zivilisationsbruchs 
pulverisieren, deformieren und verdrehen.

Zum systematischen Herausschreiben 
der Shoa aus der Erinnerungspolitik sind 
weitere Deformationen der Geschichte 
nötig: Für das linke Dogma des exklusiv 
weiß-europäischen Täterkollektivs als Ver-
körperung des Bösen muss die Geschichte 

der muslimischen Sklavenhändler- und 
Halter verschwinden, ebenso wie die der 
innerafrikanischen Sklaverei. Aber eben 
auch die Tatsache, dass unter Scharia und 
Islam allem voran die muslimische Zivilbe-
völkerung leidet. 

Keine Priorität für Judenhass der 
Gegenwart
Jüngster Schachzug von Roth ist die Auf-
lösung der hauseigenen Antisemitismus-
Stelle, obwohl der bisherige Leiter Hagen 
Philip Wolf in jüdischen Kreisen sehr 
beliebt war. Die Entscheidung, dass ih-
rem Ministerium unterstehende Referat 
„Antisemitismus- und Extremismusbe-
kämpfung“ aufzulösen und in das Referat 
„Erinnerungskultur in der Einwande-
rungsgesellschaft“ einzugliedern passt ins 
Bild. Es heißt, realexistierender Judenhass 
der Gegenwart habe dort keine Priorität, 

zudem ist die gemeinsame Einordnung mit 
der „Einwanderungsgesellschaft“ irritie-
rend. 

Bei diesem grün-linken Großprojekt 
und der Phantasie-Kreation muslimi-
scher Opfergruppen assistieren der ÖR 
mit ARD und ZDF höchst willfährig mit. 
Wie Claudia Roth ziehen die linken Medi-
en Schneisen der Holocaustrelativierung 
und der verschwörungstheoretischen 
Schlussstrich-Fantasien hinter sich her. 
Ein Tag nach dem „heiligen Auschwitz-
Gedenktag“, am 28. Januar 2022, monierte 
das ZDF die „sogenannte Singularität“ der 
Shoa und forderte die Hinterfragung dieses 
„Shoa-Privilegs,“ zugunsten der Erinne-
rung für die muslimische Migrantengesell-
schaft. Nach der eingehenden Vorstellung 
einer deutschen SS-Bestie, dem „Henker 

von Neuengamme“, der seinen Spitznamen 
erhielt, weil er jüdische Kinder aufhängte, 
an denen zuvor medizinische Experimente 
mit Tuberkulosebakterien durchgeführt 
wurden, schlägt das ZDF eine Brücke zur 
Staatsgründung Israels. Die „Einwande-
rungsgesellschaft“ leide unter einem „deut-
schen Katechismus,“ der den Vergleich 
der Shoa mit anderen Genoziden verbiete. 
„Autoritäre Hohepriester der deutschen 
Vergangenheitsbewältigung“ verhinder-
ten mit dem Beispiellosigkeitsanspruch 
eines „Holocaust-Katechismus“, die An-
erkennung des Leids der „Palästinenser“. 
Darüber hinaus begründet das ZDF den 
Reformbedarf des Gedenkens auch mit 
der „Überrepräsentiertheit“ der Shoa. Das 
ZDF, das täglich Nazi-Themen in Dau-
erschleife über den Bildschirm flimmern 
lässt, erachtet die Causa Judenvernichtung 
als überrepräsentiert, spielt hier perfide mit 
eigenen Schlussstrichsehnsüchten und sol-
chen anderer Antisemiten. 

Deutungshoheit der Shoah
Deutsche Schöpfer von Massengräbern, 
Todeslagern, Gaskammern und Ver-
brennungsöfen, die industrielle Vernich-
tungsmaschinerie der Nazi-Großväter 
und Großmütter, in all ihren Ausprä-
gungen, mit der Zielsetzung die Juden 
weltweit als Volk auszurotten, werden 
vom ZDF gleichgesetzt mit Vertrei-
bungsmythen der „Nakba“, was einen 
vergleichbaren Genozid Israels insinu-
iert, den es nie gab.

Die ultimative Deutungshoheit über 
die Shoa beanspruchen ARD, ZDF, 
deutsche Politiker und neuerdings Mus-
lime. Für sie sind Juden nur ein Instru-
ment für oder gegen etwas, reine Opfer-
Gruppe, willenlose Figuren, ohne Recht 
auf Selbstbestimmung, ein Werkzeug 
im Kampf gegen Rechts. Ermordet man 
sechs Millionen und erinnert man dann 
ein paar Jahre daran, mutiert der Holo-
caust an Juden zum rassistischen Un-
terdrückungsinstrument muslimischer 
„Minderheiten“. Die „Nie-Wieder-Frak-
tion“ hüllt sich zu allem in Schweigen, 
auch wenn Juden auf der Documenta15 
als raffgierige Kapitalisten mit Reißzäh-
nen, Schläfenlocken und SS-Runen, Is-
raelis als schweinsnasige Soldaten mit 
David-Stern, gezeigt werden. Selbst die 
„Judensau“ feierte ihre Renaissance: ein 
Jude mit Schweinekopf, inklusive SS-
Runen und Mossad-Schriftzügen. Spä-
testens mit diesen Stürmer-Bildern aus 
dem Hause der judenfeindlichen Kul-
turstaatsministerin und dem rigorosen 
Schweigen der Profi-Gedenkbranche, 
entlarvte diese ihre wahre Position. 

Obwohl die antisemitischen Pro-
pagandabilder die Juden als die Nazis 
von heute brandmarkten, die deutsche 
Mordmonströsität damit wie nie zuvor 
verharmlost wurde, kam das lauteste 
Schweigen von sämtlichen leitenden 
Vergangenheitsbewältigern vom Dienst: 
den Antisemitismus-Beauftragten und 
den Gedenk-Antisemiten aus der Ge-
denkindustrie.

Seit Jahren schreibe ich darüber, dass 
die Erinnerung an die Shoa den Juden 
entrissen und von deutschen Gedenk-
Antisemiten gekapert wurde, die als 
politisch vorwiegend linke Vereine in 
end-arisierten Synagogen das Gedenken 

Kulturstaatsministerin Claudia Roth (Die Grünen) trifft eine Fehlentscheidung nach der anderen. 
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               �Linke und Muslime haben eine  
Gemeinsamkeit: Juden als fixe Idee.
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organisieren, aus denen ihre Vorfahren 
sämtliche Juden deportiert haben.

Judenhass und Gedenken sind zwei 
Seiten einer rostigen Medaille oder die 
zwei Köpfe einer Hydra. Denn beim Ge-
denken treffen sich Israelhasser, Mul-
lah-Gratulanten, Hamas und BDS-Ver-
steher sowie Schlussstrich-Befürworter 
zu dem was ich Gedenk-Antisemiten 
nenne. Ein Gedenk-Antisemit misst nur 
Israel und Juden mit anderen Maßstä-
ben, schafft es problemlos toten Juden zu 
gedenken, redet aber hinter vorgehalte-
ner Hand über Juden als Unterwanderer 
der Gesellschaft. Gedenken ist sein Ab-
lasshandel für ungestörtes Ausleben des 
eigenen Judenhasses, während er den 
industriell organisierten Judenmord mit 
systematisch organisiertem Gedenken 
ablöst, versucht er oder sie den Nazi in 
sich selbst zu bekämpfen. Wer so drauf 
ist, glaubt natürlich der andere sei ganz 
genauso. Der neue Judenwahn, der jetzt 
die Shoa als „irgendein jüdisches Psy-
chodrama“ verspottet, entlarvt den ur-
alten, unterschwellig längst nach seiner 
Befreiung scharrenden Judenhass, der 
sich im tosenden Beifall einer klatschen-
den, linken Herrenmensch-Intelligenzi-
ja entfesselt. 

„Hijacking Memory“
Auf der Konferenz „Hijacking Memory“ 
im Berliner „Haus der Kulturen“, finan-
ziert aus dem Etat von Kulturministerin 
Claudia Roth war im Sommer letzten 
Jahres das Ziel, das Shoa-Gedenken als 
„rechts“ einzufärben. Wer den Opfern 
der Shoa gedenkt, wird als potentieller 
Nazi gehandelt, das Verdammungswort 
schlechthin. In einem Vortrag verspot-
tete der BDS-Extremist Tareq Baconi 
die Shoa als „irgendein jüdisches Psy-
chodrama“, betitelte Israel als „Kin-
dermörder“ und den Zionismus eine 
rassistische Ideologie. „Im Zentrum 
Berlins,“ so der polnische Historiker Jan 
Grabowski der vor Ort war (JR berich-
tete darüber), „saßen 200 Vertreter der 
Deutschen Intelligenzija - Intellektuelle, 
Studenten, Professoren, Journalisten - 
und applaudierten enthusiastisch“, als 
der Holocaust verspottet wurde. Selten 
wurde öffentlich so sichtbar, dass Linke 
und Muslime eine Gemeinsamkeit ver-
eint: Juden als fixe Idee. 

Die Sehnsucht nach einem judenrei-
nen Israel und der Befreiung von der 
Shoa-Erinnerung verbündet nationa-
listische „Palästinenser“ und Linke zur 

Querfront, vereint sie in der Mutter des 
Judenhasses: dem Erlösungsantisemitis-
mus der Nazis. Die „Critical Race Theo-
ry“ wird zum „Mein Kampf “ von heute, 
für ein Bündnis zwischen ultranationa-
len Muslimen und Linken, das sich in 
Berlin im neuen nationalen Sozialismus 
übte. Der wohlwollende Blick galt dem 
Hamas-Terror gegen Israels Zivilisten, 
der als legitime, lokale „antikoloniale 
Widerstandsbewegung“ verharmlost 
wurde. Shoa-Gedenken stünde in Kau-
salzusammenhang mit „palästinensi-
schem“ Leid, die „westliche Schuld“ 
- Shoa sei das „Schutzschild Israels, um 
„Palästinenser“ zu unterwerfen.“ 

Kritiklos wurde der Alleinvertre-
tungsanspruch islamistisch-terroristi-
scher Banden für die Sache der „Paläs-
tinenser“ akzeptiert. Das traf den Nerv 
eines Juden hassenden Publikums, das 
den Shoa-Schlussstrich herbeisehnt und 
tosend und widerspruchslos applaudier-
te. Ideologen, die sich als „Experten“ 
präsentieren, die indoktrinieren und 
manipulieren, unhistorisch und unwis-
senschaftlich, Terrorismus verklärend, 
natürlich auch den Hamas-Terror ge-
gen die Zivilbevölkerung, wenn Hamas 
sich gezielt hinter ziviler Infrastruktur 
versteckt, um Israel mit Raketen an-
zugreifen, sahen sich als gemeinsame 
Opfergruppe der Juden, der Israelis, des 
Holocaust.

Israels Existenzrecht wird in Frage 
gestellt
Muslime und Linke sind sich einig: 
Der Zivilisationsbruch von Auschwitz 
war gar keiner und die Endlösung der 
Shoa-Frage geleitet zur Endlösung der 
Israel-Frage, denn die Auslöschung der 
Shoa-Erinnerung hat die Infragestel-
lung Israels gleich mit im Gepäck. Der 
Judenstaat ist nur ein Nebenprodukt des 
deutschen Massenmords an den Juden 
und daher haben Juden kein natürliches 
Recht auf einen eigenen Staat. Israels 
Existenzrecht und Recht auf Selbstver-
teidigung ist scheinbar nur durch die 
Shoa legitimiert. Der Zionismus, also 
die Überzeugung, dass Juden das Recht 
auf einen eigenen Staat haben, in dem 
sie selbstbestimmt leben können, wird 
als Rassismus abgetan. Vielleicht ist die 
Existenz von Juden per se schon rassis-
tisch? Sie scheinen sich ja aus dem Ho-
locaust sogar Freiheiten erschlichen zu 
haben, die Juden gar nicht zustehen. 

Ein deutsches Spezialgebiet bleibt un-

bestritten die Organisation von etwas. 
Vor 80 Jahren war es der organisierte 
Massenmord, darauf folgte das organi-
sierte Behörden-Gedenken, dass durch 
den Judenmord erst möglich wurde, 
weshalb ich das organisierte deutsche 
Gedenken immer mit Erschrecken be-
obachtet habe. In der heute von Links-
Grün betriebenen Gedenk-Neuorgani-
sation hat der jüdische Zwangsarbeiter 
deutscher Gedenkkultur ausgedient. 
Der grüne Deutsche ist sichtlich am 
Ende seiner „Toleranz“ mit den Juden 
angekommen. 

Das Gedenken war immer etwas von 
Deutschen für Deutsche, ein Gedenken 
im Sinne einer vorgegebenen „Herren-
moral“, bei der Juden stets die Opfer, 
die Gedenk-Arbeiter blieben, dem Gut-
dünken der Ausrichter ausgeliefert, die 
vorwiegend von „Toleranz“ sprachen. 
Allein das hätte die Juden schon lange 
aufhorchen lassen müssen. Denn diese 
„Holocaust-Erziehung“, die immer von 
solchen Inszenierungen ausging, musste 
sich irgendwann gegen die Juden selbst 
richten. Das „Shoa-Gedenk-Privileg“ , 
die entgegengebrachte „Toleranz,“ war 
billige Staffage und hatte immer schon 
ein Ablaufdatum. 

Der staatlich betriebene Gedenkzir-
kus nähert sich seinem Ende, der Orden 
geht an den intoleranten Islam und das 
„Shoa-Privileg“ wurde neu vergeben, 
wie eine Art Opfer-Orden. Befugte 
Instanzen überprüften, wie deutsche 
Behörden das eben gerne tun, die poli-
tische Rechtmäßigkeit des erteilten „Ju-
den-Privilegs“.Das deutsche Erinnern 
an die sechs Millionen ist ein Auslauf-
modell und wird gehandhabt wie das 
Ende des Verbrennungsmotors. Der per-
fekte deutsche Judenmord, das perfekte 
deutsche Gedenken: beides war das Po-
litikum seiner Zeit. 

Akte Documenta
So weht wieder der uralte Gestank der 
Judenfeindschaft und mit ihm der fau-
lige Dunst des Antizionismus durch 
Deutschlands Gassen. Das Kanzleramt 
bezahlt Politikkunsthandwerker, die 
sich den Judenhass noch trauen, den sich 
eine gut bezahlte Claudia Roth in dieser 
Offenheit nicht wagt. Indonesische An-
tisemiten tunken ihre Pinsel in die Jau-
chegrube der Nationalsozialisten, um 
für Deutschland Bilder zu malen. Ge-
genseitige Kulturaneignung inbegriffen.

Die „Judensau“ - Bilder werden in die 

Grünen-Geschichte eingehen, als Clau-
dia Roths filigranes Kunstverständnis 
es vollbrachte, Juden gleichzeitig zu 
entmenschlichen und sie im selben Mo-
ment auch als Nazis diffamieren. Das 
haben nicht einmal Hitler und Goebbels 
geschafft. Wären die braunen Sozis so 
schlau gewesen wie die grünen es sind, 
hätten sie sich beim Anschalten der Gas-
kammern als erste Opfergruppe der dort 
vergasten und später in Krematorien 
brennenden Juden stilisiert. Aber haben 
sie das nicht? 

Julius Streicher, der Herausgeber 
des Stürmers sagte: „Schon vor Jahr-
tausenden waren nichtjüdische Völker 
gezwungen, sich gegen jüdische Ein-
dringlinge zur wehren. Ohne Lösung 
der Judenfrage, keine Lösung für die 
Menschheit.“

„Kaum 80 Jahre nach dem Holocaust 
geht so einiges wieder, denn in Europa 
liebt man Traditionen. Antisemitismus 
ist ein unzivilisiertes Herzstück euro-
päischer Kultur.“ Die Grünen entlarven 
sich als die wahre Schlussstrich-Partei 
und haben ihre Maskerade abgelegt. 
Links-Grün sind Chef- Lobbyisten des 
Judenhasses und der rassistisch-antise-
mitischen Woke-Ideologie. 

Niemals hätte die Shoa zur reinen po-
litischen Farce verkommen dürfen, dass 
Juden, deren Familien ausgerottet wur-
den, dass Überlebende, die das Inferno 
von Treblinka, Auschwitz oder Sobibor 
sahen, in deutschen Gedenkkathedralen 
eingesetzt werden, nach dem Drehbuch 
deutscher Politik, als ewige, jüdische 
Zwangsarbeiter. Wie ausrangierte Dar-
steller einer Serie, die nun eingestellt 
wird, sollen nun die geschundenen sechs 
Millionen schrittweise und pseudoplau-
sibel aus der Erinnerung verschwinden. 
Der Humanismus war auf dem Sterbe-
bett der Toleranz verbrannt worden und 
endete für die Juden unerbittlich in den 
Krematorien der Nazis. Vorbei war es 
mit der Toleranz: der Duldung der Na-
tionalsozialisten gegenüber den Juden. 

Die Öfen von Auschwitz sind erkaltet 
und die Nachkommen der Mörder üben 
sich heute in Shoa-Kritik. Sie erscheint 
als Schlüssel zur Lösung der Israel- und 
der Judenfrage zugleich.

„Lebe gut. Es ist die größte Rache!“, 
besagt ein Talmud-Zitat. Der jüdische 
Staat Israel ist diese ultimative Rache. 
Das erkennt man daran, welchen Hass 
das erfolgreiche Bestehen Israels unter 
den bunten Nationalsozialisten auslöst.
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Grüne Fehlbesetzungen im Ministeramt: 
Wenn Inkompetenz sogar Leben kostet

Die Grünen stehen in der Kritik, weil sie Justizministerien mit fachfremden Frauen besetzen. Die neue Justizministerin 
in Thüringen heißt Doreen Denstädt, vor der Ausbildung zur Polizistin war sie in ihrer Jugend Teil der Erfurter Punk-

szene. Da die Kriminalhauptkommissarin bisher als Sachbearbeiterin arbeitete und sonst keine juristische Erfahrung 
hat, steht der Verdacht im Raum, dass es bei ihrer Besetzung eben nur um Geschlecht und Hautfarbe ging. Eine fach-
liche Eignung kann man auch bei der Hamburger Justizsenatorin Anna Gallina anzweifeln. Entschlossenes Vorgehen 

gegen die lokale Islamistenszene sieht jedenfalls anders aus. Hätte Gallina ihre Hausaufgaben gemacht, hätte der 
Mord an zwei jungen Erwachsenen mit großer Wahrscheinlichkeit verhindert werden können, da der Messer-Attentä-
ter Ibrahim A. sich während seiner vorherigen Haft allseits vernehmbar prahlerisch mit dem islamischen Massenmör-

der vom Berliner Breitscheidplatz 2016, Anis Amri, verglichen und seine Taten verherrlicht hat. (JR)
Von Mario Thurnes /  

Tichys Einblick

Die Grünen stehen in der Kritik, weil 
sie Justizministerien mit fachfremden 
Frauen besetzen. Doch das Beispiel 
Hamburg zeigt: Fachkenntnis hilft nur 
bedingt. Es kommt auf die Einstellung 
an – aber vor allem auf die Politik.

Hamburg hat eine traurige Geschich-
te im Übersehen von islamischem Ter-
rorismus. Mohammed Atta hat an der 
Elbe gelebt und studiert, bevor er mit 
18 anderen Terroristen die Anschläge 
vom 11. September 2001 durchführte. 
Einige von ihnen lebten zuvor ebenfalls 
in Hamburg. Die deutschen Sicherheits-
behörden übersahen die Gefahr unter 
ihren Augen – seitdem misstrauen ame-
rikanische Geheimdienste ihren deut-
schen Kollegen. Zum Glück der Men-
schen hierzulande. Denn so mancher 
Anschlag konnte (nur) durch Hinweise 
aus den USA verhindert werden.

Seitdem scheinen Sicherheitsbehör-
den in Hamburg nicht effektiver zu ar-
beiten. Ibrahim A. tötete Ende Januar 
in einem Regionalexpress eine 17-Jäh-
rige und einen 19-Jährigen. Davor saß 
der „Palästinenser“ in Untersuchungs-
haft in Hamburg-Billwerder. Jetzt sind 
Akten aus der U-Haft aufgetaucht, die 
den Amoklauf in ein neues Licht set-
zen. Demnach wurde ein „Wahrneh-
mungsbogen“ über ihn geführt, wo-
nach er sich mit dem Massenmörder 
vom Berliner Breitscheidplatz 2016, 
Anis Amri, verglichen und gegenüber 
Wärtern weitere Anspielungen in Rich-
tung Terror gemacht hat. Trotzdem 
wurde A. freigelassen und konnte erst 
dadurch seine Morde an ihm Fremden 
durchführen.

Personifizierte Inkompetenz 
Wegen dieses Behördenversagens steht 
die Hamburger Justizsenatorin Anna 
Gallina (Grüne) in der Kritik. Nun lie-
ße sich rein praktisch sagen: Was kann 
sie dafür, wenn Informationen nicht von 
unten nach oben korrekt weitergegeben 
werden und so die Gefahr übersehen 
wird, die von Ibrahim A. offensichtlich 
ausging? Doch so funktioniert politi-
sche Verantwortung: Der Chef steht 
für das gesamte Haus. Das Versagen der 
Mitarbeiter ist das Versagen des Chefs. 
Dass dies auch für Chefinnen gilt, hat 
nichts mit Vorbehalten gegen Frauen zu 
tun – sondern ist im Gegenteil Gleichbe-
handlung.

Das führt zur Frage, wofür Politiker in 
Führungspositionen staatlicher Institu-
tionen da sind: Sie führen: Sie stellen die 
Organisation des Hauses auf. Sichern 
Informations-Abläufe. Befördern gute 
Leute und verhindern schlechte Leute. 
Und sorgen so dafür, dass der Laden 
funktioniert. In die eigentliche Sachbe-
arbeitung greifen sie in der Regel nicht 
ein. Muss ein Minister bei dem Aufga-

benprofil vom Fach kommen? Nun, es 
schadet sicher nicht – ist aber auch nicht 
zwingend nötig. Wenn sie organisieren 
können und wenn sie auf die richtigen 
Fachleute setzen, müssen sie selbst keine 
Fachleute sein.

Als Negativbeispiel muss dieser Tage 
oft Christine Lambrecht (SPD) her-
halten. Der Beweis schlechthin für die 

Inkompetenz der Juristin war, dass sie 
als Verteidigungsministerin bis zuletzt 
die Dienstgrade der Bundeswehr nicht 
kannte. Eine überschaubar intellektu-
elle Leistung. Zumal es anschauliche 
Poster gibt, auf denen diese aufgeführt 
sind – inklusive der Abzeichen, die In-
haber der jeweiligen Dienstgrade tragen. 
Das eigentliche Problem Lambrechts 
war nicht, diese Bezeichnungen nicht 
zu kennen – sondern, sich nicht dafür 
zu interessieren. Den einen Teil ihres 
„Rücktritts“ verdankt Lambrecht die-
ser Wurstigkeit, den anderen der poli-
tischen Lage: Sie gehörte zu denen, die 
keine Panzerlieferungen in die Ukraine 
wollten. Die Koalitionspartner der SPD 
bestanden aber darauf, also musste die 
Ministerin weichen.

Mangelnde juristische Erfahrung?
Neben der eigentlichen Führung des 
Hauses ist die zweite große Aufgabe 
des Ministers, den politischen Willen 
der Regierung in seinem Fachbereich 
umzusetzen. Im zweiten Schritt. Im 
ersten Schritt muss er zuvor diesen 
Willen erst einmal erkennen. Und 
dann muss es am Ende der Legislatur 

auch der Wille sein, der bei den Wäh-
lern ankommt. Ob Doreen Denstädt 
das leisten kann, muss sich zeigen. Sie 
hat die Grünen jüngst in Verruf ge-
bracht, als sie in Thüringen auf Dirk 
Adams (Grüne) als Justizminister 
nachfolgte. Es waren ihre Parteifreun-
de, die an Denstädt Hautfarbe und 
Geschlecht lobten – und damit her-
vorhoben. Da die Kriminalhauptkom-
missarin bisher als Sachbearbeiterin 
arbeitete und sonst keine juristische 
Erfahrung hat, steht der Verdacht im 
Raum, dass es bei ihrer Besetzung 
eben nur um Geschlecht und Hautfar-
be ging.

Ob sie das Amt trotzdem beherrscht, 
kann und muss Denstädt noch bewei-
sen. Eine andere fachfremde Beset-

zung hatte in Sachsen dafür gut drei 
Jahre Zeit: Katja Meier. Die Politik-
wissenschaftlerin hatte vor ihrer Be-
rufung nur in der Politik gearbeitet. 
Vor allem als Referentin für die grü-
ne Fraktion in Hessen. Offiziell sind 
solche Arbeiten immer streng auf den 
Landtag beschränkt – doch Meiers 
Mehrwert für die Partei bestand sei-
nerzeit vor allem darin, den heillos 
zerstrittenen Wiesbadener Stadtver-
band (halbwegs) versöhnt zu haben.

Negativ aufgefallen ist Meier im 
sächsischen Amt vor allem durch ihre 
Vergangenheit. Als Jugendliche spiel-
te sie in einer Punkband, die sich über 
brennende „Bullen“ freute. Von diesem 
Text hat sie sich distanziert. Ansonsten 
macht sie als Justiz- und Gleichstellung 
das, was Grüne Justizminister halt so 
machen: vermeintlich Rechtsextreme 
im Staatsdienst verfolgen oder Frauen-
quoten im Personal durchsetzen. An-
sonsten fällt Meier nicht weiter auf im 
Justizministerium. Auch nicht als Poli-
tikwissenschaftlerin.

Die Ironie ist: Im Rahmen eines 
Magisterstudiums hat Gallina auch 
Öffentliches Recht studiert. Damit 
kommt sie für grüne Verhältnisse ei-
ner Fachfrau recht nahe. Doch ausge-
rechnet sie muss um ihr Amt bangen 
und verdankt dieses mittlerweile nur 
noch den Beharrungskräften inner-
halb ihrer Partei und dem schonenden 
Umgang von Medien mit ihrer Partei. 
Denn eigentlich ist ein Amokläufer, 
der in Haft Terror angekündigt und 
dann unbeteiligte Menschen getötet 
hat, ein Rücktrittsgrund für einen Jus-
tizminister. Ebenso wie für eine Jus-
tizministerin.

Über 20 Jahre nach Atta ist Ham-
burgs Justiz immer noch nicht in der 
Lage, Terror zu erkennen. Selbst wenn 
der ihr unter die Nase gehalten wird. 
Der Stadtstaat bräuchte einen Justizmi-
nister, der energisch durchgreift. Wofür 
der Wille die Voraussetzung ist. Doch 
mehr noch als bei der CDU liegt bei 
den Grünen der Fokus in der Einwan-
derungspolitik auf drei Zielen.

1. Die Politik der offenen Grenzen 
darf nicht kritisiert werden.

2. Die Rechten dürfen nicht von ne-
gativen Folgen der offenen Grenzen 
profitieren.

3. Die Politik der offenen Grenzen 
darf nicht kritisiert werden, weil davon 
die Rechten profitieren würden.

Ein Justizminister, der sich an diesen 
drei Zielen orientiert, ist eigentlich eine 
Verschwendung. Dann kann er viel-
leicht das Haus noch gut führen, aber 
seine Politik führt dann zu Hamburger 
Verhältnissen. Denn die Ignoranz ge-
genüber Missständen um die Einwan-
derung gehört zur grünen Politik. Die 
hat Gallina in Hamburg letztlich nur 
umgesetzt – mit tödlichen Konsequen-
zen.

Die grüne Justizministerin Anna Gallina
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             �Über 20 Jahre nach Atta ist Hamburgs  
Justiz immer noch nicht in der Lage,  
Terror zu erkennen.
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Widerstand in der Grünen Partei: Grüne Realos überholen 
Kanzler Scholz von rechts und präsentieren ein „Memoran-

dum für eine andere Migrationspolitik in Deutschland“
Wer bislang die fahrlässige Migrationspolitik in Deutschland kritisiert, auf den importierten Judenhass und 

das archaische Weltbild vieler muslimischer Einwanderer aufmerksam gemacht hat, wurde von links-grüner 
Seite reflexartig als Rassist und Nazi beschimpft. Nun riecht es aber innerhalb der Grünen nach Meuterei: 

Dutzende Grünen-Politiker haben sich zu „Vert Realos – Die bürgerliche grüne Mitte“ zusammengeschlossen 
und ein Umdenken in der Migrationspolitik gefordert. Dass diese Kritik innerhalb der Grünen auch bis zu ihren 

Entscheidungsträgern in der Ampel-Regierung reicht, darf angezweifelt werden. (JR)
Von Deborah Ryszka

Von der Scholz‘schen „Zeitenwende“ se-
hen wir nicht viel. Auch nicht in der Asyl- 
und Integrationspolitik. Dort orientiert 
sich die Ampel-Koalition weiterhin am 
Multi-Kulti-Wunschdenken, nicht an Re-
alitäten. Auf Kosten unseres Wohlstan-
des. Auf Kosten künftiger Generationen. 
Auf Kosten der Demokratie. Das ist alles 
andere als vernünftig und nachhaltig ge-
dacht. Das ist einfach nur realitätsfern. 
Einen Höhepunkt dieser Verleugnung 
von Realitäten sahen wir während der 
Flüchtlingskrise im Jahr 2015.

Gemäß Paragraf 18 Absatz 2 Asylgesetz 
müssen alle Asylsuchenden, die aus si-
cheren Drittstaaten einreisen, zurückge-
wiesen werden. Auf mehr als 95 Prozent 
der Asylsuchenden traf das damals zu. 
Trotzdem wurden die Grenzen geöffnet. 
„Welcome Refugees“, ertönte es im links-
grünen Freudentaumel unter Angela 
Merkel. Die jetzige Vizepräsidentin des 
Bundestages und Grünen-Politikerin, 
Katrin Göring-Eckardt, frohlockte sogar: 
„Unser Land wird sich ändern, und zwar 
drastisch. Und ich freue mich darauf.“ 
Dass geltendes Recht missachtet wurde, 
übersah man getrost. Schließlich war es 
für die „richtige“ Sache.

Laut Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge stellten im Jahr 2015 441.899 
Asylsuchende einen Erstantrag, 2016 
waren es 722.370. Zwischen 2017 und 
2021 pendelte die Anzahl der Anträge 
zwischen etwa 100.000 und 198.000. Im 
Jahr 2022 knackte sie dann wieder die 
200.000-Marke und kam auf insgesamt 
217.774 Anträge. Summa summarum le-
ben seit 2015 rund 1,2 Millionen Flücht-
linge in Deutschland. Wie freute sich 
auch die Wirtschaft. Endlich würde der 
Fachkräftemangel gelöst. Mit arbeitswil-
ligen, integrationsfähigen und integra-
tionswilligen Asylsuchenden. Fest steht 
jedoch: Fast die Hälfte der Flüchtlinge 
lebt von Hartz IV, oder wie es mittlerwei-
le heißt, dem Bürgergeld. Knapp 300.000 
von ihnen waren letztes Jahr ausreise-
pflichtig. Von dem geringen Anteil der-
jenigen, die auf dem Arbeitsmarkt integ-
riert sind, waren Ende 2019 zwei Drittel 
der Vollzeitbeschäftigten im unteren Ent-
geltbereich beschäftigt. „Ein Fünftel der 
sozialversicherungspflichtig Beschäftig-
ten aus den wichtigsten Asylherkunfts-
ländern sind auf zusätzliche Leistungen 
der Grundsicherung für Arbeitsuchende 
angewiesen“, heißt es in einer Statistik der 
Bundesagentur für Arbeit.

Untergrabung der Demokratie
Integration? Fehlanzeige! Die Folgen 
dieser katastrophalen Asyl- und Integra-
tionspolitik sehen wir zuhauf. Nicht we-
nige Flüchtlinge radikalisieren sich. So 
beobachten wir eine neue Form von Ge-
walt. Den Messerangriff. So ging im Juli 
2016 ein 17-jähriger afghanischer Flücht-
ling, mit Axt und Messer, in einem Regi-
onalzug auf Passagiere los. Später stellte 
sich heraus, dass er sich als Kämpfer der 

Terrormiliz Islamischer Staat verstand. 
Oder im November 2021 in Bayern. Ein 
27-jähriger sog. „Palästinenser“ stach in 
einem ICE mit einem Messer auf mehre-
re Personen ein. Ein radikal-islamischer 
Hintergrund ist sehr wahrscheinlich.

Das zeigt: Radikal islamistische, anti-
demokratische Tendenzen gelangen 
vermehrt nach Deutschland. Auch im 
Gewand der Demokratie. So berichtet 
der Islam-Experte, Ahmad Mansour, in 
seinem Buch „Operation Allah“ über ein 
informelles Treffen zum Thema Kinder-
ehen im Bundestag. Hierzu waren auch 

mehrere Vertreter eines konservativen 
muslimischen Verbandes zugegen, die 
der Ideologie der Muslimbruderschaft 
nahe standen. Sie befürworteten Kinder-
ehen. „Da saßen erzkonservative Men-
schen und verkauften Kinderehen als 
sexuelle Befreiung. Sie verpackten religi-
öse Vorschriften und Gebote, die patri-
archalische Strukturen fördern und ma-
nifestieren, in westliche Grundsätze wie 
Freiheit und Selbstbestimmtheit, obwohl 
das, was sie forderten, das genaue Ge-
genteil dessen war.“ Weiter heißt es: „So 
arbeitet der politische Islam. Er versucht, 
die Demokratie mit Mitteln zu untergra-
ben, die harmlos, unauffällig und oftmals 
auch liberal, solidarisch und partizipativ 
erscheinen.“ Anstatt offen über dieses 
real existierende Problem zu debattieren, 
werden diejenigen, die offen und sachlich 
diskutieren möchten, mundtot gemacht. 
Schließlich sei das „rassistisches“, ja 
„rechtes“ Gedankengut.

Wie wichtig jedoch eine offene Debat-
te ist, zeigt die falsch verstandene Ge-
sprächsbereitschaft und Toleranz im poli-
tischen Milieu – insbesondere gegenüber 
DITIB (Die Türkisch-Islamische Union 
der Anstalt für Religion). Mittlerweile 
gilt als gesichert, dass DITIB der ver-
längerte Arm Recep Erdoğans ist. Nach 
dem gescheiterten Putschversuch 2016, 
„wurden Teile des DITIB-Netzwerks in 
Deutschland genutzt, um für die türki-
sche Regierung zu spionieren und Pro-
paganda zu betreiben. Es gab Spionage-
affären, Hetze gegen Gegner und sogar 

Verfolgung. […] Doch wer sich das Ge-
samtbild von DITIB anschaut, sieht sehr 
deutlich, dass die Imame, die Freitagspre-
digten und das gesamte Netzwerk in den 
Händen der türkischen Regierung liegen, 
die wiederum der Ideologie der Muslim-
brüder folgt und militärisch wie auch dip-
lomatisch enge Kontakte zu Katar pflegt, 
das schon lange als die spirituelle Heimat 
der Ideologie der Muslimbruderschaft 
gilt. […] Statt DITIB in ihren Handlun-
gen zu begrenzen, hofiert man sie und 
ermöglicht ihren Akteuren einen Zugang 
zu Schulen – um sich in ein paar Jahren 
dann wieder zu wundern, warum es mit 
der Integration nicht klappt“, beobachtet 
Mansour.

Kein Anreiz für Rückkehrer
Diese politische Unfähigkeit und ihr feh-
lendes Verständnis, was eine gelungene 
Asyl- und Integrationspolitik ausmacht, 
verdeutlicht auch das fehlende Konzept ei-

ner zeitlich befristeten Integrationspolitik. 
Die ganze Politik in Deutschland zielt je-
doch darauf ab, dass die meisten Flüchtlin-
ge sich hier dauerhaft niederlassen werden. 
Kinder und Jugendliche und Erwachsene 
besuchen deutsche Einrichtungen, lernen 
die deutsche Sprache und deutsche Kultur 
kennen. Wer verübelt es ihnen, wenn sie 
nach einer Stabilisierung politischer Ver-
hältnisse in ihrer Heimat, nicht mehr zu-
rück möchten? Mittlerweile haben sie sich 
in Deutschland, mal mehr, mal weniger, 
integriert, Sprache, Kultur und Menschen 
kennen gelernt. Zudem leben sie hier öko-
nomisch besser. Höherer Lebensstandard, 
mehr Möglichkeiten. Auch wenn Sie nur 
schlecht bezahlte Jobs oder das Bürgergeld 
erhalten. In Deutschland leben sie immer 
noch besser als in ihrer ehemaligen Hei-
mat.

Das rächt sich. Viele Kommunen plat-
zen aus allen Nähten. Unterkünfte und 
Wohnraum fehlen. Ganz zu schweigen 
von ausgereiften Integrationskonzepten. 
Die Situation ist so angespannt, dass ei-
nige Politiker der Grünen sich endlich 
das trauen zu sagen, was vorausschau-
ende und besonnene Stimmen bereits 
2015 forderten. In ihrem „Memoran-
dum für eine andere Migrationspolitik in 
Deutschland“ sprechen sie sich für eine 
geregelte Einwanderung aus. Im Wort-
laut heißt es: „Die Gleichberechtigung 
der Geschlechter, die Trennung von Staat 
und Religion, Freiheit und Gleichberech-
tigung unterschiedlicher individueller 
Lebensentwürfe sind für uns nicht ver-
handelbar. Auch die aktuell schleichende 
Erosion dieser Werte unter dem Banner 
einer falschen Toleranz gilt es entschie-
den entgegen zu treten.“ Zudem: „Diese 
Sichtweise kann unter Umständen nicht 
für alle Migrantinnen und Migranten 
gleichermaßen vorausgesetzt werden, da 
sie in anderen Traditionen und Kultur-
kreisen eine andere Sozialisation erfah-
ren haben.“ Des Weiteren heißt es: „Es 
ist ein Unterschied zu machen zwischen 
Asylbewerbern, Kriegs- und Katastro-
phenflüchtlingen und Menschen, die ein 
vor allem wirtschaftlich besseres Leben 
suchen.“

Das hört sich irgendwie bekannt an. 
Sind das sind genau die Worte derjenigen 
Stimmen, die noch bis vor Kurzem als 
„rassistisch“ oder gar „rechts“ abgestem-
pelt wurden? Diejenigen Stimmen, die 
nicht zum Diskurs zugelassen wurden? 
Stimmen, die als unzumutbar und unsag-
bar eingestuft wurden? Welche Ironie des 
Schicksals. Schließlich zeigt sich jetzt: Of-
fensichtlich hat das, was als „Rassismus“ 
oder „Rechts“ bezeichnet wird, mehr Be-
zug zur Wirklichkeit als die Gegenseite. 
Um ein bekanntes Bonmot auf unsere 
Zeiten umzuwandeln: „Rechts sitzt die 
Wirklichkeit, links die Ponyhof-Fantasie.“ 
Ist das die lang erwartete „Zeitenwende“, 
von der Olaf Scholz sprach?

Deborah Ryszka, geb. 1989,  
M. Sc. Psychologie, Doktorandin der  

Philosophie und freie Publizistin.

                    �Rechts sitzt die Wirklichkeit,  
links die Ponyhof-Fantasie

Flüchtlinge vor den Containerunterkünften auf dem ehemaligen Flughafen Tempelhof in Berlin
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Verrückte statt Freie Universität Berlin: Irrwitzige Täter-Opfer  

Umkehr und Rassismus-Verleumdung der eigenen Polizei
An der Freien Universität Berlin hat ein Mann wiederholt Frauen sexuell belästigt und sogar bedroht. Sollte 

der Mann sich trotz Hausverbotes auf dem Campus aufhalten, warnt der Allgemeine Studierendenausschuss 
(AStA) davor, die Polizei um Hilfe zu rufen. Die Studenten sollten sich erst an den Sicherheitsdienst der FU Ber-
lin wenden, da sich der Mann in einem „psychischen Ausnahmezustand“ befände und die Polizei die Situation 
eskalieren könnte. An die Opfer gerichtet, warnt der AStA, dass „Polizeieinsätze für von Rassismus betroffene 
Menschen grundsätzlich mit einem erhöhten Risiko einhergehen, Polizeigewalt zu erfahren“. Damit betreibt 

der AStA eine gefährliche Täter-Opfer-Umkehr und diffamiert zudem die Polizei. (JR)
Von Deborah Ryszka

Ach, was waren das früher für Zeiten! 
Damals noch, da waren Universitäten 
noch Refugia für (staats-)kritisches, 
intellektuelles und tolerantes Denken. 
Und heute? Heute ist davon nicht viel 
übrig. Regierungskonformistisches 
Verhalten gepaart mit ideologischem 
und intolerantem Denken macht es 
sich in den Universitäten gemütlich. Zu 
gemütlich. Die Freie Universität Berlin 
stellt da keine Ausnahme dar. Vielmehr 
ist sie, neben der Humboldt-Universität 
zu Berlin, federführend am Werke. Bei-
spiele gefällig?

So bearbeitet das Studentenparla-
ment (StuPa) der FU Berlin nur noch 
Anträge, die gendergerecht verfasst 
sind. Die Nennung von weiblicher und 
männlicher Form sind nicht ausrei-
chend. An der HU Berlin unterstellten 
sogar Studenten der Biologin, Marie-
Luise Vollbrecht, sie sei eine „trans*, 
inter* und *nichtbinären Personen-
feindliche Person. Weil sich Vollbrecht 
an biologisches Schulwissen hält: Die 
Existenz von zwei Geschlechtern. 
Männlich und weiblich. Höchste Zeit 
für einen Namenswechsel! In „Fer-
rückte Universität Berlin“ und „Hum-
bug-Universität zu Berlin“. Endlich 
wäre auch das drin, was wirklich drauf 
steht.

Selbstverständlich passt das den 
selbsternannten Gerechtigkeitskämp-
fern nicht. Sind sie doch die Guten! 
Wie das im Konkreten aussieht, zeigt 
ein abstruser Vorfall an der FU Berlin. 
Ein Mann belästigte mehrmals Frauen 
auf dem Campus der Universität. Er 
verhielt sich ihnen gegenüber sexistisch 
und war übergriffig geworden. Zwar 
wurde er gegenüber seinen Opfern 
nicht gewalttätig. Jedoch drohte er ei-
nigen Frauen Gewalt an. Eine Frau soll 
er sogar schon seit längerem gestalkt 
haben. Mittlerweile erteilte die Uni-
versität Hausverbot für den Mann. Seit 
Mitte Januar darf er den Campus der 
FU Berlin nicht mehr betreten.

Wie reagierte nun der Allgemeine 
Studierendenausschuss (AStA) auf die-
ses Ereignis? Dieser zeigte sich wieder 
einmal von seiner typischen Seite: irr-
sinnig „woke“. Der AStA empfiehl po-
tentiellen Opfern, die dem kriminellen 
Mann auf dem Campus begegnen soll-
ten, jedenfalls eines: nicht die Polizei 
zu rufen. Aus Nachsicht mit dem Tä-
ter. Stattdessen sollten betroffene Per-
sonen den Mann auf das Hausverbot 
verweisen oder die uniinterne Security 
rufen oder sich an den sozialpsychiat-
rischen Dienst wenden. Laut AStA sei 
die Polizei im Umgang mit psychisch 
erkrankten Personen nicht ausreichend 
geschult. Abgesehen vom polizeilichen 
Rassismus. „Wir möchten jedoch unbe-
dingt darauf hinweisen, dass Polizei-
einsätze für von Rassismus betroffene 
Menschen grundsätzlich mit einem 
erhöhten Risiko einhergehen, Polizei-
gewalt zu erfahren“, hieß es in einem 

Rundschreiben des AStA, das an die 
Hochschulgruppen und Fachschaftsin-
itiativen verschickt wurde.

Diffamierung der Polizei
Verständlich, dass sich die Gewerk-
schaft der Polizei (GdP) über diese 
Unterstellung schockiert zeigte: „Eine 
solche Darstellung über die Arbeit 
der Berliner Polizei entbehrt jeglicher 
Grundlage und offenbart ein eigenar-
tiges Demokratieverständnis“, erklärte 
GdP-Landeschef Stephan Weh. „Wer 
Opfern sexueller Gewalt rät sich nicht 
an die Polizei zu wenden, vereitelt die 
Verfolgung von Straftaten, macht sich 
zum Mittäter und setzt Frauen durch 
Falschberatung zukünftigen Übergrif-
fen aus.“ Die Deutsche Polizeigewerk-
schaft (DPolG) fügte hinzu: „Sexuelle 
Belästigung ist eine Straftat, egal, wer 
sie wo begeht! Hier ist die Polizei zu-
ständig. Wer Täter mehr schützt als 
Opfer, dreht Ursache und Wirkung 
um.“

Auch der Präsident der FU Berlin, 
Professor Dr. Günter Ziegler, äußerte 
in einem Statement: „Von Seiten des 
AStA wurde explizit in Frage gestellt, 
ob Personen, die bedrängt werden 
oder in Gefahr sind, die Polizei rufen 
sollten, wobei der Polizei unterstellt 
wurde, in solchen Fällen unangemes-
sen und rassistisch zu agieren. Es ist 
ein schlechter und gefährlicher Rat-
schlag, bei Gefahr, oder wenn man 
bedrängt wird, nicht die Polizei zu 
informieren. Die Gefahrenabwehr ist 
eine der grundlegenden Aufgaben der 
Polizei. Das ist also selbstverständ-
lich: Die Freie Universität geht davon 
aus, dass auch auf dem FU-Campus 
bei Gefahr die Polizei kontaktiert wird 
und werden soll!“ Ebenfalls empört, 
zeigte sich die Vorsitzende des femi-
nistischen Vereins „Frauen für Frei-

heit“, Rebecca Schönenbach: „Seltsam 
ist aber, dass die Sicherheit der Frauen 
der des Mannes untergeordnet wird. 
Damit sagt man, Frauen sind weniger 
wert als der Mann.“

Und der AStA, wie reagiert er darauf? 
Weder Fehlereinsicht noch Schuldein-
geständnis oder Gewissensbisse wer-
den beim AStA ersichtlich. Auch auf 
ein Gesprächsangebot der Polizeiprä-
sidentin, Barbara Slowik, reagierte er 
bisher nicht (Stand: Februar 2023). 
Doch der AStA geht noch einen Schritt 
weiter. Er macht das, was links-grüne 
Ideologen immer tun, wenn sie sich in 
die Ecke gedrängt fühlen: Zum Gegen-
schlag ausholen.

Am 4. Februar veröffentlichte der 
AStA eine Pressemitteilung: „Rich-
tigstellung zu falschen Darstellungen 
unserer Positionen in einigen Presse-
berichten“. Dort behauptet der AStA: 
„Nie haben wir Betroffenen gesagt, dass 
sie nicht die Polizei rufen sollen.“ Eini-
ge Zeilen weiter heißt es jedoch: „In 
unseren Augen ist ein Kontaktieren der 
Polizei allerdings nicht die einzig mög-
liche Option und kann insbesondere 
im Umgang mit psychisch erkrankten 
Personen zu weiteren Problemen füh-
ren. Polizeigewalt und Morde durch 
Polizeibeamt*innen sind ein bekann-
tes Problem und sollten Anlass einer 
grundsätzlichen Kritik an dieser Insti-
tution sein. Es ist zudem eine bekann-
te Tatsache, dass Polizeibeamt*innen 
mitunter Betroffene von sexualisierter 
Gewalt nicht ernst nehmen oder ihnen 
Schuld zuweisen und so zu einer wei-
teren Traumatisierung beitragen kön-
nen.“

Zynisch-perverse Verdreh-Taktik
Der AStA dreht und wendet seine 
Worte, wie es ihm gefällt. Gleichzeitig 
inszeniert er sich selbst als Opfer medi-

aler Berichterstattung: „Scho-
ckierend ist für uns, dass von 
zahlreichen Verlautbarungen 
des AStA FU nun ausgerech-
net die Polizeikritik in einer 
universitätsinternen Warnung 
vor einer verbal sexuell über-
griffigen Person, die zudem 
verzerrt dargestellt wird, öf-
fentliche Wellen schlägt.“ Das 
kennen wir. Diese zynisch-
perverse Verdreh-Taktik. Die 
andere Seite versteht nicht. 
Die andere Seite will einem 
etwas „Böses“. Die andere Sei-
te ist der Täter.

Noch zynischer aber wird 
der ganze Vorfall, wenn man 
sich die Selbstbeschreibung 
bei der Aufgabentätigkeit des 
AStA anschaut: „Dazu gehört 
bspw., die Meinungsbildung 
in der Gruppe der Studieren-
den zu ermöglichen, zu hoch-
schul- oder wissenschafts-
politischen Fragen Stellung 
zu nehmen, die politische 
Bildung und die Bereitschaft 

der Studierenden zur aktiven Toleranz 
sowie zum Eintreten für die Grund- 
und Menschenrechte zu fördern sowie 
kulturelle, fachliche, wirtschaftliche 
und soziale Belange der Studierenden 
wahrzunehmen.“ Wie ernst der AStA 
seine eigenen Worte nimmt, hat er 
eindrucksvoll im Fall der belästigten 
Frauen unter Beweis gestellt. Nämlich: 
Überhaupt nicht.

Das ist eine bodenlose Frechheit. Für 
die Bagatellisierung von Straftaten und 
eine Gleichstellung von Opfern und 
Tätern, muss es Konsequenzen geben.  
Zum einen haben sie sich durch ihre 
Empfehlung, nicht die Polizei zu kon-
taktieren, disqualifiziert. Wie kann 
jemand, der geltendes bundesweites 
Recht nicht versteht und umsetzt, das 
Hochschulrecht verstehen und sodann 
adäquat umsetzen? Zum anderen er-
halten Mitglieder des AStA eine kleine 
Aufwandsentschädigung. Ihre Arbeit 
gilt als ehrenamtliche Arbeit, die Vor-
aussetzung für bestimmte Stipendien 
und bestimmte Arbeitsstellen ist. Zu-
dem können sich BaföG-Bezieher für 
ihre Arbeit beim AStA ein Freisemester 
nehmen. BAföG wird ihnen trotzdem 
weiter ausgezahlt, sodass sie im Endef-
fekt ein Semester länger BAföG bezie-
hen können. Das alles sind Privilegien. 
Wer sein Amt nicht gewissenhaft aus-
führt, darf hierauf auch kein Anrecht 
haben.

Doch die Zeiten haben sich geändert. 
Damals, da waren Universitäten noch 
Refugia für (staats-)kritisches, intel-
lektuelles und tolerantes Denken. Und 
heute? Heute ist davon nicht viel übrig. 
Regierungskonformistisches Verhal-
ten…

Deborah Ryszka, geb. 1989,  
M. Sc. Psychologie, Doktorandin der  

Philosophie und freie Publizistin.

Mitglieder der AStA an der FU Berlin unterstellen der Polizei Rassismus und Gewaltbereitschaft.
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Keine Bühne für Roger Waters und  
seinen Judenhass

Der bekennende Israel-Hasser und Pink-Floyd-Mitbegründer Roger Waters darf nun doch nicht in Frankfurt auftreten. 
Nach lautstarkem Protest aus Politik und Gesellschaft sagte die Stadt Frankfurt und die hessische Landesregierung, 

beide Gesellschafter der Messe Frankfurt, das Konzert in der Festhalle ab. Roger Waters ist ein in der Wolle gefärbter no-
torischer Antisemit. Seit 2006 unterstützt er vehement die israel- und judenfeindliche BDS-Bewegung, hetzt gegen Israel 

und stellt sogar Künstler-Kollegen, die im jüdischen Staat auftreten, an den öffentlichen Pranger. (JR)
Von Julian M. Plutz

Die Menge tobt und jubelt, als das über-
große Warzenschwein in die Commerz-
bank-Arena, heute “Deutsche Bank Park” 
einfliegt. Denn die routinierten Fans von 
Roger Waters “The Wall"-Show wissen: 
Gleich dürfen sie das aufgeblasene Tier 
zerstören, auf dem allerhand Symbole 
angeheftet sind: Logos von Unterneh-
men wie Shell oder Mercedes. Aber auch 
faschistische und kommunistische Sym-
bole so wie Kreuze und Davidsterne, er-
blickt man auf dem tierischen Flugobjekt. 
Waters und seine Crew schießen in Mili-
täruniform auf das Schwein, bis es in sich 
zusammenfällt. 

Dass der künstlerische Wert dieser Ak-
tion in die sprichwörtliche Nussschale 
passt, ist das eine. Doch dass es im Jahr 
2013, fast 70 Jahre nach der Befreiung 
von Auschwitz-Birkenau in Deutschland 
möglich ist, erschreckt dann doch. Ein 
Land, das in seiner geschichtlichen Auf-
arbeitung die Vergangenheit in einem 
weltweit einmaligen Stolz nach vorne 
treibt, leistet sich immer wiederkehren-
de Fauxpas, wenn es um den modernen, 
aktuellen Judenhass geht. Ob eine Docu-
menta, die zwar künstlerisch überschau-
bare Werke präsentiert, die gleichzeitig 
aber vor Antisemitismus nur so triefen, 
als würde der Stürmer-Zeichner Philipp 
Ruprecht höchst persönlich den Bleistift 
geführt haben, oder bei Roger Waters.

Auf den Vorwurf der  
Judenfeindlichkeit reagiert Waters 
judenfeindlich
Und so wundert es kaum, dass das Land, 
das sich einen antisemitischen Antisemi-
tismusbeauftragten leistet, auch Konzerte 
wie die von Roger Waters duldet. Ma-
schinengewehrkugeln auf Davidsterne? 
Kein Problem für Roger Waters. Als ihn 
der stellvertretende Vorsitzende des Si-
mon-Wiesenthal-Center, Rabbi Abraham 
Cooper, als “bekennenden Antisemiten” 
bezeichnete, reagierte der Musiker ange-
fasst. Auf seiner Facebook-Seite betonte er, 
er fühle sich durch den Vorwurf des Anti-
semitismus persönlich beleidigt, und weist 
darauf hin, dass er in seiner Show außer 
dem Davidstern auch das Kreuz und den 
Halbmond verwendet. Sein Argument: die 
Symbolik des Davidsterns in „The Wall“ 
richte sich gegen die Politik des Staates 
Israel, eines Staates, „der Apartheid prak-
tiziert, sowohl innerhalb seiner eigenen 
Grenzen also auch in den Gebieten, die er 
seit 1967 besetzt und kolonisiert hat“.

Anders gesagt: Auf den Vorwurf, er sei 
ein Judenfeind, reagiert er judenfeindlich. 
Unter dem Deckmantel der Israelkritik 
kommen längst die perfidesten Antise-
mitismen hervor, die man sich vorstellen 
kann. Apartheid fand in Südafrika statt, 
nicht in Israel. In einem Land, indem rund 
20 Prozent der Staatsbürger Araber sind, 
gleiche Rechte genießen und sogar mit 
einer Partei in der Knesset vertreten sind 
von Apartheid, also die Segregation von 
Rassen, zu sprechen, ist im höchsten Maße 
unredlich. Es berührt zwei von drei Fak-
toren des “3D-Tests”. Dämonisierung und 
Doppelter Standard. 

Lieberbergs perfide Rechtfertigung 
Pikant hierbei: Die Agentur, die die-
ses Konzert organisierte, gehört dem 
Juden Marek Lieberberg. „Die Marek-
Lieberberg-Konzertagentur distanziert 
sich ausdrücklich von zweifelhaften, 
verunglimpfenden Metaphern, sieht je-
doch keine Möglichkeit, in das Recht auf 
künstlerische Freiheit einzugreifen,” teil-
te das Unternehmen der Stuttgarter-Zei-
tung kurz nach dem Konzert mit. Keine 
Möglichkeit? Wohl eher kein Willen. Der 
Sohn von Holocaustüberlebenden legt 
eine erstaunliche moralische Flexibilität 
an den Tag. Es sollte nicht das letzte Mal 
gewesen sein.

So kritisierte Lieberberg im Jahr 2018 
die Absage eines Konzertes des Musikers 
Roger Waters im Juni 2018 durch den 
öffentlich-rechtlichen Rundfunk, nach-
dem bekannt geworden war, dass er die 
judenfeindliche Boycott, Divestment and 
Sanctions Bewegung unterstützt. Lieber-
bergs Forderung damals klang zunächst 
einleuchtend. Im Rolling Stone Magazin 
meinte er zwar, Waters Aussagen seien 
bedenklich. Dennoch forderte er eine 
Trennung von künstlerischer Arbeit und 
privater Meinung. Wer will da schon wi-
dersprechen? 

Liebermanns Strategie ist perfide. So 
versucht er, Waters, einer der Kampa-
gnenführer judenfeindlicher Boykot-
taufrufe zu einem unschuldigen Opfer 
umzudeuten. Das tut er, indem er in den 
Raum stellt, es handelt sich um Can-
cel Culture. Doch das ist nicht der Fall. 
Wenn der Opernstar Anna Jurjewna Ne-
trebko nicht auftreten darf, weil sie Rus-
sin ist, so ist das ein himmelschreiender 
Skandal von Cancel Culture. Doch wenn 
ein Künstler auf der Bühne eine juden-
feindliche Performance darbietet, dann 
geht es eben nicht um die Trennung von 
künstlerischer Arbeit und privater Mei-

nung. In dem Fall ist die Kunst schlicht 
judenfeindlich. Oder würde Lieberberg 
auch den Antisemitismus bei der letzten 
Documenta verteidigen? 

„Roger Waters ist in Hessen nicht 
willkommen“
Doch wer den Musikagenten kennt, der 
weiß, dass seine Haltung Programm 
hat. Immer wieder wurde Lieberberg für 
seine Unterstützung für Xavier Naidoo 
kritisiert. So initiierte er im Jahr 2015 in 
der FAZ eine krude Solidaritätsanzeige, 
nachdem der Mannheimer Sänger an der 
Teilnahme des Eurovision Song Contest 
im darauffolgenden Jahr ausgeschlossen 
wurde. So sei Naidoo mitnichten ein 
Antisemit, dafür warf er den Kritikern 
“Heuchelei”, “blinden Hass” und “Hetze” 
vor. Opfer-Täter-Umkehr vom Feinsten. 
Lieberberg stilisiert sich als Kronzeuge 
für Judenhasser. Mazel tov! 

Zehn Jahre später wollte Waters wieder 
in Frankfurt auftreten. Dieses Mal in der 
Festhalle auf dem Messegelände. Doch 
immerhin regte sich aus der Politik be-
reits Monate zuvor Widerstand gegen das 
Konzert und das mit Erfolg: Die Stadt 
Frankfurt und die hessische Landesre-
gierung, beide Gesellschafter der Messer 
Frankfurt, sagten das Konzert ab. Auch 
der Unions Kandidat für das Amt des 
Oberbürgermeisters in der Mainmetro-
pole positioniert sich klar: “Roger Waters 
ist mit seinem antisemitischen Weltbild 
in Hessen nicht willkommen." Er ist ein 
schlimmes Beispiel für aggressiven, isra-
elbezogenen Antisemitismus.

Nick Cave als löbliche Ausnahme 
im Musikbetrieb
Auch in München regt sich Widerstand. 
Am 21. Mai soll der Waters in der Olym-
piahalle auftreten. Heftigen Gegenwind 
bekam der Pink-Floyd-Mitbegründer 

von seinem ehemaligen Bandkollegen 
David Gilmour und seiner Partnerin. So 
schrieb sie auf Twitter unmissverständ-
lich: “Leider bist du antisemitisch bis ins 
Mark. So sei Waters ein Putin-Apologet 
und ein  "lügender, diebischer, heuchle-
rischer, steuervermeidender, Playback 
singender, frauenfeindlicher, neidzerfres-
sener Größenwahnsinniger". Gilmour 
teilte den Post und schrieb: "Jedes Wort 
ist nachweislich wahr." 

Und so scheint es, dass der Druck auch 
aus der Musikszene auf Waters steigt. Ei-
ner der prominentesten Kritiker ist der 
Australier Nick Cave.  „Wenn man in 
Israel spielt, erlebt man eine Art öffentli-
che Demütigung von Roger Waters und 
Co. Und niemand möchte öffentlich be-
schämt werden“, sagte der Künstler, wie 
Israelnetz berichtete. 

„Deswegen ist es einfacher, Israel zu 
vergessen. "Ich denke, zu meiner Schan-
de habe ich das für vielleicht 20 Jahre 
gemacht.“ Israel habe für Konzerte ange-
fragt, doch Cave habe abgelehnt.

Im Jahr 2014 erhielt er einen Brief von 
dem englischen Musiker und BDS-Unter-
stützer Brian Eno. Dieser bat Cave, eine 
Liste „Künstler für Palästina“ zu unter-
schreiben, den auch Waters unterzeich-
nete. Dies lehnte der Australier ab, spielte 
aber gleichzeitig weiterhin nicht in Israel. 
„Das fühlte sich für mich feige an.“ So ent-
schied er sich nach längerem Abwägen für 
Auftritte in Tel Aviv. „Letztendlich gibt es 
zwei Gründe, warum ich hier bin“, erklärte 
er weiter „Einer ist, dass ich Israel und die 
Israelis liebe. Der andere ist, einen grund-
legenden Standpunkt zu beziehen gegen 
jeden, der versucht, Musiker zu zensieren 
und mundtot zu machen. Also kann man 
in gewisser Weise sagen, BDS hat mich 
dazu gebracht, in Israel zu spielen.“ 

Eine Größe, von der Waters, aber auch 
Lieberberg weit entfernt sind. 

Roger Waters im September 2022 in Los Angeles
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Es kostet 10.000 Dollar, einen 6-Jährigen zu 
töten – und die Terroristen haben das Geld

Die Regierung Trump stellte 2019 die finanzielle Hilfe für die PLO ab, und der Kongress verabschiedete den „Taylor 
Force Act“, der die Finanzierung von ‚Pay-to-Slay‘ (Geld für Mord) verbietet. Die Zahlen der Terroranschläge gingen 

in den Folgejahren signifikant zurück. Die Biden-Administration hob den Act allerdings auf und zahlt wieder für 
Mord. So zahlte sie bereits 1 Milliarde Dollar an die PLO. Diese Hilfe hat einen sehr hohen Preis: die Zahl der 

 israelischen Todesopfer stieg seither um 900 %. (JR)
Von Daniel Greenfield / JNS.org

Als US-Außenminister Antony Blin-
ken letzten Monat mit PLO-Führer 
Mahmoud Abbas zusammentraf, 
prahlte er mit der Hilfe von über einer 
Milliarde Dollar, die die Regierung Bi-
den für die Terrorgebiete vorgesehen 
hatte.

Diese Hilfe hat einen sehr hohen 
Preis.

Im Februar 2019 wurde die vollstän-
dige Einstellung der Hilfe für die „Pa-
lästinenser“ durch Präsident Trump 
offiziell. In diesem Jahr wurden 10 
Israelis oder Menschen in israelisch 
kontrollierten Gebieten bei Messerste-
chereien, Schießereien, Raketen- und 
anderen Angriffen getötet, gegenüber 
12 im Vorjahr, 15 im Jahr 2017 und 16 
im Jahr 2016.

Im Jahr 2020 hingegen wurden nur 
drei Israelis getötet.

Diese Zahlen spiegeln die gesunkene 
Kapazität der islamistischen Terroris-
ten wider. Der Rückgang der Zahlen 
war nicht auf die Pandemie zurück-
zuführen. Zwar gab es auch in diesem 
Jahr Anschläge, darunter Brandan-
schläge, Raketenabschüsse und Mes-
serstechereien, doch waren die Erfolgs-
quote und die Zahl der Todesopfer bei 
diesen Anschlägen geringer.

Im Jahr 2021 drehten sich die Zahlen 
erneut dramatisch.

Im April 2021 stellte die Regierung 
Biden die Hilfe für die PLO wieder 
her. Die Zahl der terroristischen Vor-
fälle, d. h. der Anschlagsversuche, stieg 
sprunghaft an: von 91 im Februar und 
89 im März auf 130 im April.

Im Mai kam es erneut zu schweren 
Kämpfen, bei denen 13 Israelis, darun-
ter zwei Kinder, getötet wurden.

Am Ende des Jahres waren 17 Men-
schen in israelischen Gebieten getötet 
worden. Der Anstieg der Zahl der To-
desopfer um über 400 % war nur der 
Anfang. Im Jahr 2022 wurden 31 Is-
raelis oder Menschen in israelischen 
Gebieten getötet, im Jahr 2020 waren 
es nur drei, was einen massiven An-
stieg der Opferzahlen um 900 % seit 
der Wiederaufnahme der Auslandshil-
fe für die Terroristen bedeutet. Das war 
die höchste Zahl an Toten seit 2015 un-
ter Obama.

Doch im Januar und in der ersten Fe-
bruarhälfte wurden bereits 10 Israelis 
getötet, darunter ein 6-jähriger Junge 
und sein 8-jähriger Bruder.

Im letzten Monat wurden dreimal 
so viele getötet wie im gesamten Jahr 
2020. Das ist ein Anstieg von 233 % im 
Vergleich zu 2020 in nur einem Bruch-
teil eines Jahres, aber auch eine deut-
liche Eskalation von Monat zu Monat 
im Vergleich zu 2022, wo es im Januar 
und Februar überhaupt keine Anschlä-
ge gab. Im Jahr 2023 sind bereits mehr 
Menschen durch Terroristen getötet 
worden als im gesamten März 2022.

Was für einen Unterschied eine Mil-
liarde Dollar macht

Während die Medien versucht ha-

ben, den Terrorismus als Angriffe „ein-
samer Wölfe“ darzustellen, handelt es 
sich dabei um die Art von Massenge-
walt, die von der Al-Qaida und dem Is-
lamischen Staat mitentwickelt wurde. 
Die Variante der PLO ist jedoch durch 
ihr „Pay-to-Slay“ („Bezahlen für’s Tö-
ten“) -Programm einzigartig, das Ter-
roristen unabhängig von ihrer forma-
len Zugehörigkeit mit Gehältern und 
Zahlungen für ihre Familien belohnt.

Die Bezahlung der Terroristen rich-

tet sich nach der Länge ihrer Haft-
strafe. Das bedeutet, dass erfolgreiche 
Mörder 2.000 bis 3.000 Dollar im 
Monat verdienen können, und das in 
einem Teil der Welt, in dem der Durch-
schnittslohn bei etwa 700 Dollar pro 
Monat liegt. Es ist fünfmal profitabler, 
ein Terrorist zu sein als ein Lehrer.

Die „Palästinensische“ Autonomiebe-
hörde ruft zum Mord an Juden auf, beju-
belt ihn und belohnt ihn anschließend.

Muhammad al-Lahham vom Revo-
lutionsrat der Fatah, der politischen Be-
wegung, die hinter den Terroristen der 
„Palästinensischen“ Autonomiebehörde 
steht, wurde auf einem Video dabei er-
wischt, wie er das „patriotische Gewis-
sen“ eines Terroristen lobte, der im Jahr 
2022 einen Rabbi getötet hatte, der mit 
seinem zweijährigen Sohn spazieren 
ging.

Die Regierung Trump stellte die Hilfe 
für die PLO ab, und der Kongress ver-
abschiedete den Taylor Force Act, der 
die Finanzierung von ‚Pay-to-Slay‘ ver-
bietet.

Die PLO-Führung weigerte sich je-

doch stets, die Finanzierung des Terro-
rismus einzustellen.

„Wir werden die Zuwendungen an 
die Familien der Märtyrer, Gefange-
nen und freigelassenen Gefangenen 
weder kürzen noch stoppen, wie es ei-
nige wollen, und wenn wir nur einen 
einzigen Penny übrig hätten, würden 
wir ihn an die Familien der Märtyrer 
und Gefangenen auszahlen“, hatte Ab-
bas geprahlt. Mit „Märtyrern“ meinte 
er jene islamischen Terroristen, die bei 

Terroranschlägen getötet wurden.
Trotzdem stellte die Regierung Bi-

den die Hilfe wieder her und baute die 
diplomatischen Beziehungen wieder 
auf. Biden und Blinken haben sich mit 
Abbas getroffen. Und während sie Is-
rael in allen Bereichen angegriffen ha-
ben, von der Erlaubnis für Juden, auf 
dem Tempelberg zu beten (weil jüdi-
sche Gebete die muslimischen Gefühle 
verletzen) bis hin zu einer demokrati-
schen Justizreform, die die einseitigen 
Befugnisse pro-terroristischer Richter 
einschränkt, haben Biden und Blinken 
den Terroristen nichts über das Pro-
gramm gesagt, das den Mord an Juden 
finanziert.

Taylor Force Act aufgehoben
America First Legal unter Stephen Mil-
ler reichte im Namen der Eltern von 
Taylor Force, einem in Jerusalem er-
mordeten nichtjüdischen Afghanistan-
Kriegsveteranen, Klage gegen die Re-
gierung Biden ein.

„Die Regierung Biden weiß sehr 
wohl, dass die PA palästinensische 

Terroristen dafür bezahlt, unschuldi-
ge Amerikaner und Israelis in Israel 
zu verletzen oder zu töten. Dennoch 
haben Präsident Biden und Außenmi-
nister Blinken in eklatanter Verletzung 
des Taylor Force Act, eines Bundesge-
setzes, das es der Regierung verbietet, 
amerikanische Steuergelder an die Pa-
lästinensische Autonomiebehörde zu 
zahlen, bis diese die Unterstützung des 
Terrorismus einstellt, die Zahlungen 
an die Palästinensische Autonomiebe-
hörde wieder aufgenommen, nachdem 
die Regierung Trump diese Zahlungen 
in Übereinstimmung mit dem Taylor 
Force Act eingestellt hatte“, erklärte 
America First Legal.

„Der Taylor Force Act, der nach un-
serem Sohn benannt ist, wurde vom 
Kongress verabschiedet und von Präsi-
dent Trump unterzeichnet, um dieses 
‚Pay to Slay‘ zu stoppen. Dennoch hat 
die Regierung Biden die Zahlungen an 
die PA ungeachtet ihres ‚Pay to Slay‘-
Programms wieder aufgenommen“, 
sagte Stuart Force, Taylors Vater.

Die Entscheidung der Regierung 
Biden, die PA zu finanzieren, hat Kon-
sequenzen über Israel hinaus. Der is-
lamische Terrorismus ist eine globale 
Bedrohung und hat im Ausland zuver-
lässig Amerikaner getötet.

„Robbi und ich fordern Präsident 
Biden auf, keine realen Steuergelder 
mehr an die PA zu schicken, mit denen 
der Terrorismus finanziert wird“, ap-
pellierte Stuart Force.

Und die jüngste Welle der Gewalt 
zeigt, wie „real“ dieses Geld ist.

Der massive Anstieg der erfolgrei-
chen Terroranschläge ist kein Zufall. 
Die Zahlen werden noch aussagekräf-
tiger, wenn man zwischen so genann-
ten „einsamen Wölfen“, die am unmit-
telbarsten von ‚Pay-to-Slay‘ betroffen 

Israelische Polizisten tragen den Sarg ihres Kollegen Asil Suaed, der bei einem Messerangriff eines arabischen Jungen in Ostjerusalem getötet wurde.
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                �Es ist fünfmal profitabler, ein Terrorist  
zu sein als ein Lehrer.
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sind, und Raketenangriffen anderer 
terroristischer Gruppen unterschei-
det. Im Jahr 2018 wurden vierzehn 
Menschen bei direkten Terroranschlä-
gen getötet. Diese Zahl sank auf fünf 
im Jahr 2019, dem Jahr, in dem Trump 
die Hilfe für die PLO einstellte. Bis 
2020 sank sie auf drei, 2021, dem 
Jahr, in dem Biden die Hilfe wieder-
herstellte, stieg sie auf vier und schoss 
dann 2022 auf 32 hoch, was den „slow 
burn“-Effekt widerspiegelt, wenn reale 
Hilfsgelder weggenommen und dann 
innerhalb einer Regierungsbürokratie 
wiederhergestellt werden, selbst wenn 
diese von und für Terroristen geführt 
wird.

Während die Regierung Biden wei-
terhin Geld in die terroristischen Or-
ganisationen pumpt, die Teile Israels 
besetzen, nimmt die Gewalt drastisch 
zu. Das Jahr 2023 ist bereits auf dem 
besten Weg, das Jahr 2022 zu über-
treffen, das die schlimmsten Zahlen 
seit 2015 aufwies. Das Ausmaß des 

islamischen Terrorismus kehrt auf das 
Niveau der Obama-Regierung zurück, 
und das bedeutet, dass wir mit einer 
noch höheren Zahl von Toten in Israel 
rechnen können.

Die Pipeline des Terrors
Die milliardenschwere Hilfe ist ein 
Faktor, aber ein noch größerer Faktor 
ist, dass die Regierung Biden, wie ihre 
demokratische Vorgängerin, keinen 
Hehl aus ihrer Unterstützung für die 
„Palästinensische“ Autonomiebehörde 
gemacht hat. Und die Regierung Biden 
ist mit ihrer diplomatischen Unterstüt-
zung für das PLO-Regime und ihrem 
Druck auf Israel noch weiter gegangen. 
Die jüngsten Morde sind das Werk ei-
ner Terrorgruppe, die weiß, dass Wa-
shington, D.C., ihr den Rücken freihält 
und eingreifen wird, um sie vor Israel zu 
schützen.

Die Entscheidung der Regierung Bi-
den, Hady Amr, einen offenen Befür-
worter des islamischen Terrorismus 

und Gegner des jüdischen Staates, der 
von der Intifada „inspiriert“ wurde, zu 
ihrem wichtigsten Verbindungsmann 
zur PLO zu ernennen, hat Folgen, und 
die Toten in Jerusalem gehören zu den 
offensichtlichsten.

Der islamische Terrorismus lebt von 
Geld und ausländischer Unterstützung. 
Die Regierung Biden hat beides bereit-
gestellt. Die „Palästinensische“ Autono-
miebehörde gibt jedes Jahr Hunderte 
von Millionen Dollar für ‚Pay-to-Slay‘ 
aus.

Die Pipeline des Terrors mag mit ei-
nem sechsjährigen Jungen enden, der tot 
auf einer Straße in Jerusalem liegt, doch 
sie beginnt mit Geld aus Washington, 
D.C. Die Anschläge vom 11. September 
kosteten Al Qaeda etwa eine halbe Mil-
lion Dollar. Die Kosten für die PLO für 
die Tötung dieses kleinen Jungen, seines 
Bruders und eines frisch verheirateten 
Mannes, der den Sabbat mit der Familie 
seiner Frau verbringen wollte, belaufen 
sich wahrscheinlich auf etwa 30.000 

Dollar pro Jahr. Oder 10.000 Dollar pro 
totem Juden. Das ist nur ein Bruchteil 
der Millionen von Dollar an ausländi-
scher Hilfe, mit denen Hunderte und 
Tausende weiterer Morde an Juden fi-
nanziert werden können.

10.000 Dollar für den Mord an einem 
sechsjährigen Jungen, weitere 10.000 
Dollar für den Mord an seinem 8-jäh-
rigen Bruder. Dank der Finanziers von 
Judenmorden in der Regierung Biden 
haben die Terroristen das Geld.

Und wir sind diejenigen, die es bereit-
stellen.

Daniel Greenfield, ein Shillman Jour-
nalism Fellow am Freedom Center, ist 
ein investigativer Journalist und Autor, 
der sich auf die radikale Linke und den 
islamischen Terrorismus konzentriert.

Dies ist eine überarbeitete Version 
eines Artikels, der zuerst im FrontPage 
Magazine veröffentlicht wurde.

Aus dem Englischen von  
Daniel Heiniger

Südafrikaner entlarven den faktenwidrigen 
Vorwurf einer „israelischen Apartheid“ als Lüge

Die antiisraelischen Propagandisten stoßen mit ihrem Vorwurf, Israel sei ein Apartheidstaat, auf den starken Wider-
stand ausgerechnet südafrikanischer Menschenrechtsaktivisten, die sowohl Israel als auch die Apartheid genau aus 

erster Hand kennen und sich daher in bestem Wissen aktiv gegen die Verleumdung des jüdischen Staates wehren. (JR)
Von Paul Schneider / JNS.org

Heutzutage wird Israel immer häufiger 
als „Apartheidstaat“ bezeichnet. Für 
die einen ist es eine gesellschaftsfähi-
ge Art, antisemitische Impulse zu ka-
nalisieren. Für andere ist es eine Form 
der Tugendbekundung. Und natürlich 
gibt es die Antizionisten bei Organisa-
tionen wie Amnesty International und 
Human Rights Watch.
Was sagen also die Südafrikaner dazu?
Nun, auf der einen Seite stehen Schrift-
steller wie Ronnie Kasrils, ein ehema-
liger südafrikanischer Kabinettsminis-
ter, der BDS unterstützt, die israelische 
Führung beschuldigt hat, sich „wie 
Nazis“ zu verhalten, israelische Flugha-
fenbeschränkungen mit Gestapo-Tak-
tiken verglichen hat, Beziehungen zur 
Hamas unterhielt und behauptet, die 
Bedingungen in Israel seien schlimmer 
als die südafrikanische Apartheid.
Und dann ist da noch John Dugard, ein 
südafrikanischer Anwalt und Schrift-
steller, der als Sonderberichterstatter 
der Menschenrechtskommission der 
Vereinten Nationen tätig war. Er ist 
anspruchsvoller als Kasrils, aber sei-
ne Botschaft ist dieselbe: Israelis sind 
Unterdrücker ohne Rechte, „Palästi-
nenser“ sind Opfer ohne Pflichten und 
Terrorismus existiert nicht. In der Tat 
hat Dugard den „palästinensischen“ 
Einsatz von Selbstmordattentätern und 
Raketen als „Handlungen im Rahmen 
eines nationalen Befreiungskrieges 
gegen Kolonialismus, Apartheid oder 
militärische Besatzung“ verteidigt. In 
einem Interview sagte er: „Ich zögere 
nicht, zu sagen, dass die Verbrechen Is-
raels unendlich viel schlimmer sind als 
die des südafrikanischen Apartheid-
Regimes.“

Pro-israelische Südafrikaner
Propagandisten wie Kasrils und Du-
gard haben einen großen Einfluss. 
Aber sie sehen sich auch starkem Wi-
derstand einer anderen Gruppe süd-
afrikanischer Schriftsteller gegenüber 
– Menschenrechtsaktivisten, die Israel 

genau kennen, die die Apartheid aus 
erster Hand kennen und sich aktiv ge-
gen Versuche wehren, den jüdischen 
Staat zu verleumden. Zu ihnen gehört 
vor allem der Schriftsteller Benjamin 
Pogrund. Der 1933 geborene Autor 
arbeitete mehr als 25 Jahre lang als 
Journalist bei der Rand Daily Mail in 
Johannesburg und berichtete über die 
Missstände der Apartheid. Dafür wur-
de er von der südafrikanischen Regie-
rung ins Gefängnis gesteckt, sein Rei-
sepass für fünf Jahre eingezogen und er 
zum Staatsfeind erklärt. Nachdem die 
Rand Daily Mail 1985 auf Druck der 
Regierung geschlossen wurde, konn-
te Pogrund aufgrund seines liberalen 
Rufs keinen Job finden. So zog er nach 
London und arbeitete zehn Jahre lang 
als Schriftsteller und Redakteur, bevor 

er 1997 Alija machte. Später erschien 
sein Buch „Drawing Fire: Investiga-
ting the Accusations of Apartheid in 
Israel“ („Feuer auf sich ziehen: Un-
tersuchung der Vorwürfe von Apart-
heid in Israel“). Er zögert nicht, Israel 
zu kritisieren, aber er bestreitet, dass 
es ein Apartheidstaat ist. In einem 
Punkt-für-Punkt-Vergleich zeigt Po-
grund, dass es in Bezug auf Wahlrecht, 
Demokratie, Grundfreiheiten, Ehe, 
Gesundheitsfürsorge, Sozialfürsorge, 
Recht auf Arbeit, Schulen, Staatsbür-
gerschaft, öffentliche Einrichtungen, 
Rechtssystem und andere Faktoren 
keine nennenswerte Ähnlichkeit zwi-
schen Israel innerhalb der Grünen Li-
nie und dem Apartheidstaat Südafrika 
gibt.

Pogrund sieht auch keine Apart-
heid im Westjordanland. Das Wesen 
der Apartheid sei eine absichtliche 
Diskriminierung auf der Grundlage 
einer rassistischen Ideologie. „Das ist 
im Westjordanland nicht der Fall. Es 
gibt kein ideologisches Ziel, die Paläs-
tinenser zu diskriminieren“. Bei dem 
Streit geht es um Land. Es geht nicht 
um Rasse. „Wie kann das sein? Die 
Palästinenser sind Verwandte der Pa-
lästinenser, die in Israel leben und isra-
elische Staatsbürger mit den Rechten 

von Staatsbürgern sind. Sie sind von 
der gleichen Abstammung.“ Außer-
dem gelten für „Palästinenser“ aus dem 
Westjordanland, die legal in Israel ar-
beiten, „die gleichen Arbeitsgesetze wie 
für Israelis“. Und „Palästinenser“, die 
in den Industriezonen der Siedlungen 
im Westjordanland arbeiten, erhalten 
„die im israelischen Recht vorgesehe-
nen Gehälter und Leistungen“. Daher, 
so Pogrund, seien die Bedingungen im 
Westjordanland „nicht vergleichbar 
mit dem minutiös organisierten und 
institutionalisierten Rassismus der 
südafrikanischen Apartheid.“

Trivialisierung der Ungerechtigkeit
In ähnlicher Weise hat Rabbi Dr. War-
ren Goldstein, Oberrabbiner von Süd-
afrika, geschrieben, dass der Apart-

heid-Vorwurf „ein grotesk verzerrtes 
Bild sowohl der südafrikanischen Ge-
schichte als auch der gegenwärtigen 
Realität in Israel zeichnet“. Ziel dieser 
Verleumdung sei es, „Israel zu delegiti-
mieren, es fälschlicherweise als einen 
Staat darzustellen, der auf der Kardi-
nalsünde des Rassismus beruht, und 
ihm damit das moralische Existenz-
recht abzusprechen“. Außerdem sagt 
er: „Es gibt keine größere Schändung 
des Gedenkens an die Opfer der Apart-
heid, als das Wort aus dem südafrika-
nischen Boden zu reißen, es von seiner 
ursprünglichen Bedeutung zu lösen 
und es als Waffe für eine andere Form 
der Bigotterie einzusetzen.“

Die schwarze südafrikanische An-
wältin und Aktivistin Olga Meshoe 
Washington schreibt zu diesem The-
ma der Zweckentfremdung: „Israel 
als Apartheidstaat zu bezeichnen, 
trivialisiert die Demütigung und die 
Ungerechtigkeiten, die schwarze Süd-
afrikaner ertragen mussten, die die 
Apartheid erlebt haben und die zu-
sammen mit ihren Kindern und En-
kelkindern immer noch die Narben 
ihres Erbes tragen. Hätten die schwar-
zen Südafrikaner die gleichen Rechte 
wie die israelischen Araber, wäre die 
südafrikanische Befreiungsbewegung 
nicht nötig gewesen“. Sie fährt fort: 
„Es ist daher moralisch verwerflich, 
wenn eine Person, eine Organisation 
oder eine Regierung die Apartheidge-
schichte Südafrikas fälschlicherweise 
auf Israel überträgt.“

Leider gewinnt die Apartheid-Ver-
leumdung weiter an Fahrt. Hoffen wir 
also, dass diese südafrikanischen Un-
terstützer Israels die Aufmerksamkeit 
bekommen, die sie verdienen.

Paul Schneider ist Rechtsanwalt, Au-
tor und Mitglied des Verwaltungsrats 
des American Jewish International Re-
lations Institute (AJIRI), einer Toch-
tergesellschaft von B’nai B’rith Interna-
tional.

Aus dem Englischen von  
Daniel Heiniger

„Badebereich nur für Angehörige der weißen Rasse“ 
– dreisprachiges Schild (englisch, Afrikaans, isiZulu) 
am Strand der Großstadt Durban, 1989.
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Oberster Gerichtshof in Israel: Ein nicht gewählter 

Richter-Klüngel übt Macht über ein ganzes Volk auss
In Israel kann selbst die Verfassung als verfassungswidrig angesehen werden, wenn linksideologisierte Richter dies so 
wollen. Dabei werden diese Richter nur von den Führern der privaten Anwaltskammern und den bereits amtierenden 
Richtern ausgewählt, nicht etwa vom Volk. Israel hat, neben Großbritannien und Neuseeland, keine geschriebene Ver-
fassung. Der Oberste Gerichtshof ist somit keiner verschriftlichten Vorlage verpflichtet. Umso wichtiger ist es deshalb, 
dass die Gesetze von einem demokratisch-legitimierten Gremium erlassen werden: dem Parlament. Die Justizreform 

ist für die Demokratie in Israel trotz wutschnaubender Berichtserstattungen unserer linksideologisierten Medien essen-
tiell und deshalb unausweichlich. (JR)

Von Jerome M. Marcus / JNS.org

In der Zeitschrift Tablet vom 22. Feb-
ruar behauptet ein israelischer Kenner 
des amerikanischen politischen Sys-
tems, dass die vorgeschlagenen Justiz-
reformen in Israel die amerikanischen 
Konservativen beunruhigen sollten. 
Und warum? Weil sie, so Professor 
Yoav Fromer, in Wirklichkeit nur eine 
Wiederholung von FDRs Plan zur Zu-
sammenlegung von Gerichten sind.

Fromer, der das Center for the Study 
of the United States an der Universität 
Tel Aviv leitet, ist ein ausgewiesener 
Kenner des amerikanischen politi-
schen Denkens und der Geschichte und 
beruft sich auf Alexis de Tocqueville 
und die Federalist Papers, in denen er 
die Vorzüge der richterlichen Kontrolle 
und der richterlichen Unabhängigkeit 
hervorhebt. Die Behauptung lautet, 
dass die Reformen den Obersten Ge-
richtshof Israels dazu bringen werden, 
sich dem Diktat einer tyrannischen 
Mehrheit zu beugen.

Das Argument ist falsch, aber auf-
schlussreich. Es ist falsch, weil es so-
wohl den vorliegenden Vorschlag als 
auch die entscheidenden Unterschiede 
zwischen dem israelischen System und 
dem der Vereinigten Staaten ignoriert. 
Aber Fromers Artikel verrät zufällig 
auch viel darüber, wessen Interessen 
wirklich auf dem Spiel stehen.

Unterschiede zwischen Israel und 
den USA
Beginnen wir mit den Fakten - die in 
Fromers Artikel ignoriert werden und 
die seine Vergleiche zwischen Israel 
und Amerika unbrauchbar machen. 
Zum einen bestand der Vorschlag von 
Roosevelt zur Zusammenlegung von 
Gerichten darin, dem Obersten Ge-
richtshof Sitze hinzuzufügen, die Roo-
sevelt sofort besetzen würde, wodurch 
die politische Zusammensetzung des 
Gerichts auf einen Schlag verändert 
würde.

Die aktuelle Justizreform sieht nichts 
dergleichen vor. Sie schlägt vor, dem 
Gericht keine neuen Sitze hinzuzu-
fügen. Sie würde es dem israelischen 
Premierminister Benjamin Netanjahu 
also nicht ermöglichen, dem Gericht 
auch nur einen einzigen Richter hinzu-
zufügen.

Eine weitere Tatsache, die Fromer 
übersieht, ist, dass der Vorschlag den 
privaten Anwälten und amtierenden 
Richtern die Kontrolle über die Er-
nennungen entzieht und mehr davon 
- nicht alles, aber mehr - demokratisch 
gewählten Beamten überlässt. Können 
Sie sich vorstellen, wie die Vereinigten 
Staaten aussehen würden, wenn die 
führenden Vertreter der amerikani-
schen Anwaltschaft, z. B. die Chefs der 
Anwaltskanzleien der Wall Street, zwei 
von neun Stimmen bei der Ernennung 
von Richtern am Obersten Gerichtshof 
hätten? Oder wenn drei weitere dieser 

Stimmen aus dem Gericht selbst kä-
men? Die Beendigung eines solchen 
undemokratischen Systems ist kaum 
der erste Schritt auf dem Weg zur Leib-
eigenschaft.

Aber die wichtigste Tatsache, die 
Fromer in seinem Loblied auf die rich-
terliche Kontrolle in den USA igno-
riert, ist, dass wir in Amerika eine ge-
schriebene Verfassung haben. Dieses 
Dokument schränkt die Richter ein 
und erlaubt ihnen, den Willen des Kon-
gresses und des Präsidenten nur dann 
zu missachten, wenn die Gesetze, die 
diesen Willen zum Ausdruck bringen, 
selbst illegal sind, weil sie gegen ein an-
deres, höheres, schriftliches, demokra-
tisch verabschiedetes Gesetz verstoßen 
- die Verfassung der Vereinigten Staa-
ten selbst.

Umfangreiche Befugnisse
Israel hat keine geschriebene Verfas-
sung. Stattdessen ist sein Oberster Ge-
richtshof ein Gesetz für sich selbst. Er 
kippt, was immer er will, wann immer 
er will, wenn er der Meinung ist, dass 
die von den Wählern gewählte Regie-
rung etwas getan hat, was eine Mehr-
heit der Richter für "unvernünftig" hält. 
Während Fromer sich um Israels "fra-
giles" Grundgesetz sorgt, das einer Ver-
fassung am nächsten kommt, ignoriert 
er die Tatsache, dass eines der Dinge, 
die diese Gesetze so fragil machen, da-
rin besteht, dass der Oberste Gerichts-
hof sich selbst die Befugnis eingeräumt 
hat, solche Gesetze zu kippen. In Israel 
kann die Verfassung verfassungswidrig 
sein, wenn die Richter dies sagen, weil 
sie sie für unangemessen halten. Und 
die Richter, die das tun, sind diejeni-
gen, die von den Führern der privaten 
Anwaltskammern und den amtieren-
den Richtern ausgewählt werden, die 

natürlich die Leute zu Nachfolgern 
wählen, mit denen sie einverstanden 
sind.

Das alles ergibt keinen Sinn, und 
wenn man einmal verstanden hat, dass 
dies das System ist, das reformiert wer-
den soll, kann kein ernsthafter Mensch 
mehr leugnen, dass eine Reform not-
wendig ist. Deshalb unterstützen sowohl 
Israels Staatspräsident Isaac Herzog, der 
ehemalige Vorsitzende der Arbeitspar-
tei, als auch Natan Sharansky, der sich 
mit echtem Faschismus bestens aus-
kennt, die Reform. Beide wollen, dass 
die zerstrittenen politischen Parteien 
Israels über einen Kompromissentwurf 
verhandeln, der diese Probleme löst und 
von einer breiten Mehrheit getragen 
werden kann. Die Führer der Likud-
Partei, die auf eine Reform drängen, wie 
Simcha Rothman, versuchen seit Wo-
chen, solche Verhandlungen zu führen. 
Aber Yair Lapid ist in den Straßen von 
Tel Aviv unterwegs, verteilt israelische 
Flaggen, die von amerikanischen Libe-
ralen über den New Israel Fund bezahlt 
wurden, lehnt Verhandlungen ab, wenn 
die Regierung nicht zuerst aufhört zu 
regieren, und ruft zur gewaltsamen Re-
volution auf.

Linke fürchten Machtverlust
Trotz der entscheidenden Fakten, die 
er ignoriert, ist Fromers Tablet-Artikel 
aufschlussreich, weil er die Interessen 
beschreibt, die er durch die Reform, die 
er ablehnt, bedroht sieht. Die Rechte 
von Minderheiten stehen auf dem Spiel, 
behauptet er. Wer sind Minderheiten? 
Hilfreich ist, dass er die nennt, um die er 
sich sorgt: "Palästinenser, arabische Is-
raelis, Frauen, LGBTQ-Menschen und 
sogar säkulare Israelis".

Dies sind, wie man bemerken könnte, 
die Menschen, die links wählen - außer 

natürlich die „Palästinenser“. Sie sind 
keine israelischen Staatsbürger oder 
Einwohner des israelischen Staatsge-
biets. Aber sie sind eine Gruppe, die von 
den Linken bevorzugt wird. (Das ist 
übrigens der Grund, warum die Linke 
nicht mehr an der Macht ist - weil eine 
klare Mehrheit der israelischen Wähler 
schon vor langer Zeit erkannt hat, dass 
ihre Regierung sich nicht für die Inte-
ressen von Menschen einsetzen kann, 
deren Führung sich allgemein der Zer-
störung des jüdischen Staates verschrie-
ben hat).

Doch dies sind die Wählergruppen - 
und die einzigen Wählergruppen - de-
ren Interessen von der säkularen Elite 
vertreten werden, die vor Jahrzehnten 
durch die selbsternannte "Revolution" 
des Obersten Richters Aharon Barak 
die Kontrolle über die israelische Regie-
rung übernommen hat. Es war Barak, 
der die Idee erfand, dass ein Gericht Ge-
setze aufheben kann, die "unvernünftig" 
sind, und der sich selbst und seine Rich-
terkollegen zur letzten Instanz dafür er-
nannte, was "vernünftig" bedeutet.

Und doch. In Israel sind die Hare-
dim eine Minderheit. Religiöse Zi-
onisten sind eine Minderheit. Die 
Israelis, die in der Nähe von arabisch-
„palästinensischen“ Gemeinden leben, 
die Terroristen Unterschlupf gewähren 
- wie die Gruppe von Mördern, die sich 
selbst "Höhle des Löwen" nennen und in 
den letzten Monaten im ganzen Land Ju-
den ermordet haben - sind ebenfalls eine 
Minderheit. Professor Fromer macht 
sich keine Sorgen um sie, ebenso wenig 
wie Aharon Barak, seine Kollegen oder 
die Leute, die sie zu ihren Nachfolgern 
in der Ausübung der großen Macht, die 
Barak ergriffen hat, gewählt haben.

Im Übrigen sind Kampfsoldaten in 
Israel eine Minderheit. Dennoch hat 
sich der Oberste Gerichtshof vor langer 
Zeit das Recht eingeräumt, die befehls-
habenden Offiziere der Soldaten in der 
Frage zu überstimmen, wann und wie 
diese Soldaten Gewalt anwenden dür-
fen, um sich selbst und ihre Mitbürger 
zu verteidigen, und sich damit ein Maß 
an unkontrollierter Macht angeeignet, 
das kein anderes Gericht in der zivili-
sierten Welt besitzt. Diese Minderheit 
ist auch für Fromer nicht von großem 
Interesse.

Justizreform dringend notwendig
Dass ein nicht gewähltes Gremium 
Macht über all diese Menschen ausübt 
und ihnen allein auf der Grundlage 
dessen, was diese selbstgewählten So-
lons für "vernünftig" halten, Vorschrif-
ten macht, ist schlicht und ergreifend 
unerträglich. Es ist in der Tat völlig 
unvertretbar. Das mag der Grund sein, 
warum selbst ein Artikel, der die Jus-
tizreform angreift, nicht das System 
verteidigt, das bei einem Scheitern der 
Reform bestehen bleibt.

Jerome M. Marcus ist Rechtsanwalt 

Oppositionsführer Yair Lapid (L) von der Partei Jesch Atid wettert gegen die Justizreform.
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Selbst Muslime sehen Israel in der Führungsrolle im 
Kampf gegen die Tyrannei des Islam und den Dschihad

Yishai Fleisher ist der internationale Sprecher der jüdischen Gemeinde von Hebron und Berater des israeli-
schen Ministers für nationale Sicherheit Itamar Ben Gvir. Auf einer Reise in die USA begegnete er – ein israeli-
scher „Siedler“, der die stolze jüdische Gemeinde des biblischen Hebron vertritt  – drei Muslimen an drei ver-

schiedenen Orten. Ihre Begegnungen waren überraschend und inspirierend. (JR)
Von Yishai Fleisher / JNS.org

Meine erste Begegnung war mit einem 
jungen Mann mit dem Namen Minn, 
der im Flugzeug von Tel Aviv nach 
Miami neben mir saß. Er war Anfang 
20, groß und hatte an den Seiten kurz 
geschnittenes Haar. Auf den ersten 
Blick konnte ich nicht erkennen, dass 
er Araber war. Sein Aussehen und sein 
Akzent waren völlig jüdisch-israelisch. 

Wir reden zunächst nicht viel mitei-
nander, aber irgendwann nahm er ein 
Tablet heraus und begann, ein Pro-
gramm anzusehen, das man nur als 
Softporno bezeichnen kann. Als religi-
öser Mensch musste ich meine Augen 
abwenden, bis er es ausschaltete, aber 
als er es schließlich tat, lächelte ich und 
machte einen Witz: „Nun, das war si-
cher nicht die wöchentliche Tora-Lek-
tion, die du dir da ansiehst.“ Er lachte 
und so kamen wir ins Gespräch.

Er war ein israelischer Araber mit 
christlicher Mutter und muslimi-
schem Vater (was ihn nach muslimi-
schem Recht zu einem Muslim macht). 
Ich fragte ihn, wo er wohnte, und es 
stellte sich heraus, dass er aus dem-
selben Viertel stammte, in dem ich 
aufgewachsen war – einem gemischt 
arabisch-jüdischen Viertel in Haifa. 
Wir waren uns einig, dass dieses Vier-
tel an den Hängen des Berges Karmel 
mit Blick auf das Mittelmeer einer der 
schönsten und magischsten Orte Isra-
els ist. Es stellte sich ebenfalls heraus, 
dass Minn säkular und schwul war und 
Meretz gewählt hatte.

Ich erzählte ihm, dass ich für die jü-
dische Gemeinde von Hebron arbeite, 
was ihn aber nicht beeindruckte, da 
er kein politischer oder religiöser Typ 
war. Dann fragte ich ihn, ob er etwas 
über das Grab der Patriarchen und Ma-
triarchen wisse – die zentrale Pilger- 
und Gebetsstätte in Hebron. Er sagte, 
Nein.

In meinem Handgepäck hatte ich 
ein Tablet mit 20 Animationsfilmen 
über die Geschichte von Hebron, das 
Grab der Ahnen und das Leben der bi-
blischen Väter und Mütter, das ich mit-
produziert habe. Er nahm das Tablet 
und begann, sich die Filme mit großem 
Interesse anzusehen. Er nickte immer 
wieder mit dem Kopf und sagte: „Das 
wusste ich nicht.“ Er schien echt faszi-
niert zu sein. 

Eine wichtige Lektion
Die Zeit mit Minn hat mich in meiner 
Überzeugung bestärkt, dass eine bibli-
sche Erziehung in Israel für Menschen 
mit unterschiedlichem Hintergrund 
der Schlüssel zur Erziehung von Ge-
nerationen ist, die sich mit der Grün-
dungsgeschichte des jüdischen Staates 
identifizieren.

Doch es gab noch eine weitere wich-
tige Lektion in unserem Gespräch: 
Nicht ein einziges Mal erwähnte Minn 
„Palästina“, „Palästinenser“ oder die so 
genannte „Besatzung“. Warum nicht? 
Wahrscheinlich, weil das „Palästina“ 
der PLO ihm die Freiheit nehmen wür-
de, schwul zu sein, und auf seinen sä-

kularen Lebensstil herabsehen würde. 
In Haifa ist er sicher, da kann er frei 
studieren und hat das Recht, so zu le-
ben, wie er es möchte. Nicht so im nahe 
gelegenen Dschenin, wo er von einem 
Dschihad, der ihn und Israel gleicher-
maßen hasst, angegriffen und ermor-
det werden würde. Also kein „Palästi-
na“ für Minn.

Der nächste Muslim, mit dem ich 
Kontakt aufnahm, war eine Frau na-
mens Basrat, Mitte 60. Sie arbeitet seit 
vielen Jahren als Verkäuferin in dem-
selben Kaufhaus. Als ich das letzte Mal 
in ihrem Laden war, half sie mir bei der 
Auswahl eines Smokings, den ich für 
eine schicke Veranstaltung brauchte. 
Dieses Mal wollte ich einen neuen An-
zug kaufen und ging in dasselbe Ge-
schäft. Wie bei meinem letzten Besuch 
sprachen wir über ihr Heimatland Iran.

Basrat kämpft in den sozialen Medien 
aktiv für die Befreiung des iranischen 
Volkes von dem Unterdrückungs-
regime, unter dem es seit 45 Jahren 
leidet. Sie erzählte mir von den Hun-
derten von mutigen Demonstranten, 
die von den Streitkräften des Regimes 
während der laufenden Demonstrati-
onen ermordet wurden. Es ist schwer, 
zu begreifen, in welcher Gefahr sich 
das mutige iranische Volk befindet. 
Basrat brach in Tränen aus, als sie die 
„schönen Jungen, die ihr ganzes Leben 
noch vor sich haben“ beschrieb, denen 
in Folterkammern die Augen ausgesto-
chen wurden. Wir beklagten auch die 
Gleichgültigkeit der Welt gegenüber 
der Notlage des iranischen Volkes. Und 
natürlich sprachen wir über die histori-
sche Freundschaft zwischen Iran und 
Israel, die die Mullahs zerstört haben.

Basrat half mir, meinen Anzug auszu-
suchen. Sie erkannte meine Anzuggrö-
ße, indem sie mich einfach ansah. Ich 
sagte ihr, dass ich den Anzug für meine 
Arbeit im israelischen Parlament brau-

che. Das schien sie noch mehr zu mo-
tivieren, den richtigen Anzug für mich 
zu finden, sowohl was die Passform als 
auch was den Preis angeht. Sie sagte 
mir, sie wisse, dass ich eine wichtige 
Arbeit für ein starkes Israel leiste und 
dass dies vielleicht eines Tages auch 
zur Befreiung ihres Volkes beitragen 
würde. „Inshallah“, sagte ich zu ihr.

Israel ist Gegenkraft der Freiheit
Im Gegensatz zu Minn war Basrat of-
fen kritisch gegenüber der „palästinen-
sischen“ Bewegung. Für sie sind die 
Hamas und der Islamische Dschihad 
dasselbe wie die Ayatollahs und Mul-
lahs, die ihr Land zerstört haben. Sie 
kennt deren zerstörerischen Weg und 
sieht Israel als eine Gegenkraft der 
Freiheit für ihren geliebten und unter-
drückten Iran.

Der dritte Muslim, den ich auf mei-
ner Reise traf, arbeitete am Flugha-
fen in Houston. Ich nahm da an einer 
Hilula-Gedenkveranstaltung zu Ehren 
des heiligen „Baba Sali“ – Rabbi Yisra-
el Abuhatzeira – teil. Bei der Landung 
stieß ich auf ein Problem: Meine Ta-
sche kam nicht auf das Gepäckförder-
band, und dafür hatte ich nun wirklich 
keine Zeit. Also ging ich zur Gepäck-
ausgabe und wandte mich an eine Mit-
arbeiterin namens Huma. Ich fragte 
sie nach meinem Gepäckstück, in der 
Wartezeit kamen wir ins Gespräch.

Huma, eine Frau mittleren Alters, 
verriet durch ihren Akzent und ihr 
Aussehen, dass sie vom indischen Sub-
kontinent stammte. Ich fragte sie, ob 
sie Hindu oder Muslima sei, worauf sie 
antwortete, sie sei Muslima aus Pakis-
tan. Sie fragte mich, woher ich käme. 
Ich trage eine Kippa und habe einen 
Bart, also war sie nicht überrascht, dass 
ich aus Israel komme. Doch was sie sag-
te, war für mich eine Überraschung: 
„Ich liebe Israel – ich war schon zwei-

mal dort!“ Es wurde warm in ihren 
Augen, als sie die erstaunliche Freund-
lichkeit der Menschen beschrieb, wie 
sicher sie sich fühlte und wie sauber es 
war.

Ich fragte sie, welche Orte sie be-
sucht habe. Sie erwähnte Tel Aviv und 
Jerusalem und dass sie Al-Aqsa und 
das Grab Abrahams gesehen habe. „Sie 
waren in Hebron?“ fragte ich. Sie sagte: 
„Ja, unbedingt!“ Ich zückte meine Visi-
tenkarte mit einem Bild des Grabes der 
Vorfahren und gab sie ihr. Ein sichtba-
rer Schauer durchlief sie. Ihre Augen 
weiteten sich: „Beten Sie jeden Tag am 
Grabmal Abrahams?“ Ja, sagte ich, fast 
jeden Tag. „Würden Sie dafür beten, 
dass meine Söhne heiraten?“, fragte sie 
ernst und hielt meine Karte fest. Ich 
antwortete: „Ja, das werde ich“, und 
fragte nach ihren Namen. Sie dankte 
mir ausgiebig.

Es schien sie nicht zu stören, dass ich 
Jude, Israeli und ein „Siedler“ bin, der 
in Hebron arbeitet. Alles, was zählte, 
war, dass ich mit Abraham verbunden 
bin und dass Israel ein gastfreund-
licher Ort ist. Auch hier wurde „Pa-
lästina“ nicht erwähnt. Als Frau, die 
Pakistan in Richtung Texas verlassen 
hat, hat sie sich für die Freiheit ent-
schieden und nicht für eine restriktive 
Form des Islam. Für sie ist Israel ein 
Ort, an dem man sich mit seiner Re-
ligion und Identität verbinden kann, 
und zwar in Freiheit. Sie erwähnte 
sogar ausdrücklich, wie erstaunt und 
erfreut sie darüber war, dass sie nachts 
in Jerusalem frei herumlaufen konnte. 
Obwohl sie es nicht sagte, vermutete 
ich, dass „Palästina“ eher dem unter-
drückerischen Pakistan ihrer Vergan-
genheit gleicht.

Auf meinen Reisen treffe ich oft auf 
Menschen, die den jüdischen Staat re-
spektieren und lieben. Israels authenti-
sche Kultur, seine militärische Stärke 
und sein wirtschaftliches Wachstum 
werden in der Region respektiert, und 
viele sehen in Israel ein Beispiel für Li-
beralismus und Menschlichkeit – mit 
einer Führungsrolle im Kampf gegen 
Tyrannei und Dschihad. Millionen se-
hen in Jerusalem eine geistige Haupt-
stadt, die sie gerne besuchen würden.

„Palästina“ dagegen ist für viele Mus-
lime nicht attraktiv. Sie wissen nur zu 
gut, dass die „Palästinensische“ Au-
tonomiebehörde, die PLO und die 
Hamas die gleichen korrupten Dschi-
hadisten sind, die schon so viele ara-
bische und muslimische Staaten zer-
stört haben. Diese Muslime sehen die 
Abraham-Abkommen und die Norma-
lisierung Israels in der Region als eine 
Quelle der Hoffnung, und sie beobach-
ten und beten für den Erfolg des jüdi-
schen Staates – Inschallah!

Yishai Fleisher ist der internationale 
Sprecher der jüdischen Gemeinde von 
Hebron und Berater des israelischen 
Ministers für nationale Sicherheit Ita-
mar Ben Gvir. Er ist der Gastgeber des 
Yishai Fleisher Israel Podcast.

Aus dem Englischen  
von Daniel Heiniger

Millionen sehen in Jerusalem eine geistige Hauptstadt, die sie gerne besuchen würden.
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Israel als Vorreiter für das Krankenhaus der Zukunft:  

Roboter und Künstliche Intelligenz unterstützen die Mediziner
Das „Tel Aviv Souravsky Medical Center“ setzt auf modernste Technik. Das Haus gilt als eines der fortschritt-
lichsten weltweit. Ein Roboter nimmt die Patienten in Empfang und führt sie durch die digitale Patientenauf-

nahme. Damit werden bürokratische Schritte effizienter gestaltet und es bleibt mehr Zeit für die medizinische 
Versorgung durch die Ärzte. (JR)

Von Jürgen Th. Müller

„Wo möchten Sie hin? Was kann ich für 
Sie tun?“ Der Empfang an der Pforte des 
Ichilov-Hospitals ist sehr freundlich. 
Doch es ist kein Mensch, der sich um 
die Patienten und Besucher kümmert, 
sondern ein Roboter. Er kommuniziert 
über seinen Bildschirm. Sie haben Hun-
ger und möchten etwas zu essen kaufen? 
Sie suchen die Toilette? Den kürzesten 
Weg zur Notaufnahme? Der Roboter 
erklärt nicht etwa den Weg dorthin, 
sondern er führt und begleitet die Besu-
cher. Er kennt sich in Israels zweitgröß-
tem Krankenhaus bestens aus. Sensoren 
sorgen dafür, dass er unterwegs mit nie-
mandem zusammenstößt.

Im „Tel Aviv Souravsky Medical Cen-
ter“, wie das Krankenhaus offiziell heißt, 
setzt man auf modernste Technik. Das 
Haus gilt als eines der fortschrittlichs-
ten weltweit. Es verfügt über knapp 
1500 Betten. 5500 Menschen arbeiten 
hier, jedes Jahr werden rund 400.000 
Patienten versorgt. Wichtig ist der 
Krankenhausleitung der Abbau von Bü-
rokratie. Deshalb hat man eine digitale 
Patientenaufnahme eingerichtet.

Digitaltechnik ersetzt Formulare
Formulare sollen aus dem Klinikalltag 
verschwinden. In der digitalen Notauf-
nahme lässt der Besucher zunächst sei-
nen Ausweis einscannen. Das System 
vergleicht das Passbild mit der Person, 

die davor steht. Damit wird sicherge-
stellt, dass niemand unter einer falschen 
Identität aufgenommen wird. Am Ende 
erhält man einen Barcode. Normaler-
weise würde der Patient jetzt von einer 
Pflegekraft untersucht. Aber das sei nicht 
mehr nötig, erläutert Professor David 
Zeltser, der Leiter der Notaufnahme: 
„Unser neues System ersetzt die Kran-
kenschwester und das, was diese nun tun 
müsste. Vom Wartebereich aus gehen 

die Patienten zur Untersuchungsstation. 
Sie scannen den Barcode, den sie vorher 
bekommen haben. Dann ermitteln sie 
den Sauerstoffgehalt in ihrem Blut, die 
Pulsfrequenz, ihre Temperatur und den 
Blutdruck. All diese Parameter werden 
direkt in unser Computersystem über-
mittelt und in der digitalen Patientenakte 
gespeichert. Die Schwester muss keine 
Zeit opfern für diese technischen Ange-
legenheiten.“ 

Das hört sich einfach an. Für medizini-
sche Laien hält die Selbstuntersuchung 
aber einige Hürden bereit. Deshalb gibt 
es Videos, die jeden einzelnen Schritt 
ausführlich erläutern. Die wenigsten ha-
ben Erfahrung, wie sie beispielsweise die 
Sauerstoff-Sättigung ihres Blutes mes-
sen sollen. Außerdem müssen Hygiene-
Standards eingehalten werden. Zudem 
ist das System noch in der Testphase, oft 
braucht der Computer ziemlich lange, bis 
er die Ergebnisse anzeigt. 

Hospital setzt auf Künstliche  
Intelligenz 
Professor Zeltser hat Pläne, um Not-
fälle künftig schneller zu erkennen und 
ihre Versorgung zu beschleunigen: 
„Wir entwickeln eine Künstliche Intel-
ligenz. Jeder Patient, der in die Notauf-
nahme kommt, muss eingestuft wer-
den. Es geht darum, ob es sehr dringend 
oder weniger dringend ist, auf einer 
Skala von eins bis fünf. Das wird bis-
her von einer Schwester erledigt. Wir 

arbeiten gerade an einem Algorithmus. 
Der Patient gibt beispielsweise ein: Ich 
komme wegen Kopfschmerzen, die ha-
ben dann und dann begonnen und sind 
so und so stark. Dann vergibt das Sys-
tem die Einstufung.“ 

Die Stationen zur Selbstuntersuchung 
werden demnächst erweitert. Der Pro-
fessor ist davon überzeugt, damit auf 
dem richtigen Weg zu sein. Die gesamte 
Software stammt aus Israel und wurde 
im Ichilov-Hospital entwickelt und ge-
testet. So sehe die Zukunft der Medizin 
aus. Zeltser: „Wir werden nicht in der 
Lage sein, den Service in dem Umfang, 
den wir heute haben, künftig ohne den 
Einsatz von Künstlicher Intelligenz an-
zubieten. Für eine wirklich gute Medi-
zin brauchen wir Künstliche Intelligenz. 
Wir müssen sie weiterentwickeln, damit 
sie den Ärzten hilft, Entscheidungen zu 
treffen und die Untersuchungsergeb-
nisse wie Bluttests, Röntgenaufnahmen 
oder Computer-Tomografien zu bewer-
ten. Wir setzen künstliche Intelligenz 
schon heute bei CT-Aufnahmen des 
Kopfes ein. Das System teilt sofort mit, 
ob es dort eine Blutung gibt oder nicht.“

Sorgen müssten sich die Patienten 
deshalb nicht machen: Die moderne 
Technik sei nur ein Werkzeug, versi-
chert Professor Zeltser – so wie die Kas-
se im Supermarkt, an denen Kunden 
ihre Waren selbst abrechnen. Die letzte 
Entscheidung im Krankenhaus treffe 
auch in Zukunft der Arzt.

Ein Roboter empfängt am Eingang des Ichilov-
Hospitals Patienten und Besucher.
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Tscherkessen in Israel: Kämpfer aus dem 
Kaukasus sind stolze Israelis

Die Tscherkessen sind ein Beispiel dafür, wie die Integration von Minderheiten in Israel gelingt. Sie sind stolze 
Muslime und stolze Israelis. Sie haben ihre eigene Kultur bewahrt und unterstützen den jüdischen Staat,  

der ihnen alle Freiheiten gewährt. (JR)
Von Jürgen Th. Müller

Das Paar tanzt, fröhlich und schnell. Er 
in roter Uniform mit Fellmütze, sie in 
einem anmutigen weißen Kleid. Ihr 
Tanz ist einige Hundert Jahre alt. Die 
Bekleidung erinnert an die kalten Ber-
ge des Kaukasus, wo Fellmützen Kopf 
und Ohren warm hielten. Aber auch in 
der warmen nordisraelischen Sonne be-
zaubert das Tanzpaar: Es sind Tscher-
kessen, ein traditionsreiches Volk von 
Kämpfern, überzeugte Israelis, aber 
voller Hoffnung auf einen eigenen Staat 
in ihrer alten Heimat.

„Leider liegt Tscherkessia, unser Land 
im Kaukasus, in einer strategisch wichti-
gen Region. Die Großmächte haben die-
ses Land immer wieder besetzt“, erklärt 
Aibek Napso, der Leiter des tscherkessi-
schen Kulturzentrums in der nordisrae-
lischen Kleinstadt Kfar Kama. Die Hoff-
nung auf eine Rückkehr in einen eigenen 
Staat im heutigen Südrussland sei in je-
dem Tscherkessen lebendig.

1864 brachte die Armee des russischen 
Zaren rund 1,5 Millionen Tscherkessen 
um. Ein Großteil der Überlebenden floh 

ins Ausland, die meisten in die Türkei. 
Rund 5000 von ihnen leben heute in 
Israel. Sie sind gemäßigte sunnitische 
Muslime, stehen loyal zu Israel und die-
nen in der Armee. Viele sind bei Sicher-
heits- und Wachdiensten beschäftigt. Ihr 
Ruf sorgt dafür, dass sich niemand mit 
ihnen anlegt. Als zwei junge Beduinen 
bei Einbrüchen in Kfar Kama erwischt 
wurden, haben die Tscherkessen die Tä-
ter splitterfasernackt zurück in ihr Dorf 
gejagt. Seither herrscht Ruhe.  

Kinder lernen vier Sprachen
Viele Häuser in Kfar Kama (3500 Ein-
wohner) sind aus schwarzen Basaltstei-
nen erbaut, ganz typisch für Tscher-
kessen-Dörfer. Auf der Straße wird 
tscherkessisch gesprochen. Die Kinder 
wachsen viersprachig auf. In der Schu-
le lernen sie tscherkessisch, hebräisch, 
englisch und arabisch.

Der malerische und blitzsaubere Ort 
in Untergaliläa wurde als erste israeli-
sche Gemeinde in eine Liste der Ver-
einten Nationen aufgenommen, die 
sehenswerte touristische Ziele in aller 
Welt empfiehlt. In dem Dorf kann man 

eine fremde Kultur authentisch erleben. 
Das Kulturzentrum in Kfar Kama be-
herbergt ein Museum, das tiefe Einbli-
cke in die Lebenswelt des Kaukasusvol-
kes bietet. Zu sehen sind beispielsweise 
alte Uniformen aus der Zeit, in der die 
Tscherkessen noch als Krieger auf Pfer-
den unterwegs waren.

Auch die Frauen tragen prachtvolle 
Gewänder. Die Kopfbedeckung signali-
siert, ob eine Frau Single oder verheiratet 
ist. In der tscherkessischen Gesellschaft 
gelten Frauen als gleichberechtigt und 
haben die gleichen Bildungschancen wie 
Männer.

Fast alle Neugeborenen in Kfar Kama 
verbringen ihre ersten Lebensmonate in 
einer der traditionellen Kinderkrippen. 
Aibek Napso: „Die Krippe wird in eine 
ruhige Kammer gestellt, mit gedämpf-
tem Licht, niemand berührt das Kind, 
das auf einer hohen Matratze schläft. 
Eine erstaunliche Besonderheit ist das 
Loch in der Unterseite der Wiege. Die-
ses Loch und der kleine Behälter darun-
ter haben es ermöglicht, auf Windeln zu 
verzichten. Windeln waren früher nur 
irgendwelche Stoffe. Die mussten stän-

dig gewechselt werden und haben ver-
hindert, dass das Kind durchschlafen 
konnte.“ 

Akkordeon und Räucherkäse
Eine wichtige Rolle im Leben der 
Tscherkessen spielt die Musik. Neben 
Flöten, Kastagnetten und Trommeln 
wird vor allem Akkordeon gespielt, das 
als eine Art Nationalinstrument gilt – 
bei den Tscherkessen typischerweise 
ohne schwarze Tasten. Was das Essen 
angeht, ist Käse besonders wichtig. 
„Wir essen sehr viel Käse. Tscherkessi-
scher Käse ist mittelhart, man kann ihn 
lange lagern, kochen oder frittieren, was 
immer man mag“, erläutert der Leiter 
des Kulturzentrums. Besonders stolz ist 
er auf ein einmaliges Ausstellungsstück 
in seinem Museum: Ein großer Dolch, 
der komplett aus Räucherkäse besteht. 

Die Tscherkessen sind ein Beispiel 
dafür, wie die Integration von Minder-
heiten in Israel gelingen kann. Sie sind 
stolze Muslime und stolze Israelis. Sie 
haben ihre eigene Kultur bewahrt und 
unterstützen den jüdischen Staat, der ih-
nen alle Freiheiten gewährt.
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Vorausverteidigung gegen iranischen Terror:   
Israels taktische Drohnenangriffe auf Militärziele der Mullahs
Die Sicherheit des israelischen Volkes hängt von der Schwächung der militärischen Angriffsfähigkeit Teherans 
ab. Mit präzisen Drohnenangriffen werden Militärkomplexe unschädlich gemacht oder Konvois mit Waffen-
lieferungen nach Syrien gestoppt. Es ist anzunehmen, dass der Oberste Führer Ali Khamenei die Revolutions-

garden bereits angewiesen hat, die iranischen Angriffe auf Israel vorzubereiten. (JR)
Von Yoni Ben Menachem /  

JNS.org

Am 30. Januar 2023 sollen israelische 
Drohnen iranische Konvois angegriffen 
haben, die moderne Waffen von Iran 
nach Syrien transportierten.

Zur gleichen Zeit soll der israelische 
Mossad einen Militärkomplex im Zent-
rum der Stadt Isfahan angegriffen haben, 
in dem Raketen und Drohnen hergestellt 
und erforscht werden. Der Angriff wurde 
nach Angaben des iranischen Verteidi-
gungsministeriums mit Quadcopter-
Drohnen kurzer Reichweite - Micro Ae-
rial Vehicles (MAVs) - durchgeführt, die 
mit Sprengstoff bestückt waren und auf 
die Ziele einschlugen.

Amerikanischen und israelischen Quel-
len zufolge war die Operation erfolgreich 
und frustrierte die Iraner, weil sie zeit-
gleich mit den Botschaften stattfand, die 
die Vereinigten Staaten über Katar an 
den Iran sandten, um ihre Bereitschaft 
zur Wiederaufnahme der Verhandlungen 
über ein Atomabkommen zu bekunden.

Israel ist wortkarg und hat die An-
griffe weder bestätigt noch dementiert. 
Der Iran wurde in der Öffentlichkeit 
gedemütigt, die israelischen Angriffe 
wurden international ausführlich be-
handelt, und die Welt glaubte nicht an 
die iranische Behauptung, der Angriff 
sei vereitelt worden und der Schaden sei 
minimal gewesen.

Es scheint, dass die israelischen Ver-
antwortlichen das Ziel sorgfältig aus-
gewählt haben: Es handelt sich um ein 
Militärgelände und nicht um eine Nu-

klearanlage, was darauf hindeutet, dass 
Israel auch die konventionellen Fähig-
keiten des Irans im Bereich der Raketen 
und Drohnen als Risiko einordnet und 
nicht nur seine nuklearen Fähigkeiten.

Der Drohnenangriff auf das Militär-
gelände in Isfahan erfolgte spät in der 
Nacht. Israel hatte nicht die Absicht, 
das Leben iranischer Wissenschaftler 
oder hoher Offiziere der Revolutions-
garden zu gefährden. Die Quadcopter-
Drohnen mit kurzer Reichweite lassen 
vermuten, dass sie in der Nähe des irani-
schen Geländes gestartet wurden.

Israel vermutet auch, dass der Iran 
Hyperschallraketen entwickeln wird, 
die derzeit in den Arsenalen Russlands, 
Chinas und Nordkoreas, mit denen der 
Iran enge Beziehungen unterhält, vor-
handen sind.

Hyperschallraketen fliegen mit 
Mach-5, dem Fünffachen der Schallge-
schwindigkeit, und haben eine niedrige 
Flugbahn und eine unvorhersehbare 
Flugbahn. Nach Ansicht von Experten 
können solche Raketen eine Bedrohung 
für Israels Luftverteidigungssystem 
darstellen. Israel arbeitet daran, dieser 
Bedrohung mit einer neuen antiballis-
tischen Arrow-4-Rakete und angeblich 
einem Hochenergielaser zu begegnen.

Iranische Quellen behaupten, dass 
die Vereinigten Staaten und Israel eine 
Zuckerbrot-und-Peitsche-Methode an-
wenden: Israel wende die Peitsche an 
und schlage auf den Iran ein, während 
die Vereinigten Staaten das Zuckerbrot 
einsetzten und den Wunsch zeigten, mit 
dem Iran zu verhandeln.

Wie geduldig ist der Iran?
Aus iranischen Quellen verlautet, dass 
die Reaktion des Irans auf die israeli-
schen Angriffe nur eine Frage der Zeit 
ist. Der Iran hat Geduld, und jeder is-
raelische Angriff wird im iranischen 
Hauptbuch vermerkt.

In den vergangenen zwei Jahren hat 
der Iran nach den israelischen Angriffen 
auf die Anlagen in Karaj und Kermans-
hah seine Luftabwehrsysteme verstärkt 
und einige seiner Militärfabriken in ge-
schützte Gebäude verlegt.

Es wird vermutet, dass der Oberste 
Führer Ali Khamenei die Revoluti-
onsgarden bereits angewiesen hat, die 
iranische Antwort auf die israelischen 
Angriffe vorzubereiten, und dass die 
Vorbereitungen bereits im Gange sind 
und einige Zeit in Anspruch nehmen 
werden.

Dies sind einige der Szenarien für eine 
iranische Reaktion:

• Angriffe auf israelische und jüdische 
Ziele im Ausland.

• Abschuss von präzisionsgelenkten 
Raketen und Drohnen vom iranischen 
Territorium aus auf israelische Ziele 
auf See (z. B. Gasbohrinseln im Mittel-
meer) und an Land.

• Ein iranischer Raketen- oder Droh-
nenangriff auf Ziele in der irakischen 
Region Kurdistan, wo die Iraner be-
haupten, dass eine Basis des israelischen 
Mossad operiert.

• Abschuss von Raketen und Drohnen 
durch pro-iranische Milizen im Irak, Li-
banon, Syrien und Jemen auf israelische 
Ziele.

Eine klare Botschaft  
an den Iran
In einer beispiellosen Demonstration 
der Stärke haben die amerikanischen 
und israelischen Streitkräfte im Januar 
die Übung Juniper Oak gestartet und 
Schiffe, Flugzeuge, Artillerie und Cy-
berwaffen eingesetzt.

Der Iran ist auch besorgt über die 
Besuche hoher amerikanischer Regie-
rungsvertreter in Israel: Jake Sullivan, 
der nationale Sicherheitsberater der 
USA, William Burns, der Leiter der 
CIA, und Außenminister Antony Blin-
ken. Außerdem wird erwartet, dass der 
israelische Premierminister Benjamin 
Netanjahu und US-Präsident Joe Biden 
im nächsten Monat in Washington zu-
sammentreffen.

Nach iranischer Einschätzung deutet 
dies auf eine israelisch-amerikanische 
militärische Koordinierung hin, so 
dass eine Verstärkung der israelischen 
Militäraktivitäten gegen den Iran zu 
erwarten ist - und der Iran sollte sich 
entsprechend vorbereiten.

Yoni Ben Menachem, ein langjähri-
ger Kommentator für arabische Ange-
legenheiten und diplomatische Ange-
legenheiten im israelischen Radio und 
Fernsehen, ist ein leitender Nahost-
Analyst am Jerusalem Center for Pub-
lic Affairs. Er diente als Generaldirek-
tor und Chefredakteur der israelischen 
Rundfunkbehörde.

Dieser Artikel wurde ursprünglich 
vom Jerusalem Center for Public Affairs 
veröffentlicht.
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Interview mit einem ehemaligen  
Shabak-Rekrutierer: „Der Judenhass ist  

unglaublich tiefgreifend“
Der israelische Inlandsgeheimdienst Shin Bet (Shabak) verhindert mit seiner Präventions- und Ermittlungsar-
beit jedes Jahr über 500 Terroranschläge und rettet damit zahlreichen jüdischen Männern, Frauen und Kin-
dern das Leben. Dabei ist die Rekrutierung arabischer Informanten essentiell. Ein Interview mit Erez Hasson, 
der seit 26 Jahren als Koordinator für die Bezirke Hebron und Ramallah tätig ist, offenbart die terroristische 

Gefahr in den Reihen hasserfüllter „Palästinenser“. Hasson macht klar, dass es sich nicht um einen Territorial-
krieg handelt, wie einige Leute versuchen, ihn verharmlosend darzustellen. Es ist auch ein fanatischer  

Religionskrieg und viele Araber wollen nichts weniger als die Juden ins Meer zu werfen. (JR)
Wenn Sie die kultige israelische Fern-
sehserie "Fauda" noch nicht gesehen 
haben, müssen Sie sie unbedingt se-
hen. Die Hauptfiguren sind Kämpfer 
der streng geheimen Shabak-Einheit, 
"Mistá aravim", d. h. Juden, die sich als 
Araber ausgeben und den Kampf gegen 
den Terror in den Höhlen des Fein-
des führen. Eine der Hauptfiguren ist 
Hauptmann Ayoub, der Koordinator 
der Sicherheitsdienste in den Gebieten, 
oder einfacher gesagt, der Anwerber. Es 
ist natürlich ein kollektives Bild, aber 
er hat einen sehr konkreten Prototyp. 
Ich hatte die einmalige Gelegenheit, 
Erez Hasson zu interviewen, der seit 26 
Jahren als Koordinator für die Bezirke 
Hebron und Ramallah tätig ist. Und 
er erzählte mir, wie die Rekrutierung 
abläuft, warum Araber bereit sind, mit 
Juden zu kollaborieren und wie sehr 
sie uns hassen. Unser Treffen mit Erez 
Hasson fand am Tag nach dem Terror-
anschlag in Jerusalem statt, bei dem 
zwei Menschen durch eine Bombe ge-
tötet wurden, die an einer Bushaltestel-
le explodierte.

– Nach Ihrer Erfahrung und den Ih-
nen vorliegenden Informationen: Glau-
ben Sie, dass wir am Rande einer neuen 
Intifada stehen?

– Ich würde sagen, es ist ein langer 
und vielschichtiger Prozess. Auf der 
einen Seite nimmt die Fähigkeit der 
israelischen Seite ab, den Terror einzu-
dämmen. Andererseits wächst das Ge-
fühl der Straffreiheit unter arabischen 
Extremisten. Es ist ein wechselseitiger 
Prozess, und wir können sehen, wohin 
er führt. Ich würde das Wort "Intifa-
da" noch nicht verwenden. Aber wir 
können sehen, was in Jerusalem, in Ju-
däa und Samaria geschieht. Es handelt 
sich um einen allmählichen Verlust 
der Kontrolle über die Gebiete und der 
Macht der Abschreckung. In erster Li-
nie, weil unsere Antwort auf den Terror 
nicht hart genug, nicht eindeutig und 
schmerzhaft genug ist, unsere Politik 
inkonsequent ist, wir kein Vertrauen 
und keine Beharrlichkeit zeigen, um 
unsere Bürger vor dem Terror zu schüt-
zen. Der Feind sieht unsere Uneinig-
keit, unsere politische Instabilität und 
unsere Unfähigkeit, sich intern zu eini-
gen, und nutzt dies zu seinem Vorteil. 
Er schlägt dort zu, wo es weh tut: Bom-
benanschläge, Entführungen, Morde. 
Ich habe dem israelischen Volk stets 
zu verstehen gegeben: Wir haben kein 
Recht, schwach zu sein, wir müssen uns 
zusammenschließen, wir müssen mit 
diesem Getue um Sitze und Mandate 
aufhören, wir müssen Stärke und Zu-
sammenhalt zeigen. Aber es gibt auch 
eine positive Seite. Der Feind verrät so 

seine Aktivitäten, und wir wissen, wel-
che Maßnahmen zu ergreifen sind.

– Und was sind sie?
– Ich werde nicht ins Detail gehen, 

aber wir haben viele Mittel in unserem 
Arsenal. Ich habe volles Vertrauen in 
unsere Strafverfolgungsbehörden, sie 
wissen sehr wohl, was zu tun ist. Aber 
wir sind die ausführende Gewalt, wir 
treffen keine Entscheidungen. Deshalb 
rufe ich diejenigen, die Entscheidun-
gen treffen, dazu auf, unsere Armee 
und unsere Sicherheitsdienste alles in 
ihrer Macht Stehende tun zu lassen, 
um den Terror zu zerschlagen und sei-
ne Ausbreitung zu verhindern. Heute 

tun wir nicht genug, und wir sind im-
mer ein wenig zu spät dran.

– Es kommt also auf die politische 
Unterstützung an?

– Ja, wir wissen, wie man gegen den 
Terror vorgeht, aber uns fehlt der po-
litische Wille in einem Land, das kurz 
vor einer großen Konfrontation steht.

– Konfrontation mit wem?
– Mit den „palästinensischen“ Be-

wohnern von Judäa und Samaria und, 
in geringerem Maße, mit den Arabern 
im Gazastreifen. Aber die Situation 
wird noch dadurch verschärft, dass 
die Feinde unter uns leben. Es besteht 
eine enge Verbindung zwischen eini-
gen Jerusalemer Arabern und den Be-
wohnern von Judäa und Samaria. Diese 
Konfrontation ist, wie gesagt, ein lan-

ger Prozess, der im Mai 2021 begann, 
als vielen Israelis endlich die Augen 
geöffnet wurden. Aber das ist offenbar 
nicht genug.

– Sie kennen die Araber gut. Kön-
nen Sie erklären, was jemanden dazu 
bringt, eine Waffe oder eine Bombe in 
die Hand zu nehmen und zu töten?

– Zunächst einmal müssen wir den 
"einsamen Terroristen" in eine eigene 
Kategorie einordnen, d. h. denjenigen, 
der selbst einen Anschlag verübt, ohne 
jemanden über seine Pläne zu infor-
mieren, da er weiß, dass er höchstwahr-
scheinlich nicht nach Hause zurück-
kehren wird. Seine Motive sind klar: 

wahnsinniger Judenhass, unerbittliche 
Gehirnwäsche, religiöse Versprechen 
von 72 Jungfrauen und anderer Un-
sinn. Nehmen Sie den 18-jährigen Jun-
gen, der glaubt, dass Israel kein Exis-
tenzrecht hat und dass der Tod eines 
Schahids eine sehr ehrenvolle Sache 
ist. So ist es nicht verwunderlich, dass 
er eine Waffe in die Hand nimmt und 
Juden töten will. Außerdem lebt er in 
einer Kultur, in der der Tod heilig ist, 
und erfüllt somit das Gebot Gottes. 
Nichts kann ihn aufhalten. Für uns ist 
das Leben heilig, und für sie ist der Tod 
heilig. Das ist der Hauptunterschied. 
Andererseits gibt es Organisationen, 
die ein ganzes terroristisches Netzwerk 
aufbauen. Beides müssen wir bekämp-
fen.

– Glauben Sie, dass es einen Ausweg 
aus dieser Konfrontation gibt?

– Es fällt mir schwer, mir vorzustel-
len, wie das Problem gelöst werden 
könnte. Es handelt sich nicht um ei-
nen Territorialkrieg, wie einige Leute 
versuchen, ihn darzustellen. Es ist ein 
Religionskrieg. Ich sehe keine Mög-
lichkeit, den religiösen Konflikt zu 
lösen. Es bedeutet, dass wir nur einen 
Weg haben, um zu überleben: stark 
und konsequent zu sein, zu glauben, 
dass dies unser Land ist und dass uns 
niemand von dort vertreiben kann. Wir 
können uns nirgendwohin zurückzie-
hen, das Meer ist hinter uns. Es ist ein 
Nullsummenspiel: entweder wir oder 
sie. Wenn wir nicht stark sind, werden 
wir vernichtet.

– Kommen wir zurück zu Ihrem 
Dienst in Shabak. Wie viel Prozent der 
Terroranschläge werden Ihrer Erfah-
rung nach verhindert?

– Ich werde nicht über Zahlen spre-
chen, ich kenne sie nicht. Was ich sagen 
kann, ist, dass es uns gelingt, die gro-
ße Mehrheit der Terroranschläge zu 
verhindern. Leider erfährt die Öffent-
lichkeit nur von unseren Misserfolgen. 
Und das ist normal, sonst könnten Sie 
nachts nicht schlafen. Ich kann Ihnen 
sagen, dass über 500 Terroranschläge 
pro Jahr verhindert werden. Terroris-
tische Anschläge in der heutigen Grö-
ßenordnung stellen keine existenzielle 
Bedrohung für das Land dar. Es sind 
schmerzhafte Schläge, aber keine exis-
tenziellen Bedrohungen für das ganze 
Land. Nuklearwaffen hingegen sind 
eine reale Bedrohung. Aber der Terror 
muss mit eiserner Hand bekämpft wer-
den. Wenn sich die Bürger nicht sicher 
fühlen, ist es sehr gefährlich. Dies kann 
sich in verschiedenen Formen äußern: 
Unwilligkeit, in der Armee zu dienen, 
Emigration, Uneinigkeit in der Gesell-
schaft. Das ist sehr schlecht.

August 2001. Mitten in der Nacht er-
hielt Erez einen Anruf von einer "Quelle", 
die ihm mitteilte, dass in Jerusalem ein 
großer Terroranschlag vorbereitet werde. 
Er machte keine weiteren Angaben. Alle 
Sicherheitskräfte wurden in Alarmbereit-
schaft versetzt. Jedes Auto, das in die Stadt 
kam, wurde kontrolliert, die Stadt wurde 
auf den Kopf gestellt. Aber niemand wuss-
te, wonach er suchen sollte. Die Terroristin 
Alham al-Tamimi, eine Journalistin mit 
einer Einreisegenehmigung für Israel, trug 
einen Sprengsatz in einem Gitarrenkoffer 
und versteckte ihn in einem Supermarkt. 
Der Ort des Anschlags wurde sorgfältig 
ausgewählt, da die Terroristen so viele 
Israelis wie möglich ins Visier nehmen 
wollten. Am nächsten Tag sprengte sich 
ein Selbstmordattentäter am Eingang von 

Erez Hasson

           �Wir haben kein Recht, schwach zu sein
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Sbarro Pizza in der King George Street 
in die Luft und tötete 15 Menschen, dar-
unter vier Kinder. Auf Befragen lächelte 
al-Tamimi und sagte, sie bereue nichts. 
Sie wurde zu 16 lebenslangen Haftstrafen 
verurteilt, kam aber 2011 im Rahmen des 
Schalit-Deals" frei. Heute lebt sie in Jorda-
nien und arbeitet als Journalistin.

– Ich kann verstehen, was jemanden 
dazu bewegt, zu den Waffen zu greifen 
und "Ungläubige" zu töten. Aber war-
um wird er zum Informanten?

– Stellen Sie sich ein Puzzle vor, 
bei dem ein Teil fehlt. Wenn man sie 
hinzufügt, wird das Bild ganz. Jeder 
Mensch ist ein Puzzle, und jedem von 
uns fehlt ein Element. Meine Aufgabe 
ist es, dieses Element zu entdecken und 
der Person das zu geben, was ihr fehlt. 
Dazu braucht man ein gutes Verständ-
nis der menschlichen Psychologie. 
Manchen Menschen fehlt es an Selbst-
wertgefühl und sie fühlen sich als 
"schwarzes Schaf"; manche Menschen 
suchen eine Vaterfigur, und dann ist es 
unsere Aufgabe, für sie ein "Vater" zu 
werden. Jeder hat seine eigenen Moti-
ve, die oft unbewusst und nicht offen-
sichtlich sind. Das Wichtigste ist, sie 
zu finden. Die Personalbeschaffung ist 
ein sehr komplexer und individueller 
Prozess. Man muss einen Zugang zu 
jeder Person finden. Studieren Sie ihre 
Lebenssituation, die Bedingungen, 
unter denen sie aufgewachsen sind, 
ihre Weltanschauung, ihre religiösen 
Ansichten. Man muss mit jedem in 
seiner Sprache sprechen. Das heißt, 
man muss sich auf jede Person einstel-
len, um ihr genau das zu geben, was sie 
will. Hinzu kommen Fachkenntnis-
se: Sprache, Kultur, die Fähigkeit, die 
Körpersprache zu lesen und die kleins-
ten Veränderungen in der Mimik oder 
im Verhalten zu erkennen. All dies zu-
sammen führt dazu, dass eine Person 
sich bereit erklärt, mit mir zusammen-
zuarbeiten, weil sie erkennt, dass sie 
von mir etwas bekommen kann, was 
sie anderswo nicht findet. Dies ist ein 
langwieriger und mühsamer Prozess, 
der manchmal viele Monate oder sogar 
Jahre dauert.

– Der Whistleblower begibt sich auf 
einen sehr gefährlichen Weg, er riskiert 
nicht nur sich selbst, sondern auch seine 
Familie. Warum sollte er das tun?

– Wie ich bereits sagte, können viele 
Faktoren eine Rolle spielen, und er er-
klärt sich nicht sofort bereit, Informant 
zu werden. Es müssen viele Bedingun-
gen auf einmal erfüllt sein. Aber Israel 
ist eine echte Supermacht in Sachen 
Geheimdienst, und ich kann mit Stolz 
sagen, dass wir unsere Informanten zu 
schützen wissen und alles tun, um ih-
nen das Leben zu erleichtern. Erstens 
schulden wir ihnen eine moralische 
Dankesschuld. Unsere Informanten ha-
ben Hunderten von Israelis das Leben 
gerettet und sie haben verhindert, dass 
Ströme von Blut vergossen wurden. 
Zweitens schadet jeder Schlag gegen 
einen Whistleblower dem gesamten 
Netzwerk. Aber wir tun in der Tat sehr 
viel für ihre Sicherheit, und das mit Er-
folg. Und das ist nicht nur für sie sehr 
wichtig, sondern für das ganze Volk Is-
rael.

Nach dem Militärdienst beschloss Erez, 
sich bei Shabak einzuschreiben. Heute hat 
Israel eines der besten Systeme zum Erler-
nen der arabischen Sprache und Kultur in 
der Welt entwickelt. Die intensiven Studi-
en dauerten zehn Monate, von sieben Uhr 
morgens bis zwölf Uhr nachts. Es wurde 
nicht nur die Sprache studiert, sondern 
auch die vielen Dialekte des Arabischen, 
denn die Sprache der Araber in Hebron 

unterscheidet sich von der der Beduinen, 
und in Ramallah wird nicht so gesprochen 
wie in Gaza. Außerdem gab es zahlreiche 
Kurse über den Islam, Traditionen, Mär-
chen, Folklore, Topographie und das täg-
liche Leben. Es gab Kurse in Analyse und 
Nachrichtenbeschaffung, Religion und 
Psychologie, Schauspielerei und Verhand-
lungskunst. Nach Abschluss seines Studi-
ums wurde Hasson zum Koordinator des 
Nachrichtendienstes und zum Koordina-
tor der Strafverfolgung für die Bezirke He-
bron und Ramallah ernannt.

– Als ich meinen Auftrag erhielt, ar-
beitete ich fast jeden Tag in Hebron. 
Jeder wusste, wer ich war und was ich 
tat. Ich habe mich nicht versteckt, bin 
durch die Straßen gelaufen oder habe in 
Cafés gesessen.

– Hatten Sie keine Angst, sich in der 
Höhle des Feindes aufzuhalten?

– Jeder, der sagt, er habe keine Angst, 
ist ein Idiot. Natürlich hatte ich Angst. 
Aber vor allem dürfen Sie nicht zulas-
sen, dass die Angst Ihre Arbeit behin-
dert. Und zweitens muss es jemand tun.

– Warum Sie?
– Ich bin so erzogen worden. Meine 

Freunde und ich sind der Meinung, dass 
jemand diese Aufgabe übernehmen 
muss. Wir gehen ganz bewusst Risiken 
ein. Aber wir bewältigen die Angst, und 
dabei hilft uns unser Verantwortungs-
gefühl für unser Land und die Liebe zu 
unserem Heimatland. Wenn Sie fragen, 
ob ich hätte getötet werden können, lau-
tet die Antwort eindeutig: Ja. Und das 
mehr als einmal.

Jeder der Informanten hat eine andere 
Geschichte und einen anderen Grund für 
seine Zustimmung zur Zusammenarbeit 
mit den Juden. Erez erzählt uns, dass ei-
ner von ihnen eine kleine Tochter hatte, die 
unheilbar krank war, und ihr Vater war 
bereit, alles zu tun, um sie zu retten. Nach 
mehreren Monaten der Zusammenar-
beit und vielen nützlichen Informationen 
wurde das Mädchen in einem israelischen 
Krankenhaus operiert und ihr Leben ge-
rettet. Ein anderer Informant, der den 
Spitznamen "Großer Krieger" trug, litt 
darunter, dass er in seiner Familie als der 
Dümmste und Wertloseste galt. Er wollte 
vor allem sich selbst beweisen, dass er et-
was wert war. Viele Jahre lang arbeitete 
er mit dem israelischen Geheimdienst zu-
sammen, doch eines Tages erlitt er einen 
Zusammenbruch und beschloss, seine See-
le vom Verrat zu reinigen und in Beisein 
von Erez ein Selbstmordattentat zu bege-
hen. Dies erfährt er zufällig im letzten Mo-
ment vor dem Anschlag in einem Gespräch 
mit einem anderen Informanten, der den 
Spitznamen „Cynic“ trägt. Er nennt sein 
Entkommen ein Wunder, doch sechs von 
Hassons Kollegen, Geheimdienstkoordi-
natoren, wurden von ihren Informanten 
getötet.

– Haben Sie jemals jemanden getötet?
– Ich möchte lieber nicht darüber 

sprechen.
– Dann lassen Sie uns über Filme 

sprechen.
– "Fauda"?
– Ja, sicher.
– Jeder Koordinator kann sagen, dass 

es in dieser Serie um ihn geht. Wir alle 
haben ähnliche Ereignisse erlebt, und 
die Figuren sind aus dem Leben gegrif-
fen. Der Name einer der Hauptfiguren, 
Kapitän Ayoub, ist das Pseudonym ei-
nes Freundes von mir, einer realen Per-
son. Natürlich ist das, was wir in der 
Serie sehen, nicht das wirkliche Leben. 
Da ist viel Hollywood drin, ein Plot, 
in den die Ereignisse eingepasst sind, 
jede Figur hat ihre eigene Linie. Im Le-
ben ist alles viel prosaischer, langsamer 
und gefährlicher. Es gibt kaum Verzö-
gerungen oder Fehler in dem Film. Im 
Leben sind die Dinge natürlich anders. 
Aber ich kann definitiv sagen, dass die-
se Serie unser wirkliches Leben am ge-
nauesten beschreibt.

– In der Serie wird uns ein so brutaler 
Judenhass vorgeführt, dass man es sich 
kaum vorstellen kann. Ist das wirklich 
wahr?

– Ich denke, dass es den Machern 
erst in der letzten Staffel gelungen ist, 
die Haltung der Araber gegenüber 
den Juden einigermaßen angemessen 
darzustellen. In Wirklichkeit ist der 
Hass auf uns viel stärker, tiefer und 
in größerem Umfang. Die Gehirn-
wäsche beginnt in der Kindheit, im 
Kindergarten. Es geht unvermindert 
weiter. Die Show zeigt den Hass "auf 
Messers Schneide", wie man sagt. In 
Wirklichkeit ist es viel schlimmer. 
Ihr Hass ist tiefgreifend und so stark, 
dass er schwer zu beschreiben ist. Und 
ich wiederhole: Es handelt sich nicht 
um einen Krieg zwischen Arm und 
Reich, nicht um einen Kampf um Ter-
ritorien. Es ist ein Religionskrieg, ein 
heiliger Krieg. Die brutalste und uner-
bittlichste Form. Wenn wir also nicht 
verstehen, dass wir stark und zäh sein 
müssen, werden wir einfach nicht exis-
tieren. Weder hier noch anderswo. Wir 
werden als Volk, als Ethnie zerstört 
werden. Sie haben es bereits versucht, 
und zwar mehr als einmal. Nur die 
Feinde ändern sich, das Wesentliche 
bleibt unverändert. Wir befinden uns 
in einer sehr gefährlichen Situation, 
aber wir werden sie meistern.

– Bereuen Sie rückblickend etwas?
– Wenn ich gefragt würde, ob ich 

etwas in meinem Leben ändern möch-
te, würde ich nichts ändern. Trotz der 
Risiken, trotz der Tatsache, dass ich 
nicht genug Zeit mit meiner Familie 
verbracht habe, trotz aller Schwierig-
keiten, hätte ich niemals zugestimmt, 
mein Leben anders zu leben. Es gibt 
keine Möglichkeit zu messen, was man 

gibt und was man dafür bekommt. Es 
gibt keine Worte, um das Gefühl zu 
beschreiben, wenn man einen Terro-
risten mit einem Selbstmordgürtel vor 
sich sieht, der bereit ist, sich in die Luft 
zu sprengen, und man es im letzten 
Moment schafft, ihn aufzuhalten. Ich 
glaube, dass es keinen Beruf gibt, der 
an Wert und Arbeitszufriedenheit mit 
unserem vergleichbar ist. Ich habe 26 
Jahre lang in Shabak gearbeitet, es ist 
meine Heimat. Ich weiß, wie sie geführt 
wird, ich weiß, was dort vor sich geht. 
Dort arbeiten wunderbare Menschen, 
echte Profis und Patrioten. Wir haben 
immer mit der Armee zusammengear-
beitet, die Zusammenarbeit war sehr 
eng. Und die Armeeführung hat mich 
nicht ein einziges Mal abgewiesen, 
wenn ich Hilfe brauchte. Im Allgemei-
nen arbeiten alle Machtstrukturen eng 
miteinander zusammen. Wir können 
Meinungsverschiedenheiten haben, 
unterschiedliche Meinungen, und das 
ist normal. Aber wenn eine Entschei-
dung getroffen wird, dann macht jeder 
seine Arbeit so professionell wie mög-
lich. Ich habe keine anderen Worte als 
Dankbarkeit.

– Gab es Fälle, in denen der Infor-
mant in Gefahr gebracht wurde?

– Natürlich gab es das. Aber ich 
möchte nicht darüber sprechen. So 
lauten die Spielregeln, und sie können 
ziemlich hart sein.

– In Israel wird oft gesagt, dass die Pa-
lästinenser gegen die Besatzung kämp-
fen und dass ihnen in diesem Kampf je-
des Mittel recht ist. Dazu gehören auch 
Angriffe auf die "Besatzungsarmee".

– Ich bin kein Politiker und habe auch 
nicht die Absicht, einer zu werden. Aber 
es ärgert mich sehr, dass die Leute, die 
sich Politiker nennen, nicht wissen, 
wovon sie reden. Sie kennen die Spra-
che nicht, sie verstehen die Kultur und 
die Mentalität nicht, sie verstehen die 
Religion nicht und sie ziehen Schluss-
folgerungen, die nichts mit der Reali-
tät zu tun haben. Wenn sich Fachleute 
untereinander streiten, ist das legitim, 
jeder kann seine eigene Meinung ha-
ben. Aber wenn Politiker anfangen zu 
reden, die keine Ahnung haben, wo-
von sie reden, dann stört mich das sehr. 
Glücklicherweise kann ich sagen, dass 
es keine Verbindung zwischen Politi-
kern, die öffentliche Ämter bekleiden, 
und den beruflichen Entscheidungen, 
die in den Machtstrukturen getroffen 
werden, gibt. Ich habe unter sieben 
Premierministern gearbeitet. Habe ich 
etwas anders gemacht, je nachdem, von 
welcher Partei sie kamen? Nein, natür-
lich nicht. Es macht also absolut keinen 
Unterschied, wer an der Macht ist. Un-
ser Dienst wird unabhängig von der po-
litischen Ausrichtung fortgesetzt.

Das Interview führte Maya Gelfand

Sie interessieren Sich für die „Jüdische Rundschau“, möchten sie aber aus bestimmten 
Gründen nicht abonnieren. Deswegen haben Sie die Zeitung ab und zu im Zeitungski-
osk gekauft. Aber Sie laufen nicht gerne zum Zeitungskiosk oder finden da die Zeitung 
nicht immer. Möglicherweise ist Ihre Beweglichkeit begrenzt oder Sie möchten es lie-
ber bequem…

Dann haben wir ein  
tolles Angebot für Sie!

Sie können auf unserer Website www.juedische-rundschau.de/shop die aktuelle Aus-
gabe der „Jüdischen Rundschau“ bestellen und online bezahlen. Die Zeitung wird in-
nerhalb von 24 Stunden nach Bestellung und Bezahlung an Sie verschickt und kommt 

direkt zu Ihnen per Post in einem neutralen Briefumschlag.
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Terrorgefahr: Der blutige Ramadan-Plan der Hamas
Laut gut informierten Quellen beabsichtigt die islamische Terrorgruppe Hamas während des muslimischen Fas-

tenmonats im Frühling eine große Eskalation herbeiführen und plant im Osten Jerusalems und in Judäa und 
Samaria eine neue Intifada zu entfachen. Auch wenn es unsere Medien nicht einräumen: Der vom Judenhass 

infiltrierten jungen Generation der „Palästinenser“ geht die Gewaltaktivität der „Palästinensischen“ Autonomie-
behörde gegen Israel nicht weit genug. Sie verlangt irrsinnigerweise mehr Konfrontation mit Israel. Das System 
der „palästinensischen“ Aufwiegelung macht sich dies zunutze, und die sozialen Netzwerke ermutigen die jun-

gen Täter geradezu, Terroranschläge zu verüben und zu veröffentlichen, um TikTok-"Helden" zu werden. (JR)
Von Yoni Ben Menachem /  

JNS.org

Die erfolgreiche IDF-Operation in Na-
blus am 22. Februar, bei der acht der 
zwölf getöteten „Palästinenser“ Mitglie-
der der Terrorgruppen Löwengrube, 
Palästinensischer Islamischer Dschihad 
und PFLP waren, war die dritte Opera-
tion dieser Art in den letzten Wochen. 
Bei diesen Razzien dringen israelische 
Spezialkräfte tief in „palästinensische“ 
Städte ein, um Terroristen in der Pla-
nungsphase von Anschlägen zu treffen. 
Die beiden anderen Operationen fan-
den im Flüchtlingslager Aqbat Jaber bei 
Jericho und im Flüchtlingslager Dsche-
nin statt.

Die Operation in Nablus führte zu 
wütenden Reaktionen in den „palästi-
nensischen“ und internationalen Me-
dien und provozierte Raketenbeschuss 
aus dem Gazastreifen auf Israel. Hamas 
und PIJ feuern Raketen auf Israel als Re-
aktion auf jede erfolgreiche Aktion der 
israelischen Sicherheitskräfte im West-
jordanland.

Mit diesen Operationen senden die 
israelischen Verteidigungskräfte und 
der israelische Sicherheitsdienst (Shin 
Bet) eine Botschaft an die „Palästinen-
sische“ Autonomiebehörde und die ter-
roristischen Organisationen: "Israels 
Reichweite ist groß. Es gibt keine Zu-
fluchtsstädte für Terroristen in Judäa 
und Samaria, und die IDF werden jeden 
Terroristen angreifen, der israelische Zi-
vilisten und Soldaten töten will."

Die Terrororganisationen haben Ra-
che für die israelischen Operationen 
geschworen, werden aber trotzdem 
versuchen, Anschläge gegen Israelis zu 
verüben - und die „Palästinensische“ 
Autonomiebehörde wird sich nicht ein-
mischen. Seit der letzten IDF-Operati-
on im Gazastreifen im Mai 2021 haben 
sich in Nordsamaria Terrorzellen gebil-
det, die von der „Palästinensischen“ Au-
tonomiebehörde, die sich nach wie vor 
weigert, sie zu bekämpfen, unbehelligt 
bleiben.

Die Terrororganisationen planen, ihre 
Angriffe auf den Monat Ramadan (22. 
März bis 21. April 2023) zu verstärken, 
um eine dritte Intifada auszulösen. Ha-
mas-Führer Ismail Haniyeh veröffent-
lichte am 23. Februar eine Erklärung, in 
der er sagte, dass das „palästinensische 
Volk“ niemandem erlauben werde, die 
sich im Westjordanland entwickelnde 
Intifada zu unterdrücken, und fügte 
hinzu, dass "die Kampagne gegen den 
Feind in ein Stadium starker Verzweif-
lung [Israels] eintrete und die Besatzer 
brechen und sie aus dem Land unserer 
Väter und Großväter vertreiben werde".

Hamas plant eine große Eskalation
Die Hamas beabsichtigt, während des 
Ramadan eine größere Eskalation her-
beizuführen. Die Entwicklungen vor 
Ort kommen ihr dabei zugute. Die 
Macht der „Palästinensischen“ Auto-
nomiebehörde nimmt kontinuierlich 
ab, und in Israel befindet sich die neue 
Regierung in einer diplomatischen 

Konfrontation mit der internationalen 
Gemeinschaft und in einer innenpoliti-
schen Krise.

Die jüngere „palästinensische“ Gene-
ration ist von der korrupten „Palästinen-
sischen“ Autonomiebehörde entmutigt 
und sehnt sich nach einer Konfrontati-
on mit Israel, da sie keine Erinnerungen 
an frühere Intifadas hat. Das System 
der „palästinensischen“ Aufwiegelung 
macht sich dies zunutze, und die so-
zialen Netzwerke ermutigen die Ju-
gend, Terroranschläge zu verüben und 
TikTok-"Helden" zu werden. Während 
andere soziale Medienplattformen die 
„palästinensische“ Aufwiegelung ein-
schränken oder zensieren, tut das chine-
sische Unternehmen TikTok dies nicht.

Die IDF werden gezwungen sein, 
zusätzliche Operationen tief im „paläs-
tinensischen“ Gebiet durchzuführen, 
weil die „Palästinensische“ Autonomie-
behörde nicht mehr gegen den Terro-
rismus kämpft - ein Verstoß gegen die 
Osloer Abkommen. Der Großteil der 
„palästinensischen“ Öffentlichkeit im 
Westjordanland ist nicht an einer neuen 
Intifada interessiert. Schätzungsweise 
160.000 „Palästinenser“ arbeiten in Is-
rael, und sie wollen ihre Familien wei-
terhin unterstützen. Allerdings könnte 
die zunehmende Gewalt die Ereignisse 
diktieren.

Ramadan - der Plan von Hamas
Die Gewalt hat sich bisher aus mehreren 
Gründen nicht zu einer ausgewachse-
nen Intifada entwickelt:

1. Die interne Spaltung zwischen Fa-
tah und Hamas.

2. Die „Palästinensische“ Autonomie-
behörde lehnt es ab, die terroristischen 

Aktivitäten der bewaffneten Gruppen 
zu unterstützen.

3. Der Großteil der „palästinensi-
schen“ Öffentlichkeit im Westjordan-
land und im Osten Jerusalems beteiligt 
sich nicht an der Gewalt.

Die „palästinensische“ Aufwiege-
lungsmaschinerie nutzt die Tatsache 
aus, dass sich das Pessachfest (5. bis 13. 
April) in diesem Jahr mit dem Rama-
dan überschneidet. Gruppen der isra-
elischen Rechten planen für die Feier-
tage Aktivitäten auf dem Tempelberg 
und an der Klagemauer. Die „Palästi-
nenser“ werden ihr falsches Narrativ 
verbreiten, wonach Israel beabsichtigt, 
den Tempelberg und die Al-Aqsa-Mo-
schee zu übernehmen und sie physisch 
zwischen Juden und Muslimen aufzu-
teilen, wie es 1994 in der Höhle der Pa-
triarchen in Hebron geschah.

Die „palästinensische“ Darstellung 
wird auf die steigende Zahl jüdischer 
Besucher auf dem Tempelberg ver-
weisen. Letztes Jahr besuchten 3.670 
Juden den Berg während des Pessach-
festes, eine Zahl, die in diesem Jahr vo-
raussichtlich noch steigen wird. Einige 
eifrige Juden könnten sogar ihre Ab-
sicht verkünden, das jahrtausendealte 
Osteropfer in diesem Jahr wieder ein-
zuführen.

Jeder israelische Versuch, den Status 
quo auf dem Tempelberg zu ändern, 
bedeutet aus Sicht der Muslime das 
Überschreiten einer roten Linie.

Die Hamas plant seit langem, im Os-
ten Jerusalems und in Judäa und Sa-
maria eine neue Intifada zu entfachen, 
wobei sie sich auf zwei Hauptelemente 
stützt, die die „palästinensische“ Straße 
aufrütteln können: die Sicherheitsge-

fangenen in israelischen Gefängnissen 
und die Al-Aqsa-Moschee.

Die Sicherheitsgefangenen haben be-
reits angekündigt, dass sie zu Beginn 
des Ramadan in den Hungerstreik tre-
ten wollen.

Der Aktionsplan von Hamas und PIJ 
für den Ramadan sieht wie folgt aus:

1. Ausrufung von zivilem Ungehor-
sam in den arabischen Stadtvierteln im 
Osten Jerusalems.

2. Beginn eines Zermürbungskrieges 
gegen die IDF-Truppen und israelische 
Zivilisten aus Nablus und Jenin.

3. Abschuss von Raketen aus Gaza zur 
Unterstützung der neuen Intifada.

4. Aufruf an "einsame Wölfe", überall 
Anschläge gegen israelische Soldaten 
und Zivilisten zu verüben.

5. Aufforderung an die israelischen 
Araber, das Lebensgefüge in Israel zu 
stören.

Auf der „palästinensischen“ Straße 
geht man davon aus, dass innerhalb 
weniger Wochen über eine neue Inti-
fada im Westjordanland gesprochen 
werden kann. In dem Maße, wie die 
Zahl der „palästinensischen“ Todesop-
fer zunimmt, wird auch die Zahl derer 
steigen, die sich einer neuen Intifada 
anschließen.

Yoni Ben Menachem, ein langjähriger 
Kommentator für arabische Angelegen-
heiten und diplomatische Angelegen-
heiten für den israelischen Rundfunk 
und das israelische Fernsehen, ist ein 
leitender Nahost-Analyst des Jerusalem 
Center for Public Affairs. Er diente als 
Generaldirektor und Chefredakteur der 
israelischen Rundfunkbehörde.

Ursprünglich veröffentlicht vom Jeru-
salem Center for Public Affairs.

Der Status quo auf dem Tempelberg ist für die Hamas ein Provokationsgrund.
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Das Jüdische Museum Berlin mit  
„Paris Magnétique. 1905-1940“ 

In der Ausstellung geht es um Paris als Anziehungspunkt für internationale Künstler und der daraus hervorgegan-
genen „École de Paris“. Der Fokus liegt auf der immensen Bereicherung der französischen Kulturszene durch die 
jüdischen Künstler, die primär vor dem Ersten Weltkrieg ihren Weg in die Stadt fanden. Sie kamen vor allem aus 

Mittel- und Osteuropa – unter ihnen auch Marc Chagall. Die jüdische Emigration nach Frankreich wurde durch die 
Machtübernahme der Nazis in Deutschland jäh gestoppt. (JR) 

Von Sabine Marie Wilke

Die Berlinische Galerie zeigte mit der 
Ausstellung „Magyar Modern. Unga-
rische Kunst in Berlin 1910–1933” wie 
ungarische Künstler die Berliner Kultur 
bereicherten. Insbesondere nach 1919 als 
sie in ihrer Heimat politisch verfolgt oder 
aufgrund ihrer jüdischen Religion ausge-
grenzt wurden.

Eine andere Migrationsbewegung in 
der Kunstgeschichte greift nun das Jü-
dische Museum Berlin (JMB) mit „Pa-
ris Magnétique. 1905-1940“ auf. In der 
Ausstellung geht es um Paris als Anzie-
hungspunkt für internationale Künstler 
und der daraus hervorgegangenen „École 
de Paris“, der Pariser Schule. Der Begriff 
beschreibt die kosmopolitische Künstler-
gemeinschaft der Zugezogenen, für die 
Paris nicht nur eine Art Schule war, son-
dern auch zur Heimat wurde und dessen 
Kunstszene sie prägten. 

Die Ausstellung hat selbst eine Reise 
hinter sich. Sie war 2021 im Musée d'art 
et d'histoire du Judaïsme in Paris unter 
dem Titel „Chagall, Modigliani, Soutine. 
Paris pour école, 1905-1940“ zu sehen. 
Der Name verrät bereits, welch bekannte 
Größen der Gemeinschaft angehörten. 
Pascale Samuel hat die Schau kuratiert 
und die Kuratorin des JMB Shelley Har-
ten hat sie für Berlin adaptiert. Gekom-
men sind etwa 140 Werke von 33 Künst-
lern, die in zehn Kapiteln von der École 
de Paris erzählen: ihren Anfängen, ihren 
Orten, ihren Künstlern, ihren Themen 
sowie ihren Kunstströmungen und was 
Paris so besonders machte.

Paris als Zufluchtsort
Paris war, wie Berlin, ein Zufluchtsort, 
doch die Stadt war bereits um 1900 eine 
Kunstmetropole mit kosmopolitischem 
Flair. In ihren Straßen wehte ein frei-
er Geist, in denen neue künstlerische 
Trends gedeihen konnten und Neuan-
kömmlinge aus der Ferne nicht auffie-
len. Wer seine künstlerische Karriere 
voranbringen wollte, ging nach Paris. Die 
Avantgarde mit Werken des Fauvismus, 
Kubismus, Konstruktivismus und Ex-
pressionismus füllten damals die Pariser 
Galerien und hier den ersten Raum. Zu 
sehen sind Sonia Delaunays abstraktes 
„Elektrisches Prismen, Nr. 41” (1913/14) 
oder Alice Halickas „Kubistisches Stillle-
ben” (1915). Der Fokus der Ausstellung 
liegt auf jüdischen Künstlern, die primär 
vor dem Ersten Weltkrieg ihren Weg in 
die Stadt fanden. Sie kamen vor allem aus 
Mittel- und Osteuropa.

Unter ihnen der Ungar Béla Czóbel. 
Wer in „Magyar Modern“ die leuchten-
den Farben seiner vom Fauvismus ge-
prägten Topfpflanze bewundert hat, dem 
wird hier seine Pariser Zeit in Erinnerung 
gerufen, repräsentiert durch sein farben-
frohes Gemälde „Maler auf dem Lande“ 
(1906). Er gehörte zur ersten Generation 
der Ankommenden in Paris. Darunter 
waren interessanterweise auch Deutsche 
wie der Maler Walter Bondy, der an der 
Seine Inspiration suchte. Um sie herum 
gesellten sich später Künstler verschie-
denster Herkunft, die über die deutsche 

Sprache verbunden waren: 
viele von ihnen hatten zu-
vor in Berlin, in Karlsruhe 
oder vor allem in München 
studiert. So auch Czóbel. 
Mit dem Ausbruch des 
Ersten Weltkrieges musste 
er Frankreich verlassen. Er 
verweilte bis 1919 in Hol-
land und zog dann nach 
Berlin, wo er seine „Berli-
ner Straße“ (1920) malte.

Während in „Magyar 
Modern“ Bilder zu sehen 
waren, die eine künstleri-
sche Auseinandersetzung 
mit Berlin zeigten, taucht 
Paris als Motiv kaum bei 
den hier präsentierten 
Künstlern auf.  

Jiddisch mit Chagall
Eine Ausnahme bildet 
Michel Kikoïnes „La Ru-
che im Schnee“ (1913). 
Das Bild zeigt das Künst-
lerhaus La Ruche und fällt 
auf, da viel Zuneigung 
mitschwingt. Als Kikoï-
ne 1912 mit 20 Jahren 
nach Paris kam, lag seine 
Heimat in weiter Ferne. 
Er war im Russischen 
Kaiserreich aufgewach-
sen, wo Juden Pogromen 
ausgesetzt waren. Mit 
wenigen Talern in der 
Tasche richtete er sich im 
La Ruche ein. Dort konnte man güns-
tig Ateliers mieten und es war für viele 
Neuankömmlinge die erste Adresse. 
Die Ausstellung begleitet den Besucher 
an diesen besonderen Ort, der gewis-
sermaßen auch Geborgenheit bot. Die 
Künstler waren nicht allein, sondern in 
guter Nachbarschaft anderer Künstler, 
die schon Netzwerke in der Stadt hat-
ten. So fand Kikoïne bereits Chagall 
dort vor, mit dem er sich auf Jiddisch 
austauschen konnte. Er war nicht der 
einzige. Ein paar Türen weiter arbei-
teten Moïse Kisling, Léon Indenbaum 
und Chaïm Soutine. Sogar Amadeo 
Modigliani war Gast. 

Sie und viele andere Namen finden 
sich auf einer Grafik, die die Künstler 
des La Ruche illustriert. Die Grafiken 
an den verschiedenen Stationen der 
Ausstellung gehören zu den Stärken 
der Schau. Sie machen die vielen Ver-
knüpfungen zwischen den Künstlern 
sichtbar sowie die Zeiträume, in denen 
sie ankamen und welche künstleri-
schen Strömungen ihnen nahe waren. 
Die Grafiken bieten eine gute Orien-
tierung in dem vielfältigen Wirken der 
Künstler und ihren verflochtenen Be-
ziehungen.

Das La Ruche war zwar praktisch, 
aber nicht perfekt und wer sich in der 
Pariser Gesellschaft integriert hatte, 
zog weiter. Ein wichtiges Ereignis da-
bei bildete der Erste Weltkrieg. Kikoï-
ne und Kisling traten der Fremdenlegi-
on bei, um Frankreich zu unterstützen 
und ihre Verbundenheit zur ihrer neu-

en Heimat zu zeigen. Beide erhielten 
später die französische Staatsbürger-
schaft. 

Die 1920er-Jahre brachten eine Zei-
tenwende. Stand bisher die Identität als 
Künstler im Vordergrund, rückte mit 
dem Zustrom weiterer Künstler von au-
ßerhalb ihre Nationalität in den Blick. 
1923 beschloss der Salon des Indépen-
dants, die Künstler mit ihren Werken 
nicht mehr alphabetisch, sondern nach 
Nationalität zu präsentieren. Um die-
ser Fremdenfeindlichkeit entgegenzu-
wirken, prägte der Schriftsteller André 
Warnod 1925 die Bezeichnung „École 
de Paris“ für die ausländischen Künst-
ler, die zu Beginn des 20. Jahrhunderts 
nach Paris kamen und die Kunstszene 
maßgeblich beeinflussten.

„Die jüdische Renaissance“
Zur gleichen Zeit war dies für einige 
Künstler Anlass, sich mit ihrer jüdischen 
Herkunft auseinanderzusetzen. Im Ab-
schnitt „Die jüdische Renaissance“ holt 
die Ausstellung Publikationen hervor, 
die sich mit jüdischer Kultur beschäf-
tigten. Sie erschienen auf Hebräisch, 
wie das erste jüdische Kunstjournal 
„Makhmadim”, auf Französisch, wie die 
Zeitschrift „Menorah” oder auf Jiddisch 
wie die Buchreihe „Les artistes Juifs”. 

In der Kunst ist der Trend bei Alice 
Halicka und Mané Katz ablesbar. Sti-
listisch lässt Halicka den Kubismus 
hinter sich, reist 1921 in ihre Heimat 
Krakau zurück und hält Szenen des jü-
dischen Viertels im folkloristischen Stil 

fest wie in „Jüdisches Fest” 
(1921). Katz, aus der Uk-
raine stammend, widmete 
sich ebenfalls dem Stetl. 
Sein „Jüdischer Student” 
(1927) mit seiner präg-
nanten geschwungenen 
Linienführung bleibt im 
Gedächtnis. Während 
Katz ab 1928 regelmäßig 
nach Palästina fuhr, war 
Halickas Beschäftigung 
mit der jüdischen Kultur 
nur vorübergehend. Später 
entwarf sie Kostüme und 
Bühnenbilder in London 
und New York.  

Das viele Reisen und 
der kosmopolitische Le-
bensstil kennzeichneten 
die Künstler, gerade in 
den 1920er-Jahren, in 
der die Kunstszene und 
das Nachtleben in Paris 
vibrierten. Viel Dynamik 
herrscht in den farbigen 
Pastellen des Welten-
bummlers Jules Pascin 
und in den Skizzen der 
Malerin Lou Albert-
Lasard, die einen guten 
Eindruck der Tanzbars 
und dem amüsierfreudi-
gen Publikum vermitteln. 
Beides waren schillern-
de Figuren der Pariser 
Bohème mit filmreifen 
Biografien. 

Später kehrt Ruhe in die Bilder, etwa 
bei Kislings „Frau mit polnischem 
Schal“ (1928). Seine klare Linienfüh-
rung und Farbgebung reflektieren den 
für die Zeit typischen Stil der Neu-
en Sachlichkeit. Das Bild aber erzählt 
mehr: Der polnische Schal mit dem far-
bigen Blumenmuster ist eine Referenz 
an seine Heimat Krakau und die Augen 
der Frau sind voll Melancholie. Sie be-
sitzt eine Anmut, die unter den gezeig-
ten Portraits kaum zu finden ist.

Die 1930er Jahre sind hier als Vorah-
nung dargestellt: Der Einmarsch der 
deutschen Truppen 1940 setzt dem 
freiheitlichen Geist Paris’ ein Ende. Den 
jüdischen Künstlern der École de Paris 
droht die Deportation sofern sie nicht 
ins Ausland oder in den Untergrund 
fliehen. Auf der letzten Wand drängen 
sich dicht Schwarzweißfotos ihrer Wer-
ke, die die Nationalsozialisten vernich-
tet haben. Es ist ein sensibel gestalteter 
Abschluss, der die reichen, lebendigen 
vorangegangen Eindrücke beim Besu-
cher nicht erdrückt, sondern weiter at-
men lässt.  

Die Ausstellung öffnet ein Fenster 
zu einem faszinierenden Bereich der 
Kunstgeschichte. Zudem beweist sie 
Aktualität und Bedeutung. Migration 
ist keine neue Erscheinung, aber die 
École de Paris bietet ein gutes Beispiel 
dafür, wie Anregung von außen, Integ-
ration und liberale Geisteshaltung ein 
kulturelles Miteinander ermöglichen, 
bei der die Herkunft des Einzelnen 
nicht relevant sein muss. 

Michel Kikoïne “La Ruche sous la neige” (La Ruche im Schnee), 1913 
Collection: Association des Amis du Petit Palais, Geneva
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Shelly Kupferbergs Debüt-Roman „Isidor“: 
Vom Erfolg zur Verfolgung 

Die jüdische Publizistin Shelly Kupferberg begibt sich in ihrem Roman auf den Lebensweg ihres Urgroßonkels Isidor 
Geller, der in der feinen Wiener Gesellschaft gefeiert war und mit dem Anschluss Österreichs an Nazi-Deutschland 
alles verlor. An Isidors Schicksal ist klar nachvollziehbar, wie der Akt der Vernichtung sich bereits unmittelbar nach 

dem Anschluss an Deutschland anhand bürokratischer Prozesse manifestierte. All diese Überlegungen bündelt 
Shelly Kupferberg in der Frage: „Was bleibt von einem Menschen übrig, wenn nichts von ihm übrigbleibt?“ (JR)

Von Dr. Ludger Joseph Heid

Shelly Kupferberg ist eine in Tel Aviv 
geborene und in Berlin lebende Journa-
listin, Publizistin, und gefragte Modera-
torin, die nunmehr ihren Debüt-Roman 
„Isidor“ vorgelegt hat – ein jüdisches 
Leben, das im „hinterletzten ärmlichen 
Winkel“ in einem ostgalizischen Kaff 
namens Lokutni begann und in Wien 
elendig endete. „Isidor“ ist ein glänzend 
geschriebenes Buch, das den Leser von 
Anfang bis Ende fesselt. Kupferbergs 
„Isidor“ ist eine schön-traurige Famili-
engeschichte – ihre eigene. Sie zeichnet 
den Lebensweg des Israel/Isidor Gel-
ler nach, feinfühlig, persönlich, empa-
thisch, intim. „Isidor“ steckt voller Po-
esie. 

Es ist die Geschichte von Shelly Kup-
ferbergs Urgroßonkel Isidor Geller 
(15.9.1886-17.11.1938), der seinen Ge-
burtsnamen „Israel“ ablegte, und seinen 
Vaternamen „Judenfreund“ nicht tragen 
musste. Das lag daran, weil die Ehe sei-
ner Eltern, wie es religiöser Tradition 
entsprach, nur im Tempel und nicht vor 
einem weltlichen Standesamt geschlos-
sen worden war - und damit illegitim 
war, die Kinder als unehelich galten. Die 
Kinder wurden demzufolge nach ihrer 
Mutter „Geller“ genannt. Isidors Mut-
ter hieß Batja (Bessie) Geller, sein Vater 
trug den Namen Eisik Judenfreund. Isi-
dors Geschwister, allesamt nach 1880 
geboren, trugen die der Bibel entnom-
menen Namen: David, Rubin (Rudolf), 
Nathan und Fejge (Franziska), keine 
Namen, die Türen öffneten. Shelly Kup-
ferbergs „Isidor“ ist zugleich eine Hom-
mage an ihren Großvater Walter Grab.

Assimilation durch Umbenennung
Gellers eigentlicher Vorname lautet „Is-
rael“, er selbst hat seinen jüdisch konno-
tierten Vornamen alliterierend in Isidor 
geändert. Der Name „Israel“ dürfte der 
Personenname mit der stärksten anti-
semitischen Ladung sein – der Name 
als Stigma. Für ihn mag diese Namens-
änderung ein Stück Assimilation auf 
seinem Emanzipationsweg bedeutet ha-
ben. Ab Mitte des 19. Jahrhunderts wur-
de der einst seltene Vorname „Isidor“ im 
deutschen Sprachraum gängig. Damit 
bekam dieser Name eine Verbreitung, 
der für Juden nicht das Jüdisch-Alttesta-
mentarische symbolisierte, sondern den 
geglückten Versuch, sich der deutschen 
Welt anzugleichen – der Versuch, vom 
genannten „Israel“ im Gleichklangna-
men „Isidor“ unterzukommen. Indes: 
Für Antisemiten symbolisierte der (aus 
dem Griechischen stammende!)  Name 
„Isidor“ das genaue Gegenteil, nämlich 
die Tatsache, dass man sich eben nur äu-
ßerlich angenähert und das unauslösch-
lich Jüdische vergeblich verdeckt habe. 
Die Entgegensetzung von „Isidor“ und 
Deutschsein wurde perfekt.

Von „Israel“ zu „Isidor“ ist nur ein 
kleiner phonetischer Schritt, seinen 
jiddischen Vornamen zu verdeutschen, 
war zugleich ein Versuch, nicht sofort 

als Ostjude erkannt zu werden. 
Doch warum legte er sich den 
Vornamen „Isidor“ zu? Wusste 
er nicht, dass auch dieser Name 
unbezweifelbar die Speerspitze 
antisemitischer Namenpole-
mik war? Dem Namen Isidor, 
so Dietz Bering in seiner ful-
minanten Studie Der Name als 
Stigma, haftete die Komponente 
„besonders negativer jüdischer 
Typ“ an und gab der Markierung 
drückendes Gewicht. Mögli-
cherweise glaubte Isidor sich ety-
mologisch geschützt durch die 
Tatsache, dass der Name Isidor 
gar nicht jüdisch-hebräischer, 
sondern griechischer Herkunft 
ist - „Geschenk der Isis“.

Die Welt, aus der Isidor stammt, 
schien der irdischen Welt weit 
entrückt, es war die Welt des Tal-
mudgelehrten Vaters Eisik, die 
Welt des Chassidismus, die Enge 
eines galizischen Schtetls, des 
Jochs der 613 Ge- und Verbote. 
Es war ein ärmliches Milieu, in 
dem Isidor aufwuchs: Der Vater, 
tagsüber in der Schil „Gemore“ 
lernend und sein Leben mit dem 
Studium der heiligen Bücher ver-
bringend, trug nichts zum Fami-
lienhaushalt bei. Dafür kannte er 
allerdings den Talmud auswen-
dig. Eine Welt, Lichtjahre ent-
fernt von der väterlichen Welt, 
die Heine besungen hat, der für 
seine „Freunde“ ein „neues“ und 
„besseres“ Lied dichtete und der 
„hier auf Erden schon das Him-
melreich“ errichten wollte. Das 
erhoffte sich auch Isidor, indem 
er seinem Zuhause den Rücken 
kehrte, sich einen neuen Namen 
gab und mit seiner Wanderschaft 
in die k.u.k.-Metropole Wien das 
orthodoxe Judentum, seine Mut-
tersprache Jiddisch und seinen 
ererbten Namen hinter sich ließ. 
Isidor strebte nach den „Zucker-
erbsen für jedermann“, der Him-
mel sollte den Engeln und Spat-
zen überlassen bleiben.

Und dazu noch der Vatername: Ju-
denfreund! Israel Judenfreund! Wie 
will ein solcher Namensträger in einer 
säkularen Welt zurechtkommen, ohne 
sich antisemitischer Attacken erwehren 
zu müssen? Angesichts dieses Gegenei-
nanders musste jeder, der diesen omi-
nösen Namen kombiniert mit einem 
ohnegleichen „jüdisch“ markierten Fa-
miliennamen, in besonderer Weise der 
Lächerlichkeit preisgegeben sein. Wäh-
rend also andere Juden unbedingt den 
Namen „Isidor“, der in zahllosen Witzen 
figuriert wurde, loswerden wollten, leg-
te sich Geller diesen markierten Namen 
zu. War das sein persönlicher Ausdruck 
von Selbstbewusstsein, von Stolz gar?

Anerkennung seines Lebensweges
Shelly Kupferberg ist die Enkelin von 
Walter Grab (1919-2000), einem in-

ternational renommierten israelischen 
Historiker und Literaturwissenschaft-
ler, Jakobiner-Forscher. Seinen fesseln-
den Erzählungen verdankt die Enkelin 
das Wissen über Isidor, der Bruder von 
Grabs Mutter Franziska (Fejge). Die 
weiteren Details über das Leben (und 
Sterben) Isidor Gellers entdeckte sie in 
österreichischen Archiven, allen voran 
das Archiv des Bundesdenkmalamtes in 
Wien, wo die archivalische „Black Box“ 
von Isidors Leben ausgewertet wurde - 
und auf dem Hängeboden ihres Groß-
vaters Walter in der Tel Aviver Gordon 
Straße 15. Dieses (Vor-)Wissen löste 
das Ticket zur Neugier. Kurz: Ihr de-
tektivisches Gen begann sich zu regen. 
So entdeckte sie im Österreichischen 
Staatsarchiv Kurlisten, aus denen her-
vorgeht, in welchen Orten und Hotels 
und in welcher Begleitung Isidor Ur-

laub machte. Bei all ihren Re-
cherchen und Erkenntnissen 
über Isidors Leben hatte sie 
das Gefühl, sie gebe ihm eine 
Geschichte – seine Geschich-
te zurück. Das allein bedeutet 
eine späte Anerkennung sei-
nes Lebensweges und seiner 
Träume. 

Der aus ärmlichen Ver-
hältnissen stammende Isidor 
(manchmal ließ er sich auch 
Ignaz oder Innozenz nennen) 
Geller hatte sich in Wien, wo 
er 1908, 22-jährig, eintraf, eine 
weltliche Bildung angeeignet, 
Jura studiert und in diesem 
Fach promoviert, eine gefrag-
te anwaltliche Sozietät aufge-
baut und war bis zum Kom-
merzialrat aufgestiegen, um 
es dann bis zum Berater der 
österreichischen Regierung 
zu bringen. Durch geschickte 
Geldanlagen war er zu Wohl-
stand gekommen, kurz: er war 
steinreich, jemand, der sich al-
les leisten konnte. 

Der Initialgedanke, mehr 
über diesen geheimnisumwit-
terten Urgroßonkel ans Licht 
zu bringen, kam Shelly Kup-
ferberg 2018 während einer 
Tagung zur Nazi-Raubkunst 
„20 Jahre Washingtoner Prin-
zipien – Wege in die Zukunft“, 
eine Tagung, die sie moderier-
te. Sie wollte mehr über diesen 
mysteriösen Verwandten er-
fahren. Mit einem Mal erin-
nerte sie sich: In dem Palais 
ihres betuchten Urgroßonkels 
musste doch auch Kunst an 
den Wänden gehangen haben, 
und überhaupt: Teppiche, bi-
bliophile Bücher und vieles 
mehr. 

Die Geschichte des „Isi-
dor“ ist eine Geschichte vom 
phänomenalen Aufstieg und 
tiefem Fall, man mag sich an 
die Geschichte des Hofjuden 
Joseph Süß Oppenheimer 

(1698-1738), Hoffaktor und Finanzbe-
rater am württembergischen Hof Her-
zog Karl Alexanders, erinnert fühlen, 
die Geschichte, die Lion Feuchtwanger 
unnachahmlich in seinem Roman „Jud 
Süß“ beschrieben hat. Oppenheimer 
wurde Opfer eines Justizmordes auf-
grund judenfeindlicher Anschuldigun-
gen, er wurde hingerichtet und sein 
Leichnam sechs Jahre lang in einem 
Käfig zur Schau gestellt. Dr. Israel alias 
Isidor Geller wurde zwar nicht in ei-
nem Metallkäfig aufgehängt und dem 
Gespött der Wiener Bevölkerung zur 
Schau gestellt, doch fand er sich in den 
Folterkellern der Gestapo wieder, die 
ihn neben all der Demütigungen und 
Qualen so lange traktierten, bis er sein 
Vermögen den Nazis überschrieb. Die 
Nazis waren keine Mörder – sie waren 
Raubmörder.

Shelly Kupferberg und Cyrus Overbeck vor einem Bild „Sophie Scholl“ bei 
der Buchpräsentation „Isidor“ in der Alten Brotfabrik in Duisburg
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Anschluss und „Endlösung“
Hitler holte am 15. März 1938 im 
Handstreich seine alte Heimat, wie 
er es vor hunderttausenden enthusi-
asmierten Wienern und vor der Welt-
geschichte offiziell und großspurig 
verkündete, heim ins Reich. Es waren 
die „dröhnenden Akkorde eines nati-
onalen Gebets“, wie Joseph Goebbels, 
der hinkende Propagandaminister, 
in seiner gewohnt blumigen Agitati-
onssprache meinte, als er den Einzug 
des Österreichers Adolf Hitler in die 
österreichische Hauptstadt Wien für 
den groß-deutschen Rundfunk kom-
mentierte: „So ist aus den unendlichen 
Qualen des deutschen Volkes in Ös-
terreich am Ende doch die Erlösung 
gekommen“. Und der „Erlösung“ soll-
te die „Endlösung“ auf dem Fuße fol-
gen, zunächst verbal, doch bald schon 
final. Und alles ging sehr schnell: In 
den stürmischen Märztagen des Jahres 
1938 überschlugen sich in Österreich 
die politischen Ereignisse.

Die Schreckensherrschaft begann, 
eine widerliche Mischung aus geplan-
ten „Säuberungen“ der Deutschen 
und den spontanen lokalen Ausbrü-
chen grausamer Vergnügungen – 
Terror gegen Sozialdemokraten, vor 
allem aber gegen Juden. Tatsächlich 
zeigten sich die österreichischen Hel-
fershelfer williger als ihre deutschen 
Nazivorbilder bei der Misshandlung 
von Hilflosen.

Was in Österreich im März 1938 
geschah, war zum großen Teil ein 
Ausbruch des Pöbels, der sich an jü-
dischem Eigentum bereichern wollte. 
In diesem unerhörten Raubzug wur-
den tausende Wohnungen, Geschäfte, 
Betriebe und andere Unternehmun-
gen, die Juden gehörten, „arisiert“. So 
geschah es auch in der Canovagasse 
7, eine Etage mit zehn Zimmern im 
Stadtpalais des Freiherrn Eugéne de 
Rothschild, die beste Lage der Wiener 
Innenstadt, die Wohnung des Kom-
merzialrates Dr. Isidor Geller. Halb 
Wien traf sich hier. Es wurde parliert, 
debattiert, getrunken, philosophiert. 
In dieser Atmosphäre ergab sich auch 
schon mal das eine oder andere Ge-
schäft. Man hofierte den großzügigen 
Gastgeber, man konsultierte ihn, man 
umwarb ihn, man wollte teilhaben am 
Luxus des Dr. Geller. Doch all dies 
zählte nichts mehr als die Nazis sich 
Wien und dann ganz Österreich be-
mächtigten.

Es kam in Wien, wo zu diesem Zeit-
punkt etwa 175 000 Juden lebten, zu 
wüsteren antisemitischen Ausschrei-
tungen, als es sie bis dahin in Nazi-
deutschland selbst gegeben hatte. 
Die Zwischenfälle auf den Straßen 
österreichischer Städte und Dörfer 
unmittelbar nach der deutschen Inva-
sion waren abscheulicher als alle, die 
man bis dahin in Hitlers Reich erlebt 
hatte. Österreich im März 1938, das 
war sozusagen eine Generalprobe für 
die deutschen Pogrome im kommen-
den November. Der Dramatiker Carl 
Zuckmayer, der in diesen Tagen zufäl-
lig in Wien war, beschreibt seine Ein-
drücke so: „Die Unterwelt hatte ihre 
Pforten aufgetan und ihre niedrigs-
ten, scheußlichsten, unreinsten Geis-
ter losgelassen. Die Stadt verwandelte 
sich in ein Alptraumgemälde des Hi-
eronymus Bosch. ... Die Luft war von 
einem unablässig gellenden, wüsten, 
hysterischen Gekreische erfüllt, aus 
Männer- und Weiberkehlen...“

Einen dieser Exzesse erlebte auch 
Isidors Neffe Walter Grab, der gerade 
an der Universität Wien sein Studium 
aufgenommen hatte. Auch wenn seine 
Schilderung, die er in seinen Erinne-

rungen (Walter Grab: Meine vier Le-
ben. Gedächtniskünstler, Emigrant, 
Jakobinerforscher, Demokrat, Köln 
1999) ebenso plastisch wie drastisch 
festgehalten hat, an unangenehmer 
Derbheit kaum zu überbieten ist, ver-
deutlicht sie doch den alltäglichen 
aus den Fugen geratenen Judenhass, 
der auf den Wiener Straßen des Jahres 
1938 zum Ausdruck kam.

Warum Wien? Gerade Wien! Des-
wegen Wien, weil hier Adolf Eich-
mann das „Sonderkommando des 
SD-Referates II-112“ entwickelte. 
Gerade in der Donaumetropole, wie 
kaum irgendwo sonst, wurden die 
Verbrechen an Juden als gesellschaft-
liches Ereignis jubelnd vermeldet, 
dessen Erfolge in öffentlichen Raub-
zügen, Verächtlichmachung und De-
mütigungen, in Prügelorgien, in Pog-
romen, wie etwa im November 1938, 
mit Morden, Brandlegungen und Ver-
gewaltigungen gefeiert wurden. Auch 
waren die Wiener Juden keineswegs 
Opfer einer von außen kommenden 
Politik: Jene Ausschreitungen und 
Raubzüge, die bisher in Deutschland 
(noch) unvorstellbar waren und nun-
mehr das ganz besondere Ambiente 
des nazistischen Wiens ausmachten, 
setzten nicht erst mit dem Einmarsch 
der Deutschen ein – es war bereits 
vorhanden. 

Raubzug der Nazis
Der im vorauseilenden Gehorsam 
an den Tag gelegte Arbeitseifer, die 
Schnelligkeit und Pedanterie, mit 
denen im Wien des Jahres 1938 an-
tijüdische Maßnahmen, Erlasse und 

Gesetze beschlossen und 
durchgeführt wurden, führt 
die sprichwörtliche Schlam-
pigkeit oder Langsamkeit 
der Wiener Bürokratie ge-
radezu ad absurdum. Das 
bekam Isidor Geller zu spü-
ren, nachdem die Nazis ihn 
einer „Sonderbehandlung“ 
unterzogen. 

Unmittelbar nach der 
„Heimholung“ ins „Groß-
deutsche Reich“ im März 
1938 begann ein einzigarti-
ger „legalisierter“ Raubzug 
der Nazis gegen die gesamte 
jüdische Bevölkerung, der 
anfangs ein solch anarchis-
tisches Ausmaß annahm, 
dass selbst die Nazis in das 
Chaos eingreifen mussten. 
Unter einem erfundenen 
System der Pseudorechtmä-
ßigkeit klangen moralisch 
schlechte Handlungen auf 
einmal gut: Allein in Wien 
wurden 70.000 Wohnun-
gen, unzählige Betriebe und 
Geschäfte „arisiert“. 

Isidor war nicht in der 
Lage, auch nicht willens, die 

Zeichen der Zeit zu erkennen – und 
hat sie wohl verdrängt. Mögliche War-
nungen scheint er nicht ernst genom-
men zu haben, glaubte sich vielleicht 
geschützt durch diejenigen Autoritä-
ten, die sich im sonntäglichen Glanz 
der Gellerschen Einladungen gesonnt 
hatten. Sein immer noch jugendlicher 
Neffe Walter, gleichwohl ausgestattet 
mit einem besseren Gespür für die po-
litische Lage, fragte den Onkel, warum 
er Wien nicht längst verlassen habe. 
Das wollte sich der erwachsene Onkel 
nicht sagen lassen, und verwies den 
aufmüpfigen Neffen aus dem Haus. 
Doch wo waren all diese illustren Gäs-
te, die ganz erpicht darauf gewesen 
waren, an Dr. Gellers Gesellschaften 
teilzunehmen, als man diesen am 13. 
März 1938 mit Peitschenhieben in ein 
Gestapo-Gefängnis trieb?

Das war der 13. März 1938 und Hit-
ler war auf dem Weg nach Wien, wo 
er im Hotel „Imperial“ gegenüber der 
Canovagasse 7, mit seiner Entourage 
Quartier nahm. Am gleichen Nach-
mittag stand die Gestapo vor des On-
kels Tür. Isidor wurde verhaftet und 
abgeführt. Isidors Chauffeur und die 
beiden Haus-Bediensteten hatten ih-
ren stets großzügigen Ernährer den 
Nazis ans Messer geliefert.

Isidors Lebensgeschichte, die Shel-
ly Kupferberg so eindrücklich nach-
zeichnet, ist die Geschichte eines von 
vielen Juden, die Geschichte eines 
unbedingten Anpassungswillens, eine 
Geschichte über das Vertuschen der ei-
genen Herkunft und des unbedingten 
Dazugehörenwollens, die Geschichte 
eines Juden, der nicht verstand, nicht 

verstehen konnte oder wollte, dass die 
antijüdischen Kräfte stärker waren als 
jedwedes Streben nach Assimilation 
und Akkulturation. Ihre Geschichte 
über den Urgroßonkel Isidor macht 
jüdische Biografiegeschichte noch ein-
mal ganz konkret greifbar. An Isidors 
Schicksal ist klar nachvollziehbar, wie 
der Akt der Vernichtung sich anhand 
bürokratischer Prozesse manifestierte. 
All diese Überlegungen bündelt Shelly 
Kupferberg in der Frage: „Was bleibt 
von einem Menschen übrig, wenn 
nichts von ihm übrigbleibt?“ Im Haus-
halt ihrer Großeltern Alice und Walter 
Grab gab es einen üppigen Besteckkas-
ten – Isidors in rotem Samt gebettete 
Silbergarnitur. Das ist das Einzige, was 
sich aus dem materiellen Besitz des rei-
chen Onkels in der Familie erhalten 
hat.

Die Geschichte des „Isidor“ taugt 
als Lehrstück über den heutigen Um-
gang mit von den Nazis geraubtem jü-
dischen Eigentum, einem brachialen 
Raub, dem furchtbare Erniedrigung 
und menschliches Leid vorausgegan-
gen waren. Shelly Kupferberg führt 
exemplarisch vor, wie deutsche und 
österreichische Vergangenheit nicht 
vergangen ist.

Am 1. Oktober 2022 hat Shelly 
Kupferberg ihren „Isidor“ in der Al-
ten Brotfabrik von 1904 in Duisburg-
Beeck vorgestellt. Einen besseren Ort 
für diese Buchpräsentation hätte es 
gar nicht geben können, war doch 
die Brotfabrik in der NS-Zeit ein Ort 
des Widerstands und sein heutiger 
Betreiber, der Künstler Cyrus Over-
beck, hat hier einen kulturellen Kris-
tallisationspunkt geschaffen, ein Ort, 
der einen ebenso demokratischen wie 
fortschrittlichen Geist atmet, sich der 
Geschichte stellt. Die Overbecksche 
Brotfabrik im Duisburger Norden war 
einst eine Widerstandszelle gegen die 
Nazis. Cyrus Overbecks Großvater 
und einige seiner Vertrauten backten 
Flugblätter gegen Hitler in Brotlaibe 
ein. Daran erinnerte Cyrus Overbeck 
in seiner Begrüßung, bei der er Shelly 
Kupferbergs „Isidor“ als „literarischen 
Stolperstein“ bezeichnete. Ein hoch-
interessiertes Publikum beklatschte 
dankbar die Autorin.

Shelly Kupferbergs „Isidor“ zeigt auf 
dem Umschlag ein Bild, das den Leser 
seines Motivs wegen sofort in seinen 
Bann zieht. Es zeigt eine Raumflucht, 
lind-grüngefärbte barocke Türen, 
in einem Haus Palais ähnlichen Zu-
schnitts. Aus einem Zimmer blickt ein 
Reh den Leser direkt an. Eine meta-
phorische Aussage, die sich am Schluss 
der Lektüre scheinbar auflöst. Was es 
damit auf sich hat, soll hier nicht ver-
raten werden.

Shelly Kupferberg: Isidor. Ein jüdisches 
Leben, Diogenes Verlag, Zürich 2022, 
253 S., 24 Euro. 

Die älteren Ausgaben der  
„Jüdischen Rundschau“ 

sind in der Redaktion erhältlich.
Wenn Sie eine oder mehrere Ausgaben brauchen, können Sie die auf der Seite www.juedische-
rundschau.de/shop bestellen und bezahlen oder teilen Sie uns bitte auf dem Postweg (J. B. O., Post-
fach 12 08 41, 10598 Berlin) mit, welche genau, an welche Adresse sie geschickt werden sollte und 
legen Sie bitte als Bezahlung Briefmarken zu je 85 Cent bei:

• Für jede Ausgabe – 3 Briefmarken;
Für mehr als zwei Ausgaben wenden Sie sich bitte an die Redaktion, um die Rechnung zu 

erhalten.
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90 Jahre Volksempfänger:  

Nazi-Propaganda durch das Radio
Für die Nationalsozialisten war das Radio die wichtigste Waffe im ideologischen Propaganda-Krieg. Das Fern-
sehen war neu, technisch unvollkommen, sehr teuer und sehr wenige Menschen hatten Zugang dazu. Reichs-
propagandaminister Josef Goebbels nutzte den „Volksempfänger“ aber auch, um in den arabischen Ländern 
erfolgreich zum Dschihad gegen die Juden aufzurufen. Antisemitische Propaganda wurde von 1939 bis 1945 

auf Arabisch und Persisch verbreitet und die Muslime explizit zum Töten der Juden aufgerufen. (JR)
Von Boris Khavkin 

Der Minister für Volksaufklärung und 
Propaganda des Dritten Reiches, Dr. 
Paul Joseph Goebbels, war überzeugt, 
dass das lebendig gesprochene Wort 
eine stärkere Wirkung auf die Massen 
hat als das gedruckte Wort. Deshalb 
wählte er den Rundfunk als Haupt-
instrument der Propaganda: "Was die 
Presse im 19. Jahrhundert war, wird 
der Rundfunk im 20. Jahrhundert wer-
den.“

Reichskanzler Adolf Hitler übertrug 
Goebbels die volle Kontrolle über alle 
deutschen Rundfunkanstalten. Von 
März 1933 bis zum letzten Tag des Drit-
ten Reiches wurde der gesamte Rund-
funk bis ins kleinste Detail von Goeb-
bels kontrolliert. Tag und Nacht priesen 
die Radiosender in Deutschland den 
Führer, lobten sein Genie, seinen Pat-
riotismus und seine Sorge um die deut-
sche Volksgemeinschaft. Die Propagan-
da rief dazu auf, sich um den Führer zu 
scharen, um die großen Aufgaben zu 
lösen, vor denen die Nation steht.

"Das Volk erreichen"
"Wir wollen einen Rundfunk, der das 
Volk erreicht, einen Rundfunk, der für 
das Volk arbeitet, einen Rundfunk, der 
zwischen Regierung und Volk vermit-
telt, einen Rundfunk, der unsere Gren-
zen überschreitet, um der Welt eine 
Vorstellung von unserem Charakter, 
unserem Leben und unserer Arbeit zu 
geben" - so lautet die Aufgabenstellung 
von Goebbels.

Der Reichsminister setzte Eugen Ha-
damovsky , den Organisator der Live-
Radioübertragungen von Hitlers Reden 
und anderen öffentlichen Veranstal-
tungen, an die Spitze der Reichsrund-
funkkammer, die als eigene Abteilung 
in Goebbels' Ministerium eingegliedert 
wurde. Am 16. August 1933 gab Ha-
damovsky eine Weisung heraus: "Wir 
Nationalsozialisten müssen genügend 
Dynamik und Enthusiasmus zeigen, 
um Deutschland und die übrige Welt 
in Windeseile zu erobern. Ich bin vom 
Parteigenossen Dr. Goebbels beauftragt 
worden, den deutschen Rundfunk vom 
Einfluss der Gegner unserer Sache zu 
reinigen. Ich kann nun berichten, dass 
diese Arbeit vollständig ausgeführt wor-
den ist".

Im Mai 1935 wurde Hadamovsky 
zum Leiter der Abteilung Fernsehen in 
der Reichsrundfunkkammer ernannt. 
Im selben Jahr begann Berlin mit re-
gelmäßigen Fernsehsendungen auf der 
Grundlage der Elektronenröhre, einer 
Erfindung des Physikers Manfred von 
Ardenne, einem der Leiter des deut-
schen "Uranprojekts" (nach dem Krieg 
erhielt der ehemalige SS-Standarten-
führer Baron von Ardenne 1947 und 
1953 zwei Stalinpreise für seine Beteili-
gung am sowjetischen Atomprojekt).

Hadamovsky und Ardenne organi-
sierten die Fernsehübertragung der 
Olympischen Spiele 1936 in Berlin. 33 
Fernsehsäle mit 25×25 cm großen Bild-

schirmen wurden in Berlin, Potsdam 
und Leipzig eingerichtet. Insgesamt ver-
folgten 150.000 Zuschauer die Spiele.

Aber das Fernsehen war neu, tech-
nisch unvollkommen, sehr teuer und 
nur wenige Menschen hatten Zugang 
dazu. Daher stützten sich die NS-Propa-
gandisten in erster Linie auf den Rund-
funk, der ein Millionenpublikum hatte.

Propaganda als Machtinstrument
Die Deutschen waren gezwungen, die 
Übertragungen von großen Nazi-Ver-
sammlungen auf mit Lautsprechern 
ausgestatteten Plätzen oder in großen 
Räumen zu hören. Zu diesem Zweck 
wurde ein Empfänger mit einem leis-
tungsstarken Verstärker gebaut.

In seinem Buch "Propaganda und 
nationale Macht: Die Organisation der 
öffentlichen Meinung für die nationale 
Politik" (1933) schrieb Hadamovsky: 
"Propaganda und differenzierte Gewalt-

anwendung müssen sich in besonders 
bewusster Weise gegenseitig ergänzen. 
Sie sind niemals absolute Gegensätze. 
Die Anwendung von Gewalt kann Teil 
der Propaganda sein".

Das Radio hat es möglich gemacht, 
Millionen von Menschen zusammenzu-
bringen. Die Erfahrung hat gezeigt, dass 
das psychologisch wirksamste Format, 
das der besonders wichtigen Botschaf-
ten war. Ein solches Format brachte 
selbst diejenigen zum Zuhören, die jeg-
liche Propaganda ablehnten. Das theat-
ralische Format der Sondermeldungen 
(sich wiederholende Rufzeichen, Un-
terbrechung der Sendungen durch Fan-
faren oder Marschmusik) wurde zum 
Haupttypus der Propagandasendun-
gen. Nach dem Angriff auf die UdSSR 
folgten auf die Fanfaren aus "Horst 
Wessel" die "Russischen Fanfaren" - ein 

Fragment aus den "Präludien" von Franz 
Liszt.

"Das Wort des Führers in jedes 
Haus"
Im Deutschland der frühen 1930er Jah-
re überstieg der Preis für einen Rund-
funkempfänger den durchschnittlichen 
Monatslohn eines Arbeiters. Goebbels 
beauftragte den Ingenieur Otto Grie-
sing, ein technisch einfaches und preis-
wertes Radio für das Volk zu entwi-
ckeln. So wurde das "Volksradio" oder 
"Volksempfänger" der Marke VE 301 
geboren. Es kostete nur halb so viel wie 
andere Modelle und konnte in Raten ge-
kauft werden.

Unter dem Slogan "Das Wort des 
Führers in jede Einrichtung, in jedes 
Haus" begannen die Nationalsozialis-
ten mit der massenhaften Verteilung 
des Radios. Die Werbung stellte den 
"Volksrundfunk" als Mittel zur Einheit 

der deutschen Volksgemeinschaft dar, 
das dazu beitragen sollte, Deutschland 
wieder groß, stark und wohlhabend zu 
machen und die Ideen des Nationalso-
zialismus in jede deutsche Familie zu 
bringen. Das Emblem in Form eines 
Reichsadlers kennzeichnete den Emp-
fänger als Instrument der Staatspro-
paganda. Das Design späterer Modelle 
enthielt auch das Hakenkreuz der Nati-
onalsozialisten.

"Goebbels-Schnauze"
Eine noch billigere Version, der "kleine 
Hörer", erschien 1938 und wurde im 
Volksmund "Goebbels-Schnauze" ge-
nannt. Die Goebbels-Schnauze wurde 
an herausragende Arbeiter und Akti-
visten in Jugend-, Wehrsport-, Frauen-, 
Studenten- und Berufsverbänden ver-
liehen. 1941 gab es in Deutschland 16 

Millionen registrierte Rundfunkgeräte. 
Der "Volksempfänger" befand sich im 
Besitz von 70 Prozent der deutschen Fa-
milien. Jeder Empfängerbesitzer zahlte 
eine monatliche Abonnementgebühr 
von 2 Pfund Sterling, die für den Bedarf 
des Propagandaministeriums bestimmt 
war.

Neun Nachrichtensendungen wur-
den täglich zwischen 5.30 Uhr und Mit-
ternacht ausgestrahlt. Um die politisch 
Interessierten in das Propagandanetz zu 
locken, folgten auf die Nachrichten und 
kriegspolitischen Kommentare Unter-
haltungsprogramme wie Opern, Ope-
retten, Konzerte, Tanzmusik, Volkslie-
der, Kindersendungen sowie Koch- und 
Hauswirtschaftssendungen.

"Kulturelle" Programme wurden 
streng zensiert. Sogenannte „Entartete 
negerjüdische“ Musik wie Jazz, Swing 
und andere "entartete" Kunst wurden 
verboten. Impressionismus, Dadaismus, 
Kubismus, Fauvismus, Surrealismus, 
Expressionismus und Bauhaus galten 
als "entartet". Neben Malern und Ar-
chitekten wurden auch eine Reihe von 
Komponisten und Schriftstellern als 
"entartet" eingestuft.

Der Rundfunk des Dritten Reiches
Der Rundfunk diente auch als Propa-
gandainstrument für das Ausland. Ver-
antwortlich dafür war der Kurzwellen-
auslandsrundfunk. In Berlin, Dresden, 
Leipzig, München und Bayreuth wurden 
Opern- und Sinfoniekonzerte übertra-
gen. Diese Sendungen enthielten Propa-
ganda, die sich vor allem an die Volks-
deutschen richtete.

Die ausländischen Sendungen wurden 
rund um die Uhr in 12 Sprachen von ei-
ner neuen Richtfunkzentrale in Zeesen 
bei Berlin aus gesendet. In den Vorkriegs-
jahren war dies die leistungsstärkste 
Kurzwellensendezentrale der Welt. Sie 
verfügte über 10 Sender und 24 Richt-
antennen. Der Auslandsrundfunk wurde 
ebenfalls von speziellen Radiostationen 
durchgeführt. Die Region Elsass-Loth-
ringen wurde von Frankfurt am Main, 
Belgien von Köln, Dänemark von Ham-
burg und Bremen, die Tschechoslowakei 
von Breslau, Polen von Königsberg und 
Österreich von München aus versorgt.

1933 wurden dem deutschen Rund-
funk 45 Minuten pro Tag für Auslands-
sendungen zugestanden, 1934 waren es 
21 Stunden und 15 Minuten. Im Jahr 
1940 sendete der NS-Rundfunk 240 
Programme in 31 Fremdsprachen, ins-
gesamt 87 Stunden pro Tag. „Unsere 
Radiosender", prahlte Goebbels, „senden 
täglich in so vielen Sprachen, dass es drei 
Tage dauern würde, nur einen einzigen 
Tag lang Texte zu lesen.

Es wurde ein Netz aus dem Unter-
grund agierender ("schwarzer") Ra-
diosender eingerichtet, die als "innere 
Stimme" des Landes, in das sie sendeten, 
getarnt waren. Eine Gruppe von schwar-
zen Sendern wurde zu einem System mit 
dem Codenamen Concordia zusammen-
gefasst. Unter diesem Dach arbeiteten 
auch die russischsprachigen Sender "Für 

Goebbels vor dem "Volksradio" bei einer Funkausstellung am 5. August 1938.
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Russland" und "Lenins alte Garde", die so 
taten, als ob sie im Namen von russischen 
Emigrantengruppen sendeten.

Nach dem deutschen Angriff auf die 
UdSSR wurden von Concordia aus für 
drei erbeutete sowjetische Radiosender 
Sendungen in russischer Sprache aus-
gestrahlt. In den letzten Kriegswochen 
wurde im Reich ein "schwarzer" deut-
scher Radiosender, Werwolf, eingerich-
tet, der im Namen der nicht existieren-
den "NS-Widerstandsbewegung" nach 
Deutschland sendete. Die Texte für 
"Werwolf" wurden von Goebbels selbst 
verfasst.

Mit dem Ausbruch des Zweiten Welt-
kriegs sah sich das Büro von Goebbels 
ernsthaften Problemen gegenüber. Vie-
le Deutsche hatten genug von der Nazi-
Propaganda und zogen es vor, das eng-
lische oder sowjetische Radio zu hören, 
um ein wahres Bild der Ereignisse zu 
erhalten. Das Hören von BBC und Ra-
dio Komintern wurde streng bestraft. 
Allein im ersten Jahr des Zweiten Welt-
kriegs wurden über 1 500 Deutsche in 
Konzentrationslager geschickt, weil sie 
Sendungen aus London und Moskau 
gehört hatten. Die Verbreitung von Ma-
terial aus feindlichen Radiosendern in 
Form von Flugblättern oder "Mundpro-
paganda" galt als Hochverrat und wurde 
mit dem Tod bestraft.

Propagandaunternehmen
Die Nazis ergriffen Maßnahmen, um zu 
verhindern, dass die Armee den "Feind-
funk" hörte. Goebbels schreibt: "Ich 
habe mit Oberst Schmundt (einem von 
Hitlers Adjutanten - B.H.) die Frage des 
Abhörens ausländischer Radiosendun-
gen in Wehrmachtseinheiten bespro-
chen. Wir werden dies unterbinden, ein 
entsprechender Erlass des Führers wird 
vorbereitet werden.

Für die Durchführung der ideolo-
gischen und psychologischen Kriegs-
führung in der Wehrmacht wurden 
Kompanien der nationalsozialistischen 
Propaganda gebildet. Am 1. April 1939 
nahm die militärische Propagandaab-
teilung der Wehrmacht ihre Arbeit auf. 
Diese Struktur wurde von Oberst Hasso 
von Wedel geleitet. Bis zum 1. Septem-
ber 1939 gab es 14 Propagandakompa-
nien in der Wehrmacht. Während der 
Vorbereitungen für einen Angriff auf 
die UdSSR stieg ihre Zahl auf 19, von 
denen 11 an der sowjetisch-deutschen 
Front eingesetzt wurden. Später wurde 
die Zahl der Propagandakompanien auf 
33 erhöht.

Auch die SS-Truppen verfügten über 
Propaganda-Einheiten. Ab Oktober 
1943 wurden alle SS-Propagandastruk-
turen in ein spezielles Regiment, die SS-
Standarte Kurt Eggers, umgewandelt. 
Der Kommandeur des Regiments war 
SS-Standartenführer Gunter d’Alquen. 
Im April 1945 leitete er die militärische 
Propagandaabteilung der Wehrmacht. 
Die SS-Divisionen hatten ihre eigenen 
Kriegsberichterstatter und Kameraleute.

Sowjetische Gegenpropaganda
Gegen Ende des Zweiten Weltkriegs 
nahm die Wirksamkeit der deutschen 
Radiopropaganda immer mehr ab. Das 
lag nicht nur an der Diskrepanz zwi-
schen den Funksprüchen und der tat-
sächlichen Lage an der Front, sondern 
auch am Erfolg der sowjetischen Gegen-
propaganda.

Die Spezialpropagandisten der Abtei-
lung von Oberst M.I. Burtsev (7. Abtei-
lung der Politischen Hauptabteilung der 
Roten Armee) entwickelten eine Me-
thode der synchronen Ausstrahlung auf 
den in Deutschland verwendeten Fre-
quenzen, die es ermöglichte, die deut-
schen Radiosendungen zu stören. Die 

Radiohörer in Deutschland konnten 
plötzlich mitten in einer Sendung den 
aufgeregten Ausruf "Lies!“ hören. Oft 
wurde die Stimme von Hitler oder Goe-
bbels imitiert. In solchen Momenten 
waren die Deutschen gezwungen, die 
Sendung zu unterbrechen, und es wur-
de patriotische Musik über den Äther 
gespielt.

"Als ich meinen Funkwagen auf die 
Welle des Wehrmachtssenders einstell-
te, der über den "Deutschen Sender-40" 
ausgestrahlt wurde (dieser Sender sen-
dete nicht nur Frontberichte, sondern 
auch Unterhaltungsmusik), wurde der 
Wehrmachtsfunk durch den sowje-
tischen Sender gestört. Zuerst wurde 
das Metronom 
eingeschaltet und 
es tickte: tick-
tock, tick-tock, 
tick-tock. Dann 
sagte der Ansa-
ger mit monoto-
ner Stimme auf 
Deutsch: "Jede 
Sekunde stirbt 
ein deutscher Sol-
dat in Stalingrad. 
Stalingrad ist ein 
Massengrab. Sta-
lingrad ist ein 
Massengrab... Das 
hat die deutschen 
Soldaten furcht-
bar beeindruckt", 
erinnert sich der 
Funker Gert Altschweder.

Der Sender des Freien Deutschen 
Nationalkomitees sendet aus der So-
wjetunion in deutscher Sprache. Die 
Sendungen begannen: "Achtung! Ach-
tung, Achtung! Hier ist der Radiosen-
der Freies Deutschland... Wir sprechen 
im Namen des deutschen Volkes. Wir 
rufen zur Rettung des Staates auf!" Der 
"Deutsche Volksrundfunk" wurde auch 
aus dem sowjetischen Gebiet ausge-
strahlt. Sogar deutsche Soldaten an der 
Westfront hörten das Programm des 
Kriegsgefangenen-Dienstes dieses Sen-
ders. Später bezeichneten amerikani-
sche Experten solche Radiosendungen 
als "einen großartigen und perfekten 
Nervenkrieg".

"Hier spricht Hans Fritzsche"
Ganz Deutschland drängte sich in die 
"Volksempfänger", wenn einmal in der 
Woche die Worte "Hier spricht Hans 
Fritzsche" ertönten. Die ruhige, guttu-
rale Stimme des beliebtesten Kommen-
tators des Dritten Reiches war etwas, 

das die Deutschen mochten. Sie hatten 
genug von der Hysterie, die die Partei-
demagogen in Nachahmung von Hitler 
und Goebbels regelmäßig in das Mikro-
fon plärrten.

Am 1. Mai 1933 übertrug Goebbels, 
der loyale Berichterstatter brauchte, 
Fritzsche die Leitung des Nachrichten-
dienstes in der Presseabteilung seines 
Ministeriums. Im Jahr 1942 besuchte 
Fritzsche die Ostfront und berichtete in 
Printmedien und im Rundfunk über die 
Siege der Wehrmacht in Russland. Im 
November 1942 übernahm er die Lei-
tung der Rundfunkabteilung - eine der 
12 Abteilungen des Propagandaminis-
teriums. Seine Berufsbezeichnung war 

pompös: Bevollmächtigter Vertreter 
der politischen Organisation von Radio 
Großdeutschland.

Obwohl Goebbels und Fritzsche die 
gleiche Aufgabe hatten, nämlich die 
Deutschen im Sinne des Nationalsozia-
lismus zu behandeln, herrschte zwischen 
ihnen keine Kameradschaft. Goebbels 
mochte die Arbeit seines Untergebenen, 
aber nicht Fritzsche persönlich. Vielleicht 
sah Goebbels ihn als Konkurrenten an. 
Diese Version wird durch Fritzsches Aus-
sage bestätigt: "Meine offizielle Position 
war nicht so groß und wichtig wie die von 
Goebbels, aber mein menschlicher Ein-
fluss war größer“.

Die Nazi-Propaganda basierte auf 
Lügen. "Eine tausendmal wiederholte 
Lüge wird zur Wahrheit", erklärte Goe-
bbels. "Es ist möglich, Propaganda mit 
allen Mitteln zu betreiben. Man kann 
sogar mit Hilfe der Wahrheit lügen, in-
dem man einzelne Tatsachen aus einem 
Beziehungsgeflecht herausreißt, - das 
ist eine Lüge", - diese These entwickelte 
Fritzsche.

Fritzsche bediente sich dabei der 
Lehren der Hitler-Ideologie. Eines der 
Hauptthemen war eine "Verschwörung 
des Weltjudentums". Am 18. Dezember 
1941, als Europa bereits in einen Mas-
senmord an den Juden verwickelt war, 
der von den Nazis als "Endlösung der 
Judenfrage" bezeichnet wurde, sagte 
Fritzsche im Radio: "Das Schicksal der 
Juden in Europa war so ungünstig, wie 
es sein sollte, wie es der Führer für den 
Fall eines europäischen Krieges voraus-
sagte. Mit der Ausbreitung des Krieges, 
die auf die Aufhetzung durch die Juden 
zurückzuführen sei, könne ihnen dieses 
traurige Schicksal auch in der Neuen 
Welt widerfahren, denn es wäre schwer 
anzunehmen, dass die Völker der Neu-
en Welt den Juden die Katastrophen ver-
zeihen würden, die ihnen die Alte Welt 
nicht verziehen hätte.

Zu Beginn des Zweiten Weltkriegs be-
sang Fritzsche "die glorreichen Siege der 
deutschen Waffen". Doch dann kamen 
die Niederlagen der Wehrmacht und die 
Aufgabe der Propaganda wurde schwie-
riger. Fritzsche erschreckte die Zuhörer 
mit Geschichten über die Grausamkeit 
der Russen und die angelsächsische 
Perfidie der westlichen Verbündeten; 
er machte den Deutschen klar, dass 
eine tödliche Bedrohung auf sie zukam. 
Fritzsche zitierte den britischen News 
Chronicle: "Wir sind für die Ausrottung 
allen Lebens in Deutschland - Män-
ner, Frauen, Kinder, Vögel und Insek-
ten" und den sowjetischen Roten Stern 
mit einem Artikel von Ilja Ehrenburg: 
"Wenn du einen Deutschen tötest, töte 
einen anderen - nichts macht uns mehr 
Spaß als deutsche Leichen“.

Die Verhaftung des Propagandisten
Am 2. Mai 1945 kapitulierte Hans Fritz-
sche vor den sowjetischen Streitkräften 

in Berlin. Am selben Tag 
musste Fritzsche an der 
Identifizierung der Lei-
chen von Goebbels' Kin-
dern und der verkohlten 
Überreste seines Chefs 
und seiner Frau teilneh-
men. Am nächsten Tag 
wurde Fritzsche nach Mos-
kau geschickt. Am 20. No-
vember 1945 erschien er 
vor dem Internationalen 
Militärtribunal in Nürn-
berg, wo er wegen Verbrei-
tung von Nazi-Propaganda 
angeklagt wurde. Fritzsche 
wurde als inoffizieller "Er-
satz" für Goebbels auf der 
Anklagebank gesehen.

Das Gericht kam zu 
dem Schluss, dass Fritzsche während 
seiner Radioauftritte manchmal starke 
Äußerungen propagandistischer Na-
tur machte. Das Gericht beabsichtigt 
jedoch nicht, davon auszugehen, dass 
diese Äußerungen darauf abzielten, das 
deutsche Volk zu Gräueltaten gegen die 
besiegten Völker anzustacheln, und 
daher konnte Fritzsche nicht als Betei-
ligter an den ihm vorgeworfenen Ver-
brechen angesehen werden. Sein Ziel 
war es vielmehr, in der Bevölkerung 
den Wunsch zu wecken, Hitler und 
die deutschen Kriegsanstrengungen 
zu unterstützen. 1947 wurde Fritsche 
zu neun Jahren Gefängnis verurteilt, 
weil er zum Antisemitismus aufgesta-
chelt und wissentlich falsche Angaben 
gemacht hatte, um die Deutschen zum 
Weiterkämpfen zu bewegen, obwohl 
der Krieg bereits verloren war. Am 
29. September 1950 wurde er aus ge-
sundheitlichen Gründen entlassen: Er 
litt an Krebs. Am 27. September 1953 
starb Hans Fritzsche in Köln, der erste 
"Nürnberger", der dem Galgen entging.

Verteilung von 500 Kleinempfängern (DKE 38) im Oktober 1938 anlässlich von Goebbels’ 41. Geburtstag 
im Berliner Funkhaus durch Gaupropagandaleiter Werner Wächter (rechts, mit Hakenkreuz-Armbinde; 
solche Verteilungen erfolgten jährlich als Dr.-Goebbels-Rundfunkspende)
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Volksempfänger, Typ VE 301, von aussen und von innen
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Vor 90 Jahren wurde das  

Konzentrationslager Dachau eröffnet
Bereits kurz nach der Machtübernahme Hitlers im Januar 1933 errichteten die Nationalsozialisten das Konzentra-
tionslager Dachau. Unter dem Lagerkommandanten Theodor Eicke wurde ein brutales Lager-Strafreglement er-

richtet und die Häftlinge der unmenschlichen und sadistischen Willkür der SS-Wachleute unterworfen. Neben den 
brutalen und entmenschten Arbeits- und Lebensbedingungen, der Folter und dem Hunger, mussten die KZ-Insassen 

sadistische Experimente der Lager-Ärzte über sich ergehen lassen. Etwa 30.000 Häftlinge überlebten Dachau und 
seine Nebenlager nicht. Unter den Überlebenden befand sich u.a. der jüdische Neurologe und Psychiater Viktor 

Frankl, der viele Häftlinge durch seine psychologische Arbeit vor dem Freitod bewahrt hat. (JR)

Von Yuri Kramer

"Zuerst kamen sie wegen der Kommunis-
ten - ich habe geschwiegen, weil ich kein 
Kommunist war. Dann kamen sie wegen 
der Sozialisten - ich habe geschwiegen, weil 
ich kein Sozialist war. Dann holten sie sich 
die Gewerkschafter - ich habe geschwiegen, 
weil ich kein Gewerkschafter war. Dann 
kamen sie wegen der Juden, und ich habe 
geschwiegen, weil ich kein Jude war. Dann 
haben sie mich geholt. Und es gab nieman-
den mehr, der sich für mich eingesetzt hat."

Pfarrer Martin Niemöller

Niemöller, der Hitler in den ersten Jah-
ren nach seiner Machtergreifung unter-
stützt hatte, wurde, als von denen, die 
er in seiner weltberühmten Rede 1946 
erwähnt hatte, niemand mehr übrig 
war, im Sommer 1937 in das Konzent-
rationslager Sachsenhausen deportiert 
und nach Dachau verlegt. Er erhob seine 
Stimme, als die Nazis mit der Verfol-
gung der Kirche begannen, und erklär-
te öffentlich in einer seiner Predigten: 
"Wir können nicht länger schweigen, 
wenn Gott uns befiehlt zu sprechen. Wir 
müssen dem Herrn gehorchen, nicht 
den Menschen!"

Das „Musterkonzentrationslager“
Hitler kam am 30. Januar 1933 an die 
Macht, als Reichspräsident Paul von 
Hindenburg den Rücktritt von Kurt von 
Schleicher akzeptierte und den Führer 
der NSDAP zum Reichskanzler ernann-
te.

Am 27. Februar geriet der Reichstag in 
Brand, und die Nazis gaben dem nieder-
ländischen Kommunisten Marinus van 
der Lubbe die Schuld an der Brandstif-
tung. Unmittelbar nach dieser Aktion 
wurde das in der Weimarer Verfassung 
verankerte Recht auf persönliche Frei-
heit abgeschafft. Von nun an konnten 
alle Regimegegner ohne Gerichtsver-
fahren isoliert werden.

Aber es gab nicht genug Gefängnisse 
für die Unzufriedenen, und so wurde 
beschlossen, in ganz Deutschland La-
ger einzurichten. Zunächst wurden dort 
politische Gefangene untergebracht, 
dann aber auch verschiedene "asoziale 
Elemente" und "Schwerverbrecher" - 
darunter Zeugen Jehovas, Prostituierte, 
Homosexuelle, Geisteskranke und Ju-
den (nach dem "Anschluss" Österreichs 
wurden 2000 Wiener Juden in die La-
ger geschickt). Die Nationalsozialis-
ten strebten eine "soziale und rassische 
Säuberung der Gesellschaft" an: Die 
deutsche Gesellschaft sollte aus idealen 
Ariern bestehen.

Für den Bau und die Bewachung der 
Lager waren die SA, die Polizei und die 
SS zuständig. Eines der ersten Lager, das 
lange Zeit als Standardlager galt, wurde 
am 22. März 1933 vom SS-Reichsführer 
Himmler eingeweiht, der genau nach 
den Anweisungen des Führers handel-

te und sagte, dass Dachau nicht nur ein 
weiteres Gefängnis werden sollte. 

Um die Weisung des Führers zu er-
füllen, beauftragte Himmler den SS-
Standartenführer Theodor Eicke, der 
den in seiner Aufgabe gescheiterten SS-
Sturmbannführer Hilmar Weckerle er-
setzte. In kurzer Zeit gelang dem fanati-
schen Nazi-Mastermind Eicke das, was 
seinem Vorgänger nicht gelungen war: 
Dachau zu einem „Musterkonzentrati-
onslager“ zu machen, dem auch andere 
Lager folgten.

Theodore Eicke, Sohn eines Eisen-
bahnarbeiters, war Gefreiter im Ersten 
Weltkrieg. Nach dem Krieg wurde er 
ein bezahlter Polizeispitzel. Er trat 1928 
in die NSDAP ein, wurde 1930 in die SA 
und SS aufgenommen und zum Sturm-
führer befördert. Im Jahr 1932 wurde 
er wegen illegalen Besitzes von Spreng-
stoff und Beteiligung an einem Mord-
komplott verhaftet. Er floh nach Italien, 
wo Himmler ihn zum Kommandanten 
eines Flüchtlingslagers für SA- und SS-
Angehörige ernannte.

Im Januar 1933 wurde Hitler Reichs-
kanzler, und im Februar kehrte Eicke 
nach Deutschland zurück, wo er sofort 
mit dem rheinland-pfälzischen Gaulei-
ter Joseph Bürckel aneinandergeriet, 
der in Eickes Abwesenheit versuchte, 
mit ihm um die Macht in der Region 
zu kämpfen. Im April versuchte Eicke, 
Bürckel festzunehmen, woraufhin er für 
geisteskrank erklärt und in eine psych-
iatrische Klinik eingewiesen wurde. Er 
wurde jedoch im Juni 1933 befreit und 
zum Kommandanten des Konzentra-
tionslagers Dachau ernannt. Er setzte 
schnell die Lagerdisziplin durch und 
führte ein Regime ein, das für das ge-
samte KZ-System in Deutschland ver-
bindlich war. 

Das von ihm eingeführte System iso-
lierte die Gefangenen von der Außen-
welt, schrieb Appell- und Personalver-
fahren, strenge Disziplinarvorschriften 

für das Wachpersonal und die Anwen-
dung von Gewalt, einschließlich der To-
desstrafe, gegen die Gefangenen vor. Es 
wurden Uniformen für Gefangene und 
Aufseher ausgegeben, und die Kragen 
der letzteren (rechtes Knopfloch) tru-
gen das Abzeichen des "Totenkopfes" 
anstelle der „Sig“-Rune.

Im Juli 1934 wurde Eicke Chefinspek-
tor der Konzentrationslager und Kom-
mandeur der SS-Wachmannschaften 
mit der Bezeichnung "Totenkopf". Im 
Januar 1937 als Abgeordneter in den 
Reichstag gewählt, beaufsichtigte er 
weiterhin die Einrichtung der Konzen-
trationslager in Deutschland das öster-
reichische KZ Mauthausen. Er fiel im 
Februar 1943 in der Schlacht um Char-
kow, woraufhin er zum Nationalhelden 
erklärt wurde.

Die Mörder im Arzt-Kittel
In allen Konzentrationslagern wurden 
medizinische Experimente durchge-
führt, die in der Regel mit einem qual-
vollen Tod der Häftlinge endeten. Die 
Probanden wurden mit Malaria und 
Phlegmone infiziert, und die Grenzen 
der menschlichen Belastbarkeit wur-
den untersucht (U.a. Erfrieren im Was-
ser, Erfrierungen, die Fähigkeit, Meer-
wasser zu konsumieren). Infolge dieser 
Experimente starben Tausende von 
Häftlingen oder wurden stark versehrt.

Anatoli Soja, einer der wenigen Häft-
linge, die Dachau überlebten, schrieb, 
dass im Lager an der Fähigkeit des 
menschlichen Körpers geforscht wur-
de, die Aufgabe zu erfüllen, von der 
Hitler geträumt hatte: die Schaffung 
einer unbesiegbaren Armee. Die Häft-
linge für das Lager wurden nur für 
die gesunde Altersgruppe der 20- bis 
45-Jährigen ausgewählt, aber es gab 
auch separate Altersgruppen.

Die Attentäter in weißen Kitteln, Ra-
scher, Brachtel, Schilling und das ih-
nen assistierende medizinische Nach-

wuchspersonal, haben solche Tests in 
Dachau durchgeführt.

Sigmund Rascher interessierte sich 
dafür, wie sich Druckschwankungen 
auf den Menschen auswirken. Sein 
Bericht ist in den Archiven erhalten 
geblieben, in dem er ein solches Ex-
periment an einer Versuchsperson, 
einem 37-jährigen Juden, beschreibt, 
der nach 30 Minuten in einer Kammer 
ohne Sauerstoff starb. Es wurden auch 
Experimente durchgeführt, die zeigen 
sollten, wie lange ein Mensch in kaltem 
Wasser liegen kann. Eines davon betraf 
zwei sowjetische Kriegsgefangene, die 
in einen Bottich mit eiskaltem Wasser 
gestoßen wurden. Raschers Assistent 
gab zu Protokoll: Das Experiment dau-
erte mindestens fünf Stunden, bevor 
der Tod eintrat.

Die Experimente gingen weiter - die 
mörderischen Ärzte wollten herausfin-
den, inwieweit sich der menschliche 
Organismus an Salzwasser anpassen 
kann. Zu diesem Zweck wurden die 
ausgewählten Personen in eine Zel-
le gezwungen und erhielten mehrere 
Tage lang nur Salzwasser zu trinken.

Rudolf Brachtel führte Experimente 
zur Funktionsweise innerer Organe 
durch und nahm Operationen ohne 
Betäubung an gesunden Häftlingen vor 
- zwischen Mitte 1941 und Ende 1942 
wurden etwa 500 solcher Operationen 
durchgeführt. Einige Häftlinge starben 
direkt auf dem Operationstisch, andere 
starben danach an den verschiedensten 
Komplikationen.

Claus Schilling führte Experimen-
te mit Malaria durch. Von 1941 bis 
1945 infizierten sich 1200 Häftlinge 
mit dem Virus. Außerdem handelte 
Schilling auf Befehl Himmlers und war 
immer dabei, wenn die Leichen von 
Lagerinsassen unmenschlichen Unter-
suchungen unterzogen wurden.

"Ja zum Leben sagen!"
Zu den berühmtesten Häftlingen in 
Dachau gehörte Viktor Frankl, ein Ab-
solvent der Universität Wien, ein Psych-
iater und Neurologe, der in den 1930er 
Jahren die Psychologie der Depression 
und des Selbstmordes erforschte und 
alles in seiner Macht Stehende tat, um 
Menschen zu helfen, die ihr Leben be-
enden wollten. Mehrere Jahre lang, von 
1933 bis 1937, war er Leiter der Abtei-
lung für Selbstmordverhütung in ei-
ner Wiener Klinik, dem so genannten 
„Selbstmörderpavillon“.

Frankl war der Begründer der Logo-
therapie (von griechisch λόγος - Bedeu-
tung, Vernunft), einer Art existenzieller 
Psychotherapie, die auf drei Konzepten 
beruht - dem freien Willen (d. h. der Fä-
higkeit des Menschen, freie, bewusste 
Entscheidungen zu treffen), dem Willen 
zum Sinn (d. h. der primären Motiva-
tion des Menschen) und dem Sinn des 
Lebens (d. h. dem Zweck der menschli-
chen Existenz und der Menschheit). Er 

Himmlers Besuch in Dachau, 1936
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vertrat die Ansicht, dass die treibende 
Kraft hinter dem menschlichen Verhal-
ten der Wille ist, den Sinn des Lebens 
in der äußeren Welt zu finden und zu 
erkennen. Seine Patienten waren meist 
Frauen, die einen Selbstmordversuch 
unternahmen, und er half vielen von ih-
nen.

Nach dem "Anschluss" Österreichs 
im Jahr 1938 folgte ein Verbot der ärzt-
lichen Tätigkeit - ein Jude durfte keine 
Arier behandeln. Frankl fand eine Stelle 
im Rothschild-Krankenhaus. Die Nazis 
duldeten ihn vier Jahre lang, doch 1942, 
ein Jahr vor der Schließung des Kran-
kenhauses, wurden der angesehene 
Mediziner und alle, die ihm nahestan-
den, verhaftet. Er kam erst nach The-
resienstadt, dann nach Auschwitz und 
schließlich nach Dachau. Er überlebte 
und half anderen zu überleben, indem er 
Häftlinge psychotherapeutisch betreute 
- alte, gebrechliche und meist auch geis-
tig behinderte Menschen.

Frankl wurde 1945 befreit: Türk-
heim, eines der Lager des Dachauer 
Systems, in dem er seit 1944 inhaftiert 
war, wurde von amerikanischen Trup-
pen befreit. Im Jahr 1946 veröffentlichte 
er sein Buch „Ja zum Leben sagen. Ein 
Psychologe im Konzentrationslager", 
das er seiner Mutter gewidmet hat. Das 
Buch wurde weltberühmt und wurde 
bis 1997 (dem Todesjahr Frankls) in 24 
Sprachen übersetzt und erreichte eine 
Gesamtauflage von 10 Millionen Exem-
plaren.

"Fürchte nichts als deinen Gott" 
Aus Viktor Frankls Buch: 

"Bei der überwiegenden Mehrheit der 
Gefangenen führte die Vorherrschaft 
der primitiven Bedürfnisse, das Be-
dürfnis, sich auf sich selbst und die Auf-
rechterhaltung ihrer Vitalität zu kon-
zentrieren, zur Abwertung all dessen, 
was nicht diesen exklusiven Interessen 
diente. Dies erklärt den völligen Mangel 
an Sentimentalität, mit der die Häftlin-
ge ihre Umgebung wahrnahmen. Diese 
Änderung der Einstellung wurde mir 
plötzlich bewusst, als ich von Auschwitz 
in die bayerische Außenstelle von Dach-
au gebracht wurde...

Nur wer das Lager erlebt hat, kann 
sich vorstellen, wie stetig diese La-
gerrealität zur Entwertung eines ein-
zelnen Menschenlebens führt. Selbst 
dem verblüfftesten Häftling konnte 
diese Missachtung des Individuums, 
des Menschen, nicht entgehen, als die 
Kranken aus dem Lager geschickt wur-
den. Erschöpfte Körper wurden buch-
stäblich auf zweirädrige Schubkarren 
gekippt, und wer nicht viel stärker war, 
musste sie rollen, manchmal viele Ki-
lometer weit, im Wind, im Regen, im 
Schneesturm - immer. Wenn einer der 
designierten Disponenten bereits tot 
war, legten sie ihn auf den Haufen: Die 
Zahl musste mit der Liste übereinstim-
men! Die Liste war alles, was zählte, 
ein Mensch war nur wichtig, weil er, tot 
oder lebendig, eine Nummer war. Das 
'Leben' dieser 'Zahl' bedeutet nichts, 
und was hinter der Zahl steht - Schick-
sal, Biographie, Name - ist noch weni-
ger wichtig...

Ich habe immer gedacht und behaup-
tet, dass ein Mensch erst nach einiger 
Zeit, nach fünf oder zehn Jahren, zu 
verstehen beginnt, warum dies oder je-
nes in seinem Leben geschehen ist und 
was gut für ihn war. Im Lager wurde das 
manchmal schon nach fünf oder zehn 
Minuten klar...

(…) Eines Tages wird jeder Freigelas-
sene auf die eine oder andere Weise auf 
seine Erfahrungen zurückblicken und 
feststellen, dass er nicht verstehen kann, 
wie er die Kraft hatte, all das zu ertra-

gen, was er erlebt hat. Und wenn es eine 
Zeit gab, in der ihm die Freiheit wie ein 
schöner Traum vorkam, so kommt eine 
Zeit, in der ihm alles, was er im Lager 
erlebt hat, wie ein Alptraum vorkommt. 
Und seine größte Errungenschaft ist 
das überwältigende Gefühl, dass er nun 
nichts mehr in der Welt fürchten muss - 
außer seinem Gott.

Die Stunde des Rächers
Wie der "Architekt" des deutschen KZ-
Systems Theodor Eicke wurde auch 
der letzte Kommandant von Dachau, 
Martin Weiß, in eine Eisenbahnerfa-
milie hineingeboren. Von den Ideen 
des Nationalsozialismus fasziniert, trat 
er 1926 in die NSDAP ein. Er war einer 
der Gründer der SA und der Hitlerju-
gend in Weiden, Ostbayern. Eintritt in 
die SS im Jahr 1932. Er kam 1933 nach 
Dachau und stieg schnell vom Wach-
mann zum Leiter des gesamten techni-
schen Dienstes des Lagers auf. Im März 
1938 wurde er zum stellvertretenden 
Kommandanten von Dachau ernannt 
und im September 1942 zum Kom-
mandanten befördert. Eine Zeit lang 
verband er dieses Amt mit dem Posten 
des Kommandanten des Arbeitslagers 
Arbeitsdorf.

Im Mai 1944 wurde Weiß in den 
Zentralapparat des SS-Zentralverwal-
tungsamtes eingegliedert. Im April 
1945 wurde er nach Dachau zurückbe-
ordert. Am 28. April 1945, als sich die 
US-Armee Dachau näherte, ergriffen 
die Totenkopfeinheiten der SS, die das 
Lager bewacht hatten, und der letzte 
Kommandant Martin Weiß überstürzt 
die Flucht, in der Hoffnung, der dro-
henden Vergeltung zu entgehen. Eini-
ge konnten jedoch aus verschiedenen 
Gründen nicht entkommen (Weiß 
selbst wurde im Mai von den Ameri-
kanern gefangen genommen und von 
einem US-Kriegsgericht, das ihn zahl-
reicher Kriegsverbrechen und Verbre-
chen gegen die Menschlichkeit für 
schuldig befand, zum Tode verurteilt 
und gehängt).

Am 29. April betrat das 3rd Battalion, 
157th Infantry Regiment, 45th Division, 
das Lager und untersuchte das Gelände. 
Als sie das Westtor erreichten, entdeck-
ten sie einen so genannten "Todeszug", 
der von oben bis unten mit den Leichen 
der ermordeten Häftlinge vollgestopft 
war - der Zug war nicht rechtzeitig in 
ein Krematorium gebracht worden. Der 

Anblick war so entsetzlich, dass die Sol-
daten und Offiziere, die den Krieg erlebt 
und viel gesehen hatten, bestürzt waren 
- wie sich ein Amerikaner erinnerte, war 
es der schrecklichste Anblick, den er je 
gesehen hatte.

Und dann fanden die Amerikaner 
spezielle Baracken, die bis zur Decke 
mit nackten oder kaum bekleideten Lei-
chen gefüllt waren, Krematorien und 
Gaskammern...

Fakten und Zahlen
- Dachau war das am längsten betrie-
bene Konzentrationslager in Deutsch-
land - von März 1933 bis April 1945, 
also fast die gesamten 12 Jahre des 
Nazi-Regimes.

- Es handelte sich um ein ganzes Sys-
tem von Konzentrationslagern: Dach-
au bestand aus 123 Nebenlagern und 
Kommandolagern, die 1943 eingerich-
tet wurden, als neben dem Hauptlager 
Fabriken für den Einsatz von Zwangs-
arbeitern gebaut wurden. Von den 123 
Außenlagern wurden 11 Kaufering 
zugeordnet und entsprechend numme-
riert. Sie alle wurden speziell für den 
Bau von drei unterirdischen Fabriken 
für ein Projekt namens „Sturmvogel“ 
eingerichtet, das als Standort für den 
Bau des deutschen Düsenjägers Mes-
serschmitt Me 262 geplant war.

- Das Hauptlager hatte eine recht-
eckige Form von etwa 300 × 600 m 
im Grundriss. Das Eingangstor für die 
Häftlinge war mit der Aufschrift "Ar-
beit macht frei" versehen. In den ersten 
Monaten wurde es als Umerziehungs-
lager genutzt, doch schon bald wurde 
die harte Zwangsarbeit zur Folter für 
die Gefangenen und führte zum Tod.

- Das Lagerpersonal bestand haupt-
sächlich aus SS-Männern, obwohl auch 
19 weibliche Wachleute in Dachau 
Dienst taten, die meisten von ihnen bis 
zur Befreiung des Lagers. Die Namen 
von 16 von ihnen sind später bekannt 
geworden.

- Zwischen 1933 und 1938 waren die 
Häftlinge meist deutsche Staatsbürger, 
die aus politischen Gründen inhaftiert 
waren. Nach der Reichspogromnacht 
wurden 30.000 Juden in Konzentrati-
onslager deportiert, über 10.000 von 
ihnen nach Dachau.

- Insgesamt wurden in das Konzen-
trationslager Dachau während der 
gesamten Zeit seines Bestehens etwa 
250.000 Menschen eingeliefert. Fast 

95 % dieser Menschen wurden in Kon-
zentrationslager gebracht, ohne dass 
es den Anschein einer Untersuchung 
oder eines Prozesses gab.

- Zwar gibt es keine genauen Zahlen 
über die Zahl der im Lager ermordeten 
Häftlinge, doch sind sich die Histori-
ker einig, dass etwa 30.000 hingerich-
tet wurden und etwa 10.000 an Krank-
heiten (kurz vor der Befreiung brauch 
eine Typhusepidemie im Lager aus, die 
durch die schlechten hygienischen Be-
dingungen und die Überbelegung ver-
ursacht wurde), Unterernährung und 
Selbstmord starben.

- Im August 1944 wurde in Dach-
au ein Frauenlager eröffnet. Die ers-
ten weiblichen Häftlinge kamen aus 
Auschwitz-Birkenau.

- Am 24. April 1945, vier Tage vor der 
Befreiung des Lagers, wurden die über-
lebenden Häftlinge - etwa 6.000 bis 
7.000 – zu einem "Todesmarsch" von 
Dachau in Richtung Süden nach Süd-
tirol gezwungen. Wer nicht mithalten 
konnte, wurde erschossen, andere star-
ben an Erschöpfung, Hunger und Un-
terkühlung. Einige Monate später wur-
de entlang der Strecke ein Massengrab 
entdeckt, in dem die Leichen von mehr 
als 1000 Gefangenen aufgeschichtet 
worden waren.

- Im Kriegsverbrecherprozess in Da-
chau, Vereinigte Staaten von Amerika 
gegen Martin Gottfried Weiß, wurden 
zwischen November und Dezember 
1945 insgesamt 42 Nazis vor Gericht 
gestellt. Sie wurden alle für schuldig 
befunden. 36 Angeklagte wurden zum 
Tode verurteilt, darunter der Dachau-
er Kommandant Martin Weiß und die 
Lagerärzte Claus Karl Schilling und 
Fritz Hintermayer.

- Am 29. April 2020 fanden in 
Deutschland Gedenkveranstaltun-
gen zum 75. Jahrestag der Befreiung 
der Dachauer Häftlinge statt, bei de-
nen der bayerische Ministerpräsident 
Markus Söder (CSU) sprach und die 
bayerische Landtagspräsidentin Ilse 
Aigner einen Kranz zum Gedenken an 
die Opfer niederlegte. Bands aus Israel 
und der US-Marine in Europa richte-
ten einen besonderen Gruß an einen 
der überlebenden Dachauer Häftlinge, 
den 92-jährigen Israeli Abba Naor. Da 
jedoch Maßnahmen zur Bekämpfung 
der Corona-Pandemie ergriffen wur-
den, wurde die Nationalhymne des 
Staates Israel über Zoom gespielt.

Eingangstor des ehemaligen Konzentrationslagers Dachau
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Stalin und die Juden: Zum 70. Todestag  

des sowjetischen Diktators
Josef Stalin hegte eine große Abneigung und ein tiefes Misstrauen gegenüber den Juden, da er ihnen unterstellte, 

Agenten des Auslandes und des Klassenfeindes zu sein. Anfang der 1930er Jahre begann man in der Sowjetunion die 
Juden aus dem Partei- und Staatsapparat zu entfernen und sie durch "national-russische" Kader zu ersetzen. Im Zuge 

der politischen Säuberung kam es zu Schauprozessen und Hinrichtungen. In den Jahren 1947-1948 spielte Stalin die 
"Nahost-Karte" aus, indem er die Gründung eines jüdischen Staates unterstützte. Er wollte damit vor allem Englands 
Position im Nahen Osten schwächen, auch in der Hoffnung, im zionistisch-sozialistischen Israel der Gründungszeit, 

einen Verbündeten für seinen kommunistisch-imperialen Machtanspruch zu finden. (JR)
Von Arkady Tsfasman

Stalins Haltung gegenüber den Juden, 
seine Politik in der "Judenfrage" gibt 
noch immer Anlass zu unterschiedli-
chen Einschätzungen. Es gibt die Mei-
nung, Stalin sei nicht antisemitisch ge-
wesen und seine antijüdische Politik sei 
das Ergebnis pragmatischen Kalküls. 
Eine andere, weiter verbreitete Ansicht 
besagt, dass Stalin ein unverhohle-
ner Antisemit wie Hitler war und eine 
"Endlösung" für die Juden der UdSSR 
vorbereitete. Beide Ansichten scheinen 
unter Extremen zu leiden. Für eine aus-
gewogene Beurteilung muss man Sta-
lins Haltung gegenüber den Juden und 
der Judenfrage während seiner gesam-
ten politischen Tätigkeit betrachten.

***
Josef Wissarionowitsch Dschu-

gaschwilli (Stalin) wurde 1878 in Gori 
in eine arme georgische Familie hin-
eingeboren und erhielt lediglich eine 
religiöse Ausbildung in einer Religi-
onsschule und einem theologischen Se-
minar. Er war von einem rebellischen 
Geist beseelt und schloss sich bald dem 
revolutionären Flügel der russischen 
sozialdemokratischen Arbeiterpar-
tei, den Bolschewiki, an, deren Führer 
Wladimir Iljitsch Lenin war. Die Partei 
selbst und der bolschewistische Füh-
rer Lenin waren beide internationalis-
tisch eingestellt und verurteilten den 
Antisemitismus scharf. Wie in einigen 
biografischen Werken über ihn er-
wähnt, konnte Dschugaschwilli schon 
in den ersten Jahren seiner politischen 
Tätigkeit seine Abneigung gegen die 
Juden, seine politischen Gegner, nicht 
verbergen. Im Jahr 1905 sagte er in 
einer Rede vor georgischen Arbeitern 
in Batumi scherzhaft: "Lenin ist em-
pört, dass Gott ihm solche Genossen 
wie die Menschewiki geschickt hat. In 
der Tat, was für ein Volk!". Und 1907 
brachte Stalin in seinem Artikel über 
den Londoner Kongress der RSDLP 
(1907) eine humorvolle Bemerkung ei-
nes der Delegierten über die Tatsache, 
dass "die Menschewiki, die jüdische 
Fraktion sei und die Bolschewiki, die 
wirklichen Russen" seien und "es uns, 
den Bolschewiki, daher nicht schaden 
würde, ein Pogrom in der Partei zu or-
ganisieren. 

Der gebürtige Jude und Bolschewik 
Jakow Michailowitsch Swerdlow, der 
mit Stalin im sibirischen Exil lebte, be-
schuldigte ihn einmal des Antisemitis-
mus, wofür der Ehrenhof der Exilanten 
den künftigen Führer der UdSSR tadel-
te.

Doch nach der Machtergreifung der 
Bolschewiki im Jahr 1917, Stalin wur-
de Volkskommissar für Nationalitäten, 
unterstützte er in seiner Position das 
hebräischsprachige Theater Habima, 
das von der Schließung bedroht war.

Während des Kampfes um die Füh-
rung der Partei nach Lenins Tod (1924) 

schreckte Stalin jedoch nicht vor anti-
jüdischer Demagogie gegenüber der jü-
dischen Opposition zurück. In einem 
engen Kreis seiner Anhänger sagte er, 
seine Gegner würden von "drei unzu-
friedenen jüdischen Intellektuellen" 
angeführt, nämlich von Leo Trotzki, 
Grigori Sinowjew und Leonid Kame-
new. 1927 gab Stalin in der Presse eine 
provokante Erklärung ab, in der er die 
jüdische Herkunft der Opposition her-
vorhob: "... Wir kämpfen gegen Trotz-
ki, Sinowjew und Kamenew, nicht weil 
sie Juden sind, sondern weil sie in der 
Opposition sind. L. Trotzki schrieb 
später in seinem Buch "Stalin", dass 
diese Aussage absichtlich den Antise-
mitismus schürte: "Vergesst nicht, dass 
die Führer der Opposition Juden sind" 
- das war die Bedeutung dieser Aussage 
Stalins, die von allen sowjetischen Zei-
tungen übernommen wurde. Und diese 
Aussage hatte ein Ergebnis: Als die Op-
positionsführer am 7. November 1927 

in Moskau eine parallele antistalinisti-
sche Demonstration anführten, wurde 
sie von Rufen aus der Menge begleitet: 
"Schlagt die Juden!", "Schlagt die jüdi-
schen Oppositionellen!". Auf diese De-
monstration folgte der Ausschluss der 
Oppositionsführer aus den führenden 
Parteistrukturen, woraufhin Stalin in 
einem engen Kreis seiner Anhänger 
sagte: "Wir haben jetzt alle Juden aus 
dem Politbüro entfernt."

•
Ende der 1920er Jahre hatte Stalin un-
eingeschränkte Macht erlangt. Von nun 
an wurden alle Entscheidungen, auch 
die zur "Judenfrage", von ihm allein 
getroffen. Unter dem Vorwand des zu-
nehmenden Antisemitismus im Lande 
wurde die Diskussion über die Schaf-
fung einer jüdischen Autonomie auf der 
Krim bald eingestellt. Statt auf der Krim 
wurde sie in einem dünn besiedelten 
Gebiet im Fernen Osten eingerichtet.

Für den Westen, der über die Zunah-

me des Antisemitismus in der UdSSR 
besorgt war, erklärte Stalin 1931 je-
doch Folgendes: "Der Antisemitismus, 
als extreme Form des Rassenchauvinis-
mus, ist das gefährlichste Überbleibsel 
des Kannibalismus ... Deshalb können 
Kommunisten als konsequente Inter-
nationalisten nur unversöhnliche und 
eingeschworene Feinde des Antisemi-
tismus sein. In der Sowjetunion wird 
der Antisemitismus als ein dem sow-
jetischen System zutiefst feindliches 
Phänomen streng verfolgt. Allerdings 
gab es in jenen Jahren keine strafrecht-
lichen Verurteilungen wegen Antise-
mitismus im Lande, und das sowjeti-
sche Volk erfuhr von dieser Aussage 
des Führers erst 1936 aus dem Munde 
von Wjatscheslaw Michailowitsch Mo-
lotow.

In den Jahren 1933-1934 begann die 
Entfernung von Juden aus dem Par-
tei- und Staatsapparat und ihre Erset-
zung durch "national-russische" Kader. 
Gleichzeitig begann man auf Initiative 
Stalins, das Prinzip des "proletarischen 
Internationalismus" durch einen groß-
russischen Patriotismus zu ersetzen, 
der in der Interpretation der russischen 
Geschichte zum Tragen kam. Es folgte 
die Verkleinerung der jiddischen Bil-
dungs- und Wissenschaftseinrichtun-
gen.

Die weitere Ausbreitung des Antise-
mitismus in der UdSSR wurde durch 
die auf Geheiß Stalins organisierten, 
öffentlichkeitswirksamen Prozesse ge-
gen die prominentesten Mitglieder der 
bolschewistisch-leninistischen Garde 
in den Jahren 1936-1938 begünstigt, 
bei denen die Hälfte bis zwei Drittel 
der Angeklagten aus jüdischen Krei-
sen stammten. Dies wurde in Nazi-
deutschland bemerkt. Im Januar 1937 
schrieb Goebbels in sein Tagebuch: "In 
Moskau gibt es wieder einen Schaupro-
zess. Diesmal fast ausschließlich gegen 
Juden ...Vielleicht will Stalin die Juden 
noch loswerden.“ Die folgende Welle 
von Massenrepressionen entwurzelte 
viele Tausende von Juden aus dem Par-
tei-, Staats- und Wirtschaftsapparat, 
aus der Armee, den Strafbehörden und 
aus der Kultur. Sie wurden durch "No-
minierte" ersetzt, die dem Willen des 
Führers gehorchten und unter denen 
es fast keine Juden gab.

In den ersten Monaten des Jahres 
1939 begann die stalinistische Füh-
rung eine geheime Annäherung an die 
Führung Hitlers in Deutschland. Und 
am 3. Mai 1939 wurde der jüdische 
Kommissar für auswärtige Angelegen-
heiten, Maxim Maximowitsch Litwi-
now , abgesetzt, um Hitler zu gefallen. 
Er wurde durch Stalins gehorsamen 
Molotow ersetzt, der erklärte, er werde 
der "Synagoge" im Volkskommissariat 
ein Ende setzen. In der Folge wurde die 
Zahl der Juden im Kommissariat, im 
Volkskommissariat für Außenhandel 
und in den sowjetischen Auslandsver-

Bild vom 5. März 1953 auf der Titelseite der sowjetischen Zeitung Prawda, die den Tod von Joseph Stalin 
verkündigt.
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tretungen erheblich reduziert.
Am 23. August 1939 wurden der 

deutsch-sowjetische Pakt und das 
geheime Protokoll über die Teilung 
Osteuropas unterzeichnet, was eine 
Annäherung zwischen der Sowjetuni-
on Stalins und Hitler-Deutschlands 
bedeutete. Der deutsche Außenminis-
ter Joachim von Ribbentrop, der am 
Abend der Unterzeichnung des Paktes 
von Stalin verabschiedet wurde, war 
nicht nur angenehm überrascht von 
dem Trinkspruch, den der sowjetische 
Führer auf Hitlers Gesundheit aus-
sprach, sondern auch von der Bemer-
kung, dass er "nur auf den Augenblick 
warte, in dem die UdSSR genügend 
Intellektuelle haben wird, um der Vor-
herrschaft in der Führung der Juden, 
die er bis jetzt braucht, vollständig ein 
Ende zu setzen".

Unmittelbar nach der Unterzeich-
nung des Molotow-Ribbentrop-Pakts 
wurden die antifaschistischen Akti-
onen und die Kritik am NS-Regime, 
einschließlich der rassistischen und 
antisemitischen Ideologie und Politik 
des Hitlerismus, in der UdSSR voll-
ständig eingestellt. Die zuvor gedreh-
ten antifaschistischen Filme "Die Ge-
schwister Oppenheim" und "Professor 
Mamlock", die auf Drehbüchern der 
deutsch-jüdischen Schriftsteller Lion 
Feuchtwanger und Friedrich Wolf ba-
sierten und den Antisemitismus der 
Nazis verurteilten, wurden zurückge-
zogen. Stattdessen führte das Bolschoi-
Theater in Moskau Hitlers Lieblings-
komponisten Richard Wagners Oper 
"Die Walküre" auf, die von Stalin be-
sucht wurde.

Nach der deutsch-sowjetischen Be-
setzung Polens im September 1939 
strömten viele Tausend polnische Ju-
den aus den an Deutschland abgetre-
tenen Gebieten auf sowjetisches Ge-
biet. Die sowjetische Führung wusste 
jedoch sehr wohl, was diese Menschen 
unter der Nazi-Besatzung erwartete, 
und ordnete ihre Ausweisung an. Und 
als Berlin 1940 Moskau vorschlug, 
Hunderttausende oder Millionen von 
Juden aus Deutschland und anderen 
eroberten Ländern in der Sowjetunion 
aufzunehmen, reagierte die sowjeti-
sche Seite mit vielsagendem Schwei-
gen.

So kam Stalins totalitär-kommunis-
tisches Regime, das die Grundsätze 
des Internationalismus ablehnte, zu 
einem Bündnis mit Hitlers rassistisch-
antisemitischem Regime, das seinem 
Machtmechanismus entsprach. Stalin 
selbst interessierte sich zunehmend für 
die antijüdischen Argumente Hitlers. 
In seinem Buch "Die Geschichte des 
deutschen Faschismus", das von dem 
deutschen antifaschistischen Autor K. 
Heyden ins Russische übersetzt wur-
de, hob der sowjetische Führer Hitlers 
Worte aus dem Jahr 1922 hervor, wo-
nach die Juden "Geldgier, Zynismus, 
Hartherzigkeit und ekelhaften Snobis-
mus kultivieren".

•
Als der deutsch-sowjetische Krieg im 
Juni 1941 ausbrach, zeigte sich Stalin 
völlig gleichgültig gegenüber dem tra-
gischen Schicksal der Juden in den von 
den Nazis besetzten Gebieten. Er war 
sich des rassistischen Antisemitismus 
der Nazis durchaus bewusst, verurteil-
te ihn aber während des Krieges nur 
ein einziges Mal öffentlich, und dann 
auch nur auf eine eigentümliche Wei-
se: In einer Rede am 6. November 1941 
anlässlich eines weiteren Jahrestages 
der Errichtung der bolschewistischen 
Herrschaft verglich er Hitlers rassisti-
sche Politik der totalen Vernichtung 
des jüdischen Volkes mit den Pogromen 

der Schwarzen Hundert im zaristischen 
Russland. Sowjetische Zeitungen und 
der Rundfunk berichteten über das 
Heldentum von Russen und anderen 
Slawen während des Krieges, während 
das Heldentum von Juden an der Front 
und an der Heimatfront kaum erwähnt 
wurde. Und in einem Gespräch mit dem 
polnischen General Władysław Anders 
im Dezember 1941 wiederholte Stalin 
zweimal den Satz "Juden sind schlechte 
Soldaten". Die sowjetische Propaganda 
verschwieg das tragische Schicksal der 
Juden in den von Deutschland besetz-
ten sowjetischen Gebieten und hob sie 
fast nie als "friedliche Sowjetbürger" 
hervor. Selbst die Befreiung von Ausch-
witz durch die Rote Armee am 27. Janu-
ar 1945 wurde erst am 7. Mai verkündet, 
und die dort ermordeten Juden wurden 
mit keinem Wort erwähnt.

In der Personalpolitik wurde wäh-
rend des Krieges die Ausweisung von 
Juden aus dem Parteistaatsapparat, den 
politischen Abteilungen der Armee, 
dem diplomatischen Korps, den kultu-
rellen Einrichtungen usw. wieder auf-
genommen. Juden wurden nur noch in 
Positionen gehalten, in denen sie nicht 
ersetzt werden konnten. Die antijüdi-
sche Politik der "Spitze" begann mit 
dem zunehmenden Antisemitismus 
der "Basis" zu verschmelzen.

Stalins zunehmende Feindseligkeit 
gegenüber Juden zeigte sich auch in sei-
nem familiären Umfeld. Er verbannte 
die jüdische Frau seines ältesten Soh-
nes Jakow, der in deutscher Gefangen-
schaft starb, ordnete die Verhaftung 
und Verbannung des berühmten Dreh-
buchautors Aleksei Kapler an, in den 
sich seine Tochter Swetlana verliebte, 
und erwirkte die Scheidung Swetlanas 
von ihrem jüdischen Mann G. Moro-
sow.

•
Nach Kriegsende verstärkte Stalin, der 
den zunehmenden großrussischen Na-
tionalismus mit seiner Rede Ende Mai 
1945 über die "führende Macht" des 
russischen Volkes unter den Völkern 
der UdSSR anheizte, den zunehmenden 
Antisemitismus im Lande weiter. Die 
Juden wurden zunehmend verdächtigt, 
mit dem Westen zu sympathisieren, ins-
besondere mit den USA, in denen er den 
außenpolitischen Hauptfeind sah. Das 
JAC wurde angegriffen, weil es wäh-
rend des Krieges gute Beziehungen zu 
den jüdischen Organisationen der USA 
aufgebaut hatte, und nach dem Krieg 
wurde es angeblich in ein "Kommissari-
at für jüdische Angelegenheiten" umge-
wandelt, das den "jüdischen Nationalis-
mus" im Lande förderte. Aus demselben 
Grund wurde auch die Veröffentlichung 
des inzwischen druckreifen Schwarz-
buchs über das Leiden der Juden unter 
der Nazi-Besatzung verboten.

Parallel dazu begann Stalin in den 
Jahren 1947-1948 die "Nahost-Karte" 
auszuspielen, indem er die Gründung 
eines jüdischen Staates unterstützte, 
um Englands Position im Nahen Osten 
zu schwächen, und auch in der Hoff-
nung, im zionistisch-sozialistischen Is-
rael einen Verbündeten zu finden.

Am 14. Mai 1948 wurde die Grün-
dung des Staates Israel proklamiert, 
was von den sowjetischen Juden mit 
großer Begeisterung aufgenommen 
wurde. Auch die Ankunft der ersten 
diplomatischen Vertreterin Israels in 
der UdSSR, Golda Meyerson (Meir), in 
Moskau und ihr Besuch in der Moskau-
er Chorsynagoge erregten großes Auf-
sehen bei ihnen. Aus all dem schloss 
Stalin, dass die Juden dem Sowjetstaat 
gegenüber nicht loyal waren. Und das 
Scheitern der Hoffnungen, Israel zu ei-
nem Satelliten der UdSSR zu machen, 

überzeugte den sowjetischen Führer, 
dessen zunehmender Antisemitismus 
mit einer sich verschlimmernden psy-
chischen Störung einherging, dass fast 
alle Juden in der UdSSR zionistische 
Agenten waren. 

•
In diesen und den folgenden Jahren 
wurde Stalins Antisemitismus auch in 
den Ländern der "Volksdemokratie" 
durchgesetzt. Auf persönlichen Befehl 
Stalins und unter der Kontrolle der 
sowjetischen Geheimdienste wurde 
1951-1952 in der Tschechoslowakei 
ein berüchtigter, offen antisemitischer 
" Slánský-Prozess" gegen prominente 
Partei- und Staatsfunktionäre jüdischer 
Herkunft geführt.

Der Höhepunkt von Stalins antise-
mitischer Politik war der "Ärzte Fall". 
Er begann im Januar 1951 als einer von 
vielen damals erfundenen "Fällen", in 
denen einer der verhafteten Ärzte des 
"jüdischen Nationalismus" beschuldigt 
wurde. Aber der Ermittler der Staats-
sicherheit M. Rjumin, der um Stalins 
Misstrauen und seine Fähigkeit wuss-
te, an "Sabotagemethoden" der jüdi-
schen Ärzte der höheren Sowjetführer 
zu glauben, schickte ihm eine entspre-
chende Denunziation. Und Stalin for-
derte den Minister für Staatssicherheit 
auf, "drastische Maßnahmen zur Auf-
deckung einer Gruppe terroristischer 
Ärzte" zu ergreifen und ordnete eine 
brutale Untersuchung des "Falles" an. 
Er überwachte die Untersuchung per-
sönlich und verlangte die schnellsten 
Ergebnisse bei der Untersuchung der 
"Terroristen, amerikanischen Agenten 
unter den Ärzten".

Stalins verschärfter Hass auf die jüdi-
schen Ärzte hing mit seinem sich ver-
schlechternden Gesundheitszustand 
und seiner Gewissheit zusammen, dass 
sie ihn entmachten wollten. Im Herbst 
1952 wurde eine Gruppe angesehener 
Ärzte verhaftet, von denen viele an der 
Behandlung der Spitzenelite des Lan-
des beteiligt waren. Bei den meisten 
Verhafteten handelte es sich um Juden. 
Stalin verlangte von den Staatssicher-
heitsorganen, rasch eine Version der 
"zionistischen Verschwörung" und der 
Verbindungen der "Verschwörer" mit 
dem amerikanischen und britischen 
Geheimdienst über die größte jüdische 
Wohltätigkeitsorganisation "Joint" zu 
entwickeln. Er bestand darauf, dass bei 
den Verhafteten die brutalsten Verhör-
methoden angewandt wurden, er selbst 
las täglich die Berichte und leitete per-
sönlich die Ermittlungen.

Am 2. März 1953 erlitt Stalin einen 
Schlaganfall und starb am 5. März. 
Die virulente antisemitische Kampa-
gne endete. Doch der von Stalin gesä-
te staatliche Antisemitismus wurde, 
wenn auch in gemäßigterer Form, zu 
einem festen Bestandteil des von ihm 
geschaffenen totalitären Regimes.

•
Stalins Haltung gegenüber den Juden 
und der "Judenfrage" hat sich in dem 
halben Jahrhundert seines politischen 
Wirkens stark gewandelt. Unmittel-
bar nach dem Krieg verwandelte sich 
der betagte Diktator, der an vielen 
Krankheiten, darunter natürlich auch 
psychischen, litt und ein erneutes Be-
dürfnis nach "Feindbildern" verspür-
te, schließlich in einen virulenten 
Antisemiten, der überall Verschwö-
rungen der zionistischen Juden sah. 
Besonders gefährliche Formen nahm 
der Antisemitismus Stalins während 
der "Ärzte-Affäre" an. Da er sich je-
doch als Kommunist und sogar als 
Internationalist verstand und de fac-
to der Führer der kommunistischen 
Weltbewegung war, konnte er es sich 
nicht leisten, öffentlich antisemitische 
Äußerungen zu machen und sie unter 
einem antiimperialistischen und anti-
zionistischen Deckmantel zu verber-
gen.

Stalins Antisemitismus ist jedoch 
nicht mit dem Antisemitismus Hitlers 
gleichzusetzen. Obwohl er in Öster-
reich geboren wurde, wurde er als jun-
ger Mann in Wien (1908-1913) lebens-
lang von rassistisch-antisemitischem 
Gedankengut durchdrungen, demzu-
folge die Juden eine besondere, min-
derwertige Rasse seien, die die Exis-
tenz der überlegenen, arischen Rasse 
(d.h. der Deutschen) bedrohe. Die 
Arier müssten daher einen entschlos-
senen Kampf gegen die jüdische Ras-
se führen. Der Antisemitismus wurde 
bald nach dem Ersten Weltkrieg zu ei-
ner der ideologischen Grundlagen der 
nationalsozialistischen Partei unter 
der Führung Hitlers. Auf seinem Weg 
zur Macht bediente sich Hitler ener-
gisch antisemitischer Parolen, und als 
er 1933 die Macht erlangte und bald 
darauf Diktator von Deutschland wur-
de, machte er den Rassenantisemitis-
mus zur Staatspolitik. In der ersten 
Phase von Hitlers Regime, zwischen 
1933 und 1939, äußerte sich diese Po-
litik vor allem in den Rassengesetzen, 
die die Juden ihrer politischen und 
bürgerlichen Rechte beraubten und 
sie zur Auswanderung zwangen. In 
der zweiten Phase, während des Zwei-
ten Weltkriegs (1939-1945), als sich 
Millionen von Juden in Europa unter 
der Herrschaft Nazi-Deutschlands 
befanden, leiteten Hitler und sein Re-
gime die "Endlösung der Judenfrage" 
ein, d. h. die totale Vernichtung der 
Juden in Europa, die zum Tod von fast 
6 Millionen Juden führte. Hitlers An-
tisemitismus war also rassistisch und 
zielte auf die totale Ausrottung der 
Juden ab. Der Antisemitismus Stalins 
war anders, er nicht rassistisch. Dies 
entlastet den "Führer aller Völker" je-
doch keineswegs.
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Meilensteine der „Judenemanzipation“:  

175 Jahre Frankfurter Paulskirche
Das Preußische Judenedikt von 1812 machte die Juden quasi offiziell zu preußischen Staatsbürgern - was 

einen wichtigen Schritt für ihre Gleichstellung innerhalb des Staates bedeutete. Als im März 1848 das erste frei 
gewählte Nationalparlament in der Frankfurter Paulskirche zusammentrat, waren auch 15 Volksvertreter jüdi-
scher Herkunft unter den Abgeordneten. Eine wirkliche rechtliche Gleichstellung der Juden wurde aber erst in 

der Verfassung des Deutschen Reiches von 1871 formal verankert. (JR)
Von Theodor Joseph

Vor 175 Jahren, im März 1948, versam-
melte sich in der Frankfurter Paulskir-
che erstmals in Deutschland eine frei 
gewählte Nationalversammlung, das 
sogenannte Vorparlament. Die Pauls-
kirche ist die unbestreitbare Keimzelle, 
ja das Symbol der Freiheit, Einheit und 
Demokratie auf deutschem Boden, was 
gleichzeitig mit der Emanzipationsbe-
wegung der Juden eng verbunden ist. 
Daraus hat sich, über die Zeitläufte hin-
weg, ein demokratischer Rechtsstaat 
entwickelt, zu dem Juden über mehr als 
175 Jahre hinweg einen wesentlichen 
Beitrag geleistet haben. Die Paulskir-
chen-Verfassung ist eine Art Blaupause 
für das deutsche Grundgesetz.

Die Aufklärung verstärkte bei Juden 
das Streben nach Akkulturation bzw. 
Assimilation war die Forderung nach 
Emanzipation. Diese war durch Johann 
Christian Dohms Schrift „Über die bür-
gerliche Verbesserung der Juden“ von 
1781 erstmals in die öffentliche Diskus-
sion gerückt worden. Dohm, der mit 
seinen Vorschlägen am Anfang einer 
überaus umfangreichen Debatte stand, 
schlug eine Gleichberechtigung der 
Juden im Anschluss an ein Erziehungs-
programm vor, das die Juden durch 
staatliche Führung und die Ausübung 
anderer Berufe außer dem Handel von 
ihrer „Verderbtheit“, auf die ihre ge-
drückte Lage zurückzuführen sei, be-
freien würde. 

Emanzipationsgesetz von 1812
Die Judenemanzipation wurde ein Teil 
eines großen Reformprogramms. Und 
so wurde das „Edikt vom 11. März 1812 
betreffend die bürgerlichen Verhältnis-
se der Juden in dem Preußischen Staate“ 
erlassen. Und mit einem Male wurden 
aus Fremde „Einländer“, Juden wurden 
zu preußischen Staatsbürgern erklärt.

Indes hatte das Emanzipationsgesetz 
von 1812 einen Geburtsfehler: Im Ge-
gensatz zu Frankreich hatte das Bürger-
tum in Deutschland die Fesseln der Pri-
vilegienordnung nicht aus eigener Kraft 
gesprengt; die Juden wurden daher nicht 
von unten, von den sich selbst befreien-
den Revolutionären, emanzipiert. Das 
1812 erlassene Reformgesetz erfolgte 
aus taktischem Kalkül und Staatsräson 
und ließ entwürdigende Ausnahmebe-
stimmungen bestehen. Juden blieben 
auch weiterhin von allen Staatsämtern, 
von der Justiz und der Offizierslauf-
bahn ausgeschlossen. Gleichwertig und 
gleichberechtigt waren Juden realiter 
immer noch nicht und konnten daher 
in Krisenzeiten leicht zu Sündenböcken 
politischer Fehler und Irrtümer gestem-
pelt werden.

Bei den Straßenkämpfen im März 
1848 standen zahlreiche Juden Schulter 
an Schulter mit den Handwerkern und 
Arbeitern. Von den 230 Gefallenen, die 
die Aufständischen beklagten, waren 
nicht weniger als 21 Juden, also neun 
Prozent. 

Am 18. Mai 1848 trat in der Frankfur-
ter Paulskirche eine verfassungsgebende 

Nationalversammlung zusammen. Und 
hier standen mit einem Mal zugleich 
die ureigenen Ansprüche der Juden auf 
der politischen Agenda. Jüdischerseits 
erwartete man sich von den revolutio-
nären Errungenschaften einen Eman-
zipationsschub. Und als ab Juni 1848 in 
der Paulskirche über die konsequente 
Durchführung der Gleichheit vor dem 
Gesetz verhandelt wurde, lief die De-
batte auch auf die rechtliche Gleichstel-
lung der Juden hinaus. In diesem Sinne 
schlug der Verfassungsausschuss Mitte 
August 1848 dem Plenum eine Formu-
lierung als Gesetzestext vor, wodurch 
die bürgerlichen und staatsbürgerlichen 
Rechte durch das religiöse Bekenntnis 
weder bedingt noch beschränkt werden 
dürften. Dass in dieser Formulierung 
die Emanzipation der Juden nicht ex-
pressis verbis erwähnt wurde, tat dem 
Fortschrittsgedanken keinen Abbruch. 
Trotz antijüdischer Ausschreitungen in 
den Märztagen 1848 hatte sich mit dem 
Zusammentritt der Paulskirchen-Ver-
sammlung in Frankfurt der bestimmen-
de Diskurs in Deutschland zugunsten 
der jüdischen Minderheit gewendet. So 
schien es jedenfalls.

Für die Juden waren vor allem drei 
Forderungen an die Revolution von 
1848 von besonderer Wichtigkeit: die 
vollständige Religions-, Gewissens- und 
Lehrfreiheit; das Staatsbürgerrecht; die 
Abschaffung der Vorrechte. Kurz: Ju-
den begrüßten die revolutionäre Erhe-
bung insofern, weil sie in ihr die Voraus-
setzung für ihre eigene Emanzipation 

erblickten. Es ging ihnen um Gleich-
berechtigung ihrer Glaubensgemein-
schaft, um staatsbürgerliche Rechte als 
Juden. Die Einordnung der Juden ins 
Leben ihrer Umwelt, als einzelne wie als 
Gruppe, hing weniger vom Willen der 
Juden zur „Assimilation“ ab als von der 
Bereitschaft der Umwelt, die Juden in 
ihrem Selbstverständnis zu akzeptieren, 
ohne ihre Selbstaufgabe zu postulieren.

Gleiche Rechte, gleiche Pflichten
Die Forderung nach Abschaffung der 
traditionellen Privilegien bedeutete, 
dass Juden nunmehr in Handwerk, Ge-
werbe und Landwirtschaft, in akade-
mischen Berufen und im Staatsdienst 
ebenso tätig sein konnten wie die übrige 
Bevölkerung. Damit war die Ungleich-
heit vor dem Gesetz aufgehoben - auf 
dem Papier. Eine vollständige Religi-
ons-, Gewissens- und Lehrfreiheit hät-
te auch die geistige Unsicherheit der 
Juden überwunden, die sich immer als 
gleichwertig beweisen mussten. Ein all-
gemeines Staatsbürgerrecht hätte einen 
Normalisierungsprozess befördert. Aus 
solchen Überlegungen heraus wurde 
die Judenemanzipation der 1848er Zeit 
integraler Bestandteil auch der nichtjü-
dischen liberalen Bewegung zur Erlan-
gung der Demokratie. 

Wenn auch die Mehrheit der Un-
ternehmer und Bankiers eher die Er-
haltung der bestehenden Verhältnisse 
wünschte, so gab es doch nicht wenige 
jüdische Politiker, die im Jahre 1848 
auf der Seite der Revolution standen. 

Einige von ihnen wurden in die Frank-
furter Nationalversammlung oder in 
die preußische Konstituante gewählt. 
Neben Gabriel Riesser war dies der Kö-
nigsberger Arzt und radikale Demokrat 
Johann Jacoby, die aus dieser Gruppe 
herausragten. Beide Männer sahen wie 
die meisten politisch aktiven Juden, die 
Frage der Judenemanzipation als Teil-
frage der Emanzipation des Bürgertums 
im Streben nach einem nationalen Ver-
fassungsstaat an. Als Vorkämpfer für die 
Emanzipation der Juden setzten sie den 
Verhinderungsstrategien der Emanzi-
pationsgegner eine klare Position entge-
gen – gleiche Rechte, gleiche Pflichten.

Mit Riesser verband Jacoby eine 
Geistesverwandtschaft, lange bevor 
beide ins Paulskirchen-Parlament ein-
zogen. An Riesser schrieb Jacoby im 
September 1831 folgende Zeilen, die 
seine zukünftige Haltung aufscheinen 
lässt: „Als Jude geboren und aus ernster 
Überzeugung an der Lehre meiner Re-
ligion festhaltend, hatte ich schon früh 
mit mannigfachen gesellschaftlichen 
und bürgerlichen Mißverhältnissen zu 
kämpfen; durch ein empörendes Vorur-
teil Andersglaubender sah ich mein Stre-
ben oftmals gehemmt, meine schönsten 
Hoffnungen zerstört und mich überall 
in den Ansprüchen, die jeder an das Le-
ben zu machen berechtigt ist, gekränkt 
und beeinträchtigt“.   

Männer wie Gabriel Riesser und Jo-
hann Jacoby strebten endgültig die 
volle Gleichberechtigung und die Be-
freiung der Gesamtgesellschaft von der 

Ludwig von Elliott: Sitzung der Nationalversammlung im Juni 1848
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überkommenen alten Ordnung an. Al-
lerdings bestanden empfindliche Ein-
schränkungen weiter fort, da Juden aus 
Einrichtungen des Staates, die mit der 
Religionsausübung in Zusammenhan-
ge standen, also Erziehung und Kultur 
sowie allen Ämtern, die einen Eid erfor-
derten, ausgeschlossen blieben. 

Eintritt in das parlamentarische 
Leben
Im Revolutionsjahr 1848 traten Juden 
in Deutschland in das parlamentarische 
Leben ein. Unter den 586 Abgeordne-
ten der Frankfurter Paulskirche, der 
ersten demokratisch gewählten Volks-
vertretung Deutschlands, befanden sich 
fünfzehn Männer jüdischer Herkunft. 
Davon bekannten sich sechs zum Ju-
dentum, während die anderen getauft 
waren. Die Mehrheit dieser Parlamen-
tarier, nämlich elf, waren der radikalen 
und gemäßigten Linken sowie dem 
linken Zentrum zuzurechnen. Johann 
Jacoby gehörte zum linken Spektrum 
der Paulskirchen-Abgeordneten. Un-
bekümmert um Vorurteile und Ge-
hässigkeiten wählte die Versammlung 
zwei Abgeordnete jüdischer Herkunft, 
darunter den Wortführer der jüdischen 
Emanzipation, zu Vertretern des Parla-
mentspräsidenten – Eduard von Simson 
und Gabriel Riesser. 

Der bekannteste Vertreter unter den 
jüdischen Abgeordneten war neben 
Johann Jacoby Gabriel Riesser, der 
von Oktober bis Dezember 1848 als 
zweiter Vizepräsident der Nationalver-
sammlung fungierte. Sein politisches 
Programm legte er in der Zeitschrift 
„Der Jude“, deren Herausgeber er von 
1832-1835 gewesen war, mit folgenden 
Worten nieder: „Bietet man mir mit der 
einen Hand die Emanzipation, auf die 
alle meine innigsten Wünsche gerich-
tet sind, mit der anderen die Verwirk-
lichung des schönen Traumes von der 
politischen Einheit Deutschlands mit 
seiner politischen Freiheit verknüpft, 
ich würde ohne Bedenken die letztere 
wählen; denn ich habe die feste, tiefste 
Überzeugung, dass in ihr auch jene ent-
halten ist“.   

Nach nur zwei Lesungen beschlos-
sen die Parlamentarier der Paulskirche 
am 27. Dezember 1848 mit der Verab-
schiedung des Einführungsgesetzes 
den Grundrechtskatalog, der als Ker-
nelemente die Gleichheit aller vor dem 
Gesetz, die Aufhebung aller Standes-
vorrechte, die Gewährleistung persön-
licher und politischer Freiheitsrechte 
sowie die Abschaffung der Todesstrafe 
enthielt. Damit hatte die Nationalver-
sammlung eine Grundrechtscharta ver-
abschiedet, die einen demokratischen 
Geist atmete, und zugleich die „oktroy-
ierte“ königliche Verfassung außer Kraft 
gesetzt. Am 28. März 1849 folgte dann 
die erste bis zur Vollendung gediehene 
Verfassung für den deutschen Gesamt-
staat. Ihre national-bürgerliche Konzep-
tion hat von ihrer Anziehungskraft bis in 
die Gegenwart nichts eingebüßt, gelang 
es ihr doch, die Postulate von Freiheit, 
Gleichheit und nationaler Einheit auf ei-
nen Nenner zu bringen.

Reaktionäre Gegenrevolution
Doch schon bald gelang es der reaktio-
nären Gegenrevolution, mit der preu-
ßischen Verfassungsurkunde vom 31. 
März 1850 die revolutionären Errun-
genschaften wieder aufzuheben. Das 
betraf nicht zuletzt die rechtliche Eman-
zipation der Juden, die teilweise wieder 
zurückgenommen oder begrenzt wur-
de. Nachdem die Wirren der Revolution 
überstanden waren, sollte das Rad der 
geschichtlichen Entwicklung kräftig zu-
rückgedreht werden. 

Gleichstellung bedeutete für Juden ei-
nen Statusgewinn und schuf damit die 
Voraussetzung für ihren sozialen Auf-
stieg. Diese Positionsgewinne stießen 
bei Teilen der christlichen Gesellschaf-
ten auf Ablehnung. Sie fühlten sich be-
droht, da einige Gruppen ihre soziale 
und wirtschaftliche Stellung durch die 
Zulassung von Juden gefährdet sahen. 
Das Bekenntnis zur christlichen Reli-
gion blieb auch weiterhin der Maßstab 
für das gesellschaftliche Zusammen-
leben und die formelle Emanzipation 
ließ weiter auf sich warten.

Der bedeutendste Streiter für die 
Judenemanzipation im Zeitalter der 
Revolutionen 1848/49 war neben Ga-
briel Riesser der 1805 in Königsberg 
geborene Arzt Johann Jacoby.  In allen 
entscheidenden Fragen aber basierten 
seine Ideen auf der Philosophie Ba-
ruch Spinozas. Er entwickelte sich zum 
Verfechter der menschlichen Freiheit 
überhaupt. Als Jude hatte Jacoby neben 
der allgemeinen Unfreiheit auch unter 
den Vorurteilen seiner Mitmenschen 
zu leiden. Hochschul- Militär- und Be-
amtenlaufbahn waren den Juden trotz 
theoretischer Gleichstellung verwehrt. 
Jacoby hatte also ein doppeltes Inter-
esse an Emanzipation und Mitbestim-
mung – nicht als Gnade, sondern als 
Recht: „Wie ich selbst Jude und Deut-
scher zugleich bin, so kann in mir der 
Jude nicht frei werden ohne den Deut-
schen und der Deutsche nicht ohne den 
Juden...“.  

Mit dieser Aussage hatte er seine 
Grundhaltung trefflich beschrieben, 
eine Haltung, von der er niemals ab-
wich – die vollkommene Synthese 
zwischen seinem Judentum und sei-
nem Deutschtum. Die Identität des 
deutschen und des jüdischen Weges in 
die Freiheit war die Voraussetzung für 
seinen politischen Kampf. Das führte 
ihn sowohl aus dem jüdischen wie auch 
aus dem deutschen Bereich heraus und 
brachte ihn in letzter Konsequenz zum 
Universalismus und zum Ideal des so-
zialen Menschentums. 

Die Opfer des revolutionären Sturm-
jahres 1848 sollten dennoch nicht 
vergeblich gewesen sein – sie bewirk-
ten einen grundlegenden Wandel im 
Selbstbewusstsein der deutschen Ju-
den. Natürlich hatten die meisten Ju-
den gehofft, dass diese Revolution ihre 
politische und gesellschaftliche Gleich-

berechtigung herbeiführen und die re-
ligiösen Vorurteile beseitigen werde. 
Das sollte sich jedoch nicht unmittel-
bar einstellen und ließ auf sich warten. 
Und das lag nicht nur daran, dass die 
Märzrevolution desaströs endete.

Die Auftritte Johann Jacobys inner-
halb und außerhalb des Parlaments, 
in denen er zur „Judensache“ sprach, 
waren eindrucksvoll. Jacoby war weder 
zimperlich noch ängstlich. Er legte sich 
mit den monarchischen Autoritäten an 
und schreckte auch nicht vor gekrön-
ten Häuptern zurück. Eine von oben 
verordnete Emanzipation war für ihn 
unzulänglich. 

Für sein „respektloses“ Auftreten 
hat Jacoby oftmals büßen müssen: Die 
ultra-konservativen Gewalthaber lie-
ßen ihn immer wieder in den Kerker 
werfen. Mit seinem Tod im Jahre 1877 
verschwand eine Persönlichkeit aus 
der politischen Arena, die die Moral 
des Judentums mit dem humanisti-
schen Erbe der bürgerlichen Eman-
zipationsbewegung mit der sozialen 
Befreiungsidee des Proletariats zu ver-
einen wusste. 

Jüdische Gleichberechtigung  
blieb lange aus
Die Emanzipation der Juden in Deutsch-
land war ein langer Prozess, der sich seit 
dem Aufklärungszeitalter fast 100 Jahre 
hingezogen hatte. Was die Judeneman-
zipation betrifft, so gelangte die recht-
liche Gleichstellung erst zwanzig Jahre 
nach der Revolution von 1848 zu einem 
vorläufigen Abschluss: Im Juli 1869 hob 
das Parlament des Norddeutschen Bun-
des alle noch bestehenden Beschrän-
kungen auf. Als zwei Jahre später die jü-
dische Gleichberechtigung auch in der 
Verfassung des Deutschen Reiches von 
1871 rechtlich und politisch formal ver-
ankert wurde, schien die „Lösung der 
Judenfrage“ erreicht. 

Die vollständige – auch in sozialer 
Hinsicht - jüdische Gleichberechtigung 
blieb bis 1918/19 eine Chimäre. Die 
Emanzipation der deutschen Juden war 
kein Ergebnis des revolutionären Erbes 
von 1848; das Gleichberechtigungs-
gesetz war kein Beschluss eines souve-
ränen Volkes, das eine demokratische 
Ordnung erfolgreich durchgesetzt hatte. 
Vielmehr erhielten die Juden erst staats-
bürgerliche Rechtsgleichheit, nachdem 
die Liberalen ihren Frieden mit Bis-

marck gemacht und ins Regierungslager 
übergegangen waren. Die konservativen 
Eliten neigten grundsätzlich dazu, alle 
politischen Freiheitsrechte, also auch 
die Judenemanzipation, als staatliche 
Konzession mit dem Vorbehalt des Wi-
derrufs zu betrachten. Konservative 
billigten dem Judentum allenfalls den 
Rang einer geduldeten, nicht aber einer 
gleichberechtigten Religion an. Die Ju-
denemanzipation blieb ein Torso, zu ei-
ner wirklichen Gleichberechtigung wie 
in den Staaten, in denen die Völker über 
ihre traditionellen Obrigkeiten siegreich 
geblieben war, nämlich den Niederlan-
den, England, den Vereinigten Staaten 
von Amerika und Frankreich, kam es 
im deutschen Kaiserreich nicht. Die im 
Hardenbergschen Edikt von 1812 erlas-
sene Judenemanzipation, bedeute zwar 
einen entscheidenden Einschnitt, den-
noch blieb ihre soziale Eingliederung 
mit einer schweren Hypothek belastet, 
weil sie nicht wie in den fortgeschritte-
nen Ländern des Westens durch erfolg-
reiche Volkserhebungen von unten er-
kämpft, sondern von den konservativen 
Machtträgern aus politischem Kalkül 
von oben gewährt worden war. 

Da ist Johann Jacoby, ein tiefernster 
Mann, zivilcouragiert, bereit, für seine 
Überzeugung ins Gefängnis zu gehen. 
Da ist Eduard (von) Simson, den das 
Jahr 1848 zum Repräsentanten des Bür-
gertums emporhob und der später zum 
Gegner Otto von Bismarck wurde. Da 
ist Gabriel Riesser, der Deutschlands 
erster jüdischer Richter wurde. Und all 
die anderen.

Johann Jacoby starb am 6. März 1877 
in Königsberg. Sein Name ist unlösbar 
verbunden mit der Entstehung und 
Entwicklung der demokratischen Be-
wegung in Deutschland. Obwohl er in 
seinen letzten Lebensjahren nur sehr 
lockere Verbindung mit dem jüdischen 
Glauben aufrechterhalten hatte, verfüg-
te er in seinem Testament, auf dem Kö-
nigsberger Friedhof mit traditionellem 
Ritus begraben zu werden. Die Trau-
eransprache hielt Isaak Bamberger, der 
Rabbiner der Jüdischen Gemeinde Kö-
nigsbergs. Jacobys wertvoller schriftli-
cher Nachlass ruhte fast siebzig Jahre in 
der Königsberger Stadtbibliothek und 
fiel während des Zweiten Weltkriegs 
dem nationalistischen Wahnwitz zum 
Opfer, den der demokratische Patriot 
Jacoby zeitlebens bekämpft hatte. 
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„Das Schlimmste ist der Antihumanismus“:  

Zum 100. Geburtstag des Publizisten Ralph Giordano
Zum 100. Geburtstag des jüdisch-deutschen Journalisten, Publizisten, Schriftstellers und Regisseurs Ralph  

Giordano, der vor allem mit dem 1982 veröffentlichten, teilweise autobiografischen Roman „Die Bertinis“ bekannt 
wurde. In seinen Werken setzte er sich vor allem mit dem Holocaust und dessen Folgen auseinander. Vor allem in 
seinen letzten zehn Lebensjahren war Giordano immer wieder durch berechtigte Kritik an den muslimischen Ver-

bänden in Deutschland sowie als Warner vor den Gefahren des islamischen Extremismus hervorgetreten. (JR)
Von David Shimanovsky

Als bedeutender Journalist, Schriftstel-
ler und Filmemacher war er einer der 
brillantesten Vertreter der deutschen 
Intelligenz, die Verkörperung ihres 
bürgerlichen Gewissens. Das öffent-
liche Wort dieses Intellektuellen hat 
jahrzehntelang Gehör gefunden. Ralph 
Giordano, ein ehemaliges Opfer der na-
tionalsozialistischen Verfolgung, wurde 
im Laufe seiner literarischen Karriere zu 
einem energischen Verfechter der sozia-
len Gerechtigkeit und des Humanismus 
und zu einem unversöhnlichen Gegner 
von Rechts- und Linksradikalismus, 
Antisemitismus und Rassismus.

"Weil ich ein Jude war"
Geboren wurde er am 20. März 1923 in 
Barmbek, dem "proletarischen" Viertel 
Hamburgs. Seine Mutter, Lilli Selig-
mann, stammte aus einer Kaufmanns-
familie, war ausgebildete Musikerin und 
gab privaten Klavierunterricht. Sein Va-
ter, Alphons Giordano, der Sohn eines 
sizilianischen Kapellmeisters, war ein 
Teilzeitpianist, der oft arbeitslos war. 
Die Familie Giordano hatte drei Söh-
ne. Der mittlere, Ralph, war zehn Jah-
re alt, als die Nazis in Deutschland an 
die Macht kamen. Trotzdem schafften 
es seine Eltern, ihn und seinen Bruder 
Egon auf ein angesehenes Gymnasium 
zu schicken. "Ich hatte in den ersten 
zehn Jahren meines Lebens eine glückli-
che Kindheit. Wir waren voll integriert, 
und ich war ein ganz normaler Hambur-
ger Junge", gab Ralph später an.

Die sich allmählich aufheizende At-
mosphäre des Antisemitismus traf 
schließlich auch Giordanos Familie. 
"Ich wusste nicht einmal, was jüdisch 
wirklich bedeutet. Das Jüdischsein mei-
ner Mutter hat in meinem Elternhaus nie 
eine Rolle gespielt. Meine Brüder und 
ich sind nicht religiös aufgewachsen. 
Und meine Mutter war nie in der Syn-
agoge, meine Großmutter auch nicht, 
obwohl sie und mein Großvater Jiddisch 
sprachen." Im Mai 1933 erhielten sie 
zum ersten Mal Besuch von einem Ge-
stapo-Beamten, der eine Denunziation 
von "zweifelhaften Versammlungen" in 
der Wohnung überprüfte. Im Jahr 1935 
wurde berichtet, dass Lilly Giordano als 
Jüdin nicht mehr unterrichten durfte. 
Das Gymnasium hatte die Klasse vom 
ersten Tag an in "Arier" und "Nichtarier" 
unterteilt. Ein ehemaliger Freund sag-
te zu Ralph: "Mit dir spielen wir nicht 
mehr, du bist Jude." "Es war furchtbar. 
Ich war fassungslos. Das war das Letz-
te, was ich von ihm erwartet hatte. In 
diesem Moment brach mein Gefühl der 
Zugehörigkeit zusammen."

Der Besuch der Schule war eine Qual. 
Ab dem Frühjahr 1938 begann der neue 
Klassenlehrer, Ralph zu schikanieren, 
ihm schlechte Noten zu geben und ihn 
des Betrugs zu beschuldigen. "Er mach-
te mir das Leben zur Hölle", erinnert 
sich der Journalist. – „Ich wollte mich 
seinetwegen umbringen“. Im Herbst 
floh der Teenager in einen Stadtpark 
und versteckte sich drei Tage lang in ei-

nem Graben, wo er unter Kälte, Hunger 
und Durst litt, bis seine Mutter ihn dort 
fand. "Von diesem Tag an fühlte ich 
mich wie ein Untertan. Drei Nächte 
in diesem Graben waren für mich die 
Schule des Lebens". 1940 wurden die 
Brüder von der letzten Klasse des Gym-
nasiums verwiesen. Die Familie wurde 
weiterhin diskriminiert und verfolgt. 
Der junge Ralph wurde dreimal von 
der Gestapo verhört und geschlagen, 
weil er sich angeblich reichsfeindlich 
geäußert hatte. "Ich war 21 Jahre alt 
und war der einsamste Mensch im Uni-
versum. In diesem Moment beschloss 
ich: Du wirst keine Kinder haben. Das 
wird man ihnen nicht antun."

Die Mischehe eines „Ariers“ mit 
einem jüdischen Partner und die ge-
meinsamen Kinder boten der Mutter 
Schutz vor der Deportation, doch die 
Bedrohung blieb bestehen. Im Herbst 
1942 wurde das Paar zur Gestapo vor-
geladen, wo man dem "arischen" Ehe-
mann riet, sich von seiner jüdischen 
Frau scheiden zu lassen. Alphons wur-
de wütend und drohte damit, diese un-
gerechtfertigten Forderungen an sein 
erstes Heimatland, Italien, zu melden. 
Die Gestapo ließ die beiden gehen, 
aber von nun an hing das Leben sei-
ner Frau und seiner Kinder vom Status 
ihrer "privilegierten" Mischehe ab. Im 
Jahr 1943 wurde das Verbot auf den 
Vater ausgedehnt. Ralph verliebte sich 
in ein deutsches Mädchen, aber ihr Va-
ter verbot seiner Tochter, mit ihm aus-
zugehen. "Weil ich ein Jude war. Mein 
Herz war tödlich verwundet... Der 
größte Teil der Welt war mir feindlich 
gesinnt."

Bei den alliierten Luftangriffen auf 
Hamburg Ende Juli 1942 gelang der 
Familie Giordano die Flucht nach Sü-
den. Ihre Wohnung wurde zerstört, 
alle Besitztümer und Dokumente ver-
brannt, und sie entkamen der Gestapo. 
Doch im April 1944 wurden sie von der 

Polizei entdeckt, die sie zwang, nach 
Hamburg zurückzukehren und Auf-
räumarbeiten zu verrichten. Lilly wur-
de gezwungen, in einer Chemiefabrik 
unter Gesundheitsgefährdung Ratten-
giftdosen zu sortieren. Und im Febru-
ar 1945 teilte ihr die Gestapo ihre De-
portation mit. Ralph überredete seine 
Nachbarin Gretel, seine Familie in 
einem feuchten Keller zu verstecken. 
Der Kommunist Erich Schneider ver-
sorgte sie heimlich mit Lebensmitteln. 
Eines Tages hörten sie Gretels verzwei-
felte Schreie. In dem Glauben, dass die 
Gestapo das Versteck entdeckt hatte, 
war Ralph bereit, seine Mutter mit 
dem Gewehr zu erschießen, das Erich 
ihr gegeben hatte, um sie vor der dro-
henden Vergeltung zu bewahren, aber 
es stellte sich heraus, dass es Gretel 
war, die die Nachricht vom Tod ihres 
Mannes erhalten hatte.

"Die zweite Schuld oder die Last, 
Deutscher zu sein"
Nach dem Krieg formulierte Ralph 

Giordano sein Credo: "Die Freiheit 
von der Angst vor einem möglichen 
gewaltsamen Tod, weil meine Mutter 
Jüdin ist, war, ist und wird das Schlüs-
selerlebnis meines Daseins sein". Der 
jüdische Junge entschied sich, als Jour-
nalist in Deutschland zu bleiben, um 
die Verbrechen der Nazis aufzudecken, 
die Entmenschlichung der nationalso-
zialistischen Gesellschaft zu erklären 
und die Entscheidungen der Behörden 
zu kritisieren, die es ehemaligen Nazis 
ermöglichten, der Strafe zu entgehen. 
"Ich habe überlebt, aber es gibt immer 
noch Mörder unter uns; ich würde 
mich als Deserteur betrachten, wenn 
ich mich ergeben würde".

1946 wurde Giordano Mitglied der 
jüdischen Gemeinde in Hamburg und 
trat gleichzeitig der Kommunistischen 
Partei bei, die in der BRD bald verboten 
wurde. In der Überzeugung, dass "die 
Feinde (Kommunisten) meiner Feinde 
(Nazis) meine Freunde sein müssen", 
siedelte er 1955 in die DDR über und 
studierte am Leipziger Literaturinsti-
tut Journalistik. Zwei Jahre später trat 
er aus der Kommunistischen Partei aus 
und kehrte nach Hamburg zurück. Der 
Grund dafür war eine grundlegende 
Ablehnung der Ideologie und Praxis 
des Stalinismus. 1961 veröffentlich-
te Giordano das Buch "Die Partei hat 
immer Recht", in dem er selbstkritisch 
mit seiner eigenen 11-jährigen Verblen-
dung aufräumte. Ihm fiel auf, wie die 
Opfer des Nationalsozialismus in der 
DDR zu überzeugten Anhängern der 
kommunistischen Diktatur geworden 
waren.

Ralph Giordano wurde Korrespon-
dent für den Spiegel und die Allgemei-
ne Jüdische Wochenzeitung. Seit 1958 
berichtete er im Auftrag des Zentral-
rats der Juden in Deutschland über die 
Prozesse gegen NS-Kriegsverbrecher 
in Westdeutschland und beklagte die 
Milde der meisten Urteile. Dieses Ma-
terial fasste er in der Sammlung Nar-
ben, Spuren und Zeugen zusammen. 

Seine Erfolge erregten die Aufmerk-
samkeit der Medien und im April 1961 
wurde er in die Ost-West-Fernsehre-
daktion des NDR Hamburg eingela-
den. 1964 wechselte er zum WDR nach 
Köln, wo er bis zu seiner Pensionierung 
im Jahr 1988 arbeitete. In mehr als zwei 
Jahrzehnten drehte Giordano rund 100 
Fernsehdokumentationen über Nati-
onalsozialismus und Stalinismus und 
schrieb mehr als 20 Bücher.

Die Verfolgung der Juden in Hitler-
deutschland blieb ein zentrales Thema 
seines Schaffens. Bereits 1942 konzi-
pierte er einen Roman über das Schick-
sal seiner Familie und veröffentlichte 
ihn 40 Jahre später. Die Bertini-Fami-
liensaga wurde zu einem Bestseller und 
dann zur Grundlage einer fünfteiligen 
Filmreihe. Sie schildert die tragische 
Geschichte der Hamburger Juden wäh-
rend des Nationalsozialismus, und das 
Leben des Helden wurde zum Symbol 
für den langen Leidensweg eines jun-
gen Mannes, der den Holocaust über-
lebt hat. Jedes Jahr am Tag des Geden-
kens an die Nationalsozialisten wird in 
Hamburg der Bertini-Preis für Zivil-
courage im Kampf gegen den Neona-
zismus verliehen.

Deutsche Politiker haben versucht, 
das Deutschland des 20. Jahrhunderts 
als ein Opfer der Umstände darzustel-
len. Ralph Giordanos Buch „Die zweite 
Schuld: Oder Von der Last Deutscher 
zu sein“ (1987) hat einen Sturm der 
Entrüstung ausgelöst. Darin benennt 
der Autor als erster die kollektive 
Schuld der Deutschen ihre aktive und 
passive Unterstützung für Hitler, ihre 
direkte und indirekte Mitschuld oder 
Gleichgültigkeit gegenüber den Gräu-
eltaten des Nationalsozialismus. Den 
zweiten Fehler sah er darin, dass eine 
erhebliche Zahl von Deutschen auch 
im Nachkriegsdeutschland das ganze 
Ausmaß der Verbrechen des Dritten 
Reiches nicht erkannt und die Ver-
antwortung dafür nicht übernommen 
habe. Dies manifestierte sich in einer 
De-facto-Amnestie für NS-Verbrecher 
aller Ränge, einschließlich Richtern, 
Staatsanwälten, Soldaten, Diplomaten 
und Wirtschaftsführern, die mit Hilfe 
von Adenauer und Franz Josef Strauß 
in die westdeutsche Gesellschaft rein-
tegriert wurden. Giordano bezeichnete 
dies als einen "schändlichen Frieden 
mit Verbrechern", der zu einer heuch-
lerischen "politischen Kultur" in der 
BRD führte.

Dieses Problem wurde auch in sei-
nen Büchern "Wenn Hitler den Krieg 
gewonnen hätte", "Reise nach Deutsch-
land", "Über den Kult des Kriegers 
in der Bundeswehr", "Gespräche mit 
Holocaust-Überlebenden"; in den Fil-
men "Der perfekte Mord" und "Die 
Juden von Königswinter"; in den Ar-
tikeln "Nein und dreimal Nein!", "Ein 
schneller Frieden mit Verbrechern" 
und anderen thematisiert. In seiner 
Autobiografie "Erinnerungen eines 
Davongekommenen" (2007) tragen 
die Figuren ihre echten Namen und 
die politischen und historischen Ver-

Ralph Giordano
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allgemeinerungen sind tiefer als in 
"Bertini". Nachdem er Tausende von 
Briefen über die Entnazifizierung im 
Land erhalten hatte, analysierte Gi-
ordano diese in seinem Pamphlet „Wie 
kann diese Generation eigentlich noch 
atmen?“ In den 1990er Jahren warnte 
er die Öffentlichkeit wiederholt vor 
den Gefahren des Neonazismus. Sei-
ne entschiedene politische Haltung 
brachte ihm mehr als zweihundert 
Morddrohungen von Rechtsradikalen 
ein. Und als er 1992 Bundeskanzler 
Helmut Kohl verklagte und wirksame 
staatliche Gegenmaßnahmen forderte, 
wurde er abgewiesen.

Im Jahr 2001 wandte sich Giordano 
gegen die Bürokratie der Justiz und die 
Versuche, den SS-Mann, der den Vater 
eines jüdischen Journalisten in einem 
Konzentrationslager ermordete, zu be-
schönigen. In einer Rezension seines 
Buches nannte Ralph den Anwalt, der 
den Täter entlastete, eine "unsensible 
Kröte". Für diesen Affront drohte ihm 
eine Gefängnisstrafe, aber über 200 
deutsche Schriftsteller stellten sich auf 
seine Seite. Er hat gnadenlos alle Arten 
von Holocaust-Leugnern angepran-
gert. Im Mai 2002 kritisierte er den 
Schriftsteller Martin Walzer, der ver-
suchte, den deutschen Revanchismus 
zu rechtfertigen und die "Instrumen-
talisierung des Holocaust" anzupran-
gern.

"Demokratie ist eine zerbrechliche 
Angelegenheit"
"Im Laufe der Jahre", so der jüdische 
Historiker Arno Lustiger, "entwickelte 
Giordano mehr Mitgefühl für das Lei-
den und den Tod von Menschen, die ei-
ner anderen Gruppe angehörten als für 
seine eigene. Er war tief bewegt von der 
Notlage nationaler Minderheiten, wo 
immer sie verfolgt wurden. Er erzählte 
von Hitlers Verfolgung der Zigeuner 
und dem Völkermord an den Armeni-
ern in der Türkei. 1986 drehte er einen 
Dokumentarfilm mit dem Titel „Die 
armenische Frage gibt es nicht mehr“: 
Die Tragödie eines Volkes, der einen 
Aufschrei der Empörung auslöste und 
Drohbriefe an den Autor zur Folge hat-
te. Als die Armenische Apostolische 
Kirche ihm im Oktober 2004 den Or-
den verlieh, betonte er, dass die Türkei 
den Völkermord anerkennen sollte, be-
vor sie der EU beitritt.

Gleichzeitig prangerte Giordano 
wiederholt die "einäugige Internati-
onale" an, in der "eine Fraktion auf 
dem rechten und die andere auf dem 
linken Auge blind ist". Er kritisierte 
linke "Demokraten", die das Recht von 
Muslimen verteidigen, unbegrenzt 
nach Deutschland einzuwandern und 
dort Moscheen zu eröffnen. So wandte 
er sich 2007 vehement gegen den Bau 
eines Moscheekolosses in Köln mit 
der Begründung, Islamisten könnten 
sich nicht erfolgreich in ein demokra-
tisches Gemeinwesen integrieren. Das 
Problem sei nicht die Moschee oder 
die Migration, sondern der Islam, ar-
gumentierte er und erntete dafür Wut 
und Drohungen von islamischen Fun-
damentalisten sowie den Vorwurf des 
Rechtsradikalismus von linksgerichte-
ten jüdischen Publizisten. 

Giordano erklärte offen: "Ich werde 
weiterhin eine kritische Haltung ge-
genüber denjenigen einnehmen, die 
mit antiwestlicher Ideologie Scharia-
Unterricht erteilen und demokrati-
sche Standards wie Co-Edukation, 
Sexualkundeunterricht, gemischten 
Sport, Klassenfahrten und Gleichbe-
rechtigung ablehnen... Ich will weder 
eine Burka oder einen Schleier auf den 
Straßen Deutschlands sehen, noch will 
ich Muezzins von den Minaretten der 
Hochhäuser rufen hören... Die Scharia 
ist verfassungswidrig, ein skandalöser 
Anachronismus, ein Fossil einer über-
holten menschlichen Epoche und ein 
ernsthaftes Hindernis für die Reform 
und Modernisierung des Islam". 

Er betonte die Unfähigkeit der is-
lamischen Welt zur Selbstkritik und 
Reflexion und bezeichnete die Integra-
tion der Muslime in die deutsche Ge-
sellschaft als "gescheitert".

Im Jahr 2011 kritisierte Giordano in 
einem offenen Brief an Bundespräsi-
dent Christian Wulff dessen These, der 
Islam gehöre genauso zu Deutschland 
wie das Christentum und das Juden-
tum und stehe nicht im Widerspruch 
zu Demokratie, Rechtsstaatlichkeit 
und Pluralismus. "Diese erschrecken-
de Ignoranz gegenüber der Realität, 
die naive Gleichsetzung des Islam mit 
den Anforderungen der EU macht 
uns sprachlos... Politische Korrektheit 
darf nicht einseitig sein." Er kritisier-
te "Sozialromantiker" : „Der Islam ist 
unvereinbar mit der Meinungs- und 

Gewissensfreiheit, der Gleichberech-
tigung der Frau, der Trennung von 
Religion und Staat - kurzum mit der 
Demokratie." Er stellte in einem Inter-
view klar: "Ich bin weder ein Türken-
feind noch ein antimuslimischer Guru. 
Aber mit dem Selbstbewusstsein eines 
Holocaust-Überlebenden habe ich das 
Recht, die feigen deutschen Politiker 
auf ihre Fehler hinzuweisen. Und das 
werde ich auch weiterhin tun, denn nur 
so kann ich die einzige Form der Ge-
sellschaftsordnung verteidigen, in der 
ich mich seit Hitlers Nationalsozialis-
mus sicher fühle - die demokratische 
Republik.“

"Ich bin an diese Erde gekettet"
Aus Neugierde und mit dem Herzen 
reiste Giordano um die halbe Welt und 
besuchte 37 Länder. Von einer dieser 
Reisen, einer einmonatigen Tour durch 
die Heimat seines Großvaters Rocco, 
berichtete er im Jahr 2000 in seinem 
Reisebericht "Sizilien, Sizilien! Eine 
Heimkehr", der von der Kritik hoch ge-
lobt wurde.

Seine eindringlichste Lebenserfah-
rung war jedoch ein Besuch im Ge-
lobten Land im Jahr 1991. In der Folge 
schrieb er das einzigartige Buch „Isra-
el, um Himmels willen, Israel" - eine 
Liebeserklärung an diese Insel der De-
mokratie in der arabischen Welt. Vier 
Monate lang reiste er durch den Nahen 
Osten, traf Israelis und „Palästinen-
ser“, säkulare Juden und Orthodoxe, 
Politiker und Schriftsteller. Giordano 
hat den Nahostkonflikt auf vielschich-
tige Weise dargestellt: die Intifada, die 
Siedlerbewegung, die Rolle der israeli-
schen Armee. 

Giordano äußerte sich klar und un-
missverständlich zum Nahostkonflikt: 
Die Haltung der deutschen Behörden, 
die sich um Neutralität gegenüber bei-
den Seiten des Konflikts bemühen, ist 
de facto zu einer Ermutigung des Ter-
rorismus geworden. Im Jahr 2005 sag-
te er: "Die größte Lüge ist der Glaube, 
dass die arabische Welt frei von Proble-
men wäre, wenn es den aktuellen Nah-
ostkonflikt nicht gäbe. Der Konflikt 
besteht historisch gesehen noch nicht 
sehr lange. Die Krise der islamischen 
Welt hingegen ist umfassender, und 
ihre Ursachen liegen im politischen 
System der arabischen Staaten." Er trug 
einen Davidstern an seiner Halsket-

te, obwohl er nicht religiös war. "Die 
Verbindung zu meinem Judentum er-
gibt sich aus der Existenz des Staates 
Israel, dem ich jederzeit meine Liebe 
bekenne, ohne mich einer kritischen 
Methode zu verweigern", gestand er. 
- ... Meine Beziehung zu Israel ist sehr 
sentimental und völlig unabhängig von 
den Aktionen der Politiker.

Als er im April 2007 gefragt wurde: 
"Wenn Sie Deutschland den Rücken 
kehren würden, wohin würden Sie ge-
hen?" antwortete Giordano: "Nach Is-
rael! Deutschland ist mein schwieriges 
kulturelles Vaterland, aber der jüdische 
Staat ist meine Heimat, meine Liebe, 
meine Sorge und meine Kritik, aber 
diese Kritik ist verpackt in Liebe und 
Sorge für Israel ... Ich gestehe: mein 
Herz zittert oft genug um diese Hei-
mat.“

Und doch war Hamburg für Ralph 
Giordano der Ort, den er am meisten 
schätzt: "Ich war und bleibe ein Bewoh-
ner dieser Stadt... Jedes Mal, wenn ich 
sie sehe, rast mein Herz und es krampft 
sich in meinem Hals.“ Der Schrift-
steller war Hamburg dankbar für sein 
Seelenheil und die Anerkennung, die 
ihm die Stadt zuteilwerden ließ. Und 
obwohl Giordano viele Jahre in Köln 
lebte, arbeitete und am 10. Dezember 
2014 starb, blieb er bis zu seinem Le-
bensende Mitglied der jüdischen Ge-
meinde Hamburgs.

Seine letzten Veröffentlichungen hat 
Ralph Giordano in den Büchern "Ich 
bin angenagelt an dieses Land" und 
"Von der Leistung kein Zyniker ge-
worden zu sein" gesammelt. Auch im 
hohen Alter blieb er ein Vordenker und 
einer der geistigen Führer der Nation. 
Für sein publizistisches, literarisches 
und soziales Wirken erhielt er zahl-
reiche Auszeichnungen, darunter den 
Grimme-, den Hans-Fallada- (1988) 
und den Heinz-Galinski-Preis. Zudem 
das Bundesverdienstkreuz (1990), die 
Hamburger Medaille für Kunst und 
Wissenschaft (1993), den Hermann-
Sinsheimer-Preis (2001) und den 
Alfried-Krupp-Förderpreis und viele 
mehr. "Ich hatte immer einen Leitsatz: 
Sei nett zu anderen, dann sind sie auch 
nett zu dir", schrieb er. – „Selbst in den 
dunkelsten Zeiten bin ich ihm treu ge-
blieben, auch wenn ich viele Momente 
erlebt habe, die mich daran zweifeln 
ließen, dass das Leben schön ist."

Unterstützen Sie Deutschlands einzige  
unabhängige jüdische Zeitung! 

Abonnieren Sie und schalten Sie Werbung in der JÜDISCHEN RUNDSCHAU!
Liebe Leserinnen und Leser,

gegründet im Sommer 2014, als Reaktion auf die antisemitischen Demonstrationen  
in ganz Deutschland, setzt sich die JÜDISCHE RUNDSCHAU heute für jüdische Belange und für Israel 

ein wie kein zweites Medium im deutschsprachigen Raum. Die positiven Rückmeldungen aus Deutschland,  
Österreich, der Schweiz und Israel bestärken uns in unserer Arbeit. 

Dennoch brauchen wir auch Ihre Hilfe: Abonnieren Sie die JÜDISCHE RUNDSCHAU, erzählen Sie in der 
Familie, im Freundes- und Bekanntenkreis von unserer noch jungen Zeitung!  

Verschenken Sie Abos und reichen unsere Zeitung weiter!
Denn eine Zeitung wird erst durch ihre Abonnenten stark.  

Auch Deutschland, Österreich und die Schweiz brauchen eine selbstbewusste jüdische Stimme! 

Ihre JÜDISCHE RUNDSCHAU-Redaktion
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Kultur-Kompass: Intelligenz in der Minderheit
Wer die Mechanismen der „Diskriminierung“ der Intelligenz besser verstehen möchte, sollte zu einem Klassiker 
der Soziologie greifen. Das Werk des deutsch-dänischen Soziologen Theodor Geiger „Aufgaben und Stellung 

der Intelligenz in der Gesellschaft“ erschien zwar bereits 1949, hat aber an Aktualität eher noch zugenom-
men. So ist es heute erforderlich, dem Irrsinn der Gendersprache und der „Wokeness“ kritisch gegenüberzu-

stehen. War die Intelligenz früher, wegen der Auswüchse des Feudalismus und der Frühindustrialisierung, im 
Geigeŕ schen Sinne politisch eher links angesiedelt, so ist die Intelligenz heute - da die Grünen und Linken ge-
rade dabei sind, unsere Lebenswerte und unseren Wohlstand zu zerstören - falls überhaupt noch vorhanden, 

in der Opposition und damit eher im konservativ-liberalen Spektrum zu verorten. (JR)
Deborah Ryszka / Achgut.com

Die Intelligenz hat es schwer. Im Wis-
senschaftsbetrieb, in der Medienbran-
che und im Kulturbetrieb. Statt mög-
lichst objektiv zu beschreiben und zu 
erklären, wird sich politisch engagiert: 
Die grün-linke Politisierung verdrängt 
die Logik des Geistes zum Vorteil der 
Logik der Macht. Die Intelligenz, sie ist 
dort in der Minderheit. Um es politisch 
korrekt zu formulieren: Die Intelligenz 
wird „diskriminiert“ (gibt es hierfür po-
litisch Förderprogramme?).

Wer eben diese Mechanismen der 
„Diskriminierung“ von Intelligenz 
besser verstehen möchte, sollte zu ei-
nem Klassiker der Soziologie greifen. 
Das Werk erschien zwar bereits 1949, 
aber es hat kaum an Aktualität zur Be-
schreibung und Erklärung dieser Dis-
kriminierungs-Mechanismen verloren. 
Denn der deutsch-dänische Soziologe 
Theodor Geiger besticht in „Aufgaben 
und Stellung der Intelligenz in der Ge-
sellschaft“ nicht nur mit seiner modern-
präzisen wissenschaftlichen Sprache, 
die fernab von schnörkelig-abgehobener 
Fachsprache auch für den Laien ver-
ständlich ist. Er punktet zudem mit 
seiner scharf-analytischen, unideologi-
schen und nach Möglichkeit mehrper-
spektivischen Analyse. Der Aufbau des 
Buches verdeutlicht dies.

Im ersten Kapitel widmet sich Gei-
ger einer kultursoziologischen Analyse. 
Konkret geht er der Frage nach, wel-
che Schichten es in den europäischen 
Gesellschaften der Neuzeiten gegeben 
habe und gegenwärtig gebe. Hierbei 
identifiziert er drei Schichten. 1. Aka-
demiker, 2. Gebildete und 3. die soge-
nannte Intelligenz. Während erstere 
die „Realisierung geistiger Schöpfun-
gen“ verantworten würden, nehmen 
die Gebildeten aktiv und unmittelbar 
an Kulturerzeugnissen teil, indem sie 
diese konsumierten. Während sie ehe-
mals zur „Kultur-Elite“ zählten, seien 
sie keiner „spezifischen Schicht“ mehr 
zuzuordnen. Denn: „Mit Ausbreitung 
über breitere Schichten, die nur in kar-
ger Freizeit mit den Voraussetzungen 
begrenzter Schulung geistige Interessen 
pflegen können, muss das Niveau der 
Bildung sinken, ihr Inhalt flacher, ihre 
Substanz dünner werden.“

Diesen Prozess treibe zudem eine 
„Vulgarisierung geistiger Werte“ an; 
auch die Zunahme von Wissen und Er-
kenntnissen führe dazu, dass vieles nur 
noch oberflächlich behandelt werden 
könne; und die gesellschaftliche För-
derung des Spezialistentums  – im Ge-
gensatz zur allgemeinen Bildung  – un-
terstütze dies. Nun aber zur Intelligenz. 
Ihr komme eine kulturschöpferische 
Leistung ohne jegliche Wertung zu. Der 
Intellektuelle nehme hierbei eine beson-
dere Position ein. Ihn kennzeichne eine 
„grundsätzlich-skeptische“ Haltung. Er 
fordere gerade den Meinungskonflikt. 
Nicht wie heute, wo unliebsame Posi-
tionen durch Etikettierung als „rechts“ 

oder „populistisch“ ins Diskussions-
Abseits geschossen werden.

„Rationalisierung des Lebens“
Die von Geiger konstatierte Verküm-
merung von Wissenschaft aufgrund von 
Kommerzialisierung und Politisierung 
sehen wir hingegen noch heute. Geiger 
spricht von einer „Rationalisierung des 
Lebens“. Zusätzlich verkomme die poli-
tische Diskussion zum „Zungenkampf 
konträrer Ideologien“. Die Presse wirke 
als „Agitationsorgan“. 

Das sehen wir auch heute. Im Diskurs 
mit Klimaschutz-Aktivisten, Gender-
Aktivisten und „Woken“. Ihre einseitige 
Perspektive verhindert eine Diskussion, 
die auf Argumenten und Fakten beruht, 
eine Diskussion, die sachlich, möglichst 
objektiv und lösungsorientiert ist. Hier 
sollte die Intelligenz eingreifen. Einer-
seits mache sich, nach Geiger, Intelligenz 
nicht mit einer Ideologie gemein („Das 
Wesen des Geistigens fordert Unabhän-
gigkeit von den äußeren Mächten, […]“.) 
Andererseits sei es ihre Aufgabe, in Über-
einstimmung mit Mannheim, die „relati-
ven Wahrheiten konkurrierender Klasse-
nideologien“ zu verbinden.

Die Intelligenz ist nicht massen-
tauglich
Kläglicherweise ließe sich die Intelli-
genz aber auch von Macht verführen. 
Das zeige ihr unterschiedliches Verhält-
nis zur Macht. So könne die Intelligenz, 
wie es sich für sie gehörte, unabhängig 
von Macht bleiben. Jedoch sehe man 
häufiger, dass sie 1. sich der Macht beu-
ge und so zum „ideologischen Überbau 
der sozialen Verhältnisse“ werde, 2. sie 

als Berater der Macht in rein wissen-
schaftlicher, nicht aktivistischer Form, 
fungiere oder 3. sie die Machthabenden 
kritisiere, was auch die eigentliche Auf-
gabe der Intelligenz im Verhältnis zur 
Macht sei. Grundsätzlich bestehe ihre 
Aufgabe in einer „machtdestruktiven 
Rolle“ und ihre Positionierung gegen 
jegliche Ideologie. „Der Handlungs-
spielraum der Machthaber würde einge-
engt, die Machtverhältnisse wären labi-
ler, der Einfluss der Machtfaktoren auf 
den gesamten gesellschaftlichen Ent-
wicklungsverlauf würde diese Diffusion 
vermindern.“

Nach diesem Geiger’schen Verständ-
nis von Intelligenz (resistent gegen 
Macht und allgemein Macht-skeptisch), 
gilt heute als Intelligenz, wer dem Kli-
maschutz-Aktivismus, der Genderspra-
che und der „Wokeness“ kritisch gegen-
übersteht. War die Intelligenz früher 
politisch links, so ist sie heute im konser-
vativ-liberalen Spektrum zu verorten. 
Wieso? Sie kritisiert die herrschende 
Kultur. Um Karl Marx zu zitieren: „Die 
herrschende Kultur einer Gesellschaft 
ist die Kultur der herrschenden Klasse.“ 
Diese ist heute links-grün.

Zurück zu Geigers Werk: In Kapitel 
vier versucht Geiger, die Intelligenz so-
zial zu verorten. Sein Befund? Die In-
telligenz lasse sich nicht verorten, sie sei 
„frei schwebend“. Der Handwerker kön-
ne ebenso gut Intelligenz sein wie der 
Wissenschaftler. Andersherum könne 
der Wissenschaftler ebenfalls, wie der 
Handwerker, nicht zur Intelligenz ge-
hören. Ausschlaggebend sei hierfür die 
bereits erwähnte Demokratisierung der 
Bildung. Infolgedessen fungiere die In-

telligenz auch nicht mehr als Vorbild für 
die breite Öffentlichkeit. Die Intelligenz 
sei nicht massentauglich.

„Prestige der kultivierten Fassade“
Jedoch gäbe es unterschiedliche For-
men von Intelligenz. Ihren verschiede-
nen Stellungen innerhalb der Gesell-
schaft widmet sich Geiger im fünften 
und zugleich letzten Kapitel. Besonders 
die „sozialwissenschaftliche Intelli-
genz“ sei gefährdet, sich von Politik ein-
nehmen zu lassen. Wie wahr! Auch hier 
denkt man an den Klimawandel, Gen-
dersprache und „Wokeness“. Doch In-
telligenz sei, so Geiger, „aufrührerisch, 
revolutionär oder oppositionell“. Um 
sich dieser politischen Vereinnahmung 
zu entziehen, sei die Mehrzahl der In-
telligenz apolitisch, und engagiere sich 
schon gar nicht (politisch-)aktivistisch. 
In den seltenen Fällen, wo sie jedoch ak-
tivistisch oder politisch sei, dann nur als 
Gegengewicht gegen die herrschende 
politische Macht.

Intelligenz präferiere grundsätzlich 
„persönliche Freiheit“ und sei der „ge-
borene Außenseiter“. Um es für unsere 
Zeiten, mit konkreten Beispielen, zu 
veranschaulichen: Intelligenz schaut 
skeptisch auf den aktivistischen und 
politischen Klimaschutz, stellt sich 
skeptisch gegen die Gendersprache und 
die übertriebene „Political Correct-
ness“ und „Wokeness“  – trotz der gut 
gemeinten Intentionen der Aktivisten. 
Denn diese drei Felder sind gerade die 
Bereiche, die von staatlicher Seite mas-
siv gefördert werden. In Kindergärten, 
Schulen und Universitäten, in Theater-, 
Opernhäusern und Museen, in Redak-
tionen von Hörfunk, Fernsehen und 
(Print-)Medien.

Das soziale Ansehen der Intelligenz 
habe inzwischen abgenommen. Statt-
dessen gelte aufgrund der „Demokrati-
sierung von Bildung“ das „Prestige der 
kultivierten Fassade“. Und sogar das 
nicht mehr. Heute gilt eher das „Prestige 
der moralinsauren Fassade“ (Stichwort: 
„Wokeness“). Infolgedessen würde die 
„Kern-Intelligenz“ durch politischen 
Aktivismus und wirtschaftliches Den-
ken sowie Popularisierung im Sinne von 
Vermassung karikiert. Daher sei die In-
telligenz heimatlos und distanziere sich 
vom öffentlichen Leben.

Summa summarum: Obwohl sich 
Geiger bei seiner Analyse auf die Wei-
marer Republik bezieht, sind seine 
scharfen Beobachtungen und unideolo-
gischen Analysen, mit einigen zeitgemä-
ßen Anpassungen, auf unsere heutige 
Zeit übertragbar. Das macht das fast 170 
Seiten starke Buch so faszinierend. In 
unserem Zeitalter der Ideologien, oder 
konträr formuliert, der „Intelligenz-Dis-
kriminierung“. Weil Geigers Analysen 
immer noch aktueller und stichhaltiger 
denn je sind.

„Aufgaben und Stellung der Intelligenz 
in der Gesellschaft“ von Theodor Geiger, 
1949/1987, Stuttgart: Ferdinand Enke.

Intelligenz ist laut Theodor Geiger nicht ideologisch.
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Paraschat Wajikra 

Wajikra ist das kleinste Buch der Thora. Sie beinhaltet zehn Paraschot und achthundertneunundfünfzig Verse. 
Zentrales Thema dieser Abschnitte ist das Opfern.

Von Rabbiner Igor Mendel Itkin

Das vierte Kapitel des Buches Levi-
tikus handelt ausschließlich von Sünd-
opfern. Es gibt verschiedene Arten 
von Sündopfern: solche die von einer 
Privatperson dargebracht werden für 
unabsichtliche Vergehen (4:2,27-35); 
solche vom Hohenpriester, der schuldig 
geworden ist „so dass das Volk schuldig 
wird“ (4:3-12); solche im Namen der 
ganzen Gemeinde, wenn diese unwis-
sentlich schuldig geworden ist (4:13-
21); und solche von einem Fürsten, der 
„sündigt und ohne Absicht irgendetwas 
tut, was nach den Geboten des Ewigen 
nicht getan werden darf“ (22-26). Alle 
hier aufgezählten Sünden werden un-
bewusst (ִּב ָגש ָג -bischgaga) began/ה
gen und trotzdem schreibt die Tora ein 
Sündopfer vor.

Es stellt sich die grundsätzliche Frage, 
warum eine Person, die unwissentlich 
gesündigt hat, ein Opfer bringen soll. 
Schließlich handelt es sich nicht um 
eine Person, die absichtlich etwas Bö-
ses getan hat und bestraft werden muss, 
sondern um eine Person, die etwas tut, 
sei es aus Vergesslichkeit oder aus Ver-
sehen, von dem sie später feststellt, dass 
es verboten war. Warum bestraft die 
Tora eine solche Person? Welche Lo-
gik steckt dahinter, von einer Person, 
die unwissentlich gesündigt hat, ein 
Opfer zu verlangen? Viele Rabbiner ha-
ben diese Frage diskutiert. Einige ihrer 
Ansichten zu diesem Thema werden im 
Folgenden dargestellt.

In 4:2 lesen wir: „Wenn eine Person 
(wörtlich: Nefesch/Seele) ohne Absicht 
gegen eines von den Geboten des Ewi-
gen sündigt und irgendetwas tut, was 
nach den Geboten des Ewigen nicht ge-
tan werden darf…“ Nachmanides (geb. 
1194 Gerona, gest. 1270 Akko) kom-
mentiert diesen Vers wie folgt:

a der Denkprozess in der Seele statt-
findet und sie es ist, die den Fehler be-
geht, spricht die Schrift hier von Nefesch 
(Seele). Der Grund für die Opfergaben 
für die irrende Seele liegt darin, dass 
alle Sünden, auch die unbewusst be-
gangenen, einen gewissen „Fleck“ auf 
der Seele hinterlassen und einen Makel 
darstellen, und dass die Seele nur dann 
würdig ist, vom Angesicht ihres Schöp-
fers empfangen zu werden, wenn sie von 
allen Sünden rein ist. Wäre dies nicht 
der Fall, würden alle Narren der Welt 
es verdienen, vor Ihn zu treten. Deshalb 
bringt die irrende Seele ein Opfer dar, 
durch das sie würdig wird, zu Gott zu 
kommen, der sie gegeben hat. Deshalb 
spricht die Schrift hier von Nefesch 
(Seele).“

Die Seele des Sünders reinigen
Nachmanides geht davon aus, dass 
alle menschlichen Handlungen auf das 
Denkvermögen zurückzuführen sind, 
das in der Seele wohnt. Auch wenn ein 
Mensch nicht die Absicht hatte zu sün-
digen und seine Sünde unwissentlich 
und unbeabsichtigt begangen hat, ist 
die sündige Handlung dennoch dem 
Denken des Menschen entsprungen 
(was wir heute als „Unterbewusstsein“ 
bezeichnen würden). Außerdem sind 
auch unbewusst begangene Sünden 
ein Schandfleck auf der Seele des Men-
schen. Das Opfer dient dazu, die Seele 
des Sünders zu reinigen und ihn auf die 
Nähe Gottes vorzubereiten, wenn seine 
Zeit gekommen ist, wie es geschrieben 

steht: „der Lebensgeist kehrt zurück zu 
Gott, der ihn gegeben hat“ (Prediger 
12:7).

Rabbiner Samson Raphael Hirsch 
(geb. 1808 Hamburg, gest. 1888 Frank-
furt a.M.) bietet eine andere Erklärung:

„Dem גגוש (unbewussten Sünder) 
liegt im Momente der הגגש (Unwis-
senheit) die Gesetzmäßigkeit seiner 
Handlungsweise nicht mit dem gebüh-
renden Ernste am Herzen, er ist in dem 
Augenblicke nicht ׳ה רבד לע דרח (zit-
tert nicht vor Gottes Wort), wie es der 
Prophet ausdrückt (Jes. 66:2). Eben in 
diesem Mangel an Achtsamkeit auf den 
gesetzentsprechenden Charakter seiner 
Handlungen liegt das Sündhafte des 
Irrtums…“

Im Gegensatz zu Nachmanides ver-
weist R. Samson Raphael Hirsch die 
unbewusst begangene Tat nicht auf das 
Unterbewusstsein, sondern betont das 
Element der Unachtsamkeit, die Ge-
fahr, unbedacht zu sein, nicht genügend 
auf jede seiner Handlungen zu achten. 
Obwohl der Zweck des Opfers dar-
in besteht, eine Sünde zu sühnen und 
eine unbewusst begangene Tat wieder-
gutzumachen, dient es einem anderen, 
nicht weniger wichtigen Zweck, näm-
lich eine Person dazu anzuhalten, Sün-
den mit größerer Sorgfalt zu vermeiden 
und bei allen Handlungen vorsichtig zu 
sein. 

Einen ähnlichen Ansatz verfolgt Rab-
biner David Zwi Hoffmann (geb. 1843 
Verbo, gest. 1921 Berlin):

„Nach der Tradition unserer Weisen 
gibt es zweierlei Arten von גגוש (unbe-
wusste Sünden), eine in Bezug auf das 
Gesetz oder den Inhalt des Gesetzes: 
die Person wusste nicht, dass dies ver-
boten ist. Die andere Art in Bezug auf 
die Tat: die Person wusste wohl, was 
das Gesetz verbietet, wusste aber nicht, 
dass sie mit dieser Tat gegen das Gesetz 
handle. Selbst ein גגוש (unbewusster 
Sünder) bedarf der Sühne, denn der 
Sünder hat es an der nötigen Vorsicht 

und Achtsamkeit fehlen lassen. Es wur-
de Israel geboten sich in Acht zu neh-
men, Vorsichtsmaßregeln zu treffen, 
dass sie den Weg Gottes nicht verfeh-
len. Es muss jeder seine Schritte vorher 
erwägen und dahin lenken, auf dass er 
stets auf dem Wege Gottes verbleibe“.

Unbewusste Sünde eine Art Nach-
lässigkeit
Rabbiner David Zwi Hoffmann geht 
in seinen Ausführungen von der glei-
chen Grundannahme aus wie Rabbiner 
Hirsch: dass die unbewusste Sünde in 
erster Linie auf mangelnde Aufmerk-
samkeit des Sünders zurückzuführen 
ist: entweder auf die Nichtbeachtung 
des Gesetzes oder auf die Nichtbeach-
tung der eigenen Handlungen. In jedem 
Fall ist die unbewusste Sünde eine Art 
Nachlässigkeit.

Nach der allgemeinen Aussage über 
die Sündopfer (Vers 2) geht die Tora auf 
die Sünden ein, die der „gesalbte Pries-
ter“ begangen hat. Die Sprache der Tora 
ist hier ungewöhnlich: „Sündigt der ge-
salbte Priester, so dass das Volk schuldig 
wird“. Was bedeutet es, „er sündigt, so 
dass das Volk schuldig wird“? Ibn Esra 
(geb. 1089 Toledo, gest. 1164 Rom) er-
klärt es so: Die Sünde des Hohepriesters 
bestand darin, dass er falsche Anwei-
sungen gab, die das Volk unwissent-
lich zur Sünde verleiteten. Mit anderen 
Worten: Der Hohepriester sündigte 
selbst, wenn auch versehentlich, indem 
er dem Volk falsche Anweisungen gab, 
die es befolgte. Diese Interpretation 
bürdet dem Hohenpriester eine größere 
Verantwortung auf: Wenn er nicht sehr 
vorsichtig ist, könnte er das ganze Volk 
in die Irre führen.

Sforno (geb. 1470 Cesena, gest. 1550 
Bologna) bietet eine ganze andere Er-
klärung, die genau das Gegenteil be-
sagt: Nicht der Priester ist die Ursache 
der Sünde, sondern das Volk, das durch 
seine Schuld ihn sündigen lässt; ähn-
lich heißt es in der Mischna (Berachot 

5:5): „Wenn der Betende irrt, ist es ihm 
ein schlimmes Vorzeichen. Ist er der 
Gemeinde-Vorbeter und irrt, ist es ein 
schlimmes Vorzeichen für die Gemein-
de.“ 

Sforno sagt, dass der Hohepriester 
wegen des Volkes gesündigt hat. Diese 
Aussage bürdet dem Volk eine enorme 
Verantwortung auf: Wenn das Volk 
nicht richtig handelt, trägt der Hohe-
priester die Schuld. Auf der anderen 
Seite wird nach Ibn Esra auch der Ho-
hepriester in die Verantwortung ge-
nommen: Es ist seine Aufgabe, das Volk 
zu führen, es zu warnen, damit es nicht 
sündigt. Hier wird eine klare wechsel-
seitige Botschaft vermittelt: Es gibt und 
kann keine Trennung zwischen dem 
Volk und seinen geistlichen Führern 
geben. Beide sind untrennbar mitein-
ander verbunden, die eine Seite ist ver-
pflichtet, Führung und Orientierung zu 
geben, die andere Seite ist verpflichtet, 
das Böse zu meiden. 

Wenn der Vers tatsächlich von der 
unwissentlichen Verfehlung des Volkes 
und nicht des Priesters spräche, dann 
wären die weiteren Verse überflüssig: 
„Vergeht sich aber die ganze Gemein-
de Israels, ohne dass die Versammlung 
es bemerkt… und werden schuldig“ 
(4:13). Unsere Weisen interpretieren 
den Vers so, dass er von einer Fehlent-
scheidung des Sanhedrins, des höchs-
ten Gerichts, handelt. Das Volk folgt 
dem Gericht und sündigt. 

Anders ist dieser Vers nicht zu erklä-
ren. Denn sündigte das Volk oder der 
größte Teil des Volkes, dann griffen die 
Gesetze des Einzelnen (4:27-35). Wenn 
z.B. die Gemeinde versehentlich den 
Schabbat bricht, müsste jeder Einzelne 
für sich ein Opfer bringen, da es prak-
tisch unmöglich ist, dass alle Einzel-
personen unwissentlich den Schabbat 
brechen, es sei denn, sie wurden von 
jemandem versehentlich irregeführt, in 
unserem Fall durch eine rechtswidrige 
Entscheidung des Sanhedrin.

Die Tora fordert auch bei einer unbewussten Sünde ein Sündopfer.
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Ki Tisa – Warum zerbracht Moses die Tafeln 
des Bundes?

Als Moses nach 40 Tagen vom Berg Sinai herabstieg und den wiedererwachten Götzendienst als auch die 
Ausschweifungen seines Volkes erblicken musste, zerschmetterte er die Vertragsurkunde zwischen Gott und 
Israel. Der Abschnitt Ki Tisa erklärt, warum ein Volk, das 400 Jahre in Sklaverei lebte und nur die Vielgötterei 

der Ägypter kannte, mit der Vorstellung eines einzigen körperlosen Gottes haderte.  (JR)
Von Rabbiner Igor Mendel Itkin

Moses stieg auf den Berg Sinai und 
blieb dort 40 Tage. Gott gab ihm 
Anweisungen, wie er das Stiftszelt 
bauen, wie er dort Opfer darbringen 
sollte und andere Einzelheiten. Zum 
Schluss erhielt Moses von Gott zwei 
Tafeln, auf denen die zehn Gebote 
eingraviert waren. Sie waren sozusa-
gen die Vertragsurkunde zwischen 
Gott und Israel. 

Während Moses auf dem Berg Si-
nai verweilte, standen die Israeliten 
um den Berg herum und beschlossen 
dann, ein goldenes Kalb aus Gold 
zu gießen und ihm zu opfern. Wie 
konnten sie so tief fallen? Schließlich 
haben die Israeliten so viele Wunder 
gesehen, wie die Spaltung des Meeres, 
die zehn Plagen, sie haben Gott die 
zehn Gebote verkünden hören, und 
jetzt beten sie ein Götzenbild an?

Monotheismus war Herausforde-
rung für Vorstellungsvermögen
Wir müssen verstehen: Diese Men-
schen haben ihr Leben lang als Skla-
ven in Ägypten gelebt. Und nicht 
nur sie, auch ihre Eltern, Großeltern 
und Urgroßeltern wuchsen in einer 
Kultur des Götzendienstes auf, mit 
einem Pantheon von Göttern und ih-
ren Tempeln. Jetzt, wo sie drei Mona-
te frei waren, sollten wir ihnen nicht 
verübeln, dass ein körperloser Gott 
für sie nur schwer zu begreifen war. 
Man könnte einwenden, die Israeli-
ten hätten gegen das Gebot versto-
ßen „Du sollst keine anderen Götter 
haben neben mir (Ex. 20:3)“, dieses 
Verbot haben sie von Gott persönlich 
erst kürzlich gehört, da hilft keine 
Rechtfertigung mit einer schwierigen 
Kindheit und mangelndem Vorstel-
lungsvermögen. Doch was genau die 
Israeliten verbrochen haben und was 
sie mit dem goldenen Kalb vorhat-
ten, ist alles andere als klar. Einerseits 
wollten sie mit dem goldenen Kalb 
nicht Gott, sondern Moses ersetzen, 
wie aus dem Vers hervorgeht: „Das 
Volk aber sah, dass Mose lange nicht 
vom Berg herabkam. Da versammelte 
sich das Volk um Aaron, und sie spra-
chen zu ihm: Auf, mache uns Götter, 
die vor uns herziehen. Denn dieser 
Mose, der Mann, der uns aus dem 
Land Ägypten heraufgeführt hat, wir 
wissen nicht, was mit ihm geschehen 
ist“ (Ex. 32:1). 

Ohne Moses' Führung war das 
Volk verzweifelt, das Kalb sollte nicht 
Gott, sondern Moses ersetzten und 
sie durch die Wüste führen, wie auch 
immer sie sich das vorstellten. Dass 
dies ihre Sünde war, ist die Position 
einiger Kommentatoren (Ibn Ezra, 
Ramban). Andere (Jehuda Halevi) 
meinen, dass sie Gott durch eine Sta-
tue veranschaulichen wollten, wie sie 
es aus Ägypten kannten und was in 
den Zehn Geboten nicht ausdrück-
lich verboten ist. Doch die Grenze, 
das goldene Kalb mit einer fremden 
Gottheit selbst zu verwechseln und es 
zu vergöttern, ist offensichtlich sch-

mal, und diese Gefahr ist einer der 
Gründe für das Verbot, Kultbilder 
oder Ähnliches zu schaffen. 

Den Israeliten erschien ihr Handeln 
jedenfalls nicht falsch. Sie waren noch 
nicht zu Monotheisten umerzogen 
worden. Aber Gott ging hart ins Ge-
richt mit seinem Volk und während 
die Israeliten unten Opfer darbrach-
ten, informierte Gott Moses über ihre 
sündigen Taten und seinen Wunsch, 
das Volk zu vernichten. Moses trat für 
das Volk ein, bat um Vergebung und 
Gott vergab: „Da reute es den Ewigen, 
dass er seinem Volk Unheil angedroht 
hatte“ (Ex. 32:14). Darauf stieg den 
Berg hinab, sah Volk und Kalb, zer-
brach die Tafeln, zerstörte das Kalb, 
mischte es mit Wasser und ließ es die 
Israeliten trinken.

Die Tafeln am Fuße des Berges 
zerschmettert
Warum brachte Moses die Tafeln vom 
Berg hinab, als er hörte, wie die Isra-
eliten gesündigt hatten und zerbrach 
sie im Lager? Es wäre angemessener 
gewesen, sie auf dem Berg zu lassen 
oder sie dort zu zerbrechen, denn das 
sündige Volk war es nicht wert, sie zu 
empfangen. Was nützte es, die Tafeln 
vom Berg herabzubringen, wenn er 
sie am Fuße des Berges zerschmettern 
würde? 

Die jüdischen Kommentatoren ge-
ben verschiedene Antworten: 1) Mo-
ses wurde zornig, als er sah, was vor 
sich ging, denn Sehen ist nicht wie 
Hören, und in seinem großen Zorn 
zerbrach er die Tafeln (Raschbam). 
Dem wird entgegengehalten, dass es 
einem Mann wie Moses nicht gut an-

steht, sich von seinen Gefühlen leiten 
zu lassen, schon gar nicht, wenn es um 
die heiligsten Dinge geht.  2) Es war 
ein demonstrativer Akt, der sich an Is-
rael richtete. Er tat dies, um ihnen die 
Schwere ihrer Sünde und das Ausmaß 
ihres Verlustes bewusst zu machen 
(Abarbanel). 3) Indem Moses die Ver-
tragsurkunde zerstörte, schützte er das 
untreue Volk vor dem Zorn Gottes, 
der von ihm betrogen wurde. 4) Moses 
hoffte, dass das Volk Buße tun würde, 
wenn es ihn mit den Tafeln herabstei-
gen sähe (Sforno). Doch man fragt sich 
bei dieser Erklärung, wann das Volk 
die Gelegenheit gehabt hätte, Buße zu 
tun, da er die Tafeln zerbrach, sobald 
er sich dem Lager näherte.

Rabbiner Dr. Menahem Ben-Jaschar 
(geb. 1924 Berlin, gest. 2022 Jerusa-
lem) machte folgende Beobachtung:  
In der Beschreibung der Einweihungs-
feier des Goldenen Kalbes heißt es: 
„Sie opferten Brandopfer und brach-
ten Heilsopfer dar, und das Volk setzte 
sich, um zu essen und zu trinken. Dann 
standen sie auf, um sich zu vergnügen 
(letzahek)“ (Ex 32:6). Sowohl in der 
rabbinischen Literatur wie auch in der 
modernen Bibelwissenschaft wird das 
Wort letzahek (vergnügen, lachen) mit 
sexueller Zügellosigkeit in Verbindung 
gebracht, die im alten Vorderen Orient 
tatsächlich mit religiösen Feiern, vor 
allem Fruchtbarkeitsriten, einherging 
und bei denen die Figur des Kalbes 
für die Fruchtbarkeit der Natur stand. 
Das sah Moses, als er vom Berg her-
abkam. Joschua, sein Gehilfe, traf ihn 
am Berghang, hörte Schreie aus dem 
Lager und deutete sie entsprechend 
seiner früheren Kriegserfahrung: „Im 

Lager ist Kriegslärm“ (Ex. 32:17). Mo-
ses korrigierte ihn: „Das klingt nicht 
wie ein Siegeslied und auch nicht wie 
ein Klagelied; ich höre einen anderen 
Gesang“. Das sah Mose, als er sich dem 
Lager näherte: „als er sich dem Lager 
näherte, sah er das Kalb und die Rei-
gentänze“ (Ex 32,19). Moses sah das 
Kalb, von dem er bereits wusste, und 
den Tanz, von dem er nichts wusste, 
weil er erst vor seinen Augen begann. 
Es waren die orgiastischen Tänze der 
sexuellen Ausschweifung, die ihn ver-
anlassten, die Tafeln zu zerschlagen. 
Er entdeckte nicht nur theologische 
Verirrungen bei den Israeliten, son-
dern auch ein damit einhergehendes 
verdorbenes Sexualverhalten. 

Wir können das Volk verstehen: Ein 
Volk von Sklaven, das vom Joch der 
harten Arbeit befreit worden war und 
dem ein Fest in der Wüste verspro-
chen worden war, feierte nun ein Fest 
des unersättlichen Essens und Trin-
kens und der völligen Zügellosigkeit. 
Daran zerbrach Moses, und auch die 
Tafeln des Bundes, die Vertragsur-
kunde zwischen Gott und Israel, zer-
brachen. 

Die Weisen verglichen die von Mo-
ses befohlene Handlung, die Israeli-
ten Wasser trinken zu lassen, das mit 
der Asche des verbrannten Kalbes 
vermischt war (Ex. 32:20), mit dem 
Ritual einer untreuen Frau (Sota): 
Die Frau war ihrem Mann untreu, die 
Israeliten ihrem Gott.  Beiden Ritu-
alen liegt ein Element sexueller Aus-
schweifung zugrunde. Moses brauch-
te weitere vierzig Tage des Flehens 
(Deut. 9:18-19), um für diese doppel-
te Sünde Sühne zu erbitten.

Nicolas Poussin: Die Anbetung des Goldenen Kalbes (1633–1634)
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„Mit der Wahrheit den Verstand erleuchten”- Zum Tode 

von Sally Perel, der „Hitlerjunge Salomon”
Salomon Perel überlebte den Holocaust quasi „in der Haut des Feindes“. Sally konnte seine jüdische Identität 
vor den Nationalsozialisten verbergen und sich als „Volksdeutschen“ ausgeben. Seine Autobiographie „Hitler-
junge Salomon“ wurde zum Bestseller und erzählt über seine Zeit in der Hitlerjugend und als Dolmetscher der 

Wehrmachst. Mit 97 Jahren starb Sally in seinem Haus in Israel. (JR) 
Von Julian M. Plutz

“Du sollst leben!” waren die letzten 
Worte, die Salomon “Sally” Perel von 
seiner Mutter hörte. Sie würden für den 
damals 14-jährigen Juden immer im 
Gedächtnis bleiben. Mehr noch: Für 
ihn waren die Worte Ansporn, am Le-
ben zu bleiben und eine Entscheidung 
zu treffen, die, wäre sie nicht wahr, sich 
kein Drehbuchautor sich trauen würde, 
niederzuschreiben. Sally wurde 1925 
in Peine als Sohn eines Rabbiners ge-
boren. Seine Kindheit in der nieder-
sächsischen Stadt schien zunächst un-
beschwert. Doch wie in vielen Orten 
Deutschlands und Europas hatte der 
Antisemitismus auch dort eine lange 
Historie. Zwar existiert in Peine bereits 
seit dem Mittelalter jüdisches Leben, al-
lerdings durften sie sich nicht innerhalb 
der Stadtmauer ansiedeln, ein Ort, bei 
dem sie geschützt hätten leben können. 

Und so ist es kein Zufall, dass der erste 
urkundlich erwähnte Jude, Sloman Fan 
Peine im 13. Jahrhundert aufgrund der 
Verfolgung erwähnt wurde. Ab 1457 
wurden die Juden dann systematisch 
vertrieben, unter anderem aus dem 
Hochstift Hildesheim, sodass kein Jahr 
später in Peine kein Jude mehr lebte. 
Erst mehr als 150 Jahre später erlaubte 
man Juden das Wohnrecht im Stadtge-
biet. Langsam entwickelten sich zarte 
Strukturen. Gemeinden wurden ge-
gründet, wie auch eine jüdische Schule. 
Am Ende des 17. Jahrhunderts lebten 
dort etwa 140 Juden. Doch das Zusam-
menleben mit den Christen lief alles 
andere als konfliktfrei. So wurde immer 
wieder von Schändungen von jüdischen 
Friedhöfen berichtet. Etwas, was sich 
bis heute nicht geändert hat.

Mutter und Vater überlebten den 
Holocaust nicht
1833 wohnten 211 Juden in Peine, 133 
auf dem Damm und bereits 78 in der 
Stadt. Das Magistrat betrachtete dies 
als Bedrohung. Gerade christliche 
Kaufleute sorgten sich um ihr Geschäft. 
So bestünde die Gefahr, dass die “Han-
delsstraße” bald zur "Judenstraße" wer-
de und “die Juden die herrschende, die 
Christen die dienende Nation” werden 
könnten. Also legte die Kaufmannsgil-
de immer wieder Einspruch gegen wei-
tere Ansiedlungen jüdischer Kaufleute 
im Stadtgebiet ein. Dies hatte zur Folge, 
dass im Jahr 1900, 25 Jahre vor der Ge-
burt von Sally Perel, lediglich rund 130 
Juden in Peine lebten. Noch 1920, zur 
Einweihung des Gedenksteins für die 
jüdischen Gefallenen im Ersten Welt-
krieg, ahnte kaum jemand, wie düster 
sich die Geschichte entwickeln würde 
und zu welchen Taten die Deutschen in 
der Lage waren.

Fünf Jahre später erblickte Sally das 
Licht der Welt. 1935 musste er mit an-
sehen, wie die Nazis das Schuhgeschäft 
der Familie verwüsteten. Es galt längst 
ein organisierter Boykott sämtlicher jü-
discher Geschäfte, Ärzte und Rechtsan-
wälte, der viele in den Ruin trieb. Lan-
ge vor der Reichspogromnacht sahen 
sich die beiden größten Kaufhäuser in 
Peine, “Spiegelberg” und "Brunsviga" 
gezwungen, ihr Geschäft zu verkaufen. 

Den 10. November 1938 erlebte Sally 
nicht mehr in Peine, da seine Familie 
bereits drei Jahre zuvor nach Polen floh. 
Dort waren die Perels zunächst sicher. 

Doch die Sicherheit hielt nicht lange 
an. 1939 marschierte die Wehrmacht 
in Polen ein. Seine Eltern reagierten 
prompt und schickten ihn in Richtung 
Sowjetunion. Mutter und Vater Perel 
überlebten den Holocaust nicht. In der 
Nähe von Minsk, der heutigen Haupt-
stadt von Weißrussland wurde Sally 
schließlich von der Wehrmacht verhaf-
tet. “Mir war klar, wenn ich die Wahr-
heit sage, werde ich erschossen”, sagte er 
Jahrzehnte später in einem Interview. 
Also gab er sich als sogenannter Volks-
deutscher aus und nannte sich Josef Pe-
rel. “Ich weiß nicht wieso”, so Salomon, 
“aber die Soldaten haben mir geglaubt. 
Allen anderen wurden die Hosen he-
runtergezogen. Wer beschnitten war, 
wurde getötet.”

Die Nazi-Indoktrination
Josef, genannt Jupp, konnte sich als 
deutsch-russischer Übersetzer im Jahr 
1941 beweisen. Er blieb unauffällig, 
musste aber stets mit der Angst leben, 
entdeckt zu werden. Kurze Zeit später 
musste er an die Front. In einer intimen 
Situation wurde von einem Kamera-
den seine wahre Identität entdeckt, da 
dieser als Homosexueller Interesse an 

Sally hatte. Doch statt ihn zu verraten, 
versicherte er, seine Tarnung nicht auf-
fliegen zu lassen und es entwickelte sich 
eine tiefe Freundschaft. 

Nach zwei Jahren Wehrmacht kam 
er zurück nach Deutschland, da ihn der 
Hauptmann von Münchow adoptieren 
wollte. Er sorgte auch dafür, dass er die 
Akademie für Jugendführung der Hit-
lerjugend in Braunschweig besuchen 
konnte. Diese Schule galt als höchste 
Schulungseinrichtung der Nationalso-
zialisten zur Ausbildung des Führungs-
nachwuchses für die Hitlerjugend. Hier 
wurde er indoktriniert, was er Jahre 
später offen zugab. Perel: “Sogar ich als 
Jude bin Opfer des völkischen Denkens 
geworden”, sagte er in einem Interview 
mit dem Spiegel. “Diese Ideologie war 
so überzeugend. Als ich damals in der 
Klasse mit den anderen Jugendlichen 
saß, fing ich an, daran zu glauben. Ich 
wurde mein Feind.”

Die Nazi-Indoktrination hatte sich 
so stark in seinem Unterbewusstsein 
verankert, dass er sie bis zu seinem Tod 
nicht mehr los wurde. “Ich reagiere 
manchmal als Nationalsozialist." Wenn 
in einem Film eine Hakenkreuzfahne 
erscheint und die Soldaten marschie-
ren, da kommt bei mir - beim Hitlerjun-
gen Jupp, der ich mal war - eine warme 
Nostalgie hoch. Ich marschiere mit. 
Und erst danach kommt Sally, der auch 

Teil von mir ist, und sagt: "Nein, da ma-
che ich nicht mit."

In Israel fanden sich die Überle-
benden der Familie wieder
1943 absolvierte er eine Ausbildung 
zum Werkzeugmacher bei Volkswagen. 
Auch hier hatte er Glück im Unglück. 
Die Ausbildung galt als Prestigeprojekt 
der Nazis und sollte die zukünftigen 
Facharbeiter auch zu Führungspersön-
lichkeiten in der Gesellschaft machen. 
Neben der handwerklichen Ausbildung 
erhielten sie auch ideologische und 
militärische Schulungen. Vor seinen 
Kollegen musste er nach wie vor seine 
Identität verbergen. “Ich überlebte in 
der Haut des Feindes”, so Sally. Die Mit-
schüler beneideten ihn um seine Fron-
terfahrungen. Er war beliebt. Doch die 
Angst, enttarnt zu werden, blieb. Am 
Tage war er Josef “Jupp”, nur nachts, 
wenn alle schliefen, durfte er der jüdi-
sche Junge Salomon  sein. 

Im Jahre 1948 ging Sally, wie viele an-
dere Juden, in den frisch gegründeten 
Staat Israel. Seine beiden Brüder leb-
ten bereits dort. Die Eltern, sowie seine 
Schwester, fielen der Shoa zum Opfer. 
In Israel merkte er rasch, dass seine 
Geschichte nicht nur auf Gegenliebe 
stieß. Dort galt es als problematisch, 
wenn Juden mit den Nazis kooperiert 
haben. Darum sagte er meistens, wenn 
er gefragt wurde, wie er in Deutsch-
land überleben konnte, er habe einen 
gefälschten Ausweis gehabt. „Das war 
nicht ganz die Wahrheit und dennoch 
nicht gelogen“, sagt er einmal etwas 
augenzwinkernd im Rückblick auf die 
Geschichte. 

Sallys Strahlkraft wird fehlen
Erst viel später, 1984, befasste er sich 
intensiv mit seiner Geschichte und 
schrieb diese auf. “Hitlerjunge Salo-
mon” wurde zum Bestseller, die Ver-
filmung ein großer Erfolg. Seitdem 
besuchte Sally regelmäßig Schulen in 
Deutschland. “Die Zeitzeugen sind 
die besten Geschichtenerzähler”, sagte 
er mit fast 90 bei der Fernsehsendung 
Markus Lanz. “Die Schüler sind fan-
tastisch. “Das deutsche Schulwesen tut 
sehr viel. Manchmal kommen Schüler 
mit Tränen und bitten bei mir um Ver-
zeihung. Da fange ich auch an zu wei-
nen. Aber ich habe der deutschen Ju-
gend nichts zu verzeihen. Schuld erbt 
man nicht. Ich will nicht Schuldgefüh-
le wecken, sondern mit der Wahrheit 
den Verstand erleuchten.”

Mit Sally Perel verliert die Welt ei-
nen weiteren Überlebenden der Sho-
ah. Seine Strahlkraft und sein positi-
ves Gemüt werden fehlen. Mit seiner 
Geschichte als “Hitlerjunge Salo-
mon” hat er im wahrsten Sinne des 
Wortes Geschichte geschrieben. Auf 
die Frage, ob er gerne in Deutschland 
sei, antwortete er dem Spiegel: "Ja, 
Deutschland blieb doch immer mein 
Mutterland, trotz Hitler, trotz Ausch-
witz". Hier bin ich geboren, hier habe 
ich die Kindheit erlebt. Ich komme 
gerne nach Deutschland, und mein 
Hauptinteresse sind bei diesen Besu-
chen die jungen Leute. "An die wende 
ich mich mit meiner Geschichte.”

Salomon „Sally“ Perel überlebte den Holocaust, indem er seine jüdische Identität verborgen hielt. 
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